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Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht. 


Wir leben in einer Zeit der Zeitschriften. Auf allen Wissens- 
gebieten sehen wir sie entstehen oder sich entfalten. Die deut- 
sche Wissenschaft des Kirchenrechts zeigt dieses Bild in der 
Gründung der kanonistischen Abteilung der Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung und in der Entwicklung des Archivs für ka- 
tholisches Kirchenrecht. Auch die Deutsche Zeitschrift für 
Kirchenrecht hat sich dem modernen Drängen nicht verschlos- 
sen und versuchte schon unter ihrer jetzigen Redaktion, die 
von Dove und Friedberg gezogenen Grenzen zu erweitern. Wenn 
nicht alle Anzeichen trügen, dürfen wir erwarten, daß die 
Kirchenrechtswissenschaft in Deutschland einer neuen Blüte- 
zeit entgegengeht, wir sehen schon jetzt, daß kirchenrechtliche 
und kirchenpolitische Probleme sich mehr und mehr Bedeutung 
und Interesse erobern. 

Daraus ergibt sich für unsere Zeitschrift die Pflicht, aus 
ihrer Zurückhaltung und Begrenzung herauszutreten und einen 
den Forderungen der Zeit entsprechenden Ausbau ins Werk 
zu setzen, damit die von ihr vertretene wissenschaftliche Rich- 
tung in gebührender Weise zur Geltung kommt. 

Als freies Feld bietet sich vorweg das geltende evangelische 
Kirchenrecht, hauptsächlich das der evangelischen Kirchen in 
Deutschland und das reformierte Kirchenrecht der Schweiz, 
für deren Erforschung noch unendlich viel zu tun ist. Damit 
verbindet sich das Sonderziel, die evangelischen Theologen für 
das Kirchenrecht zu gewinnen. Es besteht eine geradezu ver- 
hängnisvolle Abkehr der evangelischen Theologen vom Kirchen- 


ia | 


recht. Das erklärt sich historisch; nun muß aber endlich die 
Erkenntnis Allgemeingut werden, daß die geistliche Amtsführ- 
ung nur dann vollkommen sein kann und daß die Theologen 
nur dann ein volles Verständnis für das Sein und Werden ihrer 
Kirche und anderer Glaubensgemeinschaften haben können, 
wenn sie kirchenrechtlich geschult sind. Wir müssen so weit 
kommen, daß jeder Theologe von Grund aus Kirchenrecht stu- 
diert und sich fortlaufend mit Kirchenrecht beschäftigt. Theo- 
logie und Kirchenrecht gehören zusammen. 

Auf anderen Arbeitsgebieten begegnen wir den genannten 
Zeitschriften. Die von ihnen der Deutschen Zeitschrift für 
Kirchenrecht entbotene »freundnachbarliche Gesinnung« findet 
bei dieser vollen Widerhall. Eine gewisse Gemeinsamkeit des 
Arbeitsbereiches steht damit nicht im Widerspruch und macht 
auch keine der drei Zeitschriften überflüssig. Das ist ohne wei- 
teres verständlich im Verhältnis zur Savigny-Zeitschrift, die sich 
dem geltenden Rechte grundsätzlich verschließt. Sie kann den 
gewaltigen Stoff der Kirchenrechtsgeschichte allein in abseh- 
barer Zeit nicht bewältigen, und dazu kommt, daB bei der 
starken historischen Bedingtheit des Kirchenrechts keine kirchen- 
rechtliche Zeitschrift die historische Forschung aus ihrem Hause 
weisen kann. 

Aber auch die Heranziehung des katholischen Kirchenrechts 
ist leicht begreiflich. Das Archiv für katholisches Kirchenrecht 
will eine katholische Zeitschrift sein. Ihr verdienter Heraus- 
geber sagt in dem kürzlich wieder formulierten Programm: 
»Es ist selbstverständlich, daß das offene Bekenntnis des ka- 
tholischen Glaubens und das ehrerbietige Verhalten gegenüber 
der kirchlichen Autorität Pflicht- und Ehrensache dieser katho- 
lischen Zeitschrift sein werden.ce Demgegenüber betrachtet es 
die Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht als ihre Aufgabe, die 
Erforschung des katholischen Kirchenrechts in vollster wissen- 
schaftlicher Freiheit zu pflegen. 

Mit der gleichen Selbständigkeit tritt unsere Zeitschrift an 
einen dritten Aufgabenkreis heran: wenn sie, modern im guten 
Sinn des Wortes, im Strome des Lebens und Geschehens stehen 
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will, so muß sie ihren Beruf auch darin erblicken, die Gegen- 
warts- und Zukunftsprobleme berichtend vor Augen zu führen 
und wissenschaftlich zu klären, sie muß an der Entwicklung 
positiv mitarbeiten und darf nicht davor zurückschrecken, die 
aktuellen Fragen des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik zu 
erörtern. Kirchenrechtskritik und -politik bedürfen dringend 
der wissenschaftlichen Pflege, hier liegen für Gegenwart und 
Zukunft wichtige Aufgaben, an die objektiv und sachlich heran- 
zutreten ist kraft Kenntnis der geschichtlichen Entwicklung 
und unter Beherrschung des geltenden Rechts. Daß damit nicht 
ein Gemenge von Recht und Politik oder gar ein politisch be- 
dingtes Kirchenrecht gemeint ist, braucht kaum betont zu wer- 
den. Die klare, scharfe Scheidung von Recht und Politik ist 
ein selbstverständliches Grundgesetz. 

Diesen Arbeitsgebieten wird die Zeitschrift in der Weise 
gerecht werden, daß sie ihren Inhalt in folgende Abteilungen 


gliedert : 
I. Abteilung: Abhandlungen und kleinere Beiträge. 
II. er Berichte über die kirchenrechtlich und 
kirchenpolitisch wichtigen Vorgänge 
in den Kulturstaaten und der Kurie. 
m. > Literaturberichte. 
IV. = Aktenstücke. 
V, 5 Rechtsprechung. 


Die Neuordnung wird im Laufe dieses Jahres durchgeführt 
werden und von 1915 ab voll in Kraft treten. Mit diesem Zeitpunkte 
wird der mitunterzeichnete Professor Dr. Ruck in Basel in die 
Redaktion eintreten, und zwar für die zweite bis fünfte Abteil- 
ung, während der bisherige Herausgeber die Redaktion der 
ersten Abteilung behalten wird. -— Die geschätzien in- und aus- 
ländischen Mitarbeiter bleiben uns treu, und weitere zu gewin- 
nen, wird uns hoffentlich gelingen. 


Es handelt sich in Kirchenrecht und Kirchenpolitik um 
Großes und Wichtiges, um Kulturgüter ersten Ranges. Denken 
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wir nur an die Zukunft der Kirchen, an das Mein und Dein 
zwischen Staat, Kirche und moderner Kultur. | 

Möge unser Plan auf guten Boden fallen, möge er allen, 
die es angeht, in’s Gewissen reden, daß es ihre Pflicht ist, zu 
helfen und mitzuwirken ! Alle politischen und theologischen 
Richtungen, alle Konfessionen können zu Worte kommen; einzige 
Voraussetzung ist Wissenschaftlichkeit. 

Jede Anregung für den Ausbau der Zeitschrift, jede wissen- 
schaftliche Mitarbeit ist willkommen. 


Dr. Erwin Ruck Geheimer Hofrat Dr. Sehling 
ord. Professor der Rechte ord. Professor der Rechte 
in Basel. in Erlangen. 


Der Verleger 
Dr. Paul Siebeck 
in Firma J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen. 


April 1914. 


I. Abhandlungen. 


Religiöse Kindererziehung nach sächsischem Recht. 
Von 


Dr. jur. Erwin Jacobi, 


Privatdozenten an der juristischen Fakultät der Universität Leipzig. 


(Fortsetzung.) 


8 4. Religiöse Kindererziehung bei gleicher Konfession der Eltern. 


I. Kinderungemischter Eben. 

Nach den in $ 3 gegebenen Ausführungen sind in Sachsen 
unter ungemischten Ehen zu versteben Ehen zwischen 

zwei evangelisch-lutherischen oder 

zwei reformierten oder 

einem evangelisch-lutberischen und einem reformierten oder 

zwei römisch-katholischen oder 

zwei deutsch-katholischen Glaubensangehörigen. 

Für die religiöse Erziehung der Kinder solcher Ehen ist eine 
ausdrückliche Bestimmung nicht gegeben, jedoch haben einzelne 
Rechtssätze die Regelung dieser Fälle in einem ganz bestimmten 
Sinne zur Voraussetzung; so wenn es in $ 58 des Mandats vom 
19. Februar 1827, die Ausübung der katholisch-geistlichen Ge- 
richtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden, und die Grundsätze zu 
Regulierung der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und 
evangelischen Glaubensgenossen betreffend, heißt: 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 1. 1 
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Im Betreff des Schulunterrichtes sind an Orten, wo eg sowohl katho- 
lische als evangelische Schulen gibt, die Kinder katholischer Eltern durch- 
aus an jene, die Kinder evangelischer Eltern aber ebenso an diese zu ver- 
weisen. Unter keinem Vorwande dürfen an solchen Orten Kinder katho- 
lischer Eltern in die evangelische Schule und die Kinder evangelischer Eltern 
in katholische Schulen aufgenommen werden; 
oder wenn das Gesetz vom 1. November 1836 verfügt: 

$ 12. Hört eine Ehe durch Uebertritt des einen Teils auf. eine gemischte 
zu sein, so haben die Eltern die Freiheit, ıhre Kinder in der ihnen nun 
gemeinschaftlichen Konfession zu erziehen, auch wenn dieselben bisher 
einen andern Religionsunterricht erhalten hätten. 

$ 13. Wenn hingegen durch einseitigen Uebertritt des einen Teils eine 
Ehe erst zu einer gemischten wird, so ist dieser Uebertritt auf die bis 
dahin geborenen Kinder ohne allen Finfluß, und es darf auch durch Ueber- 
einkunft nichts hierinnen abgeändert werden. 

Auch die später geborenen Kinder werden in derjenigen Konfession 
erzogen, welcher beide Eltern vorher angehört haben, insofern dieselben 
nicht nach $ 7 eine Uebereinkunft unter sich treffen. 


Hieraus ist zweifelsfrei zu schließen, daß die Kinder ungemisch- 
ter Ehen in dem gemeinsamen Bekenntnis der Eltern erzogen 
werden müssen, ohne daß Abweichendes — nicht einmal im Wege 
ausnahmsweiser ministerieller Befreiung! — verfügt werden 
könnte?. Bei Kindern aus Ehen zwischen lutherischem und re- 
formiertem Ehegatten bedeutet das sinngemäß”? notwendige 


ı 8 49 des Gesetzes vom 18. Juni 1898, die Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vom 18. Aug. 1896 und des Einführungsgesetzes zum BUüB. von 
demselben Tage betr., sieht solche Befreiungen nur vor hinsichtlich der 
(ausdrücklichen) Bestimmungen des Ges. v. 1. Nov. 1836. 

2 So auch v. Weber, Systematische Darstellung des im Königreiche Sach- 
sen geltenden Kirchenrechts ?, II Leipzig 1845, S. 93. — v. Zobel, Säch- 
sisches Recht über die religiöse Erziehung der Kinder christlicher Eltern 
in den Schulen, Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung zunächst für 
das Königreich Sachsen, Neue Folge, X 1850, S. 353. — Schmidt (o. 
Bd. XXIII S. 282 Anm. 3) S. 306 ff. — Güttler (o. S. 283 Anm. 1) S. 162, 
— v.Seydewitz-Böhme (o.$. 286 Anm. 2)S.418. — v. Montgelas 


(0. S. 278 Anm. 1) S.68f. — v.d. Mosel (o. S. 286 Anm. 3) S. 510. 
Ebenso das Kultusministerium in der o. S. 285 Anm. 1 zitierten Entscheidung. 
Anders Fricker (o. S. 192 Anm. 3) S. 67 ff. — Kämper (o. S. 279 


Anm. 3) S. 290 ff. und Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 376 ff. Hierüber e. u. 
unter IV, S. 17 ff. 
® So auch Kloßa.a. O. S. 382. 


Jacobi, Religiöse Kindererziehung nach sächsischem Recht. B 


Erziehung entweder in der lutherischen oder in der refor- 
mierten Konfession. 

Von dieser rechtlichen Festlegung der Konfession für Kin- 
der ungemischter Ehen gibt es nur eine Ausnahme, die mit $ 6 
des Gesetzes vom 26. April 1873 betreffend das Volksschulwesen 
ın Zusammenhang steht. 

Hier heißt es nämlich: 

An Orten, in welchen sich Einwohner verschiedener Glaubensbekennt- 
nisse befinden und für die Angehörigen der Konfession der Minderzahl 
innerhalb des Schulbezirkes eigene, den Schulen der Konfession der Mehr- 
zahl gleichstehende Schulanstalten bestehen, haben die schulpflichtigen 
Kinder die Schule ihrer Konfession zu besuchen. 

Besteht aber für die Angehörigen der Konfession der Minderzahl keine 
besondere Schule in Schulbezirke, so sind die schulpflichtigen Kinder der- 
selben zum Besuche der öffentlichen Ortsschule verpflichtet. Doch sind 
sie, unter entsprechender Ermäßigung des Schulgeldes, von der Teilnahme 
an dem in dieser erteilten Religionsunterrichte befreit. 

Für den Religionsunterricht im eigenen Bekenntnisse dieser Kinder ist 
in einer von der Vertretung der betreffenden Religionsgesellschaft für aus- 
reichend erachteten Weise zu sorgen und darüber, daß es geschehen, Zeug- 
nis beizubringen. Ist jedoch dazu keine Gelegenheit vor- 
banden, so können, aufAntrag derEltern, Kinder bis 
zum zwölften Lebensjahre auch am Religionsunter- 
richteineranderen Konfession, alsderjenigen, in wel- 
cher sie zuerziehen sind, teilnehmen. 

Es wird damit unter der Voraussetzung des Notstands!, 


daß für die Erteilung des Religionsunterrichts in der eigenen 
Konfession des Kindes an seinem Schulorte keine Gelegenheit ge- 
boten ist?, den Eltern bzw. dem Erziehungsberechtigten ® die 


ı „Notstand“ nennt es auch eine VO. des Kult-Min. v. 17. Nov. 1888 
bei v. Seydewitz-Böhme (o. S. 286 Anm. 2) S. 22. 

* Diese wichtige Voraussetzung wird bei v. d. Mosel (o. S. 286 
Anm. 2) S. 512 Sp. 1 weggelassen, andererseits die ganze Bestimmung des 
8 6 Volksschulges. nur auf Kinder aus gemischten Ehen bezogen. Die Vor- 
aussetzung des Notstanda fehlt auch bei Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 378 
unten. 

s Verordnung des Kultusministeriums vom 25. Aug. 1874 zur Ausfüh- 
rung des Gesetzes vom 26. April 1873, betreffend das Volksschulwesen. 
8 15 Abs. II: 

Bei Meinungsverschiedenheit der Eltern über die im Gesetze nach- 
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Möglichkeit eröffnet, das Kind am Religionsunterrichte einer an- 
dern Konfession teilnehmen zu lassen. Das allein bedeutet noch 
nicht eine religiöse Erziehung in dieser anderen Konfession: Das 
Kind wird in seiner vom Recht festgelegten Konfession erzogen, 8 
genießt nur als Religionsunterricht mangels anderer Gelegenheit den 
einer ihm fremden Konfession; und es ist ausdrücklich vorge- 
schrieben, daß der Religionsunterricht in solchen Fällen unter 
tunlichster Schonung der konfessionellen Gefühle des anders- 
gläubigen Kindes vor sich gehen! und nicht über das 12. Le- 
bensjahr des Kindes ausgedehnt werden soll ?. 

Hier greifen aber nun andere Bestimmungen ein, in denen 
der bereits oben gekennzeichnete Grundsatz von der Stetigkeit in 
der religiösen Erziehung des Kindes seinen Ausdruck findet. Es 
ist unerläßlich, diese Bestimmungen, die speziell gefaßt, aber sehr 
ausdehnend interpretiert worden sind, zunächst in ihrer ursprüng- 
lichen Bedeutung klarzulegen. 

Das wiederholt zitierte für die gemischten Ehen grund- 
legende Gesetz vom 1. November 1836 gestattet Vereinbarungen 
über die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen im allgemeinen nur, solange das Kind nicht das 6. Lebens- 
jahr vollendet hat ($ 8). Dagegen anerkennt es eine Reihe von 
Tatbeständen, wo auch nach diesem Zeitpunkte ein Wechsel in 
der Konfession des Kindes eintreten kann. Es sind das die zum 
Teil nicht mehr praktischen Fälle, daß Kinder vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes in einer den Vorschriften des Gesetzes nicht 
entsprechenden Konfession erzogen worden sind ($ 9 I—II)?, daß 


gelassene Teilnahme der Kinder einer anderen Konfession am Religions- 
unterrichte der Ortsschule bis zum 12. Lebensjahre entscheidet der Vater 
($ 1802 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). Sind die Eltern oder ein Teil der- 
selben verstorben, so ist diese Teilnahme auf Antrag desjenigen, welchem 
die Sorge für die Erziehung der Kinder obliegt, zu gestatten. Bei unehe- 
lichen Kindern genügt der Antrag der Mutter, und nach deren Tode der 
Antrag der Erzieher. 

ıv.Seydewitz-Böhme a. a. O0. S, 22. 

2 Volksschulges 861 a. Es. 0. S. 3. 

8 Nur auf die Fälle des $ 9 Abs. III bezieht sich $ 18; für $ 9 Abs. IV 
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der Vater die Erziehung des von ihm außer der Ehe erzeugten 
Kindes selbst übernimmt ($ 10), daß uneheliche Kinder durch 
nachfolgende Ehe legitimiert werden ($ 11), daß eine Ehe durch 
Uebertritt eines Teiles aufhört, eine gemischte zu sein ($ 12), 
daß ein Kind adoptiert wird ($ 16), endlich auch die später durch 
das Volksschulgesetz $ 6 III ersetzte Notstandsausnahme, daß beim 
Mangel eines Religionsunterrichts in der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Konfession der Erziehungsberechtigte von der Obrigkeit 
ermächtigt werden kann, das Kind in einer anderen als der gesetz- 
lich bestimmten Konfession durch „Teilnahme am Religionsunter- 
Tichte in der Ortsschule“ unterweisen zu lassen ($ 17). 

Für diese Fälle eines bei gemischten Ehen denkbaren Re- 
ligionswechsels noch nach vollendetem 6. Lebensjahre des Kindes 
bestimmt nun $ 18 als zeitliche Grenze, nach deren Ueberschrei- 
tung ein Wechsel auch in solchen Ausnahmefällen nieht mehr 
statthaft ist, das vollendete 10. Lebensjahr: 


$ 18. In den Fällen, von welchen oben $$ 9, 10, 11, 12, 16 und 17 ge- 
handelt wird, findet hinsichtlich derjenigen Kinder, welche einmal das zehnte 
Jahr ihres Alters vollendet, und bis dahin gleichmäßig! in der einen oder 
anderen Konfession Unterricht erhalten haben, ein Wechsel der Konfession 
nicht mehr statt. 


Nun bringt das Volksschulgesetz in $ 6 Ill eine neue, weit 
allgemeinere Fassung der vorher durch $ 17 des Gesetzes vom 
1. November 1836 geregelten Notstandsausnahme, eine Fassung, 
die gleichzeitig den Charakter der ganzen Ausnahme verändert: 
$6 III a. a. O. bezieht sich auf alle?, nicht nur auf die Kinder 
gemischter Ehen und setzt an die Stelle der religiösen Er- 
ziehung in der anderen Konfession die bloße Teilnahme 
(s. u. S.42f.) kommt $ 18 nicht in Frage. Vgl.auch Schmidt (o. S. 282 
Anm. 3) S. 321. 

1 Das „gleichmäßig“ wird von der Praxis nicht streng interpretiert, 
In der Tat dürfte es auch nur zur Verdeutlichung des Regelfalles einge- 
fügt sein. Vgl. v. Montgelas (o. S. 278 Anm. 1) S. 5l. 

2 Zu eng v. d. Mosel (o. S. 286 Anm. 3) S. 512 Sp. 1, der $6 III nur 


bei Kindern gemischter Ehen erwähnt, außerdem die Notstandsvoraus- 
setzung vergißt (o. S. 3 Anm. 2). 
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am Religionsunterricht bis zum vollendeten 12. Lebens- 
jahre, damit den Gedanken praktisch verwertend, daß sich die re- 
ligiöse Erziehung eines Kindes nicht in dem Religionsunterricht 
der Schule erschöpft!. Konnte man aus der Altersgrenze in $ 18 
des Gesetzes vom 1. November 1836 noch den Grundsatz heraus- 
lesen, daß eine gleichmäßige religiöse Erziehung 
in einer der aufgenommenen Kirchen über das 
vollendete 10. Lebensjahr hinaus die Konfession von Kindern ge- 
mischter Ehen festlegen soll, so ist die Altersgrenze des $ 6 III 
Volksschulgesetzes nur so zu verstehen, daß Kindern in jenem Not- 
standsfalle nicht länger als bis zum vollendeten 12. Lebensjahre am 
Religionsunterrichteinerihnen fremden Kon- 
fessıon teilnehmen ließen. Die beiden Gesetze stehen also 
auf ganz verschiedenem Boden. Das Volksschulgesetz derogiert dem 
Gesetz vom 1. November 1836 insofern, aber auch nur insofern, 
als es an Stelle der dort in $ 17 für den Notstandsfall vorge- 
sehenen Erziehung der Kinder gemischter Ehen in einer 
anderen Konfession die Teilnahme am Reli- 
gionsunterricht einer den Kindern fremden Konfes- 
sion setzt. Es wäre hiernach richtig gewesen, in der Ausfüh- 
rungsverordnung zum Volksschulgesetz oder an anderem Orte 
festzustellen, daß durch die Bestimmung des 8 6 III des Volks- 
schulgesetzes der $ 17 und insoweit auch der $ 18 des Ge- 
setzes vom 1. November 1836 erledigt seien. Statt dessen heißt 


es in der AVO. zum Volksschulges.?: 

8 15 Abs. III. Bei Kindern aus gemischten Ehen (Ges. vom 
1. Nov. 1836 ... .), welche in einer anderen Konfession als in derjenigen 
der Ortsschule zu erziehen sind, gilt, wenn ihnen die Teilnahme 
am Religionsunterrichte in der Ortsschule gestattet 
wird, nunmehr das 12. Lebensjahr als der Termin, von welchem an nach 
8 18 des angeführten Gesetzes ein Beharren in der Konfession des genos- 
senen Religionsunterrichtes einzutreten hat. 


ı Vgl. Urteil des OLG. Dresden vom 8. Juli 1886, Annalen VIII, 102. 
— Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 283, 297f£ — v. Montgelas (o. 
S. 278 Anm. 1) S. 24. 

20.S. 3 Anm. 93. 
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Abs. IV. Die Erlaubnis zur Teilnahme am Religionsunterricht der Orts- 
schule ist daher solehen Kindern nur bis Ablauf desjenigen Schul- 
jahrs zu erteilen, welches der Erfüllung des 12. Lebensjahres zunächst vor- 
hergeht. Vor Eintritt dieses Normaltermins sind die Eltern oder Erzieher 
rechtzeitig auf die Wirkung einer längeren Teilnahme des Kindes 
am Religionsunterrichte in der Ortsschule aufmerksam zu machen. 


Die Bestimmung des $ 6 III des Volksschulgesetzes wird also 
so aufgefaßt, als ob sie — wie seinerzeit der $ 17 des Gesetzes 
vom 1. November 1836 — Religionsunterricht und religiöse Er- 
ziehung identifiziere, und nun eine vorübergehende religiöse Er- 
ziehung in einer anderen Konfession bis zum vollendeten 12. Le- 
bensjahre gestatte.e Nur bei dieser Auffassung wird es in der 
Tat nötig, mit $ 15 III der AVO. zu erklären, daß die für 
Kinder gemischter Ehen in $ 17 des Gesetzes vom 1. November 
1836 verfügte Festlegung der Konfession bei Vollendung des 10. 
Lebensjahres jetzt erst nach vollendetem 12. Lebensjahre eintrete. 
Nur bei dieser mißverständlichen Verquickung der $$ 17, 18 
a.a. OÖ. und $ 6 III des Volksschulgesetzes ergibt sich nunmehr für 
Kinder gemischter Ehen — auf andere Fälle beziehen sich we- 
der $$ 17, 18 des Gesetzes vom 1. November 1836 noch 8 15 III 
der AVO. zum Volksschulgesetzz! — die Möglichkeit, daß sie 
unter den Voraussetzungen des erwähnten Notstandes am Reli- 
gionsunterricht einer ihnen fremden aufgenommenen Kirche bis 
über das 12. Lebensjahr teilnehmen und dadurch dieser fremden 
Kirche * zugeführt werden. Während die einen Konfessionswechsel 


! Anders, wenn auch zögernd: Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 387 unter 
Berufung auf v. Seydewitz, Codex, S. 206 A. 20. — Güttler (o. 
S. 233 Anm.1) S. 154. — v. Montgelas.a.a. O. S. 12, 33,52f. Richtig 
Schmidt (o. 8. 282 Anm. 3) S. 341 Anm. 1. 

2Schmidta.a O0.S.340. — Kloß, v. Montgelasa.a. O. 

$ 15 IV AVO. bezieht sich nur auf Zuführung zum Religionsunterricht 
der Ortsschule, hat also ebenso wie $$ 17, 18 des Ges. vom 1. Nov. 
1836 nur das Verhältnis zwischen verschiedenen aufgenommenen 
Kirchen im Auge. Diese Beschränkung rechtfertigt sich vollkommen 
dadurch, daß die aufgenommenen Kirchen, anders als die sonstigen Reli- 
gionsgesellschaften, im Christentum eine breite gemeinsame Basis 
besitzen. 
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vermeidende Bestimmung der $$ 17, 18 des Ges. v. 1. Nov. 1836 
ihren guten Sinn hatte, ist der dureli $ 15 IV der AVO. zum Volks- 
schulgesetz geschaffene gesetzliche Konfessionswechsel schwer- 
lich zu rechtfertigen. Das kommt auch in der Bestimmung des$ 15 IV 
der AVO. selbst (s. 0.S.7) damit zum Ausdruck, daß eine besondere 
Warnung der Eltern vor den Folgen der über das 12. Lebensjahr aus- 
gedehnten Teilnahme am Religionsunterricht zur Pflicht gemacht 
wird. Immerhin ist mit der durch 8 15 IIL, IV AVO. geschaffenen 
Auslegung der $$ 17, 18 des Gesetzes vom 1. November 1836 und 
6 III des Volkssehulgesetzes zu rechnen, zumal ihr die Praxis 
folgt!. Die Praxis geht jedoch noch weiter. Sie leitet aus 
8 15 III der AVO. zum Volksschulgesetz? wieder den allge- 
meinen Satz ab, daß im Verhältnis der aufgenommenen Kirchen 
zueinander? der bis über das vollendete 12. Lebensjahr erteilte 
Religionsunterricht immer die Konfession des Kindes festlege. 

Infolgedessen nimmt sie auch bei ungemischten Ehen 
an, daß inden Notstandsfällen ein über das 12. Lebens- 
jahr ausgedehnter Religionsunterricht des Kindes in der Konfes- 
sion einer fremden aufgenommenen Kirche die Zugehörigkeit des 
Kindes zu dieser bewirke‘. Ja, sie mißt diese Wirkung selbst 


ıy. Seydewitz, Codex S. 206 Anm. 20. 

2 Beziehentlich aus der in $ 15 III, IV gegebenen Auslegung des $ 18 
des Ges. v. 1. Nov. 1836 und des $ 6 III des Volksschulges., so Kloß (o. 
S. 286 Anm. 4) S. 387. 

® Auf die sonstigen Religionsgesellschaften, für die $ 6 III des Volks- 
schulges. ebenso gilt, wird die Lehre vom gesetzlichen Konfessionswechsel 
weder von Wissenschaft, noch von der Praxis ausgedehnt (0.8.7 Anm.2). 
Auch wenn also ein griechisch-katholisches, ein jüdisches, ein dissidentisches 
Kind am Religionsunterricht der lutherischen Schule bis über das vollendete 
12. Lebensjahr hinaus teilnimmt, wird es nicht ev.-lutherisch; und umge- 
kehrt: auch wenn ein evangelisches, katholisches oder deutschkatholisches 
Kind am Religionsunterricht einer zugelassenen oder bestätigten dissiden- 
tischen Religionsgesellschaft über das 12. Lebensjahr hinaus teilnimmt, ist 
damit nicht die religiöse Erziehung in der Konfession des genossenen Re- 
ligionsunterrichtes festgelegt. Vgl. auch Kloß a. a. O. S.388 und unten 
S. 9 Anm. 1, 3. 

‘Schmidt (o. S. 282 Anm, 3) S. 341. — Kloß a. a. O. S. 387. — 
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dem unrechtmäßig erteilten Religionsunterrieht bei, indem 
sie die Regel aufstellt, daß bei ungemischten und gemischten Ehen! 
ein Kind, auch wenn es gegen Gesetz oder gültigen 
Vertrag” in der Konfession einer aufgenommenen Kirche bis 
über das 12. Lebensjahr hinaus dauernd gleichmäßigen Religions- 
unterricht erhalten hat, nunmehr in dieser Konfession forterzogen 
werden muß‘. 

Das ist die gegenwärtig praktisch geltende Ausnahme von 
dem im übrigen streng durchgeführten Satz, daß Kinder unge- 
mischter Ehen in der Konfession der Eltern zu erziehen sind. 
Dabei entspricht es der Behandlung der evangelisch-lutherischen 
und reformierten Konfession im Gesetz vom 1. November 1836, 
wenn eine Generalverordnung des Kultusministeriums vom 14. De- 
zember 1874° erklärt, daß $ 6 des Volksschulgesetzes im Ver- 
hältnis zwischen Lutheranern und Reformierten keine Anwendung 
finde. Reformierte Kinder sind deshalb auch ohne die Notstands- 
voraussetzungen zum lutherischen Religionsunterricht zuzulassen 
und können diesem länger als bis zur Vollendung des 12. Lebens- 
jahres beiwohnen, ohne daß deshalb der gesetzliche Konfessions- 
wechsel einträte.e Nur den Konfirmandenunterricht und die Kon- 
firmation selbst müssen sie, als die religiöse Erziehung abschlie- 


VO. des Kultusministeriums vom 18. Febr. 1875, v. Seydewitz, Codex 
S. 206 Anm, 22. 

ı Nicht in anderen Fällen (o. S. 8 Anm. 3). 

* Ein solcher kommt bei gemischten Ehen in Frage. Hierüber s. u. 
3. 34f. 

® Handelt es sich um den Religionsunterricht einer bloß zugelassenen 
oder dissidentischen Religionsgesellschaft, so tritt die Präklusivwirkung 
nicht ein. Hier ist auch nach der Vollendung des 12. Lebensjahres, solange 
nur die religiöse Erziehung noch nicht beendet ist, eine Rückkehr zu der 
dem Kinde zukommenden Konfession zulässig und geboten. Vgl. auch 
Kloß o. S. O. S. 388 und oben S. 8 Anm. 3. 

*Schmidt (a. a. 282 Anm. 3) S. 342 ff. — Kloß (o. S. 296 Anm. 4) 
S. 888. — v. Montgelas (o. S. 278 Anm. 1) S. 51. — v. Seydewitz, 
Codex S. 206 Anm. 21 und die dort zitierte VO. des Kultusministeriums 
vom 18. Febr. 1875. Gegen diese Praxis Schmidt S. 341. 

sy.Seydewitz-Böhme (o. S. 286 Anm. 2) S. 21 Anm. 4. 
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Bend, inn reformierten Bekenntnisse erhalten. Hierzu bestimmt 
eine weitere Verordnung des Kultusministeriums!, daß die refor- 
mierten Kinder, sobald der Konfirmandenunterricht beginnt, vom 
evangelisch-lutherischen Religionsunterrichte freizulassen sind. 

Außer in dem eben entwickelten Ausnahmefall kann ein 
Wechsel in der Konfession des Kindes allerdings noch in Frage 
kommen, wenn die Eltern von ihrer bisherigen Konfession zu einer 
anderen oder zur Konfessionslosigkeit übergehen. Hierüber wird 
später besonders gehandelt werden ?. 


I. Kinder, deren Eltern gleichen dissiden- 
tischen Bekenntnisses sind. 


Hierunter haben wir nach den in $ 3 gegebenen Ausführun- 
gen zu verstehen Kinder aus Ehen zwischen 

zwei Angehörigen derselben bestätigten dissidentischen Reli- 

gionsgesellschaft oder 

zwei Angehörigen derselben nicht bestätigten Religionsge- 

meinschaft; 
jedoch mögen der Einfachheit halber, wenngleich strenggenommen 
eine eigene Rubrik bildend, gleichzeitig damit behandelt werden 
die Kinder aus Ehen zwischen 

zwei Konfessionslosen. 
Für die religiöse Erziehung der Kinder aus solchen Ehen ist eine 
ausdrückliche Vorschrift gegeben in dem Gesetz, die Einführung 
der Zivilstandsregister für Personen, welche keiner im Königreiche 
Sachsen anerkannten Religionsgesellschaft angehören, und einige 
damit zusammenhängende Bestimmungen betreffend, vom 20. Juni 
1870, dem sog. Dissidentengesetze. Hier heißt es nämlich in 
8 20: 

Der Austritt aus einer vom Staate anerkannten Religionsgesellschaft 
ist, auch wenn er ohne gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen solchen 


Religionsgesellschaft erfolgt, einem jeden Staatsangehörigen, welcher das 
21. Lebensjahr überschritten hat, gestattet... . 


ı vw. 9. Januar 1877, v. Seydewitz-Böhme S. 22. 
?S.u.811S. 56fl. 
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Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis zum 14. Lebensjahre ent- 
scheidet ım Mangel einer Vereinbarung der Eltern der Vater. Uneheliche 
Kinder folgen der Religion der Mutter. Vom vollendeten 14. Lebensjahre 
an steht es bei einem Religionswechsel der Eltern den Kindern frei, ob sie 
diesen folgen oder ihre zeitherige Religion beibehalten wollen!. 


Hiernach ist für die Kinder aus Ehen, in denen auch nur 
ein Teil keiner anerkannten Religionsgesellschaft angehört ?, 
mag er im übrigen Mitglied einer bestätigten dissidentischen Re- 
ligionsgesellschaft, einer nicht bestätigten dissidentischen Reli- 
gionsgemeinschaft oder konfessionslos sein, ein freies Bestimmungs- 
recht des Vaters festgesetzt, kraft dessen er die Kinder in der 
eigenen oder einer fremden Konfession, ja selbst konfessionslos 
erziehen kann. Nicht einmal -eine gleichmäßige Erziehung aller 
Kinder in derselben Konfession oder Konfessionslosigkeit ist vor- 
geschrieben. Auch kann der Vater die einmal gewählte Konfes- 
sion jederzeit, solange die religiöse Erziehung noch nicht ab- 
geschlossen ist, wieder ändern ®. 

Einschränkungen dieser völligen Erziehungsfreiheit des Vaters 
bestehen nur insofern, als er bei Erziehung seines Kindes ın der 
Konfession einer nichtbestätigten dissidentischen Religionsgemein- 
schaft oder bei konfessionsloser Erziehung * des Kindes gezwungen 
wird, das Kind am Relisionsunterricht einer aufgenommenen 
Kirche oder einer zugelassenen Religionsgesellschaft oder einer 
bestätigten dissidentischen Religionsgesellschaft teilnehmen zu 
lassen. $ 6 IV des Volksschulgesetzes bestimmt: 


Kinder von solchen Dissidenten, welche keiner Religionsgesellschaft 
angehören ($ 21 des Gesetzes vom 20. Juni 1870), haben an dem Religions- 
unterricht einer anerkannten oder bestätigten Religionsgesellschaft teilzuneh- 
men. Die Wahl der betreffenden Religionsgesellschaft steht den Erziehungs- 

i Weber Entstehungsgeschichte und Begründung dieser Vorschrift siehe 
Kämper (o. 8. 279 Anm. 3) S. 285 f. 

®t Komm. des Kultusministeriums v. 19. Okt. 1879, v. Seydewitz, 
Codex S. 427 N. 11. — Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 286. — v. Mont- 
gelas (o. S. 278 Anm. 1) S. 43. 

s Vgl. Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 383 unter 2, 

* Daß diese beiden Gruppen von der sächsischen Gesetzgebung als 
identisch behandelt werden, ist schon oben S. 298 hervorgehoben worden. 
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pflichtigen frei, und ist von diesen die bezügliche Erklärung hierüber bei 
Anmeldung des Kindes zur Schule abzugeben. 

Das Gesetz spricht zwar nur von Kindern konfessionsloser Dis- 
sidenten. Doch wie einerseits nach $ 20 II des Dissidentengesetzes ! 
nicht alle konfessionslosen Dissidenten ihre Kinder konfessionslos 
zu erziehen brauchen, so ist andererseits die Möglichkeit gegeben, 
daß Väter, die selbst einer bestätigten dissidentischen, ja einer zu- 
gelassenen ? Religionsgesellschaft angehören, ihre Kinder in der 
Konfession einer nicht bestätigten dissidentischen Religionsgemein- 
schaft oder konfessionslos erziehen wollen. Auch auf diese Fälle 
muß der Grundsatz des Gesetzes ausgedehnt und das Gesetz so 
verstanden werden, daß jedes konfessionslos oder in der Konfes- 
sion einer nichtbestätigten dissidentischen Religionsgemeinschaft 
erzogene Kind den Religionsunterricht einer anerkannten oder be- 
stätigten dissidentischen Religionsgesellschaft erhalten muß °. 

Bei der Auswahl des Religionsunterrichts ist der Vater un- 
beschränkt, er kann auch die einmal abgegebene Erklärung jeder- 
zeit wieder abändern *. Ist von ihm die erforderliche Erklärung 
nicht zu erlangen, so werden von der Praxis die Kinder dem Re- 
ligionsunterricht in der Schule zugeführt, die sie überhaupt be- 
suchen °. 

Neben dieser gesetzlichen Beschränkung der Erziehungs- 
freiheit des Vaters ist weiter eine aus $ 20 II Dissidentengesetzes sich 
ergebende willkürliche zu nennen, die darin besteht, daß der 


— 


ıS8.0.8.11. 

?2 Hierüber s. unter III. 

® Zu eng Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 300f. Als „allgemeine Be- 
schränkung“ wird der Grundsatz des $ 6 IV Volksschulges. bei Kloß (0. 
S. 286 Anm. 4) 8. 375 dahin formuliert, daß „alle Kinder auf jeden Fall 
den Religionsunterricht irgend einer anerkannten oder bestätigten Religions- 
gesellschaft nach Wahl des Erziehungsberechtigten erhalten müssen“. 

* Verfügung des Kultusministeriums v. 26. Mai 1885, v. Seydewitz, 
Codex S. 516 Anm. 35. — Kämper a. a 0, S. 301. — vSeydewitz- 
Böhme (o. S. 286 Anm. 2) 8. 25. 

5 Landtagsmitteilungen 1871/72 I. Kammer S. 915. — v. Seydewitz- 
Böhmea.a 0.8.25 Anm.9. — Kämper.a. a0. S. 301. 
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Vater mit der Mutter vor oder nach Geburt des Kindes, vor oder 
nach Eingehung der Ehe die Erziehung des Kindes in einer be- 
stimmten Konfession vereinbaren kann. Eine Form ist für einen 
derartigen Erziehungsvertrag nieht vorgeschrieben, er ist auch 
ebenso formlos durch übereinstimmenden Willen der Eltern jeder- 
zeit aufhebbar. Solange aber der Vertrag besteht, ist der Vater 
an ihn gebunden, und diese Bindung wird unabänderlich, sobald 
bei Vorhandensein eines solchen Vertrags der eine Ehegatte 
stirbt !, 

Eine dritte — wieder gesetzliche — Beschränkung der väter- 
lichen Erziehungsfreiheit ergibt sich endlich aus $ 1666 BGB., 
wonach das Vormundschaftsgericht hindernd einzugreifen hat, 
wenn der Vater das geistige oder leibliche Wohl des Kindes da- 
durch gefährdet, daß er die Erziehungsfreiheit mißbraucht, also 
etwa wiederholt willkürlich die Konfession des Kindes ändert *. 

Im übrigen gilt als Regel die unbeschränkte Erziehungsfrei- 
heit des Vaters. Es fragt sich nur, ob man das gleiche Recht 
als Ausfluß der elterlichen Gewalt oder der Sorge für die Person 
auch der Mutter, dem Vormund, dem Pfleger in den Fällen zuspre- 
ehen soll, wo infolge des Todes des Vaters oder beider Eltern, 
infolge Verwirkens oder Ruhens der elterlichen Gewalt, infolge 
Ehescheidung oder anderer Ursachen ® die Sorge für die Person 

ıv. Seydewitz, Codex S. 203 Anm. 9. — Kloß (o. S. 286 Anm. 4) 
S. 376, 388f. — Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 286. Käümper schließt 
aus der Formlosigkeit solcher Erziehungsverträge, daß sie auch aus kon- 
kludenten Handlungen „z. B. aus der Taufe eines Kindes in dem Ritus 
einer bestimmten Religionsgesellschaft oder der Zuführung in einen be- 
stimmten Religionsunterricht* zu folgern seien. Man wird aber hierbei 
vorsichtig sein und zum mindesten prüfen müssen, ob tatsächlich eine 
Willenseinigung der Eltern stattgefunden hat. 

2 Daß die Vorschriften des BGB. über die rechtliche Stellung der Kin- 
der anwendbar sind, ist oben 8. 288 dargelegt worden. Wegen der Anwen- 
dung des & 1666 vgl. insbesondere Kloß a. a. O. S.392 Anm.1. — Käüm- 
pera.a 0.8. 294f. — Planck, Kommentar z. BGB. zu $ 1666. — 
Anders Opet, Verwandtschaftsrecht S. 205 N. 92. — Staudinger, Kom- 


mentar IV (o. S. 279 Anm. 3) S. 793 N. 3. 
3 BGB. 88 1635, 1676—1681, 1684—1686, 1773, 1793, 1909. 
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des Kindes auf die Mutter, den Vormund, den Pfleger übergeht. 

Man wird das nach $& 20 II des Dissidentengesetzes ! zu ver- 
neinen haben. Das Gesetz spricht nur von einem Bestimmungs- 
recht des Vaters. In nichts kommt zum Ausdruck, daß das Be- 
stimmungsrecht auch jedem anderen, dem die Fürsorge für die 
Person des Kindes obliegt, zustehen soll. Eine heute naheliegende 
Ausdehnung des Bestimmungsrechts auf die Mutter kann einem 
Gesetz von 1870 nicht ohne weiteres unterstellt werden, verbietet 
sich auch durch den dann unvermeidlichen Schluß, daß auch der 
Vormund bestimmen könne — was gewiß nicht beabsichtigt war. An 
diesem Ergebnis ändert auch $ 6 IV des Volksschulgesetzes? nichts, 
der die Wahl des einem konfessionslosen Kinde zu erteilenden 
Religionsunterrichts „dem Erziehungspflichtigen“ überläßt. Denn 
hier handelt es sich um einen Spezialfall, der außerdem nicht 
einmal die Bestimmung der für die Erziehung des Kindes maß- 
gebenden Konfession, sondern nur die Bestimmung des dem 
Kinde zu erteilenden Religionsunterrichts betrifft. Man 
wird also anzunehmen haben, daß die Bestimmung des Vaters 
über die Konfession, in der das Kind erzogen werden soll, maß- 
gebend bleibt, auch wenn später die Sorge für die Person des 
Kindes auf andere übergeht ?. Eine Bestimmung seitens der Mutter, 


15,0. S. 10£. 

25.0.8. 11f. 

® So die Praxis: Komm. des Kultusministeriums an das Justizmini- 
sterium vom 4. Juni 1878, v. Seydewitz, Codex S. 426 N. 10B. — 
Böhme, Die Gesetze und Verordnungen betr. die Dissidenten, S. 36. N. 17. 
— Bekanntmachung des Ev.-luth. ILandeskonsistoriums vom 21. Januar 
1903, Allgemeines Kirchenblatt LII, S. 356. — Kämper (o. S. 279 
Anm, 3) S. 287. — Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 380, 390. — v. d. Mosel 
(0. 8. 286 Anm. 3) 8.511 Sp. 1. A. A.: Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) 
S. 338, lediglich unter Berufung auf $ 20 II Diss.Ges. Sicher unhaltbar ist 
die in einer Verfügung des Ev.-luth. Landeskonsistoriums vom 26. Nov. 
1895, Fischers Zeitschrift XVII S. 342, vertretene Meinung: „der Grund- 
satz, daß der dissidentischen Mutter, auch wenn sie Witwe sei, nicht das 
Recht zustehe, über die religiöse Erziehung ehelicher Kinder Bestimmungen 
zu treffen, beziehe sich nur auf den Austritt aus der Landeskirche, nicht 
auch auf den Rücktritt zu derselben“. Vgl. Kämper ı..a.0. S. 307£. 
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des Vormunds, des Pflegers kommt nur in den verhältnismäßig 
seltenen Fällen in Frage, wo der Vater, ohne eine sei es aus- 
drückliche, sei es stillschweigende Erklärung über die Konfession 
des Kindes abgegeben zu haben, zur Abgabe einer solchen Er- 
klärung infolge Todes oder eintretender Geschäftsunfähigkeit oder 
dauernder Abwesenheit unfähig wird. Für diese Fälle fehlt es 
an einer gesetzlichen Bestimmung im sächsischen Recht, man muß 
deshalb auf die allgemeinen Bestimmungen des BGB. über das 
Erziehungsrecht zurückgreifen und die maßgebende Erklärung über 
die Konfession des Kindes der Mutter, dem Vormund, dem Pfleger 
zusprechen, je nachdem, wer die Sorge für die Person des Kin- 
des hat!. Etwa eine gesetzliche Nachfolge der Kinder in die 
Konfession des Vaters mittels analoger Anwendung des Gesetzes 
vom 1. November 1836 anzunehmen, ist bei dem gerade entgegen - 
gesetzten Grundgedanken der Erziehungsfreiheit, der das ganze 
Dissidentengesetz beherrscht, unmöglich. 


II. Kinder aus Ehen zwischen Angehörigen 
derselben zugelassenen Religionsgesellschaft. 


Unter Ehen zwischen Angehörigen derselben zugelassenen 
Religionsgesellschaft haben wir nach den oben $ 3 unter B gege- 
benen Ausführungen zu verstehen Ehen zwischen 

zwei jüdischen oder 

zwei griechisch-katholischen oder 

zwei anglikanischen 
Glaubensgenossen. 

Was die religiöse Erziehung von Kindern betrifft, deren 
Eltern beide Juden sind, so kommt dafür die Bestimmung in $ 6 
des Gesetzes, die israelitischen Religionsgemeinden betr., vom 
10. Juni 1904 zur Anwendung, wo es heißt: 


Auf den Austritt aus der israelitischen Religionsgemeinde, soweit er 
nicht durch Eintritt in eine aufgenommene christliche Konfession ($ 56 der 


ı Soauch Kämpera.a. O. S. 287f. und mit etwas abweichender 
Begründung Kloß a. a. O. S. 380, 390. 
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Verfassungsurkunde) erfolgt, sowie auf die religiöse Erziehung v .D- 
dern aus israelitischen Ehen oder aus Ehen zwischen Israeliten und A..ders- 
gläubigen finden die Vorschriften in $ 20 des Gesetzes, die Einführung der 
Jivilstandsregister usw. betreffend, vom 20. Juni 1870... entsprechende 
Anwendung. 


Hiernach gelten für die religiöse Erziehung von Kindern aus 
Ehen, bei denen ein Teil oder beide Teile Israeliten sind, die- 
selben Vorschriften, wie sie oben unter II für die dissidentischen 
Ehen entwickelt wurden: Freies Erziehungsrecht des Vaters 
ın jeder beliebigen, auch in keiner Konfession, beschränkt durch 
die im einzelnen angeführten gesetzlichen und vertragsmäßigen 
Ausnahmen; unter Umständen ein ebenso freies Erziehungsrecht 
der Mutter, des Vormunds, des Pflegers !. 

Weit schwieriger gestaltet sich die Beantwortung der Frage, 
was für die Kinder aus Ehen zwischen zwei griechisch-katholischen 
und zwei anglikanischen Glaubensgenossen zu gelten hat. Irgend- 
eine gesetzliche Bestimmung ist hierfür nicht gegeben. Man hat 
also die Wahl, ob man die Grundsätze über ungemischte Ehen 
(s. o. unter I) oder die über dissidentische und jüdische Ehen 
(s. o. unter II und III) analog anwenden oder etwa auf die 
Bestimmungen des BGB. über das Erziehungsrecht zurückgreifen 
will. Im ersten Falle gelangt man zur gesetzlichen Fixierung der 
für die Kindererziehung maßgebenden Konfession; die beiden an- 
deren Annahmen führen zur Erziehungsfreiheit entweder des Vaters 
oder — bei Anwendung der Vorschriften im BGB. — des Trägers | 
der elterlichen Gewalt bzw. der Sorge für die Person. 

Ich möchte mich, ohne auf eine weitläufige Begründung bei 
diesen praktisch weniger bedeutsanıen Fällen einzugehen, für ana- 
loge Anwendung des Dissidentengesetzes entscheiden”. Die bei- 
den Hauptargumente sind folgende: Die im Dissidentengesetz 
niedergelegten Grundsätze sind die für die neuere Gesetzgebung 
über religiöse Kindererziehung maßgebenden, man vergleiche ins- 


! Vgl. auch Kloß (o. 8. 286 Anm. 4) S. 375f. 
2 Kloß.a.a. O. S. 376: „An der völligen Erziehungsfreibeit des Vaters 


wird ... kaum zu zweifeln sein.* 
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besondere den eben zitierten $ 6 des Gesetzes vom 10. Juni 1904; 
sie müssen also in Zweifelsfällen gegenwärtig vor anderen 
als dem sächsischen Recht entsprechend gelten. Ein besonderes 
Interesse an Erhaltung des Bestandes wie bei den aufgenommenen 
Kirchen! hat der Staat bei jenen beiden Konfessionen nicht. 

IV. Auf Grund der im Vorhergehenden gewonnenen Einsicht 
in die wesentlichsten Bestimmungen des sächsischen Rechts über 
die religiöse Erziehung der Kinder kann nunmehr auch zu 
der von Fricker, Kämper und Kloß vertretenen Lelıre 
Stellung genommen werden, wonach für „ungemischte Ehen“ im 
Gegensatz zu den oben unter I gegebenen Ausführungen dieselbe 
Erziehungsfreiheit des Vaters Platz greifen soll wie bei Kindern 
dissidentischer Eltern. 

Fricker? behauptet eine ausdrückliche gesetzliche 
Aenderung des in dem Mandat vom 19. Februar 1827 und dem 
Gesetz vom 1. November 1836? enthaltenen Grundsatzes, daß 
Kinder ungemischter Ehen im gemeinsamen Bekenntnisse der 
Eltern erzogen werden müssen. Er findet das derogierende Gesetz 
in $ 20 Abs. Il des Dissidentengesetzes *, dem er eine ganz allge- 
meine, nicht nur auf Kinder dissidentischer Eltern bezügliche Be- 
deutung beimißt. Diese von Fricker selbst schon mit Bedenken 
gegebene Auslegung des$ 20 II ist nach der ganzen Stellung 
der Vorschrift im Dissidentengesetz und ihrem engen Zusammen- 
hang mit dem Abs. I des $ 20 unhaltbar und mit Recht von 
Wissenschaft wie Praxis aufgegeben. 

Weit komplizierter ist bereits der von Kämper° einge- 
schlagene Weg, um zum selben Ziele zu gelangen. Er erklärt, 
weder das für die ungemischten Ehen als maßgebend angesehene 


ı So. $ 2 8. 292. 

2 Grundriß (o. S. 292 Anm. 3) S. 67 ff. 

3S.o.S. 2. 

ıS. 0.8. 11. 

° A. a. OÖ. S. 69: „es ist auch sehr zweifelhaft, ob sie der materiellen 


Absicht des Gesetzgebers entspreche.“ 
° Religiöse Erziehung (o. S. 279 Anm. 3) S. 290. 


Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XXIV. 1. 2 
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Gesetz vom 1. November 1836 noch das der Beurteilung der 
Dissidentenehen zugrunde gelegte Dissidentengesetz regle die 
Pflicht zur religiösen Erziehung. Beide Gesetze normierten 
nur die Erziehungsberechtigung, dabei allerdings als 
Regel ansehend, „wenn Kinder tatsächlich religiös erzogen wer- 
den“. Noch weniger enthalte das Mandat vom 19. Februar 1827 1 
oder $ 6IV des Volksschulgesetzes * Vorschriften über die Ver- 
pflichtung sei es christlicher, sei es dissidentischer Eltern 
zu irgendeiner religiösen Erziehung ihrer Kinder, da beide Ge- 
setze nur vom Religionsunterricht sprächen und keineswegs auf 
die gesamte religiöse Erziehung ausgedehnt werden dürften. Nach 
alledem fehle es aber an einer Bestimmung des sächsischen Rechts 
über die Pflicht zur religiösen Kindererziehung. Man müsse 
deshalb für Kinder ungemischter wie dissidentischer Eltern auf 
die allgemeinen Bestimmungen des BGB. „über die elterliche 
und Erziehungsgewalt“ zurückgehen, und hier sei mit voller Ueber- 
legung? nur eine sittliche, nicht eine Rechtspflicht des Gewalt- 
habers zur Erziehung aufgestellt worden. Das habe auch für die 
religiöse Erziehung zu gelten: „Der Gesetzgeber hat davon abge- 
sehen, durch Aufstellung von Rechtspflichten in die erzieherische 
Tätigkeit der Berechtigten und damit in die tiefsten und zartesten 
Beziehungen des Familienlebens einzugreifen. Und daß gerade 
die religiöse Erziehung dieser Rücksichtnahme besonders bedarf, 
dürfte bei ihrer Eigenart wohl ohne weiteres klar sein.* Gibt 
es aber nirgends eine Rechtspflicht zu religiöser Erziehung in 
bestimmtem Bekenntnisse, so hat jeder Vater das Recht, seinen 
Kindern die religiöse Erziehung zu erteilen, die er für die rich- 
tige hält. 

So wenig diesen Ausführungen im allgemeinen hinsichtlich 
der Kinder dissidentischer Eltern widersprochen werden kann und 
auch in der oben unter II gegebenen Darstellung widersprochen 

13.0.8. 2. 


25.0.8. 11f. 
® Kämper beruft sich (S. 294) auf die Motive IV, 752. 
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worden ist, so falsch sind sie in bezug auf die Kinder ungemisehter 
Ehen, denn hier haben wir gerade einen den Zwang der Eltern 
zur Erziehung der Kinder in einer bestimmten Konfession nor- 
mierenden Rechtssatz ’. Er ergibt sich unzweideutig aus den Bestim- 
mungen des durchaus nicht nur den Religionsunterricht betreffenden 
Mandats vom 19. Februar 1827 in Verbindung mit den Vorschriften 
des Gesetzes vom 1. November 1836?. Dieser Zwang zur Erziehung 
in einer bestimmten Konfession äußert sich freilich — wie jede 
Erziehungspflicht — nicht so, daß der Erziehungspflichtige posi- 
tiv zar Anleitung des Kindes in den Grundsätzen der fraglichen 
Konfession genötigt würde, wohl aber so, daß der Erziehungs- 
pfliehtige das Kind an dem betreffenden Religionsunterricht in 
Schule und Kirche teilnehmen lassen, sich selbst jeder Ueberlei- 
tung des Kindes zu einer anderen Konfession enthalten, andern- 
falls eines vormundschaftsgerichtlichen Eingreifens nach $ 1666 
BGB. gewärtig sein muß®. Man mag einen solchen Zwang zur 
Erziehung in bestimmter Konfession unzeitgemäß * finden, unmög- 
lich ist es, sich der Erkenntnis zu verschließen, daß er in den 
zitierten Gesetzen ausgesprochen wird; und es bedeutet eine petitio 
prineipii, wenn man erst mit Mühe eine andere Interpretation jener 
Gesetze vornimmt, um dann aus dem Schweigen der Gesetzgebung 
— such wieder sehr fragwürdige — Schlüsse ziehen zu können‘. 

Methodisch richtig geht daher Kloß° wieder auf den Dero- 
gationsgedanken Frickers zurück, nimmt aber seinerseits nun- 
mehr eine stillschweigende Derogation ? durch einen 


ı Auch die von Kämper S. 291 angezogene Erklärung des Staats- 
ministers v. Gerber, Landtagsmitteilungen der II. Kammer 1871/72, V 
S. 4219, bezieht sich nur auf das Dissidentengesetz. 

35.0.8. 2. :s8.0.818. 289 f., 

*Kämpera.a. 0. S. 293. 

5 Wie bedenklich diese Schlüsse sind, erhellt aus der Tatsache, daß 
eine verbreitete Meinung in Bayern gerade aus dem BGB. die Sätze über 
Erziehungs pflicht ableitet. S. o. S. 289 Anm. 5. 

eA. a. 0.8. 376 f. 

” Daß Kloß eine Derogation annimmt, verkennt v. Montgelas 
(0. S. 278 Anm. 1) S. 21f. | 
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Rechtssatz des ungesehriebenen Rechts an. Derogiert soll 
sein dem gleichfalls ungeschriebenen !, aber, wie zugegeben wird, 
im Gesetz vom 1. November 1836 enthaltenen Grundsatze: „Kin- 
der evangelischer Eltern sind evangelisch. Kinder katholischer 
Eltern sind katholisch zu erziehen“?. Dieser Grundsatz habe zur 
Voraussetzung gehabt, daß Erziehung in anderen Konfessionen 
überhaupt nicht in Frage gekommen sei. Seit 1836 sei aber der 
Kreis der Religionsgesellschaften erweitert. die staatsbürgerliche 
Gleichsetzung aller Konfessionen ausgesprochen worden. Wenn 
nunmehr in dem 1870 erlassenen Dissidentengesetz der Grund- 
satz der völligen Erziehungsfreiheit des Vaters zur Durchführung 
gelangt sei, so bedeute das den Bruch der Gesetzgebung mit dem 
früher herrschenden Zwangsprinzip. Es werde damit stillschwei- 
gend der ungeschriebene Rechtssatz des bisherigen Rechts auf- 
gehoben. 

Diese Ausführung läßt nur völlig das oben in $ 2 unter III ® 
als grundlegend gekennzeichnete Interesse des Staates an der Er- 
haltung der christlichen Konfessionen außer acht. Dort, wo beide 
Eltern Nichtehristen sind, ist von selbst eine unbedingte Festlegung 
der Erziehung der Kinder in einer christlichen Konfession un- 
möglich, deshalb wird der Staat in diesen Fällen unbedenklich 
das Prinzip der Erziehungsfreiheit durchführen. Dadurch kann 
ja das Christentum nur gewinnen. Ganz anders in den Fällen, 
wo beide Eltern einer christlichen Konfession zugehören; hier ist 
eine Festlegung der Kinder auf das Christentum denkbar, und 
der Staat wird davon Gebrauch machen, solange sein Interesse 
an Erhaltung des christlichen Glaubens das Interesse an gleich- 
mäßiger Behandlung aller Konfessionen übersteigt. Man mag 
jenes Interesse des Staates am Christentume billigen oder mißbilli- 
gen, es noch immer berechtigt oder unzeitgemäß finden, keinesfalls 


I Die geschriebenen Beschränkungen der Erziehungsfreiheit, na- 
mentlich für gemischte Fihen, sollen bestehen bleiben. 

» Kloß a. a. O. S. 377. 

2.3, 2928 
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darf man ein Aufhören dieses Interesses daraus folrern, daß der 
Staat den Dissidenten Erziehungsfreiheit gewährt oder daß 
er den Nichtchristen keine staatsbürgerliche Zurückset- 
zung mehr zuteil werden läßt. Beides schließt nicht aus, daß der 
Staat zwecks Erhaltung der christlichen Konfessionen die Kon- 
fession von Kindern christlicher Eltern festlext!. Demnach kann 
aber von einer stillschweigenden Derogation nicht die Rede sein. 

Versagt also dieser Versuch, die Erziehungsfreiheit des 
Vaters auch bei ungemischten Ehen zu begründen, so muß noch 
viel mehr das Bestreben Kloß’ zurückzewiesen werden. seine 
These mit dem Hinweis auf die in $ 32 der sächsischen Verfas- 
sung gewährleistete Gewissensfreiheit zu stützen. Ganz abge- 
sehen davon, daß das in Frage kommende nach der Verfassung 
erlassene Gesetz vom 1. Nov. 1836: als Gesetz die Kraft hat, jenes 
„Freiheitsrecht“ ® einzuschränken, ist noch folgendes entgegen- 
zuhalten : Bereits oben in $ 2 ist gezeigt worden, daß die Regelung 
der religiösen Erziehung seit alters auch von Gedanken beherrscht 
wird, die der Ausdehnung der Gewissensfreiheit auf die Kindererzie- 
hung widersprechen: Der Gedanke einer stetigen Erziehung des Kin- 
des, vor allem aber auch bier wieder der Wunsch, die christlichen 
Konfessionen und die konfessionelle Erziehung überhaupt zu er- 
halten, stehen in direktem Gegensatz zur Forderung völliger Er- 
ziehungsfreiheit des Vaters. Es ist durch nichts gerechtfertigt, 
einen dieser sich widersprechenden Gedanken. hier den der Gewissens- 
freiheit, als grundlegend, die anderen nur als Ausnahmen hinzustel- 
len, für sie ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen zu verlangen, 


I Die Ausführungen von Kloß mißachten die Grenze zwischen: de lege 
lata und de lege ferenda. Vgl. S.379: „Endlich muß mit dem modernen 
Empfinden gerechnet werden, wonach religiöse Fragen Zwang durch die 
Staatsgewalt so gut wie nicht vertragen, so daß die Staatsgesetzgebung 
nur eingreift, wo ganz überwiegende allgemeine Interessen vorliegen.“ 
Vorläuig sieht der Staat das Interesse am Christentum eben noch als ein 
spIches überwiegendes und allgemeines an. 

® Vgl. jetzt auch die eingangs S. 279 zitierte OLG.Entsch. v. 13. Febr. 
1913, 
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ja selbst diese wohl durch den Grundsatz der Gewissensfreiheit für 
aufgehoben zu erklären!. Geht Kloß auch niclıt soweit, so versucht 
er doch wenigstens, den ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmungen, 
die der ansseblich als Regel geltenden Erziehungsfreiheit wider- 
sprechen, eine möglichst enge Interpretation zu geben. Da aber 
die Regel selbst sich als falsch erwiesen bat, braucht hierauf 
nicht eingegangen zu werden. Nur die Deutung, die Kloß dem 
8& 58 des Mandats vom 19. Februar 1827? wibt, erfordert ein 
kurzes Verweilen. Kloß schafft diese den Grundsatz der gebun- 
denen Erziehung am deutlichsten ausdrückende Bestimmung da- 
durch aus der Welt, daß er ihr folsenden Inhalt beilegt: 

Unter keinem Vorwande dürfen an Orten, wo es sowohl ka- 
tholische wie evangelische Schulen gibt, „wider den Willen 
der Eltern“ die Kinder katholischer Eltern ın die evangelische 
Schule und die Kinder evangelischer Eltern in die katholische 
Schule aufgenommen werden. 

Zur Einfügung der den ganzen Inhalt der Vorschrift ver- 
kehrenden Worte: „wider Willen der Eltern“ hält sich Kloß für 
berechtigt, weil das ganze Mandat seiner Ueberschrift? nach die 
gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und evangelischen 
Glaubensgenossen regeln wolle, und weiter weil es einen Wider- 
spruch bedeute, den Eltern an Orten mit Schulen ihrer Konfes- 
sion keine Wahl des Religionsunterrichts zu gewähren, während 
an Orten mit Schulen anderer Bekenntnisse die Eltern „nach 
dem Wortlaute des Mandates und nach 8 6 Abs. TII des Volks- 
schulgesetzes vom 26. April 1873 den Iteligionsunterricht für 
ihre Kinder wählen, ja die Kinder durch Belassen in diesem Re- 
ligionsunterricht über das 12. Lebensjahr hinaus einer fremden 
Konfession zuführen könnten. 


! Vgl. oben S. 293 Anm. 3. 

28.0.9. 2, 

s „Mandat vom 19. Februar 1827, die Ausübung der katholisch-geist- 
lichen Gerichtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden. und die Grundsätze zur 
Regulierung der gegenseitigen Verhältnisse der katholischen und evange- 
lischen Glaubensgenossen betreffend.* 
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Demgegenüber ist zu betonen, daß ein Wahlrecht der Eltern 
bezüglich des Religionsunterrichts durchaus noch nicht eintritt, 
wenn an ihrem Wohnorte keine Schule ihres Bekenntnisses vor- 
handen ist, sondern erst dann, wenn für Erteilung des Religions- 
unterrichts im eigenen Bekenntnisse es überhaupt an jeder Ge- 
legenheit — auch außerhalb der Schule — fellt!. Für diese 
Fälle rechtfertigt sich das Wahlrecht der Eltern und die — im 
übrigen ja schon oben als sehr fraglich gekennzeichnete — Mög- 
lichkeit eines gesetzlichen Konfessionswechsels aus dem vorliegenden 
Notstande. Die Grenzen zwischen katholischem und evange- 
lischem Bekenntnisse aber werden durch 8 58 des Mandats auch 
dann geregelt, wenn man an dem einfachen Wortlaute des Ge- 
setzestextes festhält. Die Unmörlichkeit jener von Kloß ver- 
tretenen Deutung des zweiten Satzes von $ 58 wird ins hellste 
Licht gesetzt, wenn man den ersten Satz des $ 58 berücksichtigt, 
der den Gedanken des zweiten Satzes positiv zum Ausdruck 
bringt: 

Im Betreff des Schulunterrichtes sind an Orten, wo es sowohl katho- 
lische, als evangelische Schulen gibt, die Kinder katholischer Eltern durch- 


aus an jene, die Kinder evangelischer Eltern aber ebenso an diese zu ver- 
weisen. 


Nach alledem ist die Lehre von der Erziehungsfreiheit der 
Eltern bei ungemischten Ehen nach dem jetzigen Stande der 
sächsischen Gesetzgebung nicht zu begründen. 


& 5. Religiöse Erziehung unehelicher Kinder. 


An die Darstellung der religiösen Erziehung von Kindern 
aus Ehen, in denen beide Gatten derselben Konfession zugehören, 
schließt sich insofern passend die Behandlung der religiösen Er- 
ziehung unehelicher Kinder, als bei ihnen ja gleichfalls eine 
Konfessionsverschiedenheit der Eltern nicht ın Betracht kommt, 
da unser Recht eine Verwandtschaft zwischen dem unehelichen 


ıS. 0.8. 3fl. 
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Vater und dem Kinde nicht anerkennt!. Man wird also im all- 
gemeinen für die unehelichen Kinder dieselbe Regelung wie für 
Kinder konfessionsgleicher Eltern erwarten dürfen. 

I. Für uneheliche Kinder einer Mutter, die einer aufgenom- 
menen Kirche angehört, also für uneheliche Kinder 

einer evangelisch-lutherischen, 

einer reformierten, 

einer römisch-katholischen, 

einer deutsch-katholischen Mutter findet sich in dem Gesetz 
vom 1. November 1836 $ 10 Satz 1 die Bestimmung: 


Uneheliche Kinder werden in der Regel in der Kirche der Mutter ge- 
tauft und in deren Konfession erzogen. 


Die Worte „in der Regel“ beziehen sich auf den sofort an- 
geschlossenen Ausnahmefall, daß der Vater die Erziehung des un- 
ehelichen Kindes selbst übernimmt?. Von dieser jetzt unprak- 
tischen Ausnahme abgesehen, muß also das uneheliche Kind 
einer solchen Mutter in deren Konfession erzogen werden? Es 
entspricht das durchaus der Regelung bei Kindern ungemischter 
Ehen. Demgemäß hat aber auch hier die durch $ 6 Abs. III 
des Volksschulgesetzes geschaffene Notstandsausnahme mit der in 
815 III der AVO. vom 25. August 1874 ausgesprochenen, von 
der Praxis angenommenen Folge des möglichen gesetzlichen Kon- 
fessionswechsels* Geltung zu beanspruchen. Fehlt es also an 


! Vgl. BGB. $ 1589 Abs. 2. — Auch die im früheren sächsischen Rechte 
vorgesehene Möglichkeit, daß der Vater die Erziehung des unehelichen 
Kindes übernahm (vgl. Sächs. BGB, 8 1870), ist durch das BGB. aufgehoben. 
Somit hat sich die für diesen Fall getroffene Bestimmung in $ 10 Satz 2 
des Ges. vom 1. Nov. 1836 gleichfalls erledigt. Kloß (o. S. 286 Anm. 4) 
S. 384. — v. Montgelas (o. S. 278 Anm. 7) S. 40. 

28. o. Anm. 1. 

® Zobel(o. S. 2 Anm. 2) S. 359. — Schmidt (o. S. 282 Anm, 3) 
S. 332. — v. Montgelas (o. S.273 Anm. I) S. 40, 47f. Anders Kloß 
(0. S.286 Anm. 4) S. 384, der entsprechend seiner Lehre von der Erziehungs- 
freiheit bei Kindern ungemischter Ehen auch hier Erziehungsfreiheit der 
Mutter bzw. des Vormunds oder Pflegers annimmt. Ihm pflichtet bei 
Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 288, 

3.0.8. 8f. 
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Gelegenheit, dem Kinde den Religionsunterricht in seinem Be- 
kenntnisse erteilen zu lassen, so kann es auf Antrag der Mutter 
oder des mit der Sorge für die Person betrauten Vormunds oder 
Pflegers am Religionsunterrichte einer anderen Konfession teil- 
nehmen. Wird diese Teilnahme über das 12. Lebensjahr ausge- 
dehnt und ist der’ fremde Religionsunterricht, wie das in der 
Regel der Fall sein wird, der einer aufgenommenen Kirche, so 
wächst das Kind dieser aufgenommenen Kirche zu, gehört also 
dann einer anderen Konfession an als die uneheliche Mutter. 
Entsprechend der Behandlung der evangelisch-lutherischen 
und reformierten Konfession im Gesetze vom 1. November 1836 
und der Generalverordnung des Kultusministeriums vom 14. De- 
zember 1874! muß aber auch hier angenommen werden, daß $ 6 
des Volksschulgesetzes zwischen Lutherischen und Reformierten 
nicht platzgreift, daß also uneheliche Kinder einer reformierten 
Mutter auch ohne die Notstandsvoraussetzungen und bis über 
das 12. Lebensjahr hinaus am lutherischen Religionsunterricht 
teilnehmen dürfen. Nur der Konfirmandenunterricht und die 
Konfirmation selbst muß im reformierten Bekenntnisse erfolgen. 
Im übrigen ist bei unehelichen Kindern einer christlichen, 
d. h. einer der vier aufgenommenen .Kirchen angehörigen Mutter 
die Konfession von vornherein unabänderlich festgelegt. Ein Wech- 
sel ist nur noch möglich, wenn die Mutter ihre Konfession än- 
dert. Hierüber wird später” zu handeln sein. Doch kann das 
Kultusministerium von dem Zwange zur Erziehung des unehe- 
lichen Kindes in derselben aufgenommenen Kirche, der die Mutter 
angehört, in dringenden Fällen ausnahmsweise Befreiung erteilen. 
Denn hier handelt es sich bereits um eine positive Bestimmung des 
Gesetzes vom 1. November 1836, und für solche verfügt 8 49 des 
Gesetzes vom 18. Juni 1898, die Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vom 18. August 1896 und des Einführungsgesetzes 
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zum BGB. von demselben Tage betreffend, in Entscheidung einer 
alten Streitfrage!: 


Von der Beobachtung der auf die religiöse Erziehung der Kinder sich 
beziehenden Vorschriften des Gesetzes.... vom 1. XL 1836.... kann das 
Ministerium desKultus und öffentlichen Unterrichts in dringenden Fällen aus- 
nahmsweise eine Befreiung eintreten lassen. Das Ministerium hat zuvor die Er- 
ziehungsberechtigten sowie nach Befinden nahe Verwandte des Kindes und, 
falls das Kind unter Vormundschaft oder Pflegschaft steht, das Vormund- 
schaftsgericht zu hören. 


II. Uneheliche Kinder einer dissidentischen Mutter. 

Nach den oben in $ 3 gegebenen Ausführungen haben wir 
hierunter zu verstehen uneheliche Kinder, deren Mutter 

einer bestätigten dissidentischen Religionsgesell- 

schaft oder 

einer nicht bestätigten dissidentischen Reli- 

gionsgemeinschaft angehört oder 

konfessionslos ist. 

Für die religiöse Erziehung solcher Kinder enthält der be- 
reits oben S. 10 zitierte $ 20 II des Dissidentengesetzes die Vor- 
schrift: 

Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

Nach jetzt übereinstimmender Ansıcht der Wissenschaft ist 
diese Bestimmung nicht im Sinne einer gesetzlichen Festlegung 
der Konfession des Kindes, sondern dahin zu verstehen, daß die 
unehelichen Kinder dem Bestimmungsrechte der Mutter unter- 
liegen. Das Bestimmungsrecht der Mutter ist wie das des dissi- 
dentischen Vaters ein durchaus freies; die Mutter kann die Kinder 
in der eigenen oder jeder fremden Konfession, ja selbst konfes- 
sionslos erziehen, auch die einmal getroffene Wahl jederzeit wie- 
der abändern. 

Zur Begründung dieser Auslegung wird auf die Unstimmig- 
keit hingewiesen, die sich bei der anderen Deutung im Verhältnis 
zu der Erziehungsfreiheit des dissidentischen Vaters ergeben 


ı Vgl. Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 34f. — v. Montgelas 
(0. S. 2738 Anm. 1) S. 661. 
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würde!; weiter wird betont, daß es niemals Wille des Gesetzes 
sein könne, eine konfessionslose Mutter zur konfessionslosen Er- 
ziehung ihrer Kinder zu zwingen’, daß $ 6 IV des Volksschul- 
gesetzes® ganz allgemein dem „Erziehungspflichtigen“ das Wahl- 
recht des Religionsunterrichts zuspreche*, endlich daß bei der 
strengen Auslegung des $ 20 Diss.Ges. die Bestimmung in $ 6 IV 
des Volksschulgesetzes zu einem widersinnigen Ergebnis führe, falls 
die Mutter einer nicht bestätigten dissidentischen Religionsgemein- 
schaft zugehöre, denn dann müsse das Kind in der Konfession 
dieser Religionsgemeinschaft erzogen werden und doch am Religions- 
unterricht einer anerkannten oder bestätigten Religionsgesellschaft 
teilnehmen >. 

Nun läßt sich aber nicht leugnen, daß in der deutschen Ge- 
setzgebung und Wissenschaft doch auch die Erwägung eine Rolle 
spielt, daß die alleinstehende Mutter leicht beeinflußbar und des- 
halb durch gesetzlichen Zwang vor proselytenmacherischen Be- 
strebungen namentlich der katholischen Kirche zu schützen sei ®, 
wenn dabei auch in erster Linie nicht die unehelichen, sondern 
die den Mann überlebenden Mütter bei gemischten Ehen ins Auge 
gefaßt werden. Eine Festlegung der Konfession bei Kindern unehe- 
licher Mütter wäre also trotz der Erziehungsfreiheit des Vaters denk- 


1 Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 288. 

: Kämpera.a. O. 8. 288f. 

38.0.8. 11f. 

* Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 385. 

5 Vgl. Kloßa. a0. 

6 Vgl. für Baden: Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) 8. 395 — für Bayern: 
Gutachten vom 20. Juni 1849 des k. Oberkonsistoriums an das k. Staats- 
ministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, bei Gün- 
ther, Amtshandbuch 8.147. — Sartorius (0.8.280 Anm.1) 8. 74f. — 
Oertmann (o. S. 280 Anm. 1) S. 614. — Derselbe, Die Bestimmung 
der Religion unehelicher Kinder, Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern, 


1907 0.6 S. 117. — Krapp (o. S. 279 Anm. 3) 8.63. — Eichels- 
bacher (o. $. 283 Anm. 3) 8.30. — Für Sachsen: Landtagsakten 1833/34 
Abt. 1 Bd. IV S. 197. — v. Montgelas (o. S. 2738 Anm, 1) S. 40, — 


Allgemein: Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 498 f. — Kahl (o. S. 281 
Anm. 2) S. 11, 28. 
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bar und bei der leichten Entkräftbarkeit der sonst vorgebrachten 
Gegenargumente! auch anzunehmen, falls $ 20 II des Dissidentenge- 
setzes ın der Tat eine solche Festlegung ausspräche. Das ist aber nicht 
der Fall. Es handelt sich nur um einen allenthalben begegnenien, frei- 
lich bedauernswert unscharfen Sprachgebrauch, der den Ausdruck „der 
Relicion einer Person folgen“ oder „in der Konfession einer Per- 
son erzogen werden“ ım Sinne von „dem Bestimmungsrecht dieser 
Person unterliegen“ verwendet. Als Nachweis mögen Belege aus 
den verschiedensten Rechtsgebieten dienen: 

Für das Gebiet ds Gemeinen Rechts, in dem unstreitig 
volle Erziehungsfreiheit galt, schreibt Burchardi?, die religiöse 
Erziehung bestimme sich nach dem Satze: Interveniente connubio 
liheri patrem, non interveniente connubio matrem sequuntur. 
„Eheliche Kinder sind also ın der Religion des Vaters zu erziehen, 
von der ja auch zu vermuten ist. daß der Vater selbst diese ge- 
wählt baben würde; uneheliche Kinder dagegen in der Iteligion 
der Mutter, mag übrigens die Mutter selbst die Erzielung haben 
oder ein anderer; und so wird es auch. soweit ich habe in Er- 
fahrung bringen können, im ganzen überall in der Praxis ge- 
halten.“ 

Gemeint ıst mit diesen Ausführungen, daß der Vater die 
Konfession des ehelichen, die Mutter die des unehelichen Kindes 
bestimmen könne ?, und höchstens noch, daß im Mangel einer Be- 
stimmung die eigene Konfession des Vaters bzw. der Mutter als 
diejenige gelten soll, in der sie das Kind erzogen wissen wollen. 


I Ich verweise nur darauf, daß $ 20 II — wenn überhaupt, so — eine 
Bindung lediglich verfügt, falls die Mutter einer Konfession zugehört, der 
das Kind „folgen“ kann (gegen Kämper o. 8. 27 Anm. 2) und daß dann 
die Vorschrift in $ 6 IV des Volksschulgesetzes gerade die durch $& 20 II 
Diss,.Ges. nicht geregelten Fälle betrifft (gegen Kloß o. S. 27 Anm. 4), 
zu denen bei der Identifizierung von Zugehörigkeit zu einer nichtbestätig- 
ten dissidentischen Religionsgemeinschaft und Konfessionslosigkeit im säch- 
sischen Recht auch die Fälle der ersteren Art zu rechnen wären (gegen 
Kloß o. S. 27 Anm. 5). 

®? Archiv für civilistische Praxis VIII S. 189. 

® So auch Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 59. 
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In Teil II Titel 2 $ 642 des Allgemeinen Preußi- 
schen Landrechts heißt es: 


Uneheliche Kinder werden bis zum geendigten vierzehnten Jahre in 
dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 


Die überwiegende Meinung in der Wissenschaft ! — wenn 
auch nicht das Kammergericht * — versteht das dalıin, daß die 
Mutter über die konfessionelle Erziehung zu bestimmen habe. 

In Hannover erklärt $ 6 Abs. II der Verordnung vom 
31. Juli 1826 ®: 

Andere uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

Einhellig deutet das die Praxis und auch die Wissenschaft nur 
dahin, „daß uneheliche Kinder gegen den Willen der Mutter nicht 
mehr in einer ihr fremden Konfession erzogen werden sollen“, 
daß also die uneheliche Mutter berechtigt ist, über die Konfession 
ihres Kindes zu bestimmen *. 

In Bayern enthält das Religionsedikt ın $ 21 für unebe- 
liche Kinder die Vorschrift: 


. „sind sie aber von dem Vater nicht anerkannt, so werden sie nach 
dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen“. 


Auch hier wird von der Praxis dauernd und einhellig, ebenso 
aber auch von der überwiegenden Mehrheit der wissenschaftlichen 
Bearbeitungen der Gesetzestext so verstanden, daß „nicht der Vater, 
sondern die Mutter das Bestimmungsrecht“ hat °. 


ıvw.Stobbe, Privatrecht IV S. 405f. — Schmidta.a. O0. S. 163. 

3 Vgl. Schmidt a a. O. 8. 163. 

3 Zeitschrift für hannover'sches Recht X S. 280. 

‘Vgl. Schmidta.a. O. S. 182f., 380 Anm. 2. 

s Ministerialerlaß vom 8. Dezember 1840 bei Günther, Amtshand- 
buch I S. 116; v. 23. März 1849 bei G. Döllinger (v. Strauß) XXIII, 
8. 30f.; v. 12. April 1850 bei Weber IV S. 112. — Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofs III S. 438 ff, XVI S. 81, XVII S. 319, XIX S. 80. 
Lindner (o. S. 283 Anm. 3) S. 45. — M. v. Seydel, Bayerisches Kir- 
chenstaatsrecht, Freiburg i. Br. 1890, S. 147. — Schmidt (o. $S. 282 
Anm.3) S. 304f. — Geiger, Rel. Kindererz. (0. 8.281 Anm.2) S. 165 ff. — 
Georg Seeberger, Amtshandbuch für die protestantischen Geistlichen 
des Königreichs Bayern diesseits des Rheins, München 1899, 8. 25. — 
Kunstmann, Grundzüge des Kirchenrechts S. 100. — August Hof- 


30 Abhandlungen. 


Endlich bestimmt $ 18 Satz 2 des bayrischen Religionsedikts 
bei gemischten Ehen die Folgen des Uebergangs eines Eltern- 


teils zur Konfession des andern dahin: 
„Hört die Ehe dadurch auf, gemischt zu sein, so folgen die Kinder der 
nun gleichen Religion der Eltern.‘ 


Es ist die jetzt durchaus herrschende Ansicht, daß auch 
hiermit nur gemeint sei. die Eltern könnten die Konfession ihrer 
Kinder frei bestimmen. Höchstens wird aus dem gewählten Aus- 
druck noch geschlossen, daß, falls es an einer Bestimmung fehle, 
die gemeinsame Religion der Eltern als die für die Kinder maß- 
gebende angesehen werden müsse !. 

Man wird nach alledem auch bei der Bestimmung in $ 20 
des sächsischen Dissidentengesetzes annehmen müssen, daß die 
Worte: „Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter“ nicht 
einen gesetzlichen Zwang statuieren wollen, zumal bei der Ent- 
stehung des Gesetzes nirgends von der Absicht einer derartigen 
Festlegung gesprochen ?, vielmehr immer hervorgehoben worden 
ist, es solle im Gegensatz zu dem Gesetz von 1836 das Prinzip 


mann, Das Recht der unehelichen Mutter zur Bestimmung des Glaubens- 
bekenntnisses und der religiösen Erziehung ihres Kindes, Zeitschrift für 
Rechtspflege in Bayern 1907 N. 18. Sff. — Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 80. 
— Krapp (o.8. 279 Anm. 3) S.62ff. — Graßinger (0.$.280 Ann.]) 
8.61. — Eichelsbacher (o. S. 283 Anm. 3) 8.29 fi. — Anders: Ernst 
Mayer (o. S. 283 Anm. 3) S. 210, 215. — Sartorius (o. S. 283 Anm. 3) 
S. 74f. — JosefStangl, Konkordat und Religionsedikt I, Münchener 
jur. Diss. 1895, 8.166 f.— v. Sicherer in v. Stengels Wörterbuch des 
deutschen Verwaltungsrechts! II. S. 333. — Derselbe in Blätter für 
administrative Praxis XXXV S. 393, — Oertmann (o. S. 280 Anm. |) 
8. 614. — Derselbe, Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern 1907 N. 6 
S. 117 ff. 

I! Schmidt (o. 8. 282 Anm. 3) 8. 250f£ — Eck (o. S. 279 Anm. 3) 
S. 56. — Krapp (oben S.279 Anm. 3) 8.48 ff. — Graßinger (o. 8. 280 
Anm. 1) S. 32. — Eichelsbacher (o. $S. 283 Anm. 3) S. 80. — Ebenso 
die Praxis, . Schmidta. a. O. und Krappa.a. 0.8.50. Vgl. auch 
oben S. 287 Anm. 3, S. 293 Anm. 3. 

? Vgl. auch die Erklärung des Staatsministers v. Gerber bei der 
Beratung des Schulgesetzes, Landtagsmitteilungen 1871/72 II. Kammer V 
4208. 
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der Erziehungsfreiheit vertreten werden !. Die irreführende Fas- 
sung des $ 2011 erklärt sich daraus, daß der Gesetzgeber den 
Normalfall im Auge hat, in dem die uneheliche Mutter ihre eigene 
Konfession wählen wird. Im übrigen ist die Mutter aber nicht 
gehindert, ihr Kind einer ihr fremden Konfession, sei es der einer 
aufgenommenen Kirche, sei es der einer zugelassenen oder be- 
stätigten dissidentischen Religionsgesellschaft zuzuführen. Ja, sie 
kann das Kind auch in den Lehren einer nichtbestätigten dissi- 
dentischen Religionsgemeinschaft oder konfessionslos erziehen, 
nur greift dann die Vorschrift in $ 6IV des Volksschulgesetzes 
ein, wonach die Mutter das Kind an dem Religionsunterricht 
einer von ihr zu wählenden anerkannten oder bestätigten dissi- 
dentischen Religionsgesellschaft teilnehmen lassen muß. In An- 
sehung nachträglicher Konfessionsänderungen besteht ebenso wie 
bei dem ehelichen dissidentischen Vater * die einzige Schranke, 
daß sich die Maßnahmen nicht als Gefährdung des geistigen und 
leibliehen Wohls des Kindes darstellen dürfen, widrigenfalls das 
Vormundschaftsgericht auf Grund von 8 1666 BGB. einschreiten 
muß. 

Zum Schluß fragt sich noch, inwieweit das Bestimmungs- 
recht der Mutter auf einen mit der Sorge für die Person be- 
trauten Vormund oder Pfleger übergehen kann. Man wird ent- 
sprechend der Regelung bei ehelichen Kindern dissidentischer 
Eltern ® anzunehmen haben. daß mangels einer gesetzlichen Vor- 
schrift ein solcher Uebergang nicht stattfindet, daß also die von 
der unehelichen Mutter getroffene Konfessionsbestimmung auch 
für den Vormund und Pfleger maßgebend bleibt‘. Wird freilich 
die uneheliche Mutter, bevor sie ausdrücklich oder durch konklu- 


ı Vgl. Landtagsakten 1869/70, Beilage zur Ill. Abt. Teil 18.3231. — 
Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 285. 

2 S. oben $ 4 unter II S. 13. 

sS. 0.84 unter II S, 13. 

* Hier vertritt aber Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 385, im Gegensatz zu 
seinen Ausführungen S. 380, Uebergang des Bestimmungsrechts. Oder soll 
S. 385 im Sinne von S. 380 verstanden werden ? 
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dente Handlungen die Konfession ihres Kindes bestimmt hat, zur 
Abgabe einer derartigen Erklärung unfähig, dann greift, da für 
diesen Fall eine gesetzliche Vorschrift fehlt, die im BGB. ge- 
gebene Regelung der Erziehung durch, wonach dem Vormund 
oder Pfleger mit der Sorge für die Person auch das Konfessions- 
bestimmungsrecht zusteht. Man könnte ja gerade für diesen 
Fall aus dem Wortlaut von $ 20II des Dissidentengesetzes auf 
eine gesetzliche Nachfolge in die Konfession der Mutter schließen ; 
werden doch gleichlautende Bestimmungen in anderen Gesetz- 
gebungen, wie wir gesehen haben !, häufig dahin gedeutet, 
daß beim Mangel einer Erklärung über die künftige Konfession 
des Kindes die eigene Konfession des Erziehungsberechtigten als 
maßgebend zu gelten habe. Nach der bereits * gegebenen Erklä- 
rung jenes gesetzlichen Ausdrucks ist aber nicht einmal dieser 
Sinn notwendig in ihm enthalten; es wird also auch insoweit das- 
selbe zu gelten haben wie bei ehelichen Kindern dissidentischer 
Eltern. 

III. Uneheliche Kinder einer Mutter, die einer zugelassenen 
Religionsgesellschaft angehört. 

Nach den in $ 3 unter B°? gegebenen Ausführungen haben 
wir darunter zu verstehen Kinder 

einer jüdischen oder 

einer griechisch-katholischen oder 

einer anglikanischen Mutter. 

Für die unehelichen Kinder einer Jüdin kommt die bereits 
angeführte * Bestimmung in $ 6 des Gesetzes vom 10. Juni 1904 
in Betracht, wonach „auf die religiöse Erziehung von Kindern aus 
israelitischen Ehen oder aus Ehen zwischen Israeliten und Anders- 
gläubigen“ die Vorschriften in $ 20 des Dissidentengesetzes An- 
wendung finden. Das kann nur den Sinn haben, „daß Juden- 
kinder Dissidentenkindern gleichstehen sollen“®. Hiernach gilt 


18.0.8 28f. ?8.0.8. 31. 38.0. 8. 296 f. ıS. 0.8. 15£. 
5 Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 385. 
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für uneheliche Kinder einer jüdischen Mutter dasselbe wie für 
uneheliche Dissidentenkinder (s. o. unter II); im einzelnen: 
Erziehungsfreiheit der Mutter; bei Wahl der konfessionslosen 
Erziehung oder der Erziehung in der Konfession einer nichtbe- 
stätigten dissidentischen Religionsgesellschaft notwendige Teil- 
nahme der Kinder am Religionsunterricht einer anerkannten oder 
bestätigten Religionsgesellschaft; bei Mißbrauch der Erziehungs- 
freiheit eventuelles Einschreiten des Vormundschaftsgerichts; beim 
Mangel einer Konfessionsbestimmung seitens der Mutter Ueber- 
gang des Bestimmungsrechts auf den Vormund oder Pfleger. 
Wenn Kloß! dieses Ergebnis als zweifelhaft bezeichnet, wei! 
der $ 6 des Gesetzes vom 10. Juni 1904 den $ 6 des Volksschul- 
gesetzes nicht in bezug nehme, so ist darauf hinzuweisen, daß 
der $ 6 IV des Volksschulgesetzes sich bei richtiger Deutung ? 
ohne weiteres auf die hier in Frage stehenden Fälle bezieht. Mit 
Recht sagt daher die Verordnung vom 29. Juni 1904 zur Aus- 
führung des Gesetzes, die israelitischen Religionsgemeinden be- 


treffend, vom 24. Juni 1904 in $ 9 Abs. II: 
Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter®. 


Für die unehelichen Kinder einer griechisch-katholischen und 
einer anglikanischen Mutter fehlt es an jeder positiven Vorschrift. 
Man wird sich wie bei der Frage nach der religiösen Erziehung 
von Kindern aus Ehen zwischen zwei griechisch-katholischen und 
zwei anglikanischen Glaubensgenossen * für analoge Anwendung 
der Bestimmungen über uneheliche Kinder von Dissidentinnen, 
also für Erziehungsfreiheit der unehelichen Mütter °, zu entschei- 
den haben. Die Begründung ist hier wie dort dieselbe. 


ı A. a. 0. 29.0.8. 12. 

: Natürlich ist dieser Satz ebenso zu verstehen wie in $ 20 II Diss.- 
Ges. Kloß (o. S. 286 Anm, 4) S. 385 verfällt hier in den Irrtum, als ob 
in $ 20 II Diss.Ges. stände: „Uneheliche Kinder folgen der Mutter“. Er 
schließt nun aus der vermeintlich hiervon abweichenden Fassung der AVO., 
daß diese damit den Zwang zur Erziehung der Kinder in der Religion der 
Mutter festlegen wolle. 

48.0.8. 16f. 
5 Im Ergebnis übereinstimmend Kloß a. a. O. S. 386. 


Deutsche Zeitsohr, f, Kirchenrecht. XXIV. 1. 3 
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8 6. Religiöse Kindererziehung bei verschiedener Konfession 
der Eltern. 


I. Kinder gemischter Ehen. 

Unter solchen sind nach den in $ 3 gegebenen Ausführungen 
zu verstehen Kinder aus Ehen zwischen 

evansselisch-lutherischen und römisch-katholischen oder 

reformierten und römisch-katholischen oder 

evangelisch-lutherischen und deutsch-katholischen oder 

reformierten und deutsch-katholischen oder 

römisch-katholischen und deutsch-katholischen 
Glaubenswenossen !. 

Gerade auf diese Ehen bezieht sich in erster Linie das später 
auch auf die Deutsch - Katholiken ausgedehnte ? Gesetz vom 
1. November 1836, die Ehen unter Personen evangelischen und 
katholischen Glaubensbekenntnisses und die religiöse Erziehung der 
von Eltern solcher verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder 
betreffend. Von den drei in den deutschen Gesetzgebungen ver- 
tretenen Systemen für die Regelung der konfessionellen Erziehung 
bei verschiedener Konfession der Eltern, nämlich dem der abso- 
luten gesetzlichen Festlegung der Konfession des Kindes, dem der 
schrankenlosen Erziehungsfreiheit des elterlichen Gewalthabers und 
dem der subsidiären gesetzlichen Festlegung bei Vertragsfreiheit 
der Eltern ® vertritt das sächsische Gesetz das letzte. Es bestimmt 
nämlich in 8 6: 

Die aus gemischten Ehen erzeugten Kinder sind in der Regel in der 
Konfession des Vaters zu erziehen. 

Es ist jedoch den Eltern gestattet, durch freie Tebereinkunft, unter 


den im folgenden Paragraph vorgeschriebenen Erfordernissen, hierüber 
unter sich etwas anderes festzusetzen. 


2 Ehen zwischen Evangelisch-Lutherischen und Reformierten gelten als 
ungemischte, über sie ist daher bereits oben $4 S. If. gehandelt worden. 

2 Durch Gesetz vom 2. November 1848 über die Reechtsverhältnisse 
der deutsch-katholischen Glaubensgenossen $ 11. 

3 Vgl. Krapp (o. S. 279 Anm. 3) S. 47. 
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Hiernach muß ein Kind einer „gemischten Ehe‘, falls es zu 
keinem Vertragsschluß zwischen den Eltern kommt, in der Kon- 
fession des Vaters erzogen werden, selbst wenn die Ehe später 
geschieden und das Kind der Mutter zugesprochen wird !, selbst 
wenn der Vater stirbt und sein letzter Wille Erziehung in der 
Konfession der Mutter wünscht?, selbst wenn der überlebende 
Vater der Mutter versprochen hat, das Kind in ihrer Konfession 
zu erziehen ®. Eine Befreiung kann höchstens in dringenden Fällen 
ausnahmsweise durch Dispens des Kultusministeriums im Sinne 
von $ 49 AG. z. BGB. gewährt werden *. Soweit sind Wissenschaft 
und Praxis. einig °. 

Streitig ist dagegen, ob die nach dem zitierten $ 6 zulässige 
Uebereinkunft der Eltern für die Kinder jede beliebige Konfession 
vorsehen darf oder ob die Wahl der Eltern auf die beiden Kon- 
fessionen beschränkt ist, denen sie selbst angehören. Die erste 
Alternative wird von Kloß® vertreten: Zwar leugnet auch er 
nicht, daß das Gesetz vom 1. November 1836 nur einen Vertrag 
auf Erziehung in der Konfession der Mutter kenne, er erachtet 
aber diese Beschränkung ebenso wie die bei ungemischten Ehen 
und aus den gleichen Gründen für aufgehoben. Da aber nach 
den oben $ 4 unter IV. 8.17 ff. gegebenen Ausführungen die von 

ı Hierfür wird noch eine ausdrückliche Bestimmung in $ 14 des Ges. 
vom 1. Nov. 1836 gegeben: 

„Ehescheidung kann an obigen Bestimmungen nichts ändern, sondern 
es ist im Zweifel so zu entscheiden, wie bei Fortdauer der Ehe entschieden 
worden sein würde.“ 

2 Denn hier fehlt es an einem den Erfordernissen des $ 7 des Ges. vom 
1.Nov. 1836 entsprechenden Vertrage der Eltern; s. u. S. 36 ff. 

3 Auch hier steht der Mangel eines förmlichen Vertrages entgegen. 

* Oben $. 26; wegen der unter Umständen zu anderer Konfession 
führenden Notstandsausnahme s. u. S. 37f. 

5 Landtagsakten 1833/4, Beilagen der ersten Kammer II S. 44f., Proto- 
kolle S. 61f. — v. Seydewitz, Codex S. 203 N.9. — Schmidt (o. S. 282 
Anm. 3) S. 316 ff. — Kloß (o. S. 286 Anm. 4) 8.381. — v. Montgelas 
(0. S. 290 Anm. 4) S. 27 ff. — v.d. Mosel (o. S. 286 Anm. 3) 8. 510 
Sp. 2. 

e A. a. O. S. 382. 


5* 
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Kloß behauptete — sei es ausdrückliche, sei es stillschweigende — 
Derogation niemals stattgefunden hat, so ist im Einklang mit 
der Praxis und der überwiegenden Meinung der Wissenschaft ! 
festzustellen, daß nach dem Grundgedanken des Gesetzes vom 
1. November 1836 die Uebereinkunft der Eltern nur die Erziehung 
aller oder bestimmter Kinder ? ın der Konfession der Mutter zum 
Inhalt haben kann. 

Solche Vereinbarungen können vor wie nach Eingehung der 
Ehe, auch noch nach erfolgter Scheidung. jedoch im Interesse 
der Stetigkeit der religiösen Erziehung nicht mehr nach voll- 
endetem 6. Lebensjahre des Kindes getroffen werden ®. Dasselbe 
gilt von der gleichfalls an die Vertraxsform gebundenen Auf- 
hebung getroffener Vereinbarungen. Alle diese Verträge, mögen 
sie eine Uebereinkunft der Eltern oder die Abänderung oder Auf- 
hebung einer solchen zum Gegenstand haben, unterliegen strensen 
Formvorschriften *, deren Nichteinhaltung Nichtigkeit zur Folge 
hat: 

Die Erklärungen sind von beiden Teilen persönlich, nicht 
notwendig gleichzeitig ®, vor dem ordentlichen Richter des Mannes, 
falls dieser aber in Sachsen keinen Wohnsitz hat ®, vor dem or- 


ı Schmidt (o. S. 282 Anm.3) S. 312f. — Güttler (o. S. 283 Anm. ]) 
S. 168. — v. Montgelas a. a. O0. S. 30f. — v. d. Mosel (a.a. 0. S. 510 
Sp. 2). — Landtagsakten 1834 Abt. I Bd. I S. 549, 553. — Entscheidung des 
Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts vom 24. März 1906 
in Fischers Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung der Verwaltung 
XXXI 1906 8. 99 fi., bes. S. 101. 

* Insofern kann der Inhalt der Verträge a sein. Vgl. die 
Beispiele bei Schmidt a. a. O. S. 313. 

2 88 8, 14 des Ges. vom 1. Nov. 1836. — Schmidt a. a. 0. 8.313. — 
Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 381. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) 
S. 28, 

* Hiergegen de lege ferenda v. Montgelas a. a. O. 8. 29£. 

5 Vgl. Justizministerialverordnung vom 21. Februar 1901 (JMBl. S. 17). 
— Kloßa.a. O0. S. 381. — v. Montgelasa a. O. S. 29. — v.d. Mosel 
a. a. O. S. 510 Sp. 2. 

® Mag er selbst Sachse oder Nichtsachse sein. Vgl. Schmidt (o. 
S. 282 Anm. 3) S. 315. 
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dentlichen Richter der Frau an Gerichtsstelle in Abwesenheit 
anderer Personen, insbesondere Geistlicher abzugeben und zu be- 
urkunden. Notarielle Beurkundung ist ausgeschlossen. Ist einer 
der Ehegatten in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, so bedarf er 
nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters . Ordent- 
licher Richter ist der Amtsrichter am Wohnsitze des Mannes 
bzw. der Frau. Auch bei örtlicher Unzuständigkeit des Richters, 
dem das Gesetz übrigens noch ausdrücklich alle „Einwirkung auf 
die Willenserklärung der Paziszenten“ untersagt, ist der Vertrag 
nichtig ®. 

Ergibt sich nach alledem, daß das Kind einer gemischten 
Ehe entweder kraft Gesetzes in der Konfession des Vaters oder 
kraft rechtsbeständigen Vertrags in der Konfession der Mutter 
erzogen werden muß, ohne daß dem Erziehungsberechtigten (außer 
bei ministeriellem Dispens) ein weiteres Bestimmungsrecht zusteht, 
so greift doch für beide Fälle die bereits oben * im Zusammen- 
hange gewürdigte Notstandsausnahme nach 8 6 III des Volks- 
schulgesetzes i. V. m. $ 15 der hierzu ergangenen Ausführungs- 
verordnung vom 25. August 1874 platz. Hiernach muß, falls 
am Orte keine Gelegenheit besteht, dem Kinde Religionsunter- 
richt in seiner Konfession zu erteilen, auf Antrag des Erziehungs- 
berechtigten dem Kind die Teilnahme am Religionsunterricht einer 
anderen Konfession — gedacht ist vorwiegend an den Religions- 
unterricht der Ortsschule — gestattet werden. Ist der dem Kinde 
in diesen Ausnahmefällen erteilte fremde Religionsunterricht, wie 

18 7 des Ges. vom 1. Nov. 1836. — Schmidt a a. O. S. 3l4ff. — 


Kloß (o. 8. 286 Anm. 4) 8.381f. — v.Montgelas (o. 8.290 Anm. 4) 
S. 28 tl. 

? Gesetz zur Ausführung einiger mit dem Bürgerlichen Gesetzbuche zu- 
sammenhängender Reichsgesetze, vom 15. Juni 1900 (GVBl, S. 269) 8 37. 
Im einzelnen Fall kann die Beurkundung einem Assessor oder Referendar 
übertragen werden: $ 3 a. a. O., Geschäftsordnung für die sächsischen Ju- 
stizbehörden $ 250. 

® Kloß (o. 8. 286 Anm. 4) S. 381. — v. Montgelas (o. 3.290 Anm. 4) 
8. 29. 

Ss. 3f. 
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in der Regel, der einer aufgenommenen Kirche und wird er über 
das 12. Lebensjahr des Kindes fortgesetzt, so ist nach der von 
$ 15 Ill der AVO. gegebenen, von der Praxis anerkannten Aus- 
legung von $ 18 des Gesetzes vom 1. November 1836 1. V.m. 8 6 III 
des Volksschulgesetzes das Kind von nun an in der Konfession 
jener aufgenommenen Kirche zu erziehen!. Dasselbe wird auf 
Grund analoger Anwendung der zitierten Bestimmungen ange- 
nommen, falls ein Kind auch ohne die Notstandsvoraussetzung 
dem Gesetz oder einem gültigen Vertrag zuwider über das 
vollendete 12. Lebensjahr hinaus am Religionsunterricht einer 
fremden aufgenommenen Kirche teilgenommen hat?. 

In diesen Fällen kann es also dazu kommen, daß ein Kind 
einer gemischten Ehe ohne Uebereinkunft der Eltern in der Kon- 
fession der Mutter, gegen getroffene Uebereinkunft in der Kon- 
fession des Vaters, ja schließlich auch in der Konfession einer 
aufgenommenen Kirche erzogen wird, der keiner der Ehegatten 
angehört. Inwieweit ähnliche Abweichungen von der Regel auch 
durch Konfessionswechsel der Eltern begründet werden können, 
wird später ® im Zusammenhang dargestellt werden. 

Il. Kinder aus Ehen, in denen bei Konfessionsverschiedenheit 
der Gatten der eine oder beide Gatten keiner anerkannten Re- 
ligionsgesellschaft (also weder einer aufgenommenen Kirche noch 
einer zugelassenen Religionsgesellschaft) * zugehören. 

Im einzelnen fallen hierunter Kinder aus 

Ehen zwischen: 

A. 1. einem Mitglied einer bestätigten dissidentischen Religions- 
gesellschaft und einem Angehörigen einer aufgenommenen 
Kirche, 

2. einem Mitglied einer nicht bestätigten Religionsgemein- 
schaft und einem Angehörigen einer aufgenommenen 
Kirche, 


18.0.8. 5ff.; dort auch die Bedenken gegen die ganze Lehre vom 
gesetzlichen Konfessionswechsel. 
29.0.8. 9. 8 118. 56 ff. 18.0.8338. 296 fl. 
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3. einem Konfessionslosen und einem Angehörigen einer 
aufgenommenen Kirche. 

B. 1. einem Mitglied einer bestätigten dissidentisehen Religions- 
gesellschaft und einem Angehörigen einer zugelassenen 
Religionsgesellschaft, 

2. einem Mitglied einer nichtbestätigten Religionsgemein- 
schaft und einem Angehörigen einer zugelassenen Reli- 
gionsgesellschaft, . 

3. einem Konfessionslosen und einem Angehörigen einer 
zugelassenen Religionsgesellschaft. 

C. 1. einem Mitglied einer bestätigten dissidentischen Religions- 
gesellschaft und einem Mitglied einer nichtbestätigten 
dissidentischen Religionsgemeinschaft, 

2. einem Mitglied einer bestätigten dissidentischen Reli- 
gionsgesellschaft und einem Konfessionslosen, 

3. einem Mitglied einer nichtbestätigten dissidentischen Re- 
ligionsgemeinschaft und einem Konfessionslosen. 

D. 1. zwei Mitgliedern verschiedener bestätigter Religionsge- 
sellschaften, 

2. zwei Mitgliedern verschiedener nichtbestätigter dissiden- 
tischer Religionsgemeinschaften. 

Für alle diese Fälle gewährt $ 20 II des Dissidentengesetzes ! 
nach der oben S. 11, gegebenen Auslegung freies Erzie- 
hungsrecht des Vaters, kraft dessen der Vater die Kinder 
in der eigenen, der mütterlichen und jeder dritten Konfession, ja 
selbst konfessionslos erziehen, die gewählte Konfession jederzeit 
bis zur Beendigung der religiösen Erziehung abändern, die ein- 
zelnen Kinder auch verschiedenen Konfessionen zuführen kann. 
Beschränkungen bestehen nur in der bekannten dreifachen Rich- 
tung, daß ein konfessionslos oder in der Konfession einer nicht- 


ı Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 383 rechnet, m. E. ohne Grund, die Fälle 
unter C und D nicht zu den durch $ 20 II Diss.Ges. direkt geregelten, son- 
dern will auf sie $ 20 [I nur entsprechend anwenden; im übrigen über- 
einstimmend. Wie Kloß: v. Montgelas S. 43f. Wie oben: Kümper 
(0. S. 279 Anm. 3) S. 286, 
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bestätigten Religionsgemeinschaft erzogenes Kind am Religions- 
unterricht einer anerkannten oder bestätigten Religionsgesellschaft 
teilnehmen muß, daß der Vater sich durch formlosen, formlos 
auch jederzeit wiederaufhebbaren Vertrax mit der Mutter seines 
Wahlrechts zugunsten der Erziehung in einer bestimmten Kon- 
fession begeben kann, und endlich daß bei Gefährdung des leib- 
lichen und geistigen Wohles des Kindes dureh Mißbrauch des 
Erziehungsrechtes ein Einschreiten des Vormundschaftsgerichts 
zulässig und geboten ist. Wegen aller Einzelheiten und auch 
wegen der Frage, ob das freie Bestimmungsrecht unter Umstän- 
den auf die Mutter, den Vormund, den Pfleger übergeht, kann 
auf die oben ın $ 4 II S. 11ff. bei den Kindern von Eltern 
gleichen dissidentischen Bekenntnisses gegebenen Ausführungen 
verwiesen werden. 
III. Kinder aus Ehen, in denen der eine Teil Mitglied einer 
zugelassenen Religionsgesellschaft, der andere Mitglied einer auf- 
genommenen Kirche ist oder in denen beide Teile verschiedenen 
zugelassenen Religionsgesellschaften angehören !. 
Unter diese letzte Gruppe von Ehen mit verschiedener Kon- 
fession der Ehegatten fallen nach den in $ 3 gegebenen Ausfüh- 
rungen Elıen zwischen 
A. 1. einem Juden und einem Angehörigen einer der vier auf- 
genommenen Kirchen, 

. einem Juden und einem Griechisch-Katholischen, 

. einem Juden und einem anglikanischen Glaubensgenossen. 


u u >) 


. einem Griechisch-Katholischen und einem Angehörigen 
einer der vier aufgenommenen Kirchen, 
2. einem griechisch-katholischen und einem anglikanischen 
Glaubensgenossen. 
C. einem anglikanischen Glaubensgenossen und einem An- 
gehörigen einer der vier aufgenommenen Kirchen. 
ı Die Ehen, in denen ein Teil einer zugelassenen Kirche angehört, der 


andere Dissident ist, werden durch $ 20 II Diss.Ges. direkt getroffen. Sie 
sind deshalb bereits oben unter II B 1—3 behandelt worden. 
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Für die Fälle unter A, in denen ein Ehegatte Jude ist, greift 
die S. 15f. wiedergegebene Bestimmung in $ 6 des Gesetzes, die 
israelitischen Religionsgemeinden betreffend, vom 10. Juni 1904 
ein. laut deren die Vorschriften des $ 20II des Dissidentenge- 
setzes Anwendung zu finden haben. Es gilt also hier freies Er- 
ziehungsrecht des Vaters in dem eben ! geschilderten Umfange *?. 

Für die Fälle unter B und C fehlt es an einer gesetzlichen 
Bestimmung. Man wird sich aus den S. 16f. ansreführten Gründen 
für analoge Anwendung von $ 20 II des Dissidentengesetzes zu 
entscheiden haben ?, hier noch besonders gestützt durch die Tat- 
sache, daß vor Erlaß des Gesetzes vom 10. Juni 1904 derselbe 
5 20 II des Dissidentengesetzes auch auf die Ehe zwischen einem 
Christen und einer Jüdin* analog angewendet worden ist. Kraft 
der so begründeten analogen Anwendung von $ 20 1I hat für die 
Fälle unter B und C die gleiche Erziehungsfreiheit des Vaters 
wie bei den Fällen unter A zu gelten. 


8 7. Zusammenfassung der Ergebnisse. 


Nach den in den 8$4—6 angestellten Untersuchungen kennt 
das sächsische Recht eine gesetzliche Festlegung der Konfession 
von Kindern nur, soweit die Konfession der Eltern ausschließlich 
dem Kreise der aufgenommenen Kirchen angehört, d. h. also bei 
unsemischten und gemischten Ehen im technischen Sinne und bei 
unehelichen Kindern einer zur Konfession einer aufgenommenen 
Kirche gehörigen Mutter (s. 0. 841,861, 85). Die gesetz- 
liche Festlegung ist bei Kindern ungemischter Ehen und bei un- 
ehelichen Kindern christlicher (d. h. einer der vier aufgenommenen 
Kirchen angehöriger) Mütter eine absolute, jeder Veränderung sei- 

13. 39£. 

2 So auch Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 383. — v. Montgelas (o. 
S. 290 Anm. 4) 8. 43, 

® Ebenso Kloß a. a. 0. 8.383. — v. Montgelas a. a. O. S.43f. 

* Also bei einer Ehe der unter A 1 erwähnten Art. 


5 v. Seydewitz, Codex S. 427 Anm. 11. — v. Seydewitz-Böhme 
(0. S. 286 Anm. 2) S. 22, 
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tens der Eltern entzoxen. Bei Kindern gemischter Ehen kann 
die an sich maßsebende Konfession des Vaters mittels formstrengen, 
an eine Zeitgrenze gebundenen Vertrags der Eltern durch die Kon- 
fessıion der Mutter ersetzt, hierin auch wieder innerhalb dessel- 
ben Zeitraums und unter Beobachtung derselben Formvorschrif- 
ten eine Aenderung getroffen werden. Mit dem Tode eines Ehe- 
gatten wird die zu dieser Zeit maßgebliche Konfession unabän- 
derlich. 

In allen anderen Fällen, d. h. subald auch nur ein Ehegatte 
oder die uneheliche Mutter nıeht einer der aufısenommenen 
Kirchen zurehört, besteht vollkommene Erziehungstfreiheit des 
Vaters bzw. der unehelichen Mutter. Kraft dieses Erziehungsrechts 
kann die Konfession des Kindes vom Vater oder der unehelichen 
Mutter auch jederzeit wieder geändert werden. Nur falls bei 
ehelichen Kindern die Eltern durch formlosen Vertrag Erziehung 
in einer bestimmten Konfession vereinbaren, ist der Vater an diese 
Konfession gebunden, bis in gegenseitigem Einverständnis der Ver- 
trag formlos wieder aufgehoben wird. Durch Tod der Mutter bei 
Bestehen eines solchen Vertrags wird die dadurch für den Vater 
gegebene Beschränkung zu einer absoluten. 


8 8. Anwendbarkeit des sächsischen Rechts auf Kinder von Nicht- 
sachsen und auf Kinder außerhalb Sachsens geschlossener Ehen. 


Die Frage, inwieweit die im sächsischen Recht bei Kindern 
ungemischter und gemischter Ehen sowie bei unehelichen Kin- 
dern einer christlichen?! Mutter bestehenden Einschränkungen der 
Erziehungsfreiheit auch auf Nichtsachsen Anwendung finden, wird 
in S 9 Abs. IV des Gesetzes vom 1. November 1836 berührt. 
Hier heißt es nämlich: 

Bei Eltern, welche sich erst künftig in das Königreich Sachsen wenden, 


wird dasjenige zur Anwendung gebracht, was die gesetzliche Verfassung des 
Landes, wo die Ehe geschlossen worden, hierüber mit sich bringt, dafern 


1 Das heißt: einer der vier in Sachsen aufgenommenen Kirchen ange- 
hörigen. 
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sie nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ($ 7 und 8) ein anderes 
unter sich festsetzen. 


Das Gesetz macht hier keinen Unterschied zwischen Sach- 
sen, nichtsächsischen Deutschen und Ausländern, sondern behandelt 
ganz allgemein den Tatbestand, daß die Ehe nicht in Sachsen ge- 
schlossen ist und die Gatten später ihren Wohnsitz in Sachsen 
nehmen. | 

Die Praxis aber bezieht den $ 9 IV nur auf den Fall, daß 
de Ehe zwischen Nichtsachsen außerhalb Sachsens ge- 
schlossen ist, daß die Ehegatten sich später in Saclısen nieder- 
lassen und hier die sächsische Staatsangehörigckeit 
erwerben?. Unter diesen Voraussetzungen soll also für die 
religiöse Erziehung bei gemischten Ehen, und man wird in ana- 
loger Anwendung fortfahren dürfen: auch bei ungemischten Ehen 
und unehelichen Kindern christlicher Mütter nicht das sächsische 
Recht, sondern das Recht des Landes Anwendung finden. in dem 
die Ehe geschlossen wurde; doch wird den Eltern bei ge- 
mischten Ehen freigestellt, mittels formstrenger Ver- 
einbarung für das noch nicht 6 Jahre alte Kind? Erziehung in 
der Konfession des Vaters oder der der Mutter festzulegen ($ 9 IV). 

Auf Ehen zwischen Nichtsachsen, die ihren Wohnsitz in 


! Diese allgemeine Beziehung war auch beabsichtigt. Vgl. Begründung 
des Gesetzentwurfs vom 7. Februar 1833 ($ 9), Verhandlung der 2. Kammer 
vom 13. Mai 1833, Protokolle S. 330. — Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 319. 
— v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 36 f. 

? Vol. die zahlreichen Entscheidungen und Verordnungen bei Schmidt 
a.2.0. S. 322 ff., hierzu Ministerialverordnungen vom 15. April 1899 und 
vom 19. Juli 1901 in Fischers Zeitschrift XX S. 251, XXIII S. 352. — 
v. Montgelas S. 37. Wenn Schmidt und v. Montgelas dem 
besonders wichtigen Erlaß des Kultusministeriums vom 30. Juni 1877 (bei 
Schmidt S. 322) zweideutige Fassung deshalb vorwerfen, weil er die An- 
wendung des $ 9 IV nur für „nicht ausgeschlossen‘ erkläre, so ist das 
nicht berechtigt. Das Ministerium sagt nur, daß im Gegensatz zu 
der Auffassung der Vorinstanz durch den Erwerb der säch- 
sischen Staatsangehörigkeit die Anwendung des $ 9 IV nicht ausgeschlossen 
werde. 

® Ministerialverordnung vom 19. Juli 1901, Fischers Zeitschrift XXIO 
S. 352. 
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Sachsen nehmen, ohne die sächsische Staatsange- 
hörigkeit zuerwerben, „pflext das Ministerium die ein- 
schränkenden Vorschriften des Gesetzes vom 1. November 1836 
nicht anzuwenden“ !, ohne Unterschied, ob die Elıe im Inlande 
oder im Auslande (= Nichtsachsen) geschlossen worden ist. Was 
für ein Recht aber nun für die Erziehung der Kinder aus solchen 
Ehen gelten soll, ist aus den Entscheidungen des Ministeriums nicht 
mit Sicherheit zu entnehmen. Eine ganze Anzahl älterer Entschei- 
dungen stützt sich auf das Recht des Landes, in dem die Ehe 
abgeschlossen worden ist*, spätere scheinen dem Itecht des 
Staates nachzugehen, demder Ehemann angehört?, die jüng- 
sten Erlasse endlich, die in stereotyper Wiederholung den oben 
angeführten Satz enthalten, dürften dahin zu verstehen sein, „daß 
Ausländer nicht gezwungen werden können, bei der religiösen Er- 
ziehung ihrer Kinder die Vorschriften irgendeines Gesetzes zu 
beobachten, daß ihnen daher tiberlassen bleibe, selbständig dar- 
über zu entscheiden, in welcher Konfession sie ıhre Kinder er- 
ziehen wollen“ #. 

Da das Ministerium zu den beschränkenden und deshalb auf 
Nichtsachsen nicht anzuwendenden Bestimmungen des Gesetzes vom 
1. November 1836 die Vorschriften über den Abschluß eines Er- 
ziehungsvertrags ausdrücklich nıcht zählt’, so ergibt sich für 
die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen zwischen 
Nichtsachsen und kraft analoger Anwendung auch für die Kinder- 
erziehung bei ungemischten Ehen zwischen Nichtsachsen und bei 


! Ministerialverordnung vom 22. Dezember 1879. 15. April 1899, 19. Juli 
1901, Fischers Zeitschrift I S. 191, XX S. 251, XXIII S. 352. 

® Bei Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 326-328. Hier scheint noch 
$ 9 Abs. 4 des Ges. vom 1. Nov. 1836 angewendet worden zu sein. Vgl. 
auch v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 37 Anm. 6. 

: Bei Schmidt a. a. O. S. 328—330. 

*Schmidta.a. O0. S. 325. 

5 Ministerialverordnung vom 15. April 1899, Fischers Zeitschrift XX 
S. 251. 
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unehelichen Kindern christlicher! nichtsächsischer Mütter folgen- 
der Rechtszustand: 

Ueber die religiöse Erziehung des Kindes bestimmt in Sachsen 
frei der ausländische Vater bzw. die ausländische uneheliche Mut- 
ter, nur können bei gemischten Ehen die Eltern durch reclhıt- 
zeitigen, formrichtigen Vertrag im Sinne der 88 7, 8 des Ge- 
setzes vom 1. November 1836 die Erziehung des Kindes in der 
Konfession des Vaters oder der Mutter festlegen ?. 

Richtiger wäre es, auf diese Fälle entweder die Bestimmung 
in $ 9 IV des Gesetzes vom 1. November 1836 anzuwenden, 
kraft deren bei Möglichkeit eines Vertragsschlusses nach $$ 7, 8 
desselben Gesetzes im übrigen das Recht des Staats der Ehe- 
schließung maßgebend ist, oder auf die Vorschriften des inter- 
nationalen Eherechts in EGBGB. a. 19, 27 zurückzugreifen, wo- 
nach das Recht des Staates entscheidet, dem der Ehemann bzw. 
die uneheliche Mutter angehört, es sei denn, daß nach diesem 
Recht die sächsischen Gesetze Anwendung finden. 

Der zum Schluß noch zu besprechende Tatbestand, bei dem säch- 
sische Staatsangehörige im Auslande eine gemischte Ehe schließen 
und dann nach Sachsen zurückkehren, wird von der Praxis gleich- 
falls nicht dem 8 9 IV unterstellt, hier wird vielmehr das säch- 
sische Recht in seiner ganzen Strenge für anwendbar erklärt. Man 
wird das auszudehnen haben auf Kinder ungemischter Ehen 
und uneheliche Kinder christlicher Mütter. Die Bedenken, die 
gegen diese Praxis sprechen, namentlich der bei Rückkehr vor voll- 
endetem 10. Lebensjahre des Kindes unter Umständen notwendig 
werdende Konfessionswechsel und die praktisch oft bestehende 
Unmöglichkeit, einen Vertrag nach 8$ 7, 8 des Gesetzes vom 
1. November 1836 im Auslande zu schließen ?, werden bis zu ge- 


! In dem oft erwähnten Sinne als einer der vier aufgenommenen Kır- 
chen angehörig. 

2S. auch Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 382. 

: Vgl. Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 323. — v. Montgelas (o. 
3. 290 Anm. 4) S. 37. 
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wissem Grade aufgrewogen durch die sonst allzu naheliegende Ge- 
fahr einer leichten Umgehung der sächsischen Rechtssätze. 


& 9. Religiöse Erziehung bei Legitimation unehelicher Kinder und 
bei Nichtigkeitserklärung der Ehe. 

I. Die rechtliche Stellung des Kindes verändert sich in einer 
auch für die religiöse Erziehung bedeutsamen Weise durch ein- 
tretende Legitimation, mag diese Legitimation nun durch nach- 
folgende Ehe! oder durch Ehelichkeitserklärung* erfolgen. Denn 
durch die Legitimation erlanrt das ursprünsheh uneheliche Kind 
die rechtliche Stellung eines ehelichen ®. 

Das ist schon wichtige für die Fälle, in denen die Mutter 
Dissidentin ist oder einer zugelassenen Religionsgesellschaft an- 
sehört*. Denn das nach $ 20. II Diss.Ges. hier geltende freie 
Erziehungsrecht der Mutter geht — mangels anderweiter gesetz- 
licher Bestimmung im sächsischen Recht — mit der Legitimation 
auf den Vater über, der ja, er sei welcher Konfession er wolle, 
in einer Ehe mit einer Dissidentin oder mit einer Angehörigen 
einer zugelassenen Religionsgesellschaft das freie Erziehungsrecht 
des 8 20 IL Diss.Ges. besitzt®. 

Noch viel wiehtiger aber sind die Rechtsfulxen bei den un- 
ehelichen Kindern, wo die Mutter einer der vier aufgenommenen 
Kirchen zugehört. Ist freilich der Vater Mitglied derselben Kirche 
wie die Mutter. so bleibt es dabei, daß das Kind in der mütter- 
lichen Konfession, die nun die gemeinsame beider Eltern ist, er- 
zogen werden muß’. Gehört aber der Vater einer anderen auf- 


! BGB. ss 1719 ff. 2 BGB. SS 1723 fi. ® BGB. $$ 1719, 1736. 

*S.0.85 II und IIE S. 26 ff. 

5 So wohl auch Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 289. — v. Montgelas 
(0. S. 290 Anm. 4) 8. 48f. 

° Vgl. oben $ 4 unter II und III, $ 6 unter II und IM. 

”S. 0.85 unter I, $4 unter I. Anders Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 384f., 
der entsprechend seiner oben $ 4 unter IV behandelten Lehre von der Er- 
ziehungsfreiheit des Vaters bei ungemischten Ehen auch hier Eintritt des 
väterlichen freien Bestimmungsrechts verficht. 


| 
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genommenen Kirche an, so greifen nunmehr die Vorschriften über 
gemischte Ehen ein!, nach denen das Kind, falls die Eltern nicht 
vor dessen vollendetem sechsten Lebensjahre einen formrichtigen 
Vertrag über Erziehung in der Konfession der Mutter geschlossen 
haben, jetzt in der Konfession des Vaters erzogen werden muß. 
Es kommt hier also zu einem notwendigen, höchstens durch aus- 
nahmsweisen ministeriellen Dispens? behebbaren Konfessionswech- 
sel des Kindes®. Von dieser Regel sind jedoch in dem Gesetz vom 
1. November 1836 zwei Ausnahmen statuiert: Einmal wird bei 
der Legitimation durch Ehelichkeitserklärung für den Fall, daß 
die Mutter noch tätigen Anteil an der Erziehung des Kindes 
nimmt, der Eintritt des Konfessionswechsels davon abhängig ge- 
macht, daß die Mutter zu dieser Folge der Legitimation ihr aus- 
drückliches Einverständnis erklärt hat?. Vor allem aber bestimmt 
$ 18 in Verbindung mit $ 11 des Gesetzes vom 1. November 
1836, daß bei Kindern, die „einmal das zelınte Jahr ıbres Alters 
vollendet, und bis dahin gleichmäßig in der einen oder anderen 
Konfession Unterricht erhalten haben“, eın Wechsel der Kon- 
fession nicht mehr stattfindet. Hiernach muß das Kind trotz ein- 
getretener Legitimation in der Konfession der Mutter weitererzogen 
werden, falls es zur Zeit der Legitimation bereits das 10. Lebens- 
jahr vollendet hat. 

Hier wird von verscliiedener Seite die Meinung vertreten, daß an 
die Stelle des 10. durch die Bestimmung in $ 6 III Volksschulges.® 
das 12. Lebensjahr getreten sei. Aber selbst wenn man mit der 
Praxis dem $ 6 III des Volksschulges. i. V. m. 88 17, 18 des Gesetzes 
vom 1. November 1836 die bedenkliche® Auslegung gibt, daß im 


ı 8 11 des Ges. vom 1. Nov. 1836. 
2 AG. z. BGB. 8 49, s. o. S. 26. 


®So auch Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 331. -—- Kloßaa. 0. 
S. 384. — v. Montgelasa.a. 0. S. 5öff. 

*8& 11 Abs. 1 des Ges. vom 1. November 1836. — Schmidta.a. 0. 
S.331. — Kloßa.a. 0. S. 384. — Uebersehen von v. Montgelas 
8. 40. 
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Verhältnis der aufgenommenen Kirchen zueinander der über das 
12. Lebensjahr ausgedehnte Relisionsunterricht in der Konfession 
einer bestimmten Kirche das Kind endgültig dieser Kirche zuführt!, 
selbst dann ist dem $ 11 i. V. m. $ 18 des Gesetzes vom 1. No- 
vember 1836 nicht derogiert. Denn hier handelt es sich um 
gleichmäßige religiöse Erziehung eines Kindes in einer Konfes- 
sion, dort nur um Erteilung des Religionsunterrichts in einer dem 
Kind fremden Konfession, in der es im übrigen gerade nicht er- 
zogen wird. Es ist also sehr wohl denkbar, daß das Gesetz die 
festlegende Wirkung der andauernden gleichmäßigen religiösen 
Erziehung in einer Konfession mit dem 10. Lebensjahre, die gleiche 
Wirkung des dem Kinde erteilten fremden Religionsunterrichts erst 
mit dem 12. Lebensjahre eintreten läßt. Da nun nirgends eine 
Abänderung des in $ 18 ı. V. m. $ 11 a.a. O. bestimmten Ter- 
mins von 10 Jahren erfolgt ist, auch der häufig angeführte $ 15 III 
der Ausführungs-Verordnung zum Volksschulgesetz® nur für den 
Fall von $ 17 des Ges. v. 1. Nov. 1836, nicht auch für die son- 
stigen im $ 18 a. a.0. angezogenen Tatbestände das 10. Lebens- 
jahr durch das 12. ersetzt?, so ist man durch nichts berechtigt. 
an die Stelle des 10. Lebensjahres in $ 18 ganz allgemein‘! und 
damit auch für den hier behandelten Fall das 12. Lebensjahr zu 
setzen. 

Zum Schluß ist noch der Fall zu besprechen, daß unelıe- 
liche Kinder, deren Mutter einer der vier aufgenommenen Kirchen 
angehört, legitimiert werden durch einen Vater, der selbst Dissi- 
dent ist oder einer zugelassenen Religionsresellschaft angehört. 
Da es hierfür an einer gesetzlichen Vorschrift im sächsischen 
Recht mangelt und nach dem BGB. die Kinder durch die Legiti- 
mation die Stellung von ehelichen Kindern erlangen, wird man 

18.0.8. 8. 19.0.8.6. 

28.0.8. 7f. 

* Am entschiedensten von Seydewitz, (Codex S. 206 Anm. 20. — 
Zögernd Kloß a. a. O. S. 387. — Güttler (o. S. 283 Anm. 1) S. 154. — 


v. Montgelasa.a. O.S.12, 52f., 56f. Das 10. Jahr als Grenze bei 
Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 340 f. 
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von der Legitimation ab die Vorschriften anzuwenden haben, die 
für die religiöse Erziehung in Ehen gelten, in denen ein Teil 
einer aufgenommenen Kirche angehört, der andere Dissident oder 
Mitglied einer zugelassenen Religionsgesellschaft ist!. Hiernach 
tritt aber volle Erziehungsfreiheit des Vaters ein, selbst wenn das 
Kind bereits über das 10. Lebensjahr hinaus ın der Konfession 
einer aufgenommenen Kirche erzogen worden ist. Denn die be- 
schränkende Vorschrift in $ 18 des Gesetzes vom 1. November 
1836 greift nur ein im Verhältnis der aufgenommenen Kirchen zu- 
einander, also nur bei „ungemischten“ und „zemischten* Ehen. 

ll. Eine für die religiöse Erziehung bedeutsame Aenderung in 
der rechtlichen Stellung des Kindes kann auch bei Nichtigkeit 
der elterlichen Ehe eintreten. War freilich die Ehe formrichtig 
abreschlossen und auch nur einem der Ehegatten die Nichtig- 
keit bei der Eheschließung unbekannt, so gelten die Kinder 
nach der Bestimmung in $ 1699 BGB., das mangels Regelung der 
Frage im sächsischen Recht Anwendung zu finden hat?, als 
eheliche. Ein Einfluß auf die religiöse Erziehung äußert sich 
also, ähnlich wie bei der Elıescheidung ?, höchstens insofern, als 
nach den Vorschriften ın $$ 1700 ff. BGB. unter Umständen die 
Sorge für die Person des Kindes auf die Mutter übergehen und 
diese dadurch in den Stand gesetzt werden kann, in den Fällen 
der Erziehungsfreiheit eine noch nicht getroffene Kontessions- 
bestimmung des inzwischen dazu tatsächlich unfähig gewordenen 
Vaters nun ihrerseits vorzunehmen ‘°. 

Beruht andererseits die Nichtigkeit der Ehe auf einem Form- 
mangel und ist sie in das Heiratsregister nicht eingetragen, so 
liegt eine Ehe überhaupt nicht vor (matrimonium non existens), 
die Kinder sind also von Anfang an als uneheliche zu betrachten, 


18. 0.8.38f. A1—3, ITA1l,B1,C. 

2 So auch Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 3831. — Kämper (o. S. 279 
Anm. 3) S. 289. — v. Montgelas S. 48f. 

25, 0. S. 13, 8. 35 mit Anm. |). 

*8.0.8. 14f. 

58 1699 1I BGB. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 1. 4 
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und es handelt sich nur um eine Verkennung der Tatsachen, einen 
Irrtum, wenn ein derartiges Kind etwa eine Zeit lang als ehe- 
liches behandelt und demgemäß etwa in der Religion des vermeint- 
lichen Vaters erzogen worden ist. 

Anders als in diesen beiden Fällen liegt die Sache aber, wenn 
es sich um eine nichtige Ehe im Sinne von $ 1699 1 BGB. handelt, 
bei deren Abschluß beiden Ehegatten die Nichtigkeit bekannt war 
(matrimonium nullum). Auch die Kinder solcher Ehen sind im Falle 
einer Nichtigkeitserklärung der Ehe als uneheliche anzusehen. Hier 
ist aber die Nichtigkeitserklärung oder wenigstens die Auflösung 
der Ehe notwendige Voraussetzung; vorher kann die Nichtigkeit nicht 
geltend gemacht werden !; die Kinder sind also so lange als ehe- 
liche zu behandeln. Daraus ergibt sich der genau umgekehrte 
Tatbestand wie bei der Legitimation ?, daß nämlich ein Kind zu- 
nächst als eheliches, dann als uneheliches erzogen werden muß. 
Ist die Mutter eine Dissidentin oder Angehörige einer zugelasse- 
nen Religionsgesellschaft, so geht das vorher dem Vater zuste- 
hende freie Erziehungsrecht® nunmehr auf die Mutter über“. 
Steht die Mutter im Bekenntnis einer aufgenommenen Kirche und 
zwar nicht in demselben, dem der Vater angehört?, so ist das 
Kind, das vor der Nichtigkeitserklärung, falls kein formriehtiger 
Vertrag über Erzieliung vorlag, in der Konfession des Vaters er- 
zogen werden mußte, nunmehr in der Konfession der Mutter 
zu erziehen. Auch hier kommt es also zu einem notwendigen 
Konfessionswechsel des Kindes. Man wird nicht fehl gehen, 
wenn man auf diesen der Legitimation gleichgelagerten Tatbe- 
stand die einschränkende Vorschrift in $$ 11, 18 des Gesetzes 


vom 1. November 1836 entsprechend anwendet, wonach der Kon- 
BGB. $$ 1329, 1343 II. 
S. 46 ff. 
SAILIN,S 6 IL IM. 
S5 IL. 
Bei Gleichheit der Bekenntnisse (aufgenommener Kirchen) muß das 
Kind in derselben Konfession weitererzogen werden. 9.0. $41I,8 51. 
e8.0.$861851 
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fessionswechsel nicht eintritt, falls das Kind bei der Nichtigkeits- 
erklärung bereits über sein 10. Lebensjahr hinaus in der Kon- 
fession des Vaters erzogen worden ist !. 


8 10. Religiöse Erziehung adoptierter Kinder. 


Für den Fall der Adoption trifft nur das Gesetz vom 1. No- 
vember 1836 eine ausdrückliche Bestimmung. Es erklärt näm- 
lich im Anschluß an $& 15: 


Andern Personen, als den Eltern selbst, soll es nicht freistehen, über 
das Glaubensbekenntnis der Kinder eine von den gesetzlichen Bestimmungen 
abweichende Aenderung zu treffen. 


in $ 16: 

Hingegen Adoptiveltern, welche durch eine förmliche Annahme an 
Kindes Statt dem Kinde alle Rechte eines leiblichen erteilt haben, steht es 
frei, dasselbe auch in ihrer Konfession zu erziehen, sofern die noch lebenden 
leiblichen Eltern einwilligen, oder nach deren Tode ein rechtsbeständiger 
Vertrag ($ 7 und 8), in welchem dieselben über die Konfession ihrer Kinder 
bereits verfügt haben, nicht besteht. 

Da das Gesetz vom 1. Nov. 1836 nur die Verhältnisse der „ge- 
mischten Ehen“ und zwar wieder nur der von Katholiken und Prote- 
stanten regelt, kann man auch das Konfessionsbestimmungsrecht der 
Adoptiveltern nach $ 16 des Gesetzes nur auf Kinder aus solchen 
gemischten Ehen beziehen’, zumal die $$ 15, 16 a.a.O.das Recht der 
Adoptiveltern in Parallele stellen zu dem Konfessionsbestimmungs- 
recht der leiblichen Eltern, das ja gleichfalls nur bei gemischten Ehen 
gegeben ist. Andererseits kann das Gesetz vom 1. Nov.1836 auch bei 
den Adoptivelterun nur die Fälle im Auge haben, daß jene entwe- 
der der evangelischen (lutherische und reformierte umfassend) oder 
katholischen Konfession zugehören. Hiernach kommt aber das 
Konfessionsbestimmungsrecht der Adoptiveltern in $ 16 des Ge- 
setzes vom 1. November 1836 nur für die Fälle ın Betracht, daß 
bei Adoption eines Kindes aus gemischter Ehe die Adoptiveltern 


18. 0.8. 47. 
3 So auch Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 334. — v. Montgelas 
S. 40f. Anders Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 386. 
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der Konfession der Mutter angehören und eine Uebereinkunft der 
Eltern nicht vorliegt. Denn gehören die Adoptiveltern der Kon- 
fession des Vaters an, so müssen die Kinder — falls kem gül- 
tiger Vertrag geschlossen ist — ohnehin in dieser Konfession 
erzogen werden. Haben die leiblichen Eltern aber Erziehung in 
der Konfession der Mutter vereinbart!, so sind die Adoptiveltern 
kraft ausdrücklicher Vorschrift in $ 16 des Gesetzes daran selbst 
nach dem Tode der Eltern gebunden. Auch in den eng begrenzten 
Fällen, in denen hiernach das Konfessionsbestimmungsrecht der 
Adoptiveltern in Frage kommt, darf das Kind bei Lebzeiten der 
leiblichen Eltern nur mit deren Einwilligung der Konfession der 
Adoptiveltern, die gleichzeitig die Konfession der leiblichen Mutter 
ist, zugeführt werden. Lebt nurnoch ein Elternteil, so genügt dessen 
Einwilligung ?, sind beide Eltern tot, so sind die Adoptiveltern in 
ihrer Entschließung frei. Außerdem ist der Konfessionsänderung 
seitens der Adoptiveltern noch insofern eine zeitliche Grenze gesetzt, 
als auch hier $ 18 des Gesetzes vom 1. November 1836 eingreift, 
wonach bei Kindern, die „einmal das zehnte Jahr ihres Alters 
vollendet und bis dahin gleichmäßig in der einen oder anderen 
Konfession Unterricht erhalten haben,“ ein Wechsel in der Kon- 
fession nicht mehr stattfindet. Die herrschende Meinung°, daß 
durch $ 6 Ill des Volksschulgesetzes i. V. m. $15 IIlder AVO. vom 

! Ein anderer Inhalt der Vereinbarung kommt nicht in Betracht. S. o. 
868. 35£, 

®? So auch Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 386. Anders v. Montgelas 
(0. 8. 290 Anm. 4) S. 41, der annimmt, daß mit dem Tode eines Ehegatten 
die Konfession des Kindes auch für die Adoptiveltern unabänderlich sei. 
Das müßte aber dann noch viel mehr gelten, wenn beide Eltern tot sind. 
und gerade für diesen Fall spricht $ 16 a. a. O. den Adoptiveltern aus- 
drücklich das Bestimmungsrecht zu, falls nicht ein bindender Vertrag der 
Eltern vorliegt. Die entsprechende Anwendung dieses Grundsatzes bei 
Tod nur eines Ehegatten ist durchaus berechtigt. Wenn man nicht über- 
haupt sagen will, daß das Gesetz mit dem Erfordernis der Einwilligung 
der „noch lebenden“ Eltern auch diesen Fall direkt geregelt habe. 

®!v.Seydewitz, Codex S. 206 A. 20. — Güttler (o. $. 283 


Anm. 1) 8. 154. — Kloßaa. 0. S. 287. — v. Montgelasa.a. 0. 
S. 12, 41, 52. 
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25. August 1874 der Grenztermin vom Ende des 10. auf das 


Ende des 12. Lebensjahres hinausgerückt sei, ist hier ebensowenig 
begründet wie in den Fällen der Legitimation !. 
Ein sonstiges Bestimmungsrecht ist den Adoptiveltern in dem 


‚Gesetz vom 1. November 1836 nicht eingeräumt, kann also höch- 


stens in Form ministeriellen Dispenses? von Fall zu Fall ge- 
währt werden. Insbesondere gibt kein Rechtssatz den Adoptiv- 
eltern die Möglichkeit, zugunsten ihrer Konfession die gesetz- 
liche Festlegung der Konfession bei Kindern ungemischter 
Ehen oder bei unehelichen Kindern christlicher ® Mütter zu 
durchbrechen‘. Man kann dazu auch nicht im Wege analo- 
ger Anwendung’ von $ 16 a. a. O. gelangen. Denn bei 
den gemischten Ehen ist die Konfession des Kindes schon an sich 
nicht unbedingt gesetzlich fixiert, sie kann — wenigstens bis zum 
vollendeten 6. Lebensjahre des Kindes — Gegenstand von Verein- 
barungen sein. Bei ungemischten Eben und unehelichen Kin- 
dern christlicher Mütter aber ist die Konfession des Kindes 
der Disposition auch der leiblichen Eltern von vornherein ent- 
zogen ®. Um den Adoptiveltern hier ein Konfessionsbestimmungs- 
recht zubilligen zu könnrien, müßte eine ausdrückliche ge- 
setzliche Bestimmung verlangt werden. 

Ebensowenig kann davon die Rede sein, daß die Adoptiveltern 
kraft ihres Bestimmungsrechtes das Kind jeder beliebigen Konfession 
zuführen könnten. $ 16 des Gesetzes vom 1. November 1896 gestattet 
ihnen nur, die Kinder „in ihrer Konfession“ zu erziehen, und hat 
dabei lediglich evangelische und katholische Konfession im Auge. 
Eine Aufhebung dieser Beschränkung ist nicht erfolgt’. Zweifel- 


ı18.0.8.47f. — Ebenso Schmidt (o. S. 2832 Anm, 3) S. 338. — 
Geschäftsordnung $ 560 Abs. III. 

® AG.z. BGB. $ 49, s. o. S. 22, 

® D. h. einer aufgenommenen Kirche angehörigen. 

* So Kloß a. a. O. S. 386. 

5 So wohl v. Montgelasa. a. O. 8. Alf. 

eS.0.84185]J. A. A. allerdings Kloß, s. 0.84 IV,85]1. 

” Einesolche nimmt Kloß S.386 an, entsprechend seiner oben $ 4IV 
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haft könnte nur erscheinen, ob die in $ 11 des Gesetzes vom 
2. November 1848 über die Religionsverhältnisse der deutsch- 
katholischen Glaubensgenossen verfügte Ausdehnung der Vor- 
schriften über gemischte Ehen auf die Deutsch-Katholiken etwa 
zur Folge haben soll. daß nunmehr ein Kind gemischter Ehe auch 
der Konfession der Adoptiveltern zugeführt werden darf, wenn diese 
einer dritten aufgenommenen Kirche zugehören, deren Mitglied 
weder der leibliche Vater noch die leibliche Mutter des Kindes 
ist (bzw. gewesen ist). Auch zu dieser Annahme ist man meines 
Erachtens nicht berechtigt. Die sinngemäße Anwendung von $ 16 
des Gesetzes auf die Deutsch-Katboliken kann nur ergeben, daß 
beim Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des Bestimmungs- 
rechts der Adoptiveltern 
Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 
Katholischen 
seitens evangelischer Adoptiveltern evangelisch, seitens ka- 
tholischer katholisch, nieht aber seitens deutschkatholi- 
scher deutschkatholisch, 
Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 
Deutschkatholiken 
seitens evangelischer Adoptiveltern evangelisch, seitens 
deutschkatholiseher deutschkatholisch, nicht aber seitens 
katholischer katholisch, 
Kinder aus gemischten Ehen zwischen Katholiken und Deutsch- 
katholiken 
seitens katholischer Adoptiveltern katholisch, seitens deutsch- 
katholischer deutschkatbolisch, nicht aber seitens evange- 
lischer evangelisch 
erzogen werden können. 
Was den im Gesetze verwendeten Begriff der Adoptiveltern 
anlangt, so wird man dabei nach der Neuregelung, die die An- 
nahme an Kindes Statt im BGB. erfahren hat!, sowohl an Einzel- 


behandelten Lehre von der stillschweigenden Derogation. Wie hier auch v. 
MontgelasS. 41. ı SS 1741 ff. 


re eig. 
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personen !, die ein Kind an Kindesstatt annehmen ?, wie an Ehe- 
paare zu denken haben, von denen ein Kind als gemeinschaft- 
liches angenommen wird®. Gehören im letzteren Falle die an- 
nehmenden Ehegatten selbst wieder verschiedenen aufgenommenen 
Kirchen an, so dürfte die Frage, welehem Bekenntnisse sie das 
gemeinschaftlich angenommene Kind zuführen können, unter ana- 
loger Anwendung der Grundsätze über gemischte Ehen* zu 
entscheiden sein. 

Bisher sind nur die Fälle erörtert worden, in denen sowohl 
die leiblichen Eltern bzw. die uneheliche Mutter als auch die 
Annehmenden einer der aufgenommenen Kirchen angehören. Für 
alle übrigen Fälle ® ist gesetzlich überhaupt nichts bestimmt. Es 
besteht hier also auch keine Möglichkeit, an dem für die religiöse 
Erziehung der Kinder geltenden Rechte zugunsten der Anneh- 
menden etwas zu ändern. Soweit es sich um Kinder handelt, bei 
denen ein Elternteil oder die uneheliche Mutter keiner aufgenom- 
menen Kirche angehört, greift das freie Bestimmungsrecht des 
Vaters oder der unehelichen Mutter durch’, und es wird Sache 
des Annehmenden sein, sich mit dem Erziehungsberechtigten ins 
Einvernehmen zu setzen, falls er die Kinder seiner Konfession 
zuführen will. Ein Bestimmungsrecht des Annehmenden, er sei 
welcher Konfession er wolle, kann hier nur in den schon mehr- 
fach erwähnten Ausnahmefällen in Frage kommen, daß der ehe- 
liche Vater oder die uneheliche Mutter, bevor sie eine Erklärung 
über die Konfession des Kindes abgegeben haben, zur Abgabe 

ı So auch Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 386. 

28 1741. 

® 8 1749. 

“3.0.86 1. 

5 So auch v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 42. Unentschieden 
Schmidt (o. S. 282 Anm.3) S. 335 und der dort zitierte Erlaß des Kultus- 
ministeriums vom 19. Februar 1870. 

° 8.0. $4IL I, $5IL I, 8 6IL IM. 

” So auch Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 289, v. Montgelas a. 


a. 0. S.49. — Anders Kloß (o. S. 286 Anm. 4) 8.386, der Eirziehungsfrei- 
beit des Annehmenden behauptet. 
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einer solchen Erklärung tatsächlich unfähig werden. Hier kann 
der Annehmende kraft der auf ihn übergegangenen Sorge für die 
Person! die Konfessionsbestimmung nach seinem Ermessen vor- 
nehmen. Im übrigen ist er an die Bestimmung des Vaters bzw. 
der Mutter gebunden. 

Handelt es sich um Kinder, deren Eltern aufgenommenen 
Kirchen angehören, ıst aber der Annehmende oder einer der An- 
nehmenden kein Mitglied einer aufgenommenen Kirche, so greifen 
die gewöhnlichen Regeln für religiöse Erziehung von Kindern aus 
gemischten oder ungemischten Ehen oder von unehelichen Kin- 
dern christlicher Mütter? ein. Der Annehmende hat — aus dem 
angeführten Mangel einer gesetzlichen Bestimmung — keinen Ein- 
fluß auf die religiöse Erziehung ‘®. 


$ 11. Religiöse Erziehung bei Konfessionswechsel der Eltern. 


Ein Konfessionswechsel des ehelichen Vaters, der ehelichen 
Mutter, beider Eltern oder der unehelichen Mutter ist namentlich 
dann für die religiöse Erziehung eines Kindes bedeutungsvoll, 
wenn die Erziehung des Kindes nicht in einer frei vom Erziehungs- 
berechtigten gewählten, sondern in einer gesetzlich festgelegten 
Konfession erfolgt. Denn mit dem Konfessionswechsel eines 
Elternteils schwindet unter Umständen der für die Festlegung 
der Konfession maßgebende legislatorische Grund, so daß für 
solche Fälle Ausnahmen von den sonst gültigen Regeln uner- 
läßlich erscheinen und in der Tat auch in der Gesetzgebung vor- 
gesehen sind. | 

I. Wenden wir uns zunächst den Tatbeständen zu, in denen 
die ehelichen Eltern oder die uneheliche Mutter des Kindes auf- 
genommenen Kirchen angehören und auch der fragliche Konfes- 
sionswechsel sich innerhalb des Kreises der aufgenommenen Kir- 


ı 81757 BGB. 

25.0.841,851, 861. 

® So wohl auch die dunklen Ausführungen bei v. Montgelas S. 49. 
Anders Kloß S.386, der auch bier wieder seinen Derogationsgedanken 
eingreifen läßt und Erziehungsfreiheit des Annehmenden vertritt. 
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chen vollzieht, so ergibt sich eine ganz besondere Schwierigkeit 
dadurch. daß mit dem Konfessionswechsel ein neuer zwingender 
Rechtssatz für die Erziehung des Kindes eingreift, der unter Um- 
ständen inhaltlich dem bisher für die Konfession des Kindes maß- 
gebenden Rechtssatze entgegengesetzt ist!. 

Zwei Möglichkeiten sind zur Lösung dieses Konfliktes denk- 
bar. Entweder es entscheidet der Rechtssatz dauernd über die 
Konfession des Kindes. der bei seiner Geburt maßgebend war. 
Oder mit dem Augenblicke des Konfessionswechsels der Eltern 
tritt nunmehr der neue Rechtssatz mit der eventuell konfessions- 
ändernden Wirkung in Kraft. Der erste Grundsatz sichert die 
Stetigkeit in der konfessionellen Erziehung des Kindes, bedingt 
andererseits freilich eine Konfessionsverschiedenheit zwischen den 
vor und den nach dem Konfessionswechsel geborenen Kindern. 
Der zweite Grundsatz vermeidet diese konfessionelle Spaltung 
innerhalb der Familie, führt dafür aber zu einem Konfessions- 
wechsel in der Erziehung der vorher geborenen Kinder. 

Das für Sachsen maßgebende Gesetz vom 1. November 1836 
vertritt den erstgenannten Standpunkt und versucht die daraus 
sich ergebenden Härten durch verschiedene gesetzliche Ausnahme- 
bestimmungen abzuschwächen. 


Die beiden hier wesentlichen Paragraphen lauten: 

$ 12. Hört eine Ehe durch Uebertritt des einen Teils auf, eine gemischte 
zu sein, so haben die Eltern die Freiheit, ihre Kinder in der ihnen nun 
gemeinschaftlichen Konfession zu erziehen, auch wenn dieselben bisher einen 
andern Religionsunterricht erhalten hätten. 

$ 13. Wenn hingegen durch einseitigen Uebertritt des einen Teils 
eine Ehe erst zu einer gemischten wird, so ist dieser Uebertritt auf die bis 
dahin geborenen Kinder ohne allen Einfluß, und es darf auch durch Ueber- 
einkunft nichts hierinnen abgeändert werden. 

Auch die später geborenen Kinder werden in derjenigen Konfession 
erzogen, welcher beide Eltern vorher angehört haben, insofern dieselben 
nicht nach $ 7 eine Uebereinkunft unter sich treffen. 


1. Hiernach gilt für ungemischte Ehen, die durch Uebertritt 
des Mannes oder der Frau zu einer anderen aufgenommenen 


18,0. 841, 851,861. 
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Kirche gemischte Ehen werden, die Regel, daß die vor dem Ueber- 
tritt geborenen Kinder wie Kinder ungemischter Ehen auch wei- 
terhin in der früher gemeinsamen Konfession der Eltern erzogen 
werden müssen. Das Recht der Kinder gemischter Ehen, wo- 
nach die Konfession des Vaters oder die zwischen den Eltern 
getroffene Vereinbarung maßgebend ist, greift für diese Kinder 
nicht Platz’. Um aber konfessionelle Spaltungen in der Fa- 
milie möglichst hintanzuhalten, ist für die später — d. h. nach 
dem Uebertritt — geborenen Kinder gleichfalls bestimmt, daß 
sie in der früher gemeinsamen Konfession der Eltern erzogen 
werden sollen, auch wenn der Vater der Uebertretende ist 
und sonach für die Kinder eigentlich dessen neue Konfes- 
sion? maßgebend wäre. Doch ist für diese „später“ geborenen 
Kinder zugelassen, daß die Eltern durch formstrengen Vertrag 
im Sinne von $$ 7, 8 des Gesetzes, also vor vollendetem 6. Le- 
bensjahr des Kindes, Erziehung in der neuen Konfession des 
Uebergetretenen vereinbaren können®. Nach dem Tode eines 
Ehegatten ist ein derartiger Vertrag nicht mehr möglich, die 
Konfession der Kinder also festgelegt. Demnach ist die Rechts- 
lage beim Uebertritt der Mutter für die später geborenen Kinder 
dieselbe wie für Kinder gemischter Ehen überhaupt, nur beim 
Uebertritt des Vaters weicht die gesetzliche Regelung in der ge- 
schilderten Weise von dem sonst für Kinder gemischter Ehen 
geltenden Recht ab. 

2. Bei ursprünglich gemischten Ehen, die durch Uebertritt 
eines Elternteils zu ungemischten werden, sind an sich die vor 
dem Uebertritt geborenen Kinder auch weiterhin nach den für 
Kinder gemischter Ehen seltenden Vorschriften, d.h. in der Kon- 
fession des Vaters oder kraft rechtzeitigen formrichtigen Vertrass 
ın der Konfession der Mutter* zu erziehen, während für die nach- 
her geborenen Kinder die Regeln der ungemischten Ehe ein- 
greifen, also die jetzt gemeinsame Konfession beider Eltern un- 


ı 813 Abs. I des Ges. 2S.0.861. 
3813 Abs. II des Ges. *8.0. 861. 
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bedingt maßgebend ist. Um aber hier die im Gegensatz zu den Fällen 
unter 1 gegebene Möglichkeit offen zu lassen, daß eine konfessionelle 
Einheitlichkeit aller Familienglieder geschaffen werde, gestattet 
das Gesetz bei den vor dem Uebertritt geborenen Kindern einen 
Konfessionswechsel zugunsten der jetzt gemeinsamen Konfession 
der Eltern!. Auch wenn also der Vater zur Konfession der Mutter 
übergetreten ist, das vorher geborene Kind also — mangels Ver- 
trags — in der Konfession des Vaters erzogen werden müßte, 
kann doch nach dem Uebertritt die gemeinsame Konfession der 
Eltern, die ursprünglich nur die der Mutter war, gewählt wer- 
den. Und auch wenn andererseits bei einem Uebertritt der Mutter 
zur Konfession des Vaters die Eltern für ein vorher geborenes 
Kind Erziehung in der Konfession der Mutter vereinbart hatten, 
kann doch nach dem Uebertritt die jetzt gemeinsame Konfession 
der Eltern, die ursprünglich die des Vaters war, gewählt werden. 

Für diesen Konfessionswechsel ist der Abschluß eines Er- 
ziehungsvertrags im Sinne der $$ 7 und 8 des Gesetzes nicht 
notwendig. Doch wird immerhin Einverständnis der Eltern zu 
erfordern sein, so daß nach dem Tode eines Teiles ein solcher 
Konfessionswechsel ausgeschlossen ist. 

Außerdem besteht noch die Beschränkung des $ 18 des Ge- 
setzes?, wonach bei Kindern, die „einmal das zehnte Jahr ihres 
Alters vollendet und bis dahin gleichmäßig in der einen oder an- 
deren Konfession Unterricht erhalten haben“, ein Wechsel in der 
Konfession nicht mehr stattfindet. 

3. Nichts bestimmt das Gesetz für den Fall, daß bei unge- 
mischten Ehen beide Ehegatten gleichzeitig zur Konfession ein 


1812 des Ges. 

33.0.9.5. 

® Vgl. zum Bisherigen die in der Hauptsache übereinstimmenden Aus- 
führungen bei Schmidt (o. 8.282 Anm. 3) S.336f. — Kloß (o. S. 286 
Anm, 4) S. 381, 389. — v. Montgelas (o. S.290 Anm. 4) S.53f. Natür- 
lich nehmen die beiden letzteren auch hier eine Altersgrenze von 12 statt 
10 Jahren an; es ist in dieser Beziehung auf das oben S. 47f. Gesagte zu 
verweisen. 
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und derselben anderen aufgenommenen Kirche übertreten. Da 
aber im wesentlichen dieser Tatbestand durchaus mit dem 
eben erörterten übereinstimmt, wo es sich um Verwandlung einer 
gemischten Ehe in eine ungemischte handelte, so wird man auch 
auf ihn den Grundsatz des $ 12 mit der Beschränkung des $ 18 
anzuwenden haben. Hiernach ist es Eltern einer ungemischten 
Ehe, die beide zu einer anderen aufgenommenen Kirche über- 
treten, gestattet, die vor dem Uebertritt geborenen, noch nicht 
10 Jahre alten Kinder ihrer neuen Konfession zuzuführen. Die 
nach dem Uebertritt geborenen Kinder müssen ohnehin in der 
neuen Konfession erzogen werden. Zu dieser entsprechenden An- 
wendung des $ 12, die auch von der Praxis! vertreten wird, ist 
man umsomehr berechtigt, als ja andernfalls die Eltern es in der 
Hand haben, ihren Uebertritt um ein geringes zeitlich zu trennen 
und sich so direkt die Vorschriften zunächst des $ 13 und dann 
die des $ 12 zunutze zu machen. 

4. Was für den Uebertritt eines Ehepaares von der Kon- 
fession einer aufgenommenen Kirche zu der einer anderen gilt, 
wird nun auch auf den Fall anzuwenden sein, daß eine un- 
eheliche Mutter ihre Konfession innerhalb der aufgenommenen 
Kirchen wechselt. Zwar sprechen hier gegen eine analoge An- 
wendung des $ 12 die bei der Beratung von $ 10 unseres Ge- 
setzes? laut gewordenen, auch anderen Gesetzgebungen bekannten 
Befürehtungen wegen der leichten Bestimmbarkeit der allein- 
stehenden Mutter, die unlauteren Beeinflussungen nicht die nötige 
Festigkeit entgegenzusetzen vermöge. Doch überwiegt auch in 
diesem Falle das Interesse an konfessioneller Einigkeit zwischen 
Mutter und Kind und etwaigen weiteren nach dem Uebertritte ge- 
borenen unchelichen Kindern, die ja kraft zwingender Vorschrift 


ı v. Seydewitz, Codex S. 205 N. 17. — Hiergegen mit Unrecht 
Schmidt .a.a.0. 8.337 mit Anm. 2. Vgl. auch v. Montgelas a.2a.0. 
S. 54 f. 

® Landtags-Akten 1833/34 Abt. I Bd. IV S. 197. 

8.0. S.27 bei Anm. 6. 
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des $ 10 unbedingt in der neuen Konfession der Mutter erzogen 
werden müssen‘. Man wird also sagen dürfen, daß die zu einer 
anderen aufgenommenen Kirche übertretende uneheliche Mutter 
ihre noch nicht 10 Jahre alten Kinder der neuen Konfession zu- 
führen kann. 

Die in Wissenschaft und Praxis herrschende Meinung’, 
daß das uneheliche, noch nicht 10 (bzw. 12)? Jahre alte Kind 
dem Konfessionswechsel der Mutter folgen müsse, ist durch 
nichts gerechtfertigt. Der $ 10 unseres Gesetzes* darf nicht in 
mißverständlicher wörtlicher Auslegung auf den Konfessionswechsel 
der unehelichen Mutter direkt angewendet werden, sondern man 
muß auch hier das in den $$ 12, 13 klar zutage tretende Prinzip 
des Gesetzes, wonach die bei der Geburt des Kindes vor- 
handenen konfessionellen Verhältnisse für die Konfession des Kin- 
des maßgebend sind und maßgebend bleiben’, zugrunde legen. 
Dann aber kommt nur die oben vertretene analoge Anwen- 
dung des $ 12 unseres Gesetzes in Betracht. Der hiernach bis 
zur Vollendung des 10. Lebensjahres statthafte, keineswegs aber 
gebotene Konfessionswechsel in der Erziehung des Kindes erfolgt 
auf Grund formloser Erklärung der Mutter. 

5. Schließlich ist einer Gruppe von Fällen zu gedenken, die 
beim Erlaß des Gesetzes vom 1. November 1836 noch nicht in 
Frage kamen, weil man es damals nur mit der katholischen 
Kirche einerseits, den evangelischen Kirchen andererseits zu tun 
hatte, die aber praktisch werden können, seitdem jenen Kirchen 
die deutsch-katholische an die Seite gestellt worden ist. Zunächst 
gelten ja für die Deutsch-Katholiken die eben entwickelten Sätze 
über Konfessionswechsel bei gemischten und ungemischten Ehen 

1S.0.851. 

ı Vgl. v. Seydewitz, Codex S. 205 Note 17. — Schmidt (o. S. 282 
Anm. 3) S. 340 und den dort Anm. 3 abgedruckten Erlaß des Kultusmini- 
sterrums vom 9. März 1872. — v. Montgelas (o. S.290 Anm. 4) S. 54. 

3 So mit Unrecht v. Montgelas a.a.0. Allerdings entspricht_diese 


Grenzverschiebung der oben S.47f. behandelten falschen Meinung der Praxis. 
4 S.0. S. 24. 58,0. 8. 57f. 
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und bei unehelichen Kindern christlicher Mütter auch!, und des- 
halb sind diese Sätze im vorstehenden absichtlich allgemein, die 
Deutsch-Katholiken umfassend, gehalten worden. - Aber durch 
das Hinzutreten der Deutsch-Katholiken ergibt sich die Möglich- 
keit, daß bei einer ungemischten Ehe beide Ehegatten gleich- 
zeitig zu zwei verschiedenen anderen christlichen Konfessionen über- 
treten — etwa von zwei lutherischen Gatten der eine zum Ka- 
tholizismus, der andere zum Deutsch-Katholizismus — oder daß 
bei gemischten Ehen ein Tei) zu einer dritten Kirche über- 
tritt — etwa bei einer Ehe zwischen Katholik und Evangelischem 
der Katholik zum Deutsch-Katholizismus — oder endlich, daß bei 
gemischten Ehen beide Teile zu einer dritten aufgenommenen 
Kirche übertreten — etwa ein katholischer und ein evangelischer 
Gatte beide zum Deutsch-Katholizismus —. 

Was zunächst den letztgenannten Fall anlangt, so kann es 
nach den Ausführungen über das bei gemeinsamem Konfessions- 
wechsel in ungemischter Ehe? und bei Konfessionswechsel der 
unehelichen Mutter? geltende Recht nicht entfernt zweifelhaft sein, 
daß auch hier $ 12 des Gesetzes vom 1. November 1836 ana- 
log anzuwenden ist. Stimmt doch unser Tatbestand in allen wesent- 
lichen Punkten, vor allem in der Möglichkeit, die ganze Familie 
zu konfessioneller Einheitlichkeit zu führen, mit dem des $ 12 
überein. Es kann also auch in diesen Fällen das übergetretene 
Ehepaar mittels formloser übereinstimmender Willenserklärung die 
noch nicht 10 Jahre alten Kinder dem neu gewählten Bekennt- 
nisse zuführen, in dem die später geborenen unbedingt zu er- 
ziehen sind. 

Bei der zweiten Gruppe, wo bei gemischter Ehe einer der 
Ehegatten zu einer dritten Kirche übertritt, also wieder eine 
— in anderer Weise — gemischte Ehe entsteht, muß von 
dem Grundsatze des Gesetzes vom 1. November 1836 ausgegangen 
werden, daß die religiöse Erziehung eines Kindes in der Regel 


18. $ 11 des Ges. v. 2. XI. 1848. 
2 S. 0. S. 59 unter 3. 3 S,o. S. 60 unter 4. ıS.o. 8. 57. 
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durch die konfessionellen Verhältnisse der Eltern zur Zeit seiner 
Geburt bestimmt wird. Hiernach sind, falls der Mann der Ueber- 
tretende ist, die vorher geborenen Kinder in der ursprüng- 
lichen Religion des Mannes oder — beim Vorliegen einer 
Uebereinkunft nach 88 7 und 8 des Gesetzes — in der Religion 
der Frau, die später geborenen Kinder in der neuen Konfession 
des Mannes oder — bei Abschluß eines Vertrages — in der Kon- 
fession der Frau zu erziehen. Ist aber die Frau diejenige, die zu 
einer dritten Konfession übertritt, so müssen die vorher wie nach- 
her geborenen Kinder in der Konfession des Vaters erzogen wer- 
den, falls nicht eine rechtzeitige bindende Vereinbarung der Eltern 
getroffen wird, die bei vorher geborenen Kindern nur auf diealte, 
bei nachher geborenen Kindern nur auf die neue Konfession der 
Mutter lauten kann. 

Etwa beim Konfessionswechsel des Vaters in analoger An- 
wendung von $ 13 Abs. II anzunehmen, daß auch die nachher 
geborenen Kinder in der ursprünglichen Konfession des 
Vaters erzogen werden müßten, falls die Eltern sich nicht auf die 
neue Konfession des Vaters oder auf die der Mutter einigen, er- 
scheint bei der verschiedenen Lagerung dieses und des in $ 13 
vorausgesetzten Tatbestandes nicht angängig. 

Ebensowenig kommt endliclı eine analoge Anwendung des 
$ 13 bei der oben zuerst genannten Gruppe von Fällen in 
Frage, in denen beide Ehegatten ihre bisher gemeinsame 
christliche Konfession verlassen und jeder zu einer anderen 
aufgenommenen Kirche übertritt.e Man wird auch bier nur 
entsprechend dem Grundgedanken des 1836er Gesetzes fest- 
stellen können, daß die vor dem Uebertritt geborenen Kinder 
in der ursprünglichen gemeinsamen Konfession der Eltern fort- 
erzoren werden müssen, während für die später geborenen die 
neue Konfession des Vaters, im Falle einer rechtzeitigen und form- 
richtigen Vereinbarung die neue Konfession der Mutter maßgebend 
ist. Eine Vermeidung der hieraus sich ergebenden Härten ist beim 
jetzigen Stande der Gesetzgebung nicht möglich. 
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Eine gewisse Abhilfe vermag nur die bei allen Vorschriften 
des Gesetzes vom 1. November 1836 zugelassene ministerielle Dis- 
pensation! zu gewähren, auf die als bei allen bisher. erörterten 
Fällen denkbar, zum Schluß ausdrücklich lıngewiesen sei. 

Il. Im folgenden ist der Konfessionswechsel der Eltern oder 
der unehelichen Mutter zu besprechen, soweit er sich nicht inner- 
halb der aufgenommenen Kirchen vollzieht. Hier gestalten sich die 
Verhältnisse wesentlich einfacher: 

1. Handelt es sich um ursprüngliche Angehörige aufgenom- 
mener Kirchen, also um „ungemischte“ oder „gemischte* Ehen 
oder um eine dem Bekenntnis einer aufgenommenen Kirche zu- 
gehörige uneheliche Mutter und treten nun beide Eltern oder 
auch nur einer von ihnen oder die uneheliche Mutter aus der 
Konfession der aufgenommenen Kirche aus und zur Konfession 
einer bestätigten dissidentischen Religionsgesellschaft oder einer 
nichtbestätigten dissidentischen Religionsgemeinschaft über oder 
werden sie konfessionslos, so greift für Kinder unter 14 Jahren ? 
nach $ 20 Diss.Ges.? das freie Erziehungsrecht des Vaters bzw. 
der unehelichen Mutter in dem wiederholt geschilderten weiten, 
durch formlosen Vertrag der Ehegatten beschränkbaren Umfange ? 
ein, auch wenn bei ehelichen Kindern der Uebertritt oder Aus- 
tritt erst nach dem Tode des anderen Ehegatten erfolgt °. 

2. Handelt es sich aber um Ehen, bei denen auch nur ein 
Teil keiner aufgenommenen Kirche, sondern einer zugelassenen 
Religionsgesellschaft, einer bestätigten dissidentischen Religions- 
gesellschaft, einer nichtbestätigten dissidentischen Religionsge- 
meinschaft angehört oder konfessionslos ist, oder handelt essich um 
uneheliche Kinder einer Mutter, die gleichfalls nicht einer der vier 
aufgenommenen christlichen Kirchen zugehört, so kommt ein Kon- 


ı 849 AG. z. BGB,., s. o. S. 26. 

2 Wegen dieser Beschränkung s. u. S. 65 ff. 

:S.0.8.10f. 

*5.0.$S41m, I, S5SIL IM, $6 IL, IM. 

5 Vgl. v.Seydewitz, Codex S.425f. Anm. 10B. — Schmidt (o. S. 232 
Anm. 3) S. 306, 337f. — Kloß (o. S.286 Anm. 4) S. 389 f. 
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»fessionswechsel der Eltern oder der Mutter für die religiöse Er- 
ziehung der Kinder überhaupt nicht mehr als irgendwie bedeut- 
sam in Betracht, da in diesen Fällen der eheliche Vater oder die 
uneheliche Mutter schon ohnehin kraft des ihnen zustehenden 
freien Erziehungsrechts! die Kinder jeder Konfession zuführen, 
ja selbst konfessionslos erziehen, die einmal getroffene Bestim- 
mung auch, falls keine vertragsmäßige Bindung vorliegt, jeder- 
zeit wieder abändern können. Das schließt natürlich nicht aus, 
daß, wenn beide Eltern zu aufgenommenen Kirchen übertreten, 
für die später geborenen Kinder die Schranken des Erziehungs- 
rechts, wie sie, sei es für ungemischte, sei es für gemischte Ehen 
ım Gesetz vom 1. November 1836 errichtet sind, in Kraft treten. 


$ 12. Ende der religiösen Erziehung und Eintritt des konfessio- 
nellen Selbstbestimmungsrechts. 


Es ist bereits in $ 1° aus dem Wesen der religiösen Er- 
ziehung als einem Teil der Erziehung überhaupt der beim Fehlen 
ausdrücklicher gesetzlicher Regelung Anwendung heischende Satz 
abgeleitet worden, daß die religiöse Erziehung endet, sobald das 
Kind das moralische Selbsturteil in religiösen Dingen erlangt hat. 

In Sachsen besteht eine gesetzliche Grenze des reli- 
giösen Erziehungsrechtes insofern, als $ 20 II des Dissidenten- 
gesetzes® den über 14 Jahre alten Kindern bereits — unter be- 
stimmten Voraussetzungen — ein konfessionelles Selbstbestim- 
mungsrecht einräumt, also von diesem Zeitpunkt an ein mora- 
lisches Selbsturteil der Kinder in religiösen Dingen als vorhanden 
annimmt. Demnach endet in Sachsen die religiöse Erziehung der 
Kinder, sobald das 14. Lebensjahr vollendet ist*. Nicht so ein- 


— 


15.0.8411, Ol, SS U, III, $6IL, III. Vgl. auch die ausdrücklichen 
Bestimmungen in $ 20 Diss. Ges.,, $ 6 d. Ges. v. 10. Juni 1904. 

3 S.o0. 8. 289. 

80. 8. 10f. 

* Vgl. auch Komm. d. Ev.-luth. Landeskonsistoriums vom 18. Juni 1880, 
Rekomm. des Justiz- Ministeriums vom 19. Juli 1880, Rekomm. des Kultus- 
ministeriums vom 24. Juli 1880, bei v. Seydewitz, Codex S. 426 N. 10C, 
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fach steht es mit dem Eintritt des konfessionellen Selbstbestim- 
mungsrechts. Hier setzen für die praktisch bedeutsamsten Fälle 
ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen eine weit spätere Grenze. 
So heißt es ın $S 1 des Mandats, den Uebertritt von einer christ- 


lichen Konfession zur anderen betr. vom 20. Februar 1827: 


Der Uebertritt von einer christlichen Konfession zu einer anderen kann 
nicht gehindert werden, wenn nur der Ütbertretende das einundzwanzigste 
Jahr seines Alters erfüllt hat und nicht in einem solchen Geistes- oder 
Gemütszustande sich befindet, der ihn zu einer nach freier Ueberzeugung 
zu fassenden Entschließung überhaupt unfähig macht. Es soll jedoch minder- 
jährigen Personen in articulo mortis der Uebertritt zu einer anderen Kon- 
fession unter den in $ 8 erfolgten Bedingungen gestattet sein!. 


Und auch der $ 20I des Dissidentengesetzes * gestattet den 
Austritt aus einer vom Staate anerkannten Religionsgesellschaft 
nur dem, der das 21. Lebensjahr überschritten hat. Hiernach 
können minderjährige Mitglieder einer aufgenommenen Kirche auch 
nach Vollendung des 14. Lebensjahres nicht zu einer anderen auf- 
genommenen Kirche übertreten, es sei denn in articulo mortis ($1 
des zitierten Mandats) ®?; sie können ebensowenig aus der aufgenom- 
menen Kirche austreten und sich einer bestätigten dissidentischen 
Religionsgesellschaft oder einer nicht bestätigten dissidentischen Re- 


Böhme (o. S.14 Anm. 3) S.41f., wo noch besonders darauf hingewiesen 
wird, daß in der christlichen Kirche „die jungen Christen schon im 14. Jahre 
als wirkliche Mitglieder der Kirchengemeinde eingesegnet* und dann auch 
zu den kirchlichen Steuern herangezogen werden. Wissenschaft und Praxis 
haben aber bisher die Folgerung, daß mit dem 14. Lebensjahr die religiöse 
Erziehung des Kindes beendet sei, noch nicht ausgesprochen, sondern inımer 
nur betont, daß mit Vollendung des 14. Lebensjahres die Konfession des 
Kindes auch für die Eltern unabänderlich sei. Vgl. Fricker (o. S. 29 
Anm. 3) S. 68. — Landtagsakten 1903/04, Bericht der I. Kammer N. 71 8. 13. 
— v. Montgelas (o. S.290 Anm. 4) 3.58. — Kloß (o. S. 2836 Anm. 4) 
S. 390. Letzterer hebt ausdrücklich hervor, daß die religiöse Erziehung 
gleichwohl nicht abgeschlossen sei, sondern die Fürsorge des Erziehungs- 
pflichtigen jetzt darin bestehe, „die Erziehung in Gemäßheit des nunmehr 
unabänderlichen Bekenntnisses zu leiten.“ 

ı Wegen des Uebertritts in articulo mortis vgl. auch $8 des Mandats. 

2S.0.S.10. 

®Schmidt (o. S.282 Anm. 3) S. 333. — Kloß a. a. O0. S.390. — 
v.Montgelasa.a. 0, S.66. 
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ligionsgemeinschaft anschließen oder konfessionslos werden !, es sei 
denn, daß auch beide? Eltern — oder nach dem Tode des einen 
Gatten der Ueberlebende ® oder bei unehelichen Kindern die Mut- 
ter* — aus der Kirche, der sie bisher angehörten, austreten. In 
letzterem Falle haben die minderjährigen, über 14 Jahre alten Kin- 
der das jederzeit selbständig ® ausübbare Wahlrecht zwischen der 
früheren und der jetzigen Konfession bzw. Konfessionslosigkeit ? 


Schmidt a.a.0. S. 338. — Kloß a.a O. 8.390. — v. Montgelas 
a.2.0. S. 66. Wegen des Uebertritts zu einer zugelassenen Religions- 
gesellschaft s. u. S. 68f. 

®? Schmidt a. a. O. S. 339. — Kämper (0. S. 279 Anm. 3) S. 304. — 
Kloßa. a. 0. 8.391. — v. Montgelas a. a. O. S. 58, 60. Natürlich 
handelt es sich nur um Uebertritt leiblicher, nicht auch von Adoptiv- 
eltern, vgl. Kämper, v. Montgelasa.a.0. 

® Erlaß des Kultusministeriums vom 11. Dezember 1871 bei v. Seyde- 
witz, Codex 8.425 N.9b, bei Böhme S.37f.E — Schmidta.a. O. 
S.339. — Kämpera. a. O. 8.304. — v. Montgelas S.6l. 

So auch Arthur Benno Schmidt, Der Austritt aus der Kirche, 
S.110 A. 258. — Kämpera a. 0.8.3014. — v.MontgelasaaO0. 
S. 61f. 

& Vgl. Kommunikat des Kultusministeriums vom 13. August 1881, 5. Fe- 
bruar 1885 und Rekommunikat des Justizministeriums vom 23. August 1881, 
4. März 1885, in Fischers Zeitschrift IIIS. 132 ff., vgl. Böhme (0.9.14 
Anm. 3) S.39. — Anders Beschluß des OLG. Dresden vom 27. Februar 1886, 
Fischers Zeitschrift IX S. 314, wo ein zeitlicher Zusammenhang zwischen 
dem Religionswechsel der Eltern und der Nachfolgeerklärung der Kinder 
verlangt wird. — Hiergegen Verfügung des Ev.-luth. Landeskonsistoriums 
vom 24. März 1888 bei v. Seydewitz, Codex 8.425 N.9c, Fischers 
Zeitschrift IX S. 168, Böhme a.a. O. S. 39f. Der Praxis des Mini- 
steriums und des Landeskonsistoriums folgt auch die Wissenschaft, vgl. 
Schmidt (o. $S. 282 Anm. 8) 8.338 f. — Kämper (o. S.279 Anm. 3) 
8.304 ff. — v. Montgelasa. a. 0.8.62f. — Kloß (o. S. 286 Anm. 4) 
$. 390 f. 

° Ohne Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters. Jedoch wird verlangt, 
daß der Minderjährige seine Absicht, dem Religionswechsel der Eltern zu 
folgen, dem mit der Führung des Dissidentenregisters betrauten Gericht 
anzeige; bis zu dieser Anzeige wird vermutet, daß er der früheren Religion 
treu bleibe. Vgl. Komm. d. Justizministeriums v. 13. September 1872 und 
Rekomm. des Kultusministeriums vom 20, Sept. und 3. Dez. 1872 bei v. Sey- 
dewitz, Codex S. 425 Anm. 9a, v. — Kloß a. a. O0. 8.391 Anm. 11. — v. 
Montgelasa. a. O. S. 63. 

”v. Montgelas S. 61 schließt gegenüber der Konfessionslosigkeit 


5* 
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der Eltern, nicht aber das Recht, sich einer dritten Konfession 
anzuschließen !. 

Das eben geschilderte Wahlrecht gilt nach $ 20 des Dissi- 
dentengesetzes auch dann, wenn ein minderjähriges, aber über 14 
Jahre altes Mitglied einer zugelassenen Religionsgesellschaft 
einem Konfessionswechsel beider Eltern oder des überlebenden 
Elternteils oder der unehelichen Mutter zugunsten der Konfession 
einer bestätigten dissidentischen Religionsgesellschaft oder einer 
nicht bestätigten dissidentischen Religionsgemeinschaft oder der 
Konfessionslosigkeit gegenübersteht. Im übrigen hat auch bei 
minderjährigen Gliedern zugelassener Religionsgesellschaften als 
Regel zu gelten, daß ein Austritt in der geschilderten 
Richtung zum Dissidententum nur nach Vollendung des 
21. Lebensjahres möglich ist ($ 201 des Dissidentengesetzes) ; für 
den Fall, daß der Minderjährige zu einer anderen zuge- 
lassenen Religionsgesellschaft? oder daß er zu einer 
aufgenommenen Kirche übertreten will, fehlt es an gesetz- 
lichen Bestimmungen®. Nur das Gesetz, die israelitischen Religions- 


das Wahlrecht aus, weil das Gesetz von einem Konfessions wechsel der 
Eltern spreche, ein solcher aber nur bei Uebergang zu einer anderen 
Konfession, nicht zur Konfessionslosigkeit angenommen werden könne. 
Wenn man aber den Zusammenhang des $ 20 II mit $ 20 I Diss. Ges. be- 
rücksichtigt, ergibt sich, daß der „Konfessionswechsel“ auch den Fall des 
Austritts zur Konfessionslosigkeit treffen will. | 

ı Kämper 2a.20.98.304f. — v. Montgelasa.a.0. 8.61. 

® Der hierfür und namentlich beim Uebertritt vom Dissidententum zu 
einer zugelassenen Religionsgesellschaft oder aufgenommenen Kirche ge- 
bräuchliche Ausdruck „Rücktritt“ — vgl. Kloß (o. S.286 Anm. 4) S. 391. 
— Kämper (o. 8. 279 Anm. 3) 8.306. — v. Montgelas a. a. 0.9.64 — 
ist irreführend, da er die Vorstellung erweckt, als habe der Uebertretende 
schon früher einmal der betr. anerkannten Religionsgesellschaft angehört. 

’Kloß aa. O. S. 390 f. und nach ihm v. Montgelas a. & O0. 
S. 60 nehmen allerdings an, daß $ 20 I Diss.Ges. auch den Uebertritt von 
einer zugelassenen Religionsgesellschaft zur anderen regele. $ 20 des Diss.- 
Ges. bezieht sich aber nur auf den Austritt aus der Kirche. Vgl. auch 
Rekomm. des Kultusministeriums vom 9. Juli 1880 in Fischers Zeit- 
schrift II S. 182, v. Seydewitz, Codex S. 426 N. 10C, Böhme (0. 
S. 14, Anm. 3) S.41f. Er schließt nicht aus, daß für den Uebertritt 
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gemeinden betreffend, vom 10. Juni 1904, das in $ 6! nochmals 
ausdrücklich 8 20 des Dissidentengesetzes auch für den Austritt 
aus der israelitischen Religionsgesellschaft für anwendbar erklärt ?, 
macht dabei die Einschränkung: „soweit er (der Austritt) nicht 
durch Eintritt in eine aufgenommene christliche Konfession ... 
erfolgt“, und bringt damit deutlich zum Ausdruck, daß der Ueber- 
tritt zu einer aufgenommenen Kirche auch minderjährigen Juden, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben, jederzeit freistehen soll ®. 
Dasselbe muß aber auch für die Angehörigen der übrigen zuge- 
lassenen Religionsgesellschaften angenommen werden, so daß also 
ein minderjähriger griechisch -katholischer oder anglikanischer 
Glaubensgenosse - ebenfalls von der Vollendung des 14. Lebens- 
jahres an jederzeit zu einer der aufgenommenen Kirchen über- 
treten kann *. Denn beim Fehlen einer anderslautenden gesetz- 
lichen Bestimmung hat derjenige Zeitpunkt, von dem ab das Ge- 
setz dem Minderjährigen das moralische Selbsturteil in religiösen 
Dingen zubilligt ®, gleichzeitig als Beginn des konfessionellen Selbst- 
bestimmungsrechts zu gelten ®. Hieraus ergibt sich weiter, daß auch 
für den Uebertritt von einer zugelassenen Religionsgesellschaft zur 


—— 


von einer zugelassenen Religionsgesellschaft zu einer anderen bereits ein 
früherer Zeitpunkt als das vollendete 21. Lebensjahr maßgebend ist. 

18.0.8. 15f. 

* Vgl. auch die AVO. vom 24. Juni 1904 zu dem zitierten Gesetze $$ 8, 9. 

’ So auch die AVO.v. 29. Juni 1904 8 11 Satz 2: Insbesonderg ist dieser 
Eintritt (in eine aufgenommene christliche Konfession) auch minderjährigen 
Israeliten gestattet und eine Anzeige bei Gericht nicht erforderlich. 

Uebereinstimmend Kämper (o. S.279 Anm. 3) 8.308. — Kloß (o. 
8. 236 Anm. 4) S. 391. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm, 4) S. 64. 

*Soauch Kloß a. a. O0. S.391f. — v. Montgelas S. 65, wenn auch 
nicht mit der richtigen Begründung. 

5.0. 8.69. 

°8.0. 8.289. Mit Recht hat daher das Kultusministerium in der oben 
9.65 Anm. 4 zitierten Rekomm. angenommen, daß man vom Judentum 
zum Christentum auch schon vor Erlaß des Ges. v. 10. Juni 1904 vom voll- 
endeten 14. Lebensjahre ab übertreten konnte, mit Recht ist das bei der 
Beratung jenes Gesetzes als der bereits geltende Rechtszustand bezeichnet 
worden. Vgl. Landtagsakten 1903/04 Dekr. III. Bd. N. 10. — Ber. I. Kammer 
N. 117. — Landtagsmitteilungen 1903/04 I. Kammer $. 199 ff, 345 ff. 
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anderen mangels anderweiter gesetzlicher Regelung nur die Voll- 
endung des 14. Lebensjahres zu erfordern ist!. 

Vom gleichen Gesichtspunkte aus sind nun auch die Fragen zu 
beantworten, was für den Uebertritt von einer aufgenommenen 
Kirche zu einer zugelassenen Religionsgesellschaft und vor allem 
für den Uebergang minderjähriger Dissidenten, d. h. Angehöriger 
bestätigter dissidentischer Religionsgesellschaften, Angehöriger 
nichtbestätigter dissidentischer Religionsgemeinschaften, Konfes- 
sionsloser zur Konfessionslosigkeit bez. zu einer (anderen) nicht- 
bestätigten dissidentischen Religionsgemeinschaft bez. zu einer 
(anderen) bestätigten dissidentischen Religionsgesellschaft oder zu 
einer zugelassenen Religionsgesellschaft oder endlich zu einer auf- 
genommenen Kirche zu gelten hat. 

In allen diesen Fällen fehlt es an gesetzlichen Schranken, es 
tritt also das konfessionelle Selbstbestimmungsrecht mit Voll- 
endung des 14. Lebensjahres ein ?. 

Soweit das sächsische Recht in den eingangs erwähnten Fällen 
den Eintritt des konfessionellen Selbstbestimmungsrechts durch 
ausdrückliche gesetzliche Bestimmung über das 14. Lebensjahr bis 
zum Eintritt der Volljähriskeit hinausschiebt®, ist die Konfession 
des Minderjährigen vom Beginn des 15. Lebensjahres an bis zur 


! Anders allerdings Kloß und v. Montgelas (vgl. o. S. 6 
Anm. 4). ° 

® Mit richtiger Begründung, nämlich dem Hinweis auf die allgemeine 
Anerkennung des moralischen Selbsturteils in religiösen Dingen bei Minder- 
jährigen über 14 Jahren: die o. S. 65 Anm. 4 zitierte Rekomm. des Kultus- 
ministeriums vom 24. Juli 1880, vgl. auch Komm. des Landeskonsistoriums 
vom 18. Juni 1880 und Rekomm. des Justizministeriums vom 19, Juni 1830 
a.a.O., und die im Ergebnis allerdings nicht zu billigende Verfügung des 
Landeskonsistoriums vom 26. November 1895, Fiscehers Zeitschrift XVII 
8. 342. Im Ergebnis mit der hier vertretenen Meinung übereinstimmend: 
Kloß (o. S.286 Anm. 4) S.391f. — A.B. Schmidt (o. S. 67 Anm. 4) 
S. 134 Anm. 308 und S. 110 Anm. 257. — Küämper (o. $S. 279 Anm, 3) 
S. 306 ff. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S.64 ff. — v.d. Mosel (o. 
S. 286 Anm. 3) S. 510 Sp. 1. 

° 8.0. 5.66. 
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Vollendung des 21. Lebensjahres festgelegt. Denn zu einer Kon- 
fessionsänderung sind in dieser Zeit die Eltern oder die sonstigen 
Erziehungsberechtigten nicht mehr, die Minderjährigen selbst noch 
nicht berechtigt '. 


ı 8.0. S. 289. 


12 


Das Geistliche Ministerium in Rostock 
und sein Superintendent, 


Erachten von 


Geh. Justizrat Professor Lic. Dr. Sachsse in Rostock. 


I. 


Bei Einführung der Reformation geschall es auch in land- 
sässigen Städten, daß die städtische Obrigkeit die Neugestaltung 
des Kirchenwesens unternahm und Stadtkonsistorien einsetzte; 
solche sog. Mediatkonsistorien haben sich vereinzelt bis 
heute erhalten (Friedberg. Lehrb. d. Kirchenrechts $ 79 III; Mejer, 
Grundlagen des luth. Kirchenregimentes S. 60 £f.). 

Eine verwandte Erscheinung sind die Ministerien der 
städtischen Geistlichkeit, über die Ausführlicheres bei 
Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen 
Landeskirchen (1888) S. 195—97. Darnach verdanken sie 

„der Erwägung den Ursprung. daß die weltliche Kirchenregie- 
rung auch geistlichen Beirates und geistlicher Mitwirkung be- 
dürfe. Zu diesem Behufe gliederten sich die Geistlichen der 
Stadt korporativ mit einheitlicher Spitze und bildeten das Mini- 
sterium der Stadtgeistlichkeit, erhielten oder setzten sich auto- 
nomisch Ordnungen, versammelten sich zu bestimmten Zeiten 
und erledigten so die ihnen überlassenen Geschäfte. 

Ihre Kompetenzen entfalteten sich nach bestimmten Rich- 
tungen hin und sind noch heute bei den Ministerien der freien 
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Städte, Frankfurts a. M., einer Anzahl Hannoverischer Städte, 
Braunschweigs, Rostocks und Wismars in freilich abgeschwächter 
Gestalt wiederzufinden.“ 

Nach Erörterung ihrer Beteiligung an der kirchlichen Ge- 
setzgebung, der Stellenbesetzung, ihrer Disziplin über ihre Mit- 
glieder u. a. heißt es bei Friedberg S. 197: 

„Die Ministerien sind kollegial verfaßt. Der Senior ist 
nur primus inter pares und hat daher auch nur eine Stimme 
bei Fassung der Kollegialbeschlüsse. Doch kommt es auch vor, 
daß der Senior gleichzeitig Stadtsuperintendent ist, in welchem 
Falle er die Inspektionsbefugnisse über die anderen Mitglieder 
des Ministeriums ausübt.“ 

Zu letzterem Satz heißt es ın der Fußnote: „so in Hamburg, 
Frankfurt, Lübeck, Rostock, Wismar und den Hannoverischen 
Städten... ... . 


II. 


Die Anfänge des Geistlichen Ministeriums in Rostock werden 
in der Ratsverordnung von 1530 zu finden sein, die zwei regel- 
mäßige wöchentliche Zusammenkünfte der Prädikanten vorschrieb 
(Mejer, Grundlagen S. 65; Wiggers, Kirchengeschichte Mecklen- 
burgs 1840 8 72 vgl. auch $ 73). 

Ein Superintendent war hier anfänglich nicht vorhanden; 
man wußte ihn, wie Mejer a. a. O. sagt, hier durch das Mini- 
sterium selbst zu ersetzen. | 

1557 bestellte der Rat einen Superintendenten (Draconites) 
und gab ihm 1561 einen Nachfolger (Kittel, bis 1563); beide 
wurden vom Ministerium der Stadt und von der Landesherr- 
schaft nicht anerkannt (Wiggers $ 94; Krabbe, Die Universi- 
tät Rostock, S. 500 ff.: Böhlau ın Zeitschrift für Kirchenrecht, 
Bd. 17, S. 7ff.; ferner Mejer, Zum Kirchenrechte des Refor- 
mationsjahrhunderts, S. 112. 122. 124). 

Zur Zeit des Erbvertrags von 1573 war jedenfalls das 
Ministerium eine Körperschaft mit einer auf Jahrzehnte zurück- 
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reichenden Vergangenheit, mit kollegialer Verfassung und be- 
sonderen Ordnungen und Observanzen. 


Il. 


Im Erbvertrag vom 21. September 1573 erkennt die 
Stadt ihre Erbuntertänigkeit an gegen Zugeständnisse der Landes- 
herrschaft, die ihr eine staatliche und kirchliche Sonderstellung 
sichern. In Betracht kommen hier zwei Stellen (Parchimsche 
Gesetzsammlung 3, 417): 

8 „Weiterist verglichen“ 
über Bestellung und Enturlaubung der Prediger. 

Bis dahin wurden die drei Pastoren zu St. Jakob, St. Peter 
und St. Nikolaus von den Fürsten bestellt; bezüglich aller an- 
deren Prediger beanspruchte der Rat das Recht der Bestellung 
und Enturlaubung (Krabbe S. 497). 

Jetzt wird für alle Pfarr- und Diakonatstellen bestimmt: 

das ganze Kirchspiel der betreffenden Pfarre samt dem 
Rate voziert den künftigen Seelsorger, verweist ihn an das 
Ministerium, erkundigt dessen Bedenken über Lehre und Leben 
des Vozierten und nominiert ihn bei günstigem Befund dem 
Landesherrn, der ihn dann konfirmieren, dem Superintendenten 
und ganzen Ministerio präsentieren und im Beisein des ganzen 
Ministerii an den Predigtstuhl durch den Superintendenten an- 
weisen lassen will. 

Ueber die nachfolgenden Bestimmungen betreffend Entur- 
laubung, ihre Lückenhaftigkeit und ihre Aenderung durch den 
Erbvertrag von 1584 siehe Böhlau in der Zeitschr. f. K.R., Bd. 
17, 8. 16—22; insbesondere über die Unterstellung der Rostocker 
Prediger unter die akademische Gerichtsbarkeit ibid. S. 14. 16. 
23 ff., 54 f. 

$ „Aber mit Bestellung des Superinten- 

denten“ 
schlichtet den Streit zwischen Landesherrschaft und Stadt um 
die besondere Stadtsuperintendentur, die dahin zugestanden wird: 


Sachsse, Das Geistliche Ministerium in Rostock u. sein Superintendent. 75 


‚ein ganzes Ehrwürdiges Ministerium oder Predigtamt in Ro- 
stock“ nebst zwei Ratsmitgliedern soll aus den vier Pfarrherren 
einen als den tüchtigsten und geschicktesten zu solchem Amte 
wählen und dem Landesherrn benennen, der ihn alsdann konfir- 
mieren und bestätigen, ihm auch das Aufsehen über alle Pre- 
diger, Schul- und Kirchendiener in der Stadt vertrauen und 
befehlen will. „Und soll gedachter Superintendens in wichtigen 
Sachen ohne des Ministerii Rat und Wissen keine Anordnung, 
viel weniger aber Neuerung in der Stadt tun noch anrichten. * 

Es ergibt sich: 

l. kein Prediger wird angestellt, den nicht zuvor das Ministe- 
rum nach Lehre und Leben approbiert hat; 

2. den Stadtsuperintendenten wählt das durch Ratsglieder ver- 
stärkte Ministerium selbst und aus seiner Mitte; 

3. der so Gewählte bedarf der Bestätigung des Landesherrn, 
erhält das Aufsichtsrecht durch landesherrliche — nicht rät- 
liehe — Uebertragung und darf ohne zuvorige Beratung mit 
dem Ministerium in wichtigen Sachen nichts anordnen. 


IV. 


Dem Abschluß des Erbvertrags von 1573 folgte im Ministe- 
rum die Feststellung der sog. Leges et statuta und der Super- 
intendentenartikel. 


1. Die Leges et statuta (Anlage A) 


mit den Eingangsworten „Ecclesige Rostochiensis Ministri ..... . 
de recipiendo in Ministerium statuerunt et decreverunt* behandeln 
in XX Sätzen die Pflichten des Ministerialen. Vornehmlich be- 
treffen I—V Reinheit der Lehre, Wahrung der Zeremonien, Be- 
fissenheit im Amt und Decorum celericale — VIff. das Verhältnis 
zum Ministerium und den Kollegen. 

Er soll leisten „eum reverentia debitam obedientiam Ministerio 
et Superintendenti“ (VI), kann Aufträge erhalten „a Ministerio 
et Superintendente* (XI), hat Beschwerden über Kollegen anfäng- 
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lich dem Superintendenten und dann dem ganzen Ministerium vor- 
zutragen (XIV), bedarf zur Zulassung eines Vertreters im Predigen 
der Zustimmung der Kollesen seiner Kirche und für einen Pere- 
grinus auch des Superintendenten (IV). Außerhalb dieser vier 
Stellen wird der Superintendent nicht erwähnt. 

Der Ministeriale ist zu steter Teilnahme an den Verhand- 
lungen des Ministeriums und bei Strafe des Ausschlusses vom 
Konvent zur Geheimhaltung verpflichtet ([X—X). 

Aus dem Geschäftskreis des Ministeriums tritt in den Leges 
besonders hervor: Aenderung von Zeremonien (II), Kognition bei 
Lehrstreit (VII), Wiederzulassung notorischer Sünder zu Paten- 
schaft und Abendmahl (XIII), Streit unter Kollegen (XIV), Ur- 
laubserteilung (XVIII), Satzungsrecht (XX). 

Die Haltung dieser und künftiger vom Ministerium zu er- 
lassender Leges wird vor Gott und dem Ministerium mit Hand- 
schlag und Unterschrift gelobt (XX). 


2. Die Superintendentenartikel vom 16. April 1574 (Anlage B), 


„quos Reverendum Ministerium Ecelesiae Rostochiensis a Super- 
intendente suo acceptari et praestari cupit“. 
Der Eingang lautet: 

„Cum Superintendentis seu Episcopi munus sit praeesse 
Ecclesiae et curare, ut doctrina sana ... doceatur .... mini- 
sterium publicum unitatem spiritus per vinculum paeis servet 
et debito honore afficiatur, omnia ordine et decenter fiant in 
Ecclesia .... Nos Pastores et Ministri Ecclesiae Rostochiensis 
in receptione Superintendentis, cui reverentiam et obedientiam 
praestare debemus, haec vicissim Superintendentem nostrum 
monere et, ut ea Deo et nobis promittat, petere justum esse 
censuimus. “ 

Hierauf folgen VIII Artikel. Darnach soll der Superin- 
tendent 

I. auf reine Lehre halten, bei Auftreten von Irrlehre in der 
Stadt mit dem Ministerium beraten, auch oft über Lehrfragen mit 
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ihm konferieren, damit die erforderliche Vorkehr gegen Irrtümer 
einstimmig festgesetzt wird; 

II. den erbvertragsmäßigen, dem Worte Gottes und dem 
Brauch der alten Kirche entsprechenden modus vocationis et 
dimissionis Ministrorum una nobiscum heilig halten, keine Partei- 
lichkeit beweisen noch Versprechungen machen vor der Wahl, 
hernach in gemeinsamer Beschlußfassung mit dem Ministerium 
über den Gewählten urteilen — „nec ullam sibi hic praerogativam 
judich, voluntatis et approbationis sumet“ — unbeschadet seiner 
Obliegenheiten bei der Institution — auch wenn Fürst oder Rat 
gegen die erbvertragsmäßige Bestimmung bei Berufung oder 
Entlassung eines Geistlichen verstoßen wollen, sich mit dem ganzen 
Ministerium dem widersetzen ; 

III. jeden Kollegen in seinem Amt durchaus ungestört frei 
walten lassen, bei begründetem Tadel modum fraternae admoni- 
tionis nicht überschreiten, bei deren Fruchtlosigkeit die Sache vor 
das Ministerium bringen, auch selbst brüderliche Mahnung und 
Korrektur vom Ministerium hinnehmen — nur in seiner Kirche 
und außer dem Fall der Institution eines neuen Geistlichen nicht 
beliebig in anderen Kirchen predigen, noch anderen dies ohne 
Zustimmung der dortigen Prediger gestatten, auch an dem bis- 
herigen Brauche halten, daß keiner in der Stadt zum Predigen 
zugelassen wird ohne vorgängiges Befinden des ganzen Mini- 
steriums; 

IV. ın den Zeremonien nichts aus eigener Macht und ohne 
Beratung mit dem ganzen Ministerium ändern, auch für Gleich- 
förmigkeit sorgen; 

V. Ordinationen nur nach Approbation des ganzen Ministe- 
riunıs und in dessen Beisein in der Marienkirche vollziehen oder 
durch einen der übrigen Pastoren vollziehen lassen; 

VI. „quia Superintendens Ministerii caput est et inspectio 
doctrinae et vitae singulorum Ministrorum et totius Ececlesiae 
gubernatio ei incumbit ac reverentiam et obedientiam in his, quae 
sunt Ministerii, omnes et singuli collegae ei debent, aequum est, 
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ut curam quoque honoris et sustentationis eorum diligenter habeat* 
— so soll er auch für Dienstunfähige und Hinterbliebene beim 
Magistrat mit dem Ministerium sorgen, für Erhaltung der Kirchen- 
güter wirken, die Angelegenheiten des Ministeriums und der Mini- 
sterialen beinn Magistrat vertreten; 

VII. unter Beibehaltung der bisherigen regelmäßigen Kon- 
vente und kollesialen Beratungen über Kirchensachen auch ferner 
über vorliegende Dinge dem Ministerium berichten, brüderlich mit 
den übrigen Kollesen die Meinungen austauschen und nach reif- 
licher Erwägung der Einzelmeinungen festsetzen „quod conveniens 
erit et quod toti Ministerio placebit. Nec suae sententiae et ju- 
dicio praetoriam auctoritatem tribuet nee, ut alius quisquam id 
faciat, permittet* — ıhm gebührt die Einberufung des Ministe- 
rıums, so oft sie nötig; doch muß unter Umständen jedem Pastor 
und selbst jedem Ministerialen die Zusammenberufung des Ministe- 
rıums nebst dem Superintendenten freistehen (si subitum incidat 
negotium, de quo totius Ministerii sententia cognoscenda est, nec 
tamen Superintendens prius de eo moneri potest); 

VIII. Anzeigen und Anklagen aus anderen Parochien an die 
Geistlichen dieser Parochien verweisen, die nötigenfalls seinen Rat 
erholen sollen — Klagen über Geistliche in Amtssachen von 
Leichtfertigen und Gehässigen nicht annehmen, sonst unter Wah- 
rung beiderseitiven Gehörs und der Würde des Amtes untersuchen, 
„si vero negotium gravius fuerit, ad totum Ministerium devol- 
vat*. — 

Hervorzuheben ist die Geflissentlichkeit, mit der diese Artikel 
dem Superintendenten gegenüber die Ministerialen als Kollegen, 
das Ministerium als reliquum oder totum Ministerium bezeichnen. 

In den. „Leges et statuta* und den Superintendentenartikeln 
hat das Ministerium sich Normen geschaften, deren Geltung zu- 
nächst auf das autonome Satzungsrecht zurückzuführen, welche 
das Ministerium übte (Lex XX; vgl. Friedberg oben unter ]J. 

Als 1599 das Ministerrum bei Herzog Ulrich die Revision 
der Kirchenordnung betrieb, hat der Stadtsuperintendent Dr. Lucas 
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Bacmeister sein erfolgreiches Gesuch um Zuziehung zur Revision 
damit begründet, daß in Gemäßheit des Erbvertrags von 1573 
$ „Weiter ist verglichen“ die fürstliche Kirchenordnung in die 
statuta et leges Reverendi Ministerii aufgenommen sei. (Böhlau 
in Zeitschr. f. K.R., Bd. 17, S. 26.) 

Man nimmt an, daß auf die Leges et statuta alle Geistlichen 
Rostocks bis auf die Gegenwart verpflichtet und die Artikel von 
allen Superintendenten und Directores Ministerii nicht nur bis 
nach 1788, sondern auch weiterhin unterschrieben worden sind. 


V. 


Der Erbvertrag von 1584 (Parchimsche Ges. S. 3, 421) 
erkennt an, daß die Suprema Inspectio in Doctrinalibus et Cere- 
monialibus in der Stadt Rostock der Landesherrschaft zusteht 
($ 1) und trifft ändernde Bestimmungen über Entlassung der Pre- 
diger ($ 2—3 vgl. oben unter III). Wenn ein Bürger oder Ein- 
wohner unreiner Lehre verdächtig, so „mögen“ ihn erstlich die 
Prediger seines Kirchspiels, nachmals auch der Rat und das Mini- 
sterum Lehr- und Unterrichts-, aber nicht Jurisdiktionsweise vor- 
nehmen; könnte er aber nicht zurechtgebracht werden, soll als- 
dann der Rat und der Superintendens zugleich die Sache an die 
Landesherrschaft abgeben ($ 4—5). Mit Bestellung des beson- 
deren Stadtsuperintendenten soll es nach $ „Aber mit Bestellung 
des Superintendenten“ (oben unter III) gehalten, die Uebertragung 
der Inspektion der übrigen Kirchen des Rostocker Kreises an 
andere Theologen der Landesherrschaft überlassen bleiben ($ 7—8). 
Die Gebäude der Johanniskirche werden u. a. zu den Zusammen- 
künften des Ministerii verordnet und soll das Konsistorium an 
demselben Ort gehalten werden ($ 40). 

Sonst wird in den Erbverträgen von 1573 und 1584 des 
Superintendenten und des Ministeriums nicht gedacht, auch nicht 
ın den Bestimmungen über kirchliche Vermögensverwaltung und 
Visitation. 
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VI 

Das Ministerium hat im 17. und 18. Jahrhundert forum aca- 
demicum in doetrinalibus, ceremonialibus et disciplinaribus und 
demnach Exemtion von der Gerichtsbarkeit des Konsistoriums be- 
ständig behauptet, den unmittelbaren Eingreifen der Landesherr- 
schaft und Regierung sich stets gefüst, so daß ein Konsistorial- 
erachten von 1751 die Stellung des Ministeriums dabin auffaßte, 
es wolle unmittelbar unter der Regierung stehen (Böhlau in Zeit- 
schrift f. K.R., Bd. 17, S. 55). 

Die Stadtsuperintendentur war bis 1715 ununterbrochen be- 
setzt; seitdem fungierte der Senior Pastor als Director Ministeri. 
Dabei ist auch „in Frage gestellt worden, ob die Rechte des 
Stadtsuperintendenten auch, ohne daß die erbvertragsmäßigen 
Förmlichkeiten der Bestellung eines solchen erfüllt würden, durch 
den Senior (Director) Ministerii ausgeübt werden dürften“ (Böhlau 
ibidem S. 29. 48. 55). 


vn. 

Im Erbvertragvon 1788 (Parchimsche Ges. S. 3, 462#f.) 
begibt sich die Stadt „der sonst behaupteten subordinierten und 
ersten Inspektion in doctrinalibus“ und überläßt dem Landes- 
herrn, solche „durch den Rostockschen Stadtsuperintendenten oder 
Directorem Ministerii mit Zurateziehung der hiesigen sämtlichen 
Ehrngeistlichkeit* auszuüben — Böhlau in Zeitschr. f. K.R., Bd. 
17, S. 56 sagt dafür kurzweg „durch das geistliche Ministerium“ 
— doch soll es bei $$ 2—6 des Erbvertrags von 1584 verbleiben 
($ 57). 

Das „Ministerium“ wird ermächtigt, gemäß $ 58 eines großen 
Herrn wegen die Zeit des Gottesdienstes zu ändern, nach $ 59 
über Aenderungen des Gesangbuches mit dem Rat zu verhandeln 
und mit ihm die abgezweckte Veränderung zur höchsten Appro- 
bation und Konfirmation vorzulegen, auch nach $ 63 ın Ansehung 
des Kirchenzeremonialpunktes mit dem Rat zu verhandeln und mit 
diesem darüber dem Landesherrn Vortrag zu machen. Landesherr- 
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liche Anordnungen in geistlichen und Kirchensachen werden mit 
dem an das Ministerium erlassenen Reskript zur Beförderung an 
das Ministerium dem Rate zugefertigt ($ 64 vgl. $ 80). 

Die $$ 77-79 bestätigen die Bestimmungen von 1573 über 
Bestellung der Prediger und des Superintendenten mit gewissen 
Modifikationen, die besonders dem Rat für die Superintendenten- 
wahl die Direktion und eine stärkere Beteiligung gewähren, und 
mit dem Zusatz, daß bei Vakanz des Superintendenten bis zur 
Wiederbesetzung der Stelle das Directorium im Ministerio der 
älteste Pastor, bei dessen Behinderung der nächstfolgende Pastor 
haben soll. 

$ 83 regelt „den Präcedenzpunkt zwischen dem Rat und dem 
Ehrnministerio“ dahin, daß es bei der bisherigen Observanz und 
der Vorsetzung „Rat und das Ministerrum“ — „Rat und der 
Superintendent“ bewenden soll. 

$ 84 unterstellt die Unterkirchenbediente, Cantores, Organi- 
sten, Küster u. dgl. für den liturgischen Punkt und die Kirchen- 
zeremonie allein den Befehlen und Anordnungen des Superinten- 
denten oder zeitigen Directoris Ministerii — eine Erwähnung der 
Ministerialen und also eine eigentliche Beweisführung ex silentio 
scheint hier ausgeschlossen durch den Zusammenhang; für sie 
finden sich die entsprechenden Bestimmungen in $ 76 dahin: 

»„S 76. Das Ehrnministerium zu Rostock soll in seiner 
„alten bisherigen, mit der übrigen Mecklenburgischen Geistlich- 
„keit nie vermengt gewesenen separaten Konsistenz nach wie 
‚vor verbleiben — 

diese Bestätigung der alten bisherigen separaten Konsistenz 
schließt nach Lage der Sache doch wohl in sich wenigstens eine 
generelle Anerkennung des Bestandes auch der hergebrachten 
Ministerialverfassung; sie begründet aber auch Folgerungen für 
die Eingliederung nach oben: 

„und demzurFolgein geistlichen Amtssachen 
‚lediglich und unmittelbar unter Ihro Her- 
‚zogl. Durchl. und Ihro Regierung stehen, so 
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„wie sie in Personalsachen zur Akademie gehören und bloß 
„nur wegen ihrer... Grundstücke .... der Stadtjurisdiktion 
„untergeben sind.“ 

Die bezeichnete Immediatstellung eignet auch den einzelnen 
Ministerialen nach der Erklärung in $ 17 des Vertrags von 1827 
(Raabe’s Ges. S. 4, 220): 

„Die Mitglieder des geistlichen Ministerii stehen jedoch in 
geistlichen Amtssachen nach $ 76 des Erbvertrags von 1788 
unmittelbar unter der Großherzogl. Regierung.“ 

Diese Immediatstellung bedingt die Exemtion gegenüber dem 

Konsistorium. Aber sie bedingt den Ausschluß auch sonstiger 
Zwischenglieder. 


VII. 


Wie ist nun nach dem Bisherigen die Stellung des Stadt- 
superintendenten zu bestimmen? Ist er das selbstgewählte Haupt 
des kollegial verfaßten Ministeriums? Oder ist er ein dem Mini- 
sterium oder den Ministerialen vorgesetzter kirchenregimentlicher 
Beamter? Oder ist er beides gleichsam in Personalunion? Und 
nach welchen Gesichtspunkten wären dann die. beiderseitigen 
Funktionen unter Ausschluß jeder Kollision zu scheiden ? 

Die Lösung der Frage dürfte in der eigenartigen Stellung des 
Stadtministeriums zu suchen sein. | 

Das Superintendentenamt ist ein kirchenregimentliches Ant, 
die niederste Stufe des landesherrlichen Regiments (Richter- 
Dove-Kahl, Lehrb. d. K.R. $ 155). Von Anfang an erschemt 
‚der Superintendent als Zwischeninstanz zwischen Pastor und Konsi- 
storium (Schmidt, Meckl.-Schw. Kirchenrecht $ 14), als unterge- 
bener Beamter des Konsistoriums (Mejer, Kirchenzucht und Kon- 
sıstorialkompetenz S. 79—80: lokale Unterbeamte gesetzlich des 
Konsistoriums, dann faktisch auch der Regierung), als Organ des 
Konsistoriums (Friedberg, Verfassungsrecht S. 197). 

Das Rostocker Stadtministerrum aber hat selbst kirchen- 
regimentliche Funktionen und übt konsistoriale Befugnisse (Mejer, 
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Kirchenzucht S. 175; Kahl, Zeitschrift f. K.R., Bd. 15, S. 201; 
Friedberg, Verfassungsrecht S. 194). Es untersteht dem ober- 
bischöflichen Kirchenregiment, hat grundsätzlich seine kirchen- 
regimentlichen Funktionen aus oberbischöflicher Uebertragung oder 
Autorisation herzuleiten und ist selbst als besonderes, dem ober- 
bischöflichen Regimentsorganismus einverleibtes Glied zu be- 
trachten. 

Damit steht im Einklang, daß essich der Unterstellung unter 
das Konsistorium von jeher mit Erfolg erwehrt, und daß das 
Superintendentenamt bei ihm sich in eigentümlicher Weise ge- 
staltet hat durch die Einfügung in den bestehenden Ministerial- 
verband. 

Der Stadtsuperintendent ist und bleibt auch als solcher eben- 
so wie der Director Ministerii Teil und Glied des Ministeriums. 
Er ist caput ministerii und hat als solches die inspectio doctrinae 
et vitae singulorum ministrorum und totius ecclesiae (Rosto- 
chiensis) gubernatio — nicht auf Grund einer dem oberbischöf- 
lichen Regiment widerstreitenden autonomen Uebertragung seitens 
des Ministeriums, sondern weil er auf geordnetem Wege zu sol- 
chem Amte gewählt und oberbischöflich bestätigt worden ist. 

Das Stadtministerium ist als ein eigentümliches immediates 
Organ oberbischöflicher Regimentsgewalt für den Bereich der 
ecclesia Rostochiensis zu betrachten, und sein Superintendent ist 
Teil, Glied und Spitze dieser kollegial verfaßten Körperschaft. 

Auch als Stadtsuperintendent bleibt er innerhalb der kolle- 
gialen Ministerialverfassung, bleibt gebunden an die Ordnungen, 
Satzungen, Observanzen und Beschlüsse des Ministeriums, soweit 
nicht Ausnahmen von dieser Regel durch besondere Normen oder 
durch oberbischöfliche Anordnungen begründet sind. 


I Bestimmungen, die wörtlich nur eine Beratung im Ministerium vor- 
sehen, sind deshalb allein nicht schon von nur unverbindlicher Ratsertei- 
lung zu deuten. Vgl. in dieser Hinsicht Art. IV mit Lex II (diese Zu- 
ständigkeit des Ministeriums bemißt sich jetzt nach $$ 58. 63 Erbvertrag 
von 1788). 

6* 
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Dalier ist auch das Verhältnis des Stadtsuperintendenten zu 
den Komministerialen ein kollegiales. Zwar schulden ihm alle 
Kollegen „reverentiam et obedientiam in his, quae sunt Ministerii“. 
Der Ministeriale gelobt bei seiner Einführung „debitam obedien- 
tiam Ministerio et Superintendenti* — diesem in zweiter Linie. 
Er hat auch die inspeetio über die einzelnen Ministerialen, soll 
sich dabei auf brüderliche Mahnung beschränken, bei deren 
Fruchtlosigkeit die Sache vor das Ministerium bringen, auch selbst 
von diesem brüderliche Mahnung und Korrektur hinnehmen. Seine 
Stellung im Ministeriun und zu den Ministerialen ist eine solche, 
wie sie sich auch in akademischen Verhältnissen findet: eine kol- 
legiale Leitungsgewalt, selbst mit Aufsichtsrecht, doch ohne wirk- 
liche Subordination der Kollegen. 

Die Unterordnung unter einen Superintendenten, der als sol- 
cher in der Stellung eines Vorgesetzten über dem Ministerium 
und den Ministerialen und über der Ministerialverfassung stände, 
würde der dem Ministerium und den Ministerialen zugewiesenen 
Immediatstellung widerstreiten. 

Ob seit der bisher berücksichtigten Entwicklung, etwa bei 
oder nach der Erneuerung der Stadtsuperintendentur (1883), in 
der Stellung des Stadtsuperintendenten zum Ministerium sich et- 
was geändert hat, läßt sich ohne Kenntnis der bezüglichen Ver- 
handlungen und der seitherigen Praxis nicht erörtern. 


IX. 


Das Ministerium samt seinem Superintendenten ist subordi- 
niert dem oberbischöflichen Regiment. Für dies sind die Ord- 
nungen des Ministeriums als solche nicht bindend. Wenn es 
mittelbar oder unmittelbar sie durehbricht, ändert oder beseitigt, 
so kann das Ministerium beim Oberkirchenrat vorstellig werden, 
auch nach dessen Entscheidung noch an den Öberbischof selbst 
sich wenden. 

Damit sind seine Mittel erschöpft. Es ist nicht in der Lage, 
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gegenüber dem obersten Kirchenregiment eigene Rechte behaupten 
und durchsetzen zu können. 


X. 


Der Landesherr ist gegenüber der Stadt gebunden durch die 
Erbverträge. Wenn die Stadt die Ueberzeugung gewinnt, daß 
Verfügungen des landesherrlichen oder oberbischöflichen Regi- 
mentes den städtischen Vertragsrechten, z. B. dem $ 76 des Erb- 
vertrags von 1788 (s. o. unter VII), zuwiderlaufen, so kann 
sie deren Beseitigung durch geeissnete Vorträge betreiben und bei 
mangelndem Erfolg den Austrag durch richterliche Entscheidung 
im Wege der durch Vereinbarung von 1892 (Regierungsblatt 
5. 133) neu geregelten Kompromißinstanz herbeiführen. 


Hinzuzufügen ist, daß nach der im Jahre 1909 zwischen dem 
Oberkirchenrate und der Stadt Rostock abgeschlossenen, auch 
landesherrlich sowie oberbischöflich bestätigten Vereinbarung (Re- 
gierungsblatt 1910 S. 1 ff.) die Rostocker Geistlichen künftig in 
allen Disziplinar-, Zeremonial- und Doktrinal-Angelegenheiten 
gleich den übrigen Geistlichen im Lande, den Kirchengerichten 
des Landes (Konsistorium und Oberes Kirchengericht) unter- 
worfen sein sollen ($ 3). Zugleich werden für die Wahl des 
Superintendenten, insbesondere über Wahlberechtigung und Wähl- 
barkeit Bestimmungen getroffen ($ 2). 


Anlagen. 


Die Wiedergabe beider Anlagen geschieht hier nach dem 
Abdruck in Schröders Kirchenhistorie des evangelischen Mecklen- 
burgs 3. Tl. (1789) S. 150 ff. und S. 183 ff. 

Dort wird bezeugt, daß die Unterschrift der Leges durch alle 
Ministerialen — „heute sub conditione, quantum usu comproba- 
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tae sunt“ — und der Artieuli durch die Superintendenten sich in 
bleibender Uebung erhalten habe. Auch wird bereits bemerkt. 
daß die Erwähnung des Konkordienbuches nıcht der Entstehungs- 
zeit entspricht. 


A. Die sog. Leges et statuta. 


Leclesiae Rostochiensis Ministri, qui virerunt tempore initae 
et stabilitae Concordiae pacisque inter illustrissimos Principes Me- 
gapolenses et amplissimum Senatum populumque hujus urbis Rosa- 
rum anno a nalo Jesu Christo M.D.LXXIII. die mensis Sep- 
tembris XXI. de recipiendo in Ministerium statuerunt et decre- 
verunt. 

I. Ut amplectatur sanam incorruptamque doctrinam caele- 
stem, tradıtam in scriptis Prophetarum, Apostolorum et Evange- 
lıstarum, in ea sententia quae expressa est in Symbolis, in Confes- 
sione Augustae exhibita Carolo V. Imperatori Anno M.D.XXX. ejusque 
Apologia, in Smalcaldicis Articulis, in libro legum Ceremonialıum 
hujus Ducatus, ut vocant, Megapolensis, in Catechismis Majori 
et Minori, caeterisque divini Lutheri seriptis omnibus, in articulis 
Luneburgensibus et in libro Concordiae seu Consensionis inter 
docentes in Ecelesiis doctrinam caelestem a Doct. Martino Lu- 
thero instauratam amplectentibus, quem anno M.D.LXXVII. sub- 
scriptione sua comprobarunt. 

II. Ut Ceremonias in hac Rostochiensi Ecclesia receptas 
usitatasque retineat et servet, novas non constituat, nec veteres 
abroget aut mutet sine expressa Ministerii approbatione. 

III. Ut diligenter ipse discat et auditores suos doceat, ac re- 
liqua vocationis officia ea qua decet fide et assiduitate faciat, 
semperque in conspeetu habeat S. Pauli Apostoli dietum I]. Tim. 
4,15: In his esto, ut profectus tuus manifestus sit in omnibus. 

IV. Ut nemini suo loco docendi potestatem faciat absque 
collegarum ejus templi, in quo habenda erit concio, et si pere- 
grinus fuerit, etiam Superintendentis, consensu.. 

V. Ut typus fidelium existens, pie innocenterque vivat, domui 
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suae bene praesit, nemini se nimis familiarem faciat, in publicum 
nisi necessitate id flagitante non prodeat, in foro inter mercato- 
res, opifices, eaeterosque politicos et ex plebe homines non ob- 
ambulet, publicas tabernas, oenopolium, commessationes, ebrieta- 
tem, luxum in vestitu proprio familiaeque, contentiones cum vi- 
einis et alıiis et reliqua scandala, quae Ministerium Evangelii de- 
formant, studiose accurateque vitet et fugiat. 

VI Ut eum reverentia debitam praestet obedientiam Mini- 
sterio et Superintendenti, admonitusque non obmurmuret nec re- 
fragetur. 

VII. Ut nulla de doctrina vel ceremoniis certamina ipse mo- 
veat, nec alibi mota in hanc Ecclesiam invehat, et de certamine 
in doctrina admonitus addito hoc mandato, ut pro concione nihil 
de eo spargat donec Ministerium causam legitime cognoscat, re- 
verenter obtemperet, nihil omnino repugnans et contradicens. 

IIX. Ut concordiam cum collegis ejus templi in quo docet et 
toto Ministerio servet. 

IX. Ut vocatus ad Ministerium semper accedat, nec sine 
excusatione, quam per aliquem ex collegis vel aedituum indicari 
curabit, emaneat. 

X. Ut graviter, placide modesteque suam dicat sententiam, 
nec arcana Ministerii eliminet, nec quae in Ministerio dicuntur aut 
aguntur aliis revelet sub poena exclusionis ex Ministerii conventu, 
si convietus fuerit. | 

XI. Ut si ex junioribus est, stans debitaque reverentia mo- 
destiagque quid egerit in iis, de quibus a Ministerio et Super- 
intendente mandata accepit, referat, nec relationem diu differat. 

XI. Ut distinctionem parochiarum sciens non turbet. 

XII. Ut notoriis delictis pollutos nequaquam. ad baptismi 
testimonium caenaeque Dominicae usum admittat, nisi de ipsorum 
poenitentia toti Ministerio constet. 

XIV. Ut collegas nullo modo deformet, et si cum aliquo ex 
collegis offensio ipsi incidat, quae amice componi non potest, initio 
accusationem ad Superintendentem, et deinde ad totum Ministe- 
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rium referat, nee quicquam publice pro concione nec privatim apud 
alios de ea dicat. 

XV. ÜUt quaerat pacem hujus civitatis Rostochiensis totius- 
que Ducutus Megapolensis, quia in horum pace erit pax et ipsi 
et ejus auditoribus. 

XVI. UÜt Ministerii convivium sua praesentia semper ornet, 
nec nisi per se ipsum vel collegam indicata sufficienti excusatione 
emaneat. 

XVII. Ut acta Ministerii, si hoe officium ipsi mandabitur, 
diligenter fideliterque annotet et in librum Ministerii, qui ipsi 
creditur, referat, nee hune ullis aliis quam collegis monstret aut 
legendum exhibeat sub fide promissa Ministerio. 

XVII. Ut profectionem, quae aliquot dies requirit, susce- 
pturus veniam a Ministerio petat et impetret. 

XIX. Ut publico Ministerii ministro, qui collegas convocat, 
ubi ordinatur et recipitur, marcam Sundensem et deinceps singulis 
quadrantibus anni duos solidos Sundenses ad minimum solvat. 

XX. Ut et has et quas deinceps Ministerium pro circum- 
stantiarum temporumque diversitate necessitateque feret leges, se 
bona fide constanterque servaturum, in conspectu Dei, veritatem 
praecipientis et requirentis mendacesque omnes horribiliter puni- 
entis, et sancti in hac Ecelesia Ministerii cordis et oris testimonio 
ostendat manusque stipulatione et subscriptione absque simula- 
tione, fraude doloque vere confirmet. 


B. Die Superintendentenartikel vom 16. April 1574. 


Articuli quos Reverendum Ministerium Ecclesiae Rostochiensis 
a Superintendente suo acceplari et praestari cupit, scripti An. 1574. 
die 16 April. 

Cum Superintendentis seu Episcopi munus sit praeesse Ec- 
clesiae et curare, ut doctrina sana et pura fideliter doceatur, evi- 
tentur errores et scandala, ministerium publicum unitatem spiri- 
tus per vinculum pacis servet et debito honore afficiatur, omnis 
ordine et decenter fiant in Ecclesia, veritas et pax diligatur et 
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multorum hominun: saluti consulatur, Nos Pastores et Ministri 
Ecelesiae Rostochiensis in receptione Superintendentis, cui reve- 
rentiam et obedientiam praestare debemus, haec vicissim Super- 
intendentem nostrum monere et, ut ea Deo et nobis promittat, 
petere justum esse censuimus. 

Primum. Üt sit tenax sanae et incorruptae doctrinae, in 
scnptis Propheticis et Apostolicis, symbolis, Augustana Confes- 
sione, Apologia, Smalcaldicis articulis, Catechismis Lutheri maiore 
et minore, et in articulis Luneburgieis et Formula Concordiae, in 
qua doctrinae forma hactenus Dei beneficio consentientibus ani- 
mis haec Ecclesia cum vicinis permansit, utque haec velut norma 
doctrinae et bonum depositum diligenter in hac Eeclesia custo- 
djatur, hi omnes in arca Ministeriali diligenter asservari, et quando 
opus est, in conventu Ministerii legi debent. Singuli qui in Mi- 
nisterium deinceps recipientur, illıs libris et confessionibus corde 
et manu subscribent. Cuius rei erit penes superintendentem, qui 
et ipse omnes corruptelas et errores cum hac norma pugnantes 
aut exorbitantes fugiet, et ne in hanc Ecclesiam vel privatinı vel 
publice introducantur providebit, et si in Ecclesiis hujus urbis 
aut privatis eonventiculis errores spargere cognoverit, nequayquam 
connivebit, sed re cum reliquo ministerio deliberata quam primum 
de remediis salutaribus et exterminandis erroribus legitima ratione 
cogitabit. Saepe etiam de doctrina et de incidentibus contro- 
versiis cum Ministerio conferat, ut quo pacto refutari corruptelae 
veritatis dextre debeant et ecclesiae nostrae consuli, ne amissa 
aut obscurata veritate in errores incidat, unanımi consensu con- 
stituatur. 

Secundum. Cum’ plurimum ad veritatem et pacem in Ecclesia 
retinendam conferat, Vocationes Ministrorum Eeclesiae legitime 
fieri, et in formula pacificationis proxime inter Ilustrissimos Prin- 
cipes Megapolenses et hanc rempublicam modus vocationis et 
dimissionis Ministrorum cum verbo Dei et veteris Ecclesise con- 
suetudine congruens propositus sit, cupimus ut una nobiscun hanc 
rationem sancte tueatur et servet, nec in ullius gratiam aut pro- 
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pria voluntate, affeetione vel incelinatione animi hac in parte quic- 
quam agat, nec promissis aliquos in spem obtinendae functionis 
Ecclesiasticae erigat, antequam legitime electi et ministerio indi- 
cati fuerint. Ubi superintendens una cum reliquo ministerio col- 
latis placide sententiis censuranı faciet de eo, qui indicatus est, 
nec ullam sibi hic praerogativam iudicii, voluntatis et approba- 
tionis sumet, quae vero ad officium eius in institutione personae 
vocatae et confirmatae pertinent, integra et salva ei manebunt. 
Quodsi etiam vel Princeps vel Senatus Urbis contra formulam 
antedictam in vocatione vel dimissione alicuius Ministri Ecclesiae 
quiequam forte attentare aut suscipere volent, superintendens una 
cum toto reliquo ministerio graviter se his opponet, ac legitimam 
rationem, quantum fieri potest, tuebitur. 

Tertio. Ad retinendam fraternam eoniunctionem et bonum 
ordinem necessarium erit, ut superintendens collegas omnes et 
singulos suo quemque officio, quod ratione vocationis in Ececlesia 
sibi commissa sustinet, sine turbatione aut impedimento libere 
fungi permittat in omnibus ministerii Ececlesiastiei partibus, nisi 
forte quis potestate sua aut Ministerio non recte utatur et pro- 
pterea commonefactione et reprehensione dignus sit, in qua tamen 
superintendens modum fraternae admonitionis non excedat, quam 
si alter spreverit, re ad totum Ministerium delata de remediis ne- 
cessariis cogitandum erit. Si etiam ipse superintendens aliquid 
commiserit, quod admonitione et reprehensione dignum sit, libe- 
rum erit Ministerio eum fraterne admonere et corrigere, quam 
admonitionem benigne admittet. Justum quoque esse arbitramur, 
ut pro consuetudine vieinarum Ecelesiarum, maxime Lubeeensis, 
Hamburgensis, Luneburgensis, Brunsvicensis, Sundensis, Super- 
intendens in templo sibi peculiariter ecommisso tamquam Pastori 
conciones tantum habeat, nec pro arbitrio in aliis templis sug- 
gestum conscendat, nec aliis ut id faciant sine eorum, qui con- 
cionari ibi debent, consensu permittat. Cum vero institui per 
ipsum ministri recens vocati et approbati debent, aequum est, ut 
tum in quocunque templo institutio fieri debet, concionem habeat. 
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Ü etiam gravibus de causis instituta et observata hactenus con- 
suetado deinceps retineatur, ne scilicet quis in hac urbe docere 
aut exercere pro concione permittatur, nisi prius toti Ministerio 
se exhibuerit et censurae eius se subiecerit, omnıbus modis euran- 
dum esse iudicamus. 

Quarto. In ceremoniis ecclesiasticis Superintendens una cum 
toto Ministerio praescriptum ordinationis Ecclesiasticae huius di- 
tionis et usitatos huius Ecelesiae ritus non mutet auctoritate 
propria. Sed si quid mutandum erit, id facıat habita cum toto 
Ministerio deliberatione. Det etiam operam, ut in omnibus templis 
parochialibus ceremoniarum sit ac servetur conformitas. 

Quinto. Cum ordinatio Ministrorum Ecclesiae sit jus presby- 
terii et impositio manuum fieri debeat auctoritate sacerdotii, ut 
Paulus Joquitur I. Tim. 4. ne temere alicui manus imponantur, 
et ut ministerium commendetur hominibus ad docendum idoneis, 
nemo in hac ecclesia ordinetur nisi legitime vocatus et vocationis 
suae testimonium exhibens Ministerio et a toto Ministerio facto 
examine approbatus. Fiet autem ordinatio publice in templo di- 
vae Virginis diebus Mercurii, quo omnes Ministri a concionibus 
vacant, aut necessitate postulante etiam diebus Veneris, praesente 
toto ministerio, ritibus hactenus usitatis et in Ordinatione ecclesi- 
astica praescriptis, quibus brevis et utilis commonefactio ad po- 
pulum et ordinandum addi potest de beneficio Dei colligentis 
Ecclesiam per Ministerium verbi et dantis dona hominibus ad col- 
lectionem et aedificationem Eeclesiae necessaria atque extrudentis 
operarios in messem suam, quorum labores ipse salutares facit 
etc. ıt. De dignitate, amplitudine, efficacia et requisitis Ministerii 
et de similibus vicinis materiis. Liberum vero erit superinten- 
denti, ut aut ipse ordinet, aut interdum uni ex reliquis Pastori- 
bus id iniungat et commendet, praesertim in vocationibus eorum, 
qui ad exteras Ecclesias vocati sunt. 

Sexto. Quia Superintendens Ministerii caput est et inspectio 
doctrinae et vitae singulorum Ministrorum et totius Ecelesiae gu- 
bernatio ei incumbit ac reverentiam et obedientiam in his, quae 
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sunt Ministerii, omnes et singuli collegae ei debent, aequum est, 
ut curam quoque honoris et sustentationis eorum diligenter ha- 
beat, non solum dum ipsi in vivis sunt et ministerio fungi pos- 
sunt, sed etiam cum per aetatem invalidi et mprbis affecti sunt 
et ex hac vita sublati coniuges et liberos relinquant, quibus pa- 
rum saepe patrimonii aut subsidii restat. Hi igitur ut annum 
gratiae sicut vocant, habitationem liberam et certa ad vietum 
quotannis subsidia habeant, apud Magistratum Superintendens una 
cum reliquo Ministerio curabit. Et ut haec omnia commodius 
effici possint, operam dabit, ut bona Eecclesiastica colligantur et 
in justos usus convertantur et hi, qui ad prophanos usus quae- 
dam ex his transtulerunt, ea restituant Ecclesiae. Negotia quoque 
Ministerü et singulorum Ministrorum, quoties res postulat, ad 
Magistratum deferre, id sibi curae esse non gravabitur. 

Septimo. Plurimum hactenus profuit ad concordiae et digni- 
tatis Ministerii in hac Urbe conservationem, quod conventus certi 
et ordinarii ae colloquia et deliberationes de negotiis Ecclesiasticis 
habitae sunt, et in eis sententiae liberae et aequalis autoritatis 
fuerunt, non habito gradus aut ordinis respectu. Idem ut dein- 
ceps quoque observetur iudicamus pium et ad salutem Ecclesiae 
huius profuturum esse. Quare Superintendens quoque de rebus 
propositis, de quibus ad ministerium referet, placide ac fraterne 
cum reliquis collegis consilia et sententias conferet, et auditis 
perinde singulis eorumque sententiis aceurate perpensis constituet, 
quod conveniens erit et quod toti Ministerio placebit. Nec suae 
sententiae et iudicio praetoriam auctoritatem tribuet nec, ut alius 
quisquam id faciat, permitte. Et quia merito jus convocandi 
Ministerium, quoties opus est, superintendenti conceditur, tamen 
si subitum incidat negotium, de quo totius Ministerii sententia 
cognoscenda est, nec tamen Superintendens prius de eo moneri 
potest ut Convocatio Ministerii per eum fiat, existimamus nihil 
decedere officio seu autoritati eius, si in eo cası liberum sit cui- 
libet Pastori vel eo absente aliis Ministris cujuscunque Parochiae 
et templi, ministerium cum Superintendente convocare et de ne- 
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gotio illo proponere ac iudicium eorum inquirere. Hanc ergo 
libertatem Ministerio relinqui aequum esse judicamus. 

Postremo. Delationes et accusationes ex aliis Parochiis non 
admittat, sed ad Pastores et ministros singularum Parochiarım 
reiiciat, qui cum negotia incidentia componere nequeunt, ad super- 
intendentem deferant eiusque consilium inquirant. Nec reecipiat 
querelas de Ministris Ecclesiae ad ministerium eorum pertinentes, 
ab hominibus levibus aut odio et invidia eorum flagrantibus ad 
se perlatas, nec statim iustificet querulantes, sed accersita ab 
utraque legitima ratione rem cognoscat, et honoris atque auto- 
ritatis Ministerii quantum fieri potest in omnibus rationem habeat. 
Si vero negotium gravius fuerit, ad totum Ministerium devolvat. 
Öramus filium Dei Dominum nostrum Jesum Christum, ut huius 
Ecclesiae nostrae supremus Superintendens sit, et nos omnes spi- 
ritu suo sancto doceat et gubernet, ac veritatem et pacem inter 
nos conservet. Amen. | 
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Das Messkorn in Pommern. 
Von 


Dr. Thümmel, Konsistorialrat in Stettin. 


Die fortschreitende Aufteilung der Bauerngüter sei es im 
Erbgange oder im Wege der Veräußerung unter Lebenden nötigt 
zu der Frage Stellung zu nehmen, in welcher Weise dabei das 
bisher von dem bäuerlichen Besitzer an die evangelische Pfarre 
und Küsterei entrichtete Meßkorn zu behandeln ist. Da es sich 
regelmäßig um verhältnismäßig kleine Geldwerte handelt, die von 
den Bauern geleistet wurden, so gelangen in die Wege geleitete 
Prozesse nicht über die landgerichtliche Instanz hinaus. Welche 
Unklarheit aber über den rechtlichen Begriff des Meßkorns 
herrscht, erweisen folgende beiden in den letzten Jahren zur 
Kenntnis der kirchlichen Provinzialverwaltungsbehörde der Pro- 
vinz Pommern gelangten Entscheidungen des Königlichen Amts- 
gerichts P. und des Königlichen Landgerichts K. 

In dem dem Königlichen Amtsgericht P. zur Entscheidung 
vorgelegten Fall war der Kläger von dem evangelischen Pastor 
in W. wegen Zahlung von Jahrgeld belangt worden, welches nach 
der Kirchenmatrikel von Büdnern, Handwerkern und Arbeitern zu 
entrichten ist, nicht aber von bäuerlichen Besitzern, welche statt 
dessen Meßkorn und infolge der durch die Königliche General- 
kommission vermittelten Ablösung Rentenbankrenten zu zahlen 
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haben; da der Kläger an der Rentenbankrente beteiligt war, 
glaubte er sich vom Jahrgeld befreit und klagte auf Feststellung 
seiner Zahlungsfreiheit. Das Königliche Amtsgericht erachtete für 
erwiesen, daß „der Kläger von der ihm erblich zugefallenen Hälfte 
des väterlichen Bauernhofs den weitaus größten Teil verkauft 
hatte und auch nicht mehr auf väterlichem Boden, sondern auf 
dem ehemals Öhlbrechtschen Grundstück wohnte, und daß der 
ehemalige Besitzer des jetzt vom Kläger bewohnten Grundstücks 
Öhlbrecht als Büdner Jahrgeld gezahlt hat.“ Bei Beurteilung 
dieses Tatbestandes geht das Königliche Amtsgericht davon aus, 
‚daß nur diejenigen zur Zahlung von Meßkorn verpflichtete Bauern 
seien, welche von einem ehemaligen ganzen Bauernhofe nach der 
Parzellierung desselben den Hauptteil des ehemaligen Bauernhofes 
besitzen, daß dagegen die Besitzer der bei der Parzellierung ent- 
standenen kleineren Teile bezüglich der Zahlung des Jahrgelds 
an die Pfarre nicht als Bauern, sondern als Büdner angesehen 
werden müssen.“ Das Königliche Amtsgericht „faßt deninach 
den Kläger, da die ehemalige Ohlbrechtsche als „Büdner“ Wirt- 
schaft anzusehende und auch stets angesehene Wirtschaft den bei 
weitem größten und Hauptbestandteil seines ganzen Anwesens 
bilde, nicht als Bauern, sondern als Büdner auf“, ohne Rücksicht 
darauf, „daß der Kläger auch noch kleine Teile des von ihm aberr 
mals parzellierten auf ihn gekommenen Teils der väterlichen Bauer- 
wirtschaft besitze“, und weist daher den Kläger als jehrgeld- 
zahlungspflichtig ab. 

Hieruach sieht das Königliche Amtsgericht das Meßkorn als 
eine Abgabe an, die gleich dem Jahrgeld nicht an Grund und 
Boden haftet, sondern .als persönliche Leistung erhoben wird und 
zwar von den bäuerlichen Besitzern, während das Jahrgeld den 
nicht bäuerlichen Besitzern, Büdnern, Handwerkern und Arbeitern 
obliegt. 

In dem ferner von dem Königlichen Landgericht K. entschie- 
denen Rechtsstreit wird der evangelische Pfarrer in W. abge- 
wiesen, der Jahrgeld für das Jahr 1908 gegen den Altsitzer M. 
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eingeklagt hat. Die Beklasten waren im Jahre 1908 Eigen- 
tümer der Bauerhöfe D. Nr. 1 und 8 gewesen, hatten im Jahre 
1905 einige Parzellen vom Bauerhof Nr. 8 verkauft und nach 
dem Jahre 1903 den Restlauerhof Nr. 8 dem Sohne überlassen 
und den Bauerhof Nr. 1 anderweit verkauft. Das Königliche 
Landgericht führt aus: „Die Matrikel vom 16. September 1867 
und 10. März 1868 gehe auf die Matrikel vom 5. September 1815 
zurück. Es sei nicht anzunehmen, daß durch die Matrikel von 
1867 neues Recht geschaffen werden solle, da es dann zu ihrer 
Gültigkeit wenigstens der Genehmigung der Aufsichtsbehörde be- 
durft hätte. Vielmehr mußte davon ausgegangen werden, daß 
diese Matrikel nur bezweckt habe, den in der Matrikel von 1815 
beurkundeten ltechtszustand nach dem Stande der damaligen Ent- 
wicklung festzustellen. Nach der Matrikel von 1815 aber seien die 
Jahrgeldpflichtigen unschwer zu bestinnmen. Jahrgeld hätten danach 
zu zahlen Instleute, Hausinnen, Büdner und solche Leute, die zwar 
hierunter nicht zu rechnen, aber auch nicht im Besitze eines Vor- 
werks oder eines Bauer- oder Kossütenhofes seien. Diese Ab- 
gabepflicht sei demnach an den Stand geknüpft, welchen der ein- 
zelue Bewohner in D. habe. Das Jahrgelld sei eine persönliche 
Last, welche auf der Parochialzugehörigkeit beruhe und nach der 
Gewohnheit des Ortes zu beurteilen sei. (Pommersches Provinzial- 
recht & 102.) Es habe also eine ganz andere Grundlage als die 
Verpflichtung zur Errichtung des Meßkorns, welche als dingliche 
Last auf den kontribualen Hufen ruhe. In D. träten diese bei- 
den Verpflichtungen insofern in eine gewisse Beziehung, als die 
Vorwerks-, Bauer-, oder Kossätenhofsbesitzer von den übrigen 
Ständen des Dorfes geschieden, und danach das Meßkorn aus 
dem Vorwerk, Bauer- oder Kossätenhof, das Jahrgeld aber von 
den Ständen erhoben worden sei, welche kein solches Grundstück 
besessen hätten. Danach könne nach der Matrikel von 1815 die 
Pflicht zur Jahrgeldentrichtung für die einzelne Person dann ent- 
fallen, wenn sie nach den Anschauungen des Dorfes durch Land- 
erwerb Besitzer eines Vorwerks, Bauer- oder Kossätenhofes ge- 
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worden sei, während andererseits die dingliche Meßkornlast durch 
Zerstückelung eines Bauerhofes nicht untergehe, sondern auf den 
Parzellen weiter laste. Gehe also eine solche Parzelle in den 
Besitz eines Büdners über, dann hätte er den auf die Parzelle 
fallenden Teil des Meßkorns und außerdem als Büdner das Jahr- 
geld zu zahlen. Wenn gegenüber diesem Rechtszustande der $ 4 
der Matrikel von 1867 von den „ursprünglichen“ Bauer- und Kos- 
sätenhöfen als solchen spreche, deren Besitzer vom Jahrgelde befreit 
sein sollten, so könne diese scheinbare Abweichung vielleicht 
darin ihre Erklärung finden, daß bis zum Jahre 1867 wesent- 
liche Zerstückelungen der alten Bauer- und Kossätenhöfe noch 
nicht stattgefunden hätten und die damals vorgefundenen Höfe 
dieser Art auch die ursprünglichen gewesen seien. Jedenfalls sei 
eine Abänderung des in der Matrikel von 1815 beurkundeten 
Rechtszustandes nicht anzunehmen. Danach sei der Beklagte dann 
von dem Jahrgelde befreit, wenn er in der streitigen Zeit, für welche 
er das Jahrgeld entrichten sollte, nach der Anschauung des Dorfes 
als Bauerhofsbesitzer zu gelten hätte, das habe der Gemeinde- 
vorsteher bestätigt. Daher erweise sich die Klage und die ein- 
gelegte Berufung als unbegründet.“ Dieses Urteil, welches von 
der dingliehen Natur des Meßkorns ausgeht, läßt insofern eine 
Frage ungelöst, als es nicht die Schlußfeststellung trifft, auf die 
allein die voraufgegangenen Ausführungen hinlenken, ob die Be- 
klagten im Jahre 1908 einen „ursprünglichen“ Bauerhof be- 
sessen haben, sondern ob die Beklagten im Jahre 1908 im Dorfe 
als Bauerhofsbesitzer gelten und nähert sich damit dem Urteil 
des Königlichen Amtsgerichts P., indem es dem augenblicklichen 
Stande der Person Bedeutung beimißt. 

Das Obertribunal endlich führt in dem Erkenntnis vom 28. 
Januar 1856 (Entscheidungen Bd. 32 S. 137, Striethorst Archiv 
Bd. 20 S. 75) bei Erörterung der Frage, ob die Altlutheraner zur 
Zahlung des Meßkorns verpflichtet sind, aus: die Generalkonzes- 
sion vom 23. Juli 1845 enthalte im $ 10 die Bestimmung, daß 
die Altlutheraner der Trennung von den Augsburger Konfessions- 
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verwandten den Zelhint entrichten sollen, die als Meßkorn be- 
zeichnete Abgabe in Roggen und Garben sei aber ihrer Natur 
und ihrem Zweck nach nichts anderes als ein Zehnt im Sinne der 
SS 857, 858, 922 IL 11 ALR., denn sie bestehe in Früchten, welche 
auf der Feldmark erzeugt werden, und sei zur Unterhaltung des 
Pfarrers bestimmt, welcher sie mit dem Küster teile Sie sei 
zwar in einer fortwährend gleichmäßigen Quantität entrichtet und 
angenommen worden. Dies habe aber ın der Natur der Abgabe 
nichts geändert, da nach $S 923, 924, 935 a. a. O. der Zelint auch 
auf ein bestimmtes Quantum fixiert werden könnte. Möge die 
Korn- und Garbenentriehtung nun auch ohne besonderen Namen 
oder möge sie unter dem Namen Meßkorn entrichtet sein, wel- 
ches die Pommersche Kirchenordnung Tit. 6 als eine auf den 
Bauerhöfen ruliende Last anerkenne, so sei weder durch den ge- 
brauchten Namen noch auf eine andere Art die Natur der Ab- 
gabe als Zehnt untergegangen. Die Kläger hätten gleichwenig 
einen andern Ursprung der Abgabe nachgewiesen. Es müßte 
demnach mit dem Richter erster Instanz die Abgabe an Roggen 
und Garben für eine Zehntverpflichtung erachtet und den nach 
S$S 10 der Generalkonzession beibehaltenen Abgaben beigezählt 
werden.“ Diese Ausführungen, die des weiteren durch den Satz 
ergänzt werden, „die Pommersche Kirchenordnung gewähre ım 
Teil 6 dem Meßkorn die Eigenschaft einer Reallast“, lassen die 
ausschlaggebende Frage, warum das Meßkorn seiner rechtlichen 
Natur nach dem Zehnten des ALR. gleichzustellen und inwiefern 
es nach der Pommerschen Kirchenordnung als eine auf den Bauer- 
höfen ruhende Last und zwar als Reallast anzusprechen ist, un- 
gelöst; der Umstand, daß das Meßkorn aus den auf der Feld- 
mark erzeugten Früchten besteht und zum Unterhalt der Kirchen- 
diener bestimmt ist, dürfte hierzu nicht hinreichen. 

In dem Erkenntnis vom 18. Februar 1870 (Striethorst Archiv 
Bd. 76 S. 363) führt das Obertribunal auch selbst aus, daß nicht 
jede nach Ackermaß bestimmte Abrabe, die an Kirchenbeamte 
abzufübren ist, dem Zehnt gleich geachtet werden könne. Auch 
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die Kirchenordnung im 6. Teil über „Visitation auf den Dörfern, 
wie die Pfarren und Kirchengüter sollen verordnet und konser- 
vieret werden,“ S. 97f. besagt nur: „Nach diesem wird (NB. von 
den Visitatoren) beschrieben alles Eigenthum der Pfarre und He- 
bung der Pfarrherren und Küsters an Gelde, an Korn, es sei 
Zehenden-Korn oder das gewöhnliche Meß-Korn. Und soll ein 
Jeder, er sei geringes oder holıen Standes, was er schuldig, ent- 
richten, imnaßen von Alters Herkommens und gewöhnlich ist. 
Würden auch wüste Felder besetzet, so sollen die Bauern, so der 
Herrschaft oder Junkern Pacht davon entrichten, auch das Me&- 
korn oder Zehenden nach eines jeden Orts Gelegenheit den Kir- 
chen-Dienern zu entrichten schuldig sein. Desgleichen sollen die 
Edelleute von den Hufen, so sie von den Bauern nehmen und zu 
ihren Höfen legen, das Meßkorn, wie zuvor von den Bauern ge- 
schehen, zu erstatten sich nicht weigern. und soll ferner in der 
Instruetion, so den Visitatoren zuzustellen, Meldung geschehen, 
wie mit den Kirchspiels-Kindern um Zehenden und Meßkorn zu 
handeln, auch was durch dieselben geschaffet, der Matricul jedes 
Orts, damit es immer für und für beständig bleiben möge, ein- 
verleibet werden. ... Und ob wol Christlich und billig, daß von 
Rittersitzen durchaus Meßkorn sammt anderm Kirchen-Recht, 
gleich andern im Kirchspiel, nach Anzahl der Hufen, zur Ehre 
Gottes und zu Erhaltung des heiligen Christenthunıs für sich, ihre 
Kinder und Gesinde ohne Exception der Befreiung (gleich als 
Wir Fürsten Solches von Unsern Bau-Werken entrichten), ge- 
geben würde; jedoch, dieweil hierin kein allgemeiner durchgehen- 
der Vergleich dießmal hat geschehen mögen, so wollen wir in der 
Visitation jedes Orts nach Billigkeit mit den Parteien Beliebung 
die Verordnung thun lassen, daß sich dessen Niemand mit Fug 
zu beklagen.“ 

Aus diesen Bestimmungen erhellt nicht ohne weiteres, ob 
das Me&korn als Reallast auf den Grundstücken des Meßkorn- 
pflichtigen ruht. Mag der Kennzeichnung des Meßkorns als einer 
Reallast zugestinnmt werden können, so erscheinen doch die wei- 
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teren Ausführungen des Obertribunals angreifbar. Wenn näm- 
lich das Obertribunal davon ausgeht, daß das Meßkorn aus dem 
Zelint hervorgegangen ist, so könnte hierfür angeführt werden, 
daß im festländischen Pommern schon im 17. Jahrhundert der 
Zehnte nicht mehr erhoben wird, sondern allein das Meßkorn !. 
Eine Entwickelung aber, nach der der Zehnte zum Meßkorn ge- 
worden und das Meßkorn an die Stelle des Zehnten getreten ist, 
ist, wie noch des Nüheren auszuführen sein wird, durch geschicht- 
liche Tatsachen nicht zu belegen. Auch bliebe, wenn dieser 
Nachweis erbracht werden könnte, die Prüfung noch vorbehalten, 
ob das Pommersche Zehntrecht, wie das Obertribunal annimmt, 
schlechthin dem kanonischen ? in das ALR. übernommene Zehnt- 
recht gleichgestellt werden kann. Jedenfalls dürfte eine dahin- 
gehende Untersuchung nicht übersehen, daß das Pommersche 
Zelintrecht nicht kanonischen Rechtsquellen, sondern Gebräuchen 
entstammt, die in Pommerscher Heidenzeit erwachsen uud in die 
Christenzeit übernommen sind. Nach dem in Pommern weitver- 
breiteten Triglaffkultus gebührte nämlich diesem Gotte und sei- 
nen Priestern der Zehnte der auf Raub- und Kriegszügen ge- 
wonnenen Beute? und dem Svantovit, der auf Rügen und in 
Pommern bis zu Peene verehrt wurde, „mußte ein iglischer 
Mensche des Jahres einen Schilling geben .... und mußten 
von allerlei Gewechs, Fruchte und Viehe den Zehenden geben, 
desgleichen von allerlei Kauf und von dem Heringfange auch 
den Zehenden‘*. Dieses Einkommen „der abgöttischen Pfaffen “ 
überwies Wartislav I. von Pommern in der 1. Hälfte des 12. Jahr- 


ı In Rügen wurde der Zehnte noch erhoben, cfr. Balthasar Jus eccles. 
pastorale Pars. I pag. 895 Nr. 20. Stypmann, Tractatus de salariis clerico- 
rum Cap. V Nr. 135, Cap. III Nr. 32. 

2 Of. Voigt, Preuß. Kirchen- und Eiherecht Bd. 1 8.582 zu $S57 ALR, 
II 11. Schulte, Katholisches Kirchenrecht $ 100 S. 510. 

3 Wiesener, Geschichte der christlichen Kirche in Pommern zur Wenden 
zeit, S. S.3f. 

+ Thomas Karpzow, Pommeraria, herausgegeben von Georg Gaebel I. Bd. 
S. 146 f. 
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hunderts naclı der Einführung des Christentums durch Otto von 
Bamberg den christlichen Priestern, „auf daß die Kirchendiener 
keine Not lidden*!. „Tempelgut wurde Kirchengut.* Von der 
Ueberweisung dieses heidnischen Zehnten berichtet auch Thomas 
Karpzow, wenn er ausführt: „Wratislav I. trachtete stets dar- 
nach, daß es seiner Zusag noch mochte das Bischoftumb auf- 
richten und so stiften, daß der Bischof ein ehrlich Auskommen 
mochte haben und hat darumb dem Bischof über sein ganze Land 
in Pommern, im Ukerlande, in der Neuen Mark, welche do noch 
pommerisch war bis an Teutz oder Ußza und in der Lütizier 
Lande bis an Gustrow den Zehenden von allen Fruchten geord- 
net und ihnn sunst etliche Landgüter darzu gegeben, auch mit 
senem Bruder Bogislaven in Hinterpommern gehandelt, daß er 
sein Land bis an die Lupafe unter des Bischofs Sprengel geord- 
net und daselbst auch den Zehenden mit Willen der Landschaft 
bescheiden, also daß nun ein Bischof ein stattlich Auskommen 
haben konnte und hat ihm einen ewigen Sitz zu Wollin einge- 
geben“. Kurz nach Wratislav's Tode wurde das von ihm do- 
tierte Bistum, das später von Wollin nach Cammin übertragen 
wurde, im Jahre 1140 vom Papst confirmirt®. Kasimir I be- 
stätigte dem Bischof der Camminer Diözese endgiltig den vollen 
Zehnten‘. Auch wird nicht vereinzelt dastehen, daß der Bischof 
Conrad II. von Cammin am 12. August 1230 der Kirche in Bu- 
cow auf Usedom zur besseren Besoldung des Geistlichen den 
Zehnten aus den Dörfern Gnecow, Crummin, Sanzin und Neberg 
und der Bischof Wilhelm von Cammin am 18. Juni 1249 der 
Pfarrkirche in Cartlow als Einkünfte aus den Dörfern Vanselow, 
Plötz, Völschow und Jagezow den ganzen und aus den Dörfern 
Schmarsow, Konkow und Cartelow den halben Zehnten beilegt®, 


ı Karpzow 2.2.0. 8. 111. 

2 Karpzow a.a.0. S. 125. 

s Karpzow 2.2.0. S. 126 ff. 

4 Wiesener a. a.0. S. 284. 

5 Klempin, Pommersches Urkundenbuch Bd. 1 Nr. 268. 493. S. 214. 287. 
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Der Bischof übertrug hiernach Teile des ihm zustehenden Zehn- 
ten auf die Diözesangeistlichen'. Auch in den Diözesen der drei 
Mecklenburgischen Bistümern, die wegen der zum Bistum Schwe- 
rın zugehörenden neuvorpommerschen Landesteile interessieren, 
wurde in dieser Weise verfahren. 

Eine nähere Erörterung der rechtlichen Natur des Pommer- 
schen Zehntrechts aber dürfte sich hier erübrigen, da, wie bereits 
angedeutet, ein ursprünglicher Zusammenhang des Meßkorns mit 
dem Pommerschen Zehnten insbesondere, und mit dem Zehntrecht 
überhaupt, nach den zugänglich gewordenen Urkunden nicht 
nachweisbar ist. Zehnter und Meßkorn treten vielmehr in ältester 
Zeit selbständig nebeneinander auf. In dem bereits erwähnten 
Erlaß des Bischofs Wilhelm in Cammin vom 18. Juni 1249 näm- 
lich „pfarrt dieser bei der Johanniskirche in Cartelow die Dörfer 
Vanselow, Ploetz, Völschow, Jagezow, Schmarsow, Kruckow und 
Kartelow ein und legt der Pfarrkirche als Einkünfte aus den 
ersten vier Dörfern den ganzen, aus den letzten drei Dörfern den 
halben Zehnten bei sowie drei Hufen in Kartelow, und außerdem 
von jeder Hufe in allen Dörfern noch einen halben Scheffel Ge- 
treide*®. Auch in dem Vertrage, welchen der Bischof von Bran- 
denburg mit den Markgrafen Johann und Otto im Jahre 1238 
über das nördliche den Pommerherzögen entrissene Gebiet schloß, 
wird lediglich festgesetzt, daß die Parochialgeistlichen „de sin- 
gulis mansis parochialibus modius saliginis et neus denarius“* zu 
erhalten haben, ohne Bezugnahme auf irgendwelche bestehenden 
Zehntpflichten. Die Verordnung des Bischofs Hermann in Cam- 
min und Barnim I. aus dem Jahre 1269, ın der das Meßkorn be- 
handelt wird, trifft zwar dem Wortlaute nach Bestimmung über 
die „decima* des Dorfes Doberen, läßt aber seinem Inhalte nach, 
der sich nicht nur mit der jährlichen Bereitstellung 1 Scheffela 


1 Wiesener S. 285. 
2 Wiesener S. 284. 
3 Klempin Bd. 1 S. 387 Nr. 493. 
* Wiesener S. 285. 352 und 69. 
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(ietreide von jeder Hufe nebst Geld, sondern insbesondere auch 
mit der einmaligen Ueberlassung von vier lastenfreien. Hufen an 
den Pfarrer befaßt, keinen Zweifel, daß „decima“ hier im weiteren 
Sinn der kirchlichen Leistung überhaupt gebraucht ist: die Ver- 
ordnung, welehe auch insofern von besonderer Bedeutung ist, als 
nach ihr die Meßkornlieferung bereits damals allgemeiner Landes- 
brauch war, lautet: Hermannus dei gracia Camynensis ecclesie 
episcopus, Barnym eadem gracia dux Slauorum omnibus inperpe- 
tum. Quoniam cum fluxibilitate temporum uniuersa labuntur et 
oblinionis ae erroris sorciuntur argumentum, iustum fore dinos- 
eitur ae consonum racioni, ut facta ecelesiarum, que per princi- 
pes ac viros nobiles in rebus ecelesiasticis ordinantur, merito de- 
beant dietis testium ac priuilegiorum instrumentis firmiter roba- 
rarı. Hinc est quod scire volumus presentes ac futuros, quod de 
prudentum atque fidellum nostrorum consilio de decima vill(e) 
Doberen, que olim ad parrochiam dicte uille dotaliter pertinebat, 
conuenimus in hune modum: plebanus qui pro tempore in eadem 
ecclesia extiterit, quatuor mansos cum omnibus prouentibus suis 
sitos in villa memorata ab omni iugo’ seruitutis et qualibet ex- 
actione liberos et exemptos proprios habere debet suis ac suorum 
successorum usibus perpetuis temporibus profuturos. Insuper 
dietus plebanus de singulis mansis eiusdem ville necnon ville 
Lyneke modium et denarium secundum terre consuetudinem per- 
cipiet et habebit. Dicta eciam villa Lyneke a parrochia requiret 
et accipiet ecclesiastica sacramenta. Ut autem nostra ordinacio 
firmitatem et robur perpetuum soreiatur, presentem paginam 
exinde confectam plebano memorato dari iussimus nostrorum sigil- 
lorum munimine roboratam. Huius ordinacionis testes sunt!. 
Das Meßkorn, welches in dieser Zeit, wie die angeführte 
Urkunde von 1249 zeigt, noch neben dem Zehnt geleistet werden 
mußte, dürft® der Sorge entsprungen sein, die schlecht dotierten 
Pfarrstellen besetzungsfähig zu erhalten, und bot gegenüber 


! Klempin, Bd. 2 S. 226 Nr. 901. 
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dem Zehnten den Vorteil, daß es ohne Rücksicht auf den Aus- 
fall der jährlichen Erzeugnisse immer im gleichen Umfang zu 
entrichten war und daher auch bei wirtschaftlichen Ausfällen 


der Pflichtigen dem Geistlichen ein bestimmtes Einkommen 


sicherte !2#, 


1 Schön, Kirchenrecht Bad. II, 2 S. 565. 

2 Dieses besondere Merkmal der Meßkornlieferung scheint Boehmer 
Jus ecclesiasticum Lib. IIf Tit. V $ CLXVII nicht hinreichend zu würdigen 
in der Ausführung: praestatio frumenti, quod missaticum vocatus, das 
Meßkorn, quod in bonorem et conservationem officii missatici olim a singulis 
parochianis datum fuit, in quorum commodum missae cedere videbantur 
vel quae etiam a parochis fiebant pro uberiore messe a Deo expetenda 
Cf. Balthasar Tracta, tus juris ecclesiastici de libris seu matriculis eccle- 
siastieis pag. 68. Stypmann, Tractatus de salariis clericorum pag. 156 cap. III 
Nr. 32—35. 

Solange nicht diese Beziehung des Meßkorns zur Messe tatsüchlich 
nachgewiesen werden kann, erscheint der Gedanke Balthasars Jus ecclesia- 
sticum pastorale Pars. I S. 895 einleuchtender, daß die Beziehung Meßkorn 
den Gegensatz zum Zehnten hervorheben und betonen soll, daß es sich um 
Getreide handelt, welches nach Metzen oder Scheffeln zugemessen wird. 

3 Daß das Meßkorn der katholischen Kirche unverändert von der evange- 
lischen Kirche übernommen worden ist, erbellt aus des Herzogs Barnim XI. 
Mandat „wider die Veräußerung und Ansichbringung kirchlicher Güter 
u.a.m. Wollin 1540“ (Sehling a. a.0. S. 353): „. . . . schaffen, setzen und 
ordnen auch aus vollkommener guter Wissenschaft hiemit kraft unseres 
Briefes, daß alle bewegliche und unbewegliche Güter, Häuser, Widemen, 
Pfarrhufen, Aecker, Wiesen, Freiheiten, Weide, Hauptsummen, Renten, jähr- 
liche Zinsen und alle anderen Nutzungen und Gerechtigkeiten, so den Pfarr- 
kirchen in den Städten oder auf dem Lande von Alters vereigentümet ge- 
wesen oder die in den reichen oder armen Kirchenkassen durch unsere 
Ordnung und Bewilligung unserer gemeinen Landschaft transferiert und 
verordnet, hinfort ewiglich bei den Pfarrkirchen unverrückt und unverändert 
bleiben sollen“; ferner die „Verordnung des Herzogs Barnim vom Tage 
Egidi (1. September) 1557 (Sehling a. a.O. S. 374): „Demgleichen wollen wir 
auch, daß dem Widemen oder Pfarramt alle alte gebührende Gerechtigkeit 
an Kirchen, Hufen, Wiesen, Zinsen, Fischereien, Holzungen und Befreiung 
der Hütung, Reichung der Opfer, Testament und andere Gaben und christ- 
lichen Mildigkeit nach, unverbrechlich gehalten werden, daß auch diejeni- 
gen, welche die Pfarrhufen haben, davon ihrem Pfarrherrn das Mißkorne 
und Pacht geben, auch die Kozten ihrem Pfarrherrn alle viertel Jahr ein 
jeder einen Groschen oder, wenn sie arm seien, ein jeder einen Sundischen 
Schilling entrichten.“ 
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Hiernach wird der Versuch nicht zu umgehen sein, aus der 
Pommerschen Kirchenordnung und den bei deren Erlaß bestehen- 
den Verhältnissen die rechtliche Natur des Meßkorns selbständig 
zu erklären. 

Die Pommersche Kirchenordnung, welche auf den Landtagen 
zu Jasenitz und Treptow im Jahre 1564 und 1566 zum Abschluß 
gebracht worden ist, entscheidet in den oben bereits wörtlich 
wiedergegebenen Bestimmungen pag. 97, 98 insbesondere zwei 
Fragen, nämlich die Meßkornpflicht zunächst bei Besetzung wü- 
ster Hufen durch Bauern und ferner bei Einziehung von Bauer- 
hufen zum Hof des Adeligen, und zwar in dem Sinn, daß im 
ersten Fall der Bauer, im zweiten der Adelige das Meßkorn zu 
entrichten habe. Hinzuweisen ist auch darauf, daß in der Kir- 
chenordnung zwar die Leistungspflicht der Hufenbesitzer allge- 
mein vorausgesetzt, sogar die der Fürstlichen Landgüter hervor- 
sehoben wird, daß aber die Unterwerfung der Ritterhufen unter 
das Meßkorn nicht erzielt, sondern künftigen besonderen Ver- 
handlungen vorbehalten ist. Diese Fragen über die Behandlung 
der außer Kultur liegenden „wüsten“ Hufen, sowie die der vom 
Adel eingezogenen „gelegten“ Bauernhöfe und die Meßkornpflicht 
des Adels sind bezeichnend für die ländlichen Verhältuisse Pom- 
merns im ausgehenden 16. und beginnenden 17. Jahrhundert. Die 
Leistung des Meßkorns, welches einen nicht unerheblichen Teil 
der Besoldung des Landgeistlichen in Pommern bildete, lag den 
Hufenbesitzern ob, der Umfang der Leistung, nach jedes Orts 
Brauch verschieden, war nach der Größe des Besitzes abgestuft. 
Stypmann! berichtet, daß regelmäßig zwei Scheffel Korn von der 
Landhufe, die Engelbrecht Observatio 85 pag. 483 auf 30 Morgen 
bemißt, gegeben werden. Die Zahlungspflicht der bäuerlichen 
Besitzer nach Maßgabe der von ihnen bebauten Hufen stand außer 
Zweifel?. So ist es auch die einzige der hier in Betracht kom- 


! Stypmann a. a.0. Kap. V Nr. 135. 
2 Klinkowström, Abhandlung $ 15. Stypmann Kap. V Nr. 135 ff. Bal- 
thasar de matr. eccles. pag. 79 ff. 
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menden Bestimmungen der Kirchenordnung, welche später auf 
den Landtagen keine -Ergänzungen und Abänderungen erfuhr, 
nach der „die Bauern, welche urbar gemachte Felder besetzet ! 
und hiervon der Herrschaft oder Junkern Pacht davon entrichten, 
das Meßkorn zu entrichten schuldig sein.* Um die Leistungs- 
pflicht des Adels in jeder Form wurde heftig gestritten. Die 
bäuerliche Bevölkerung Pommerns bestand aus Laßbauern, die 
teils auf Lebenszeit, teils auf Kündigung angesetzt, nur Nutznießer 
des ihnen vom adeligen Grundherrn überlassenen Guts waren, aber 
kein Erbrecht an ıhrem Lande besaßen ?°®; die bäuerlichen Acke- 
reien rechneten zur Wirtschaft des Gutsherrn ® 5. 


I Balthasar, Jus eccles. Pars. I pag. 898, 

% Wehrmann, Geschichte von Pommern Bd. 2 S. 232. 

3 Im Osten und Westen der Provinz herrschten im 16. Jahrhundert 
wesentlich gleiche Verhältnisse, Wehrmann a.a.0. S. 179. 

* Schlesisches Archiv, Koch und Baumeister Bd. III S. 230. 

5 Kennzeichnend sind die Bestimmungen der Fürstlichen Bauer-Ordnung 
vom 16. Mai 1616 (Dähnert, Sammlung gemeiner und besonderer Pommer- 
scher und Rügenscher Landesurkunden Bd. III S. 835) Tit. XI, 12: „Ob auch 
wol in unserm Herzogtum und Landen die Bauern keine Emphyteuta und 
Erbzins- oder Pachtleute, sondern Leibeigene, homines proprii et coloni 
glaebae adscripti sind, und von den Höfen, Aeckern und Wiesen, welche 
ihnen einmal eingetan, nur geringe jährliche Pacht geben; da entgegen 
aber allerhand ungemessene Frohndienste ohne Limitation und Gewißheit 
leisten müssen, auch sie und ihre Söhne nicht mächtig sein, ohne Vorwissen 
der Obrigkeit in Erlassung der Leibeigenschaft von den Höfen und Hufen 
sich wegzubegeben, gleichergestalt auch die Güter, so den Bauern eingetan, 
keine Emphyteutica oder Erbzinsgüter sind, besondern die Hufen, Aecker, 
Wiesen und andere res soli einzig und allein der Herrschaft und Obrig- 
keit jedes Orts gehören, wie denn auch die Bauern und Koloni gar kein 
Dominium, nec directum nec utile, auch keine Erbgerechtigkeit nec ex 
contractu emphytheutico nee libellario nec censuali weder eigentümlich 
noch sonsten daran haben, viel weniger exceptionem perpetuae eoloniae 
und daß sie und ıhre Vorfahren über 50, 60, auch wohl 100 Jahren die 
Höfe bewohnet haben, verwenden dürfen; derowegen dann auch der Bauern 
Söhne ohne Vorwissen der Obrigkeit als ihre Erbherrn, sich anderswo nicht 
niederlassen und domicilium nehmen mögen, wie auch die Bauren, wann 
auch die Obrigkeit die Höfe, Aecker, Wiesen zu sich wieder nehmen oder 
den Bauren auf einen andern Hof versetzen will, ohne alles Widersprechen 
folgen müssen; so bezeugt demnach die Erfahrung, daß öfters Bauern- 
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Die Bauern selbst, zu ungemessenen Hofdiensten verpflichtet, 
und leibeigen, gehörten zum Dienstpersonal des Gutsherrn und 
die ihnen überlassenen Besitzungen vertraten die Stelle des Lohns. 
Die Dorfbevölkerung bestand aus den Vollbauern, Dreiviertel- und 
Halbbauern, Viertelbauern oder Kossaten, den Büdnern und Inst- 
leuten. Der Vollbauer bewirtschaftete eine Landhufe bebauten 
Ackers, dem er mindestens eine halbe Last Winter- und Som- 
mersaat, etliche Scheffel Erbsen und Leinsamen einsäete; da- 
neben besaß er Wiesen und nahm an der gemeinsamen Weide 
teil. 

Ihm nahe mit ?/, oder !/a Besitz stehen die Dreiviertel- und 
Halbbauern. Wer nur einige Morgen Ackers bebaute, regel- 
mäßig auch nicht mit eigenem Spannvieh, hieß Viertelbauer oder 
Kossat. Ohne jede Ackerwirtschaft, nur auf das Verdienst ihrer 
Hände angewiesen, waren die Büdner, denen wegen ihrer geringen 
Leistungsfähigkeit oder ihres Alters von der Herrschaft nur ein 
Haus überwiesen war. Die Instleute schließlich besaßen nicht 
einmal ein Haus, sondern mußten die Gastfreundschaft anderer 
Dorfbewohner in Anspruch nehmen. Alle angesessenen Dorfein- 
wohner, auch Freischulzen, Lehn- und Erbmüller? unterstanden 
der Herrschaft, nur unter Instleuten waren freie?. Dieser bäuer- 
lichen Bevölkerung gegenüber stand der Adel, der in Wahrneh- 
mung seiner Standesrechte mit Sitz und Stimme auf dem Land- 
tag jede Abgabe von sich abzubalten bemüht war‘. 


knechte, so der Leibeigenschaft von uns, unsere Amtleute oder andere ihren 
Erbherrn nicht erlassen sein, mutwillig aus unsere Landen ins Königreich 
Polen, Fürstentum Preußen und andere Oerter laufen, sich daselbst als freie 
Leute niederlassen, unterdes was sie von den Eltern uns andern erblich 
zugeworben haben, heimlich hinwegbringen, also ihren Erbherrn nicht allein 
die Leibeigenschaft, sondern auch den Zehnten entziehen, dadurch Mangel 
an Dienstvolk verursacht wird, wie dann auch bei Absatz und Veränderung 
der Höfe die Bauern nicht weichen wollen.“ 

2 Balthasar, Anm. S. 48 und de hominibus propriis pag. 69 ff. 

% Land- und Bauer-Ordnung vom 23. Mai 1569 zu 15. Dähnert Bd. 3 
S. 817 ff. 

® Balthasar, de hominibus propriis pag. 69 ff, $$ VI—IX. 

* Von größerer Bedeutung wie bei dem kirchlichen Meßkorn war das 
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Auf dem Gebiet der kirchlichen Abgaben unterlag zwar der 


Begehren des Adels nach Abgabenfreiheit von der Landessteuer, die nach 
Maßgabe des Hufenbesitzes erhoben wurde. Der Kampf um die Landes- 
steuer gleicht in vielem dem um die kirchlichen Abgaben. Wegen der 
Landessteuer wurde auf dem Pommerschen Landtage vom 3. Dezember 1550 
verhandelt. Die Stände konnten sich zwar den Erwägungen nicht ver- 
schließen, daß die Ritterhufen, welche der Adel im 12. Jahrlıundert dem 
Fürsten zu Lehn angeboten hatte, mit Lehndiensten belastet waren und, 
seitdem die Landessteuer eingeführt wurde, um die doppelte Belastung zu 
vermeiden, als von jeder Kontribution exemt gegolten hatten. Dieses Vor- 
recht aber war nur auf die Hufen bezogen worden, welche der Adel im 
12. Jahrhundert selbst in Kultur gehabt oder vom Hof aus hatte kultivieren 
lassen. Jetzt aber, da die lLandessteuer immer drückender geworden war, 
während im Vergleich hierzu die Lehndienste gering waren, trachtete der 
Adel danach, seinen Hofacker zu erweitern; er legte die Bauern, bestellte 
den eingezogenen Acker von seinem Hofe und beanspruchte nun die Ab- 
gabenfreiheit für diesen erweiterten Acker. Dem traten die Stände ent- 
gegen (Balthasar, Anmerkungen über Schweders Traktat von Anschlagung 
der Güter S, 36) und gaben ihrer Auffassung auf dem Landtagsabschied 
vom 3. Dezember 1550 dahın Ausdruck: „So wissen Ihro Fürstl. Gnaden 
sich gnädiglich zu berichten, daß von Alters hergebracht, daß die Hufen, 
so die von Ritterschaft zu ihrer Notdurft selbst gebrauchen, von den Land- 
schossen befreit wären“, und ferner: „daß die Hufen, so die Ritterschaft 
zu ihrer Notdurft selbst gebrauchte (i. e. welche sie selbst vom Hofe aus 
in Kultur hätte) von den Landschossen befreit seien, und dagegen die Hufen, 
so zu ihren Rittersitzen belegen und den, noch nicht gebraucht, sondern zu 
Pachtrecht ausgetan würden, hinwiederumb mit Steuern beleget, auch viel 
wüste Höfe wieder- und erbauet und besetzet werden sollten. Derowegen 
es auch diesfalls bei dem alten Herkommen billig bliebe.“ Der Streit war 
hiermit nicht abgetan. Die Erbitterung gegen dies als Unrecht enıpfundene 
Vorrecht des Adels war so groß, daß nach dem Landtagsabschied vom 
30. Januar 1626 sogar „Secundum novum modum auch von den Ritterhufen 
ohne Unterschied, ob dieselben vor vielen oder wenigen Jahren zu dem 
Ackerwerk geleget worden, gesteuert werden sollte“, bis auf den Land- 
tagen vom 3. Dezember 1631 und dem Haupt-Kommissions-Rezeß von 1663 
ım $6 wieder ausgesprochen wurde: „Weil aber die Roßdienste in diesem 
Lande wieder aufzurichten, zu dessen besserer Defension nötig und solche 
von den Ritterhufen erstattet werden müssen, dieselbe dahero duplici onere 
nicht zu gravieren, so bleiben dieselben, von alters gebräuchlich, auch 
billig von andern Landsteuern frei und eximiert* (Balthasar, Anmerkungen 
S. 37 ff). Wiederholte Versuche der Pommernherzöge wie auch der Branden- 
burgischen Kurfürsten, das Steuer-Vorrecht des Adels zu beseitigen, schei- 
terten an dessen Widerstand (Wehrmann, a.a.0. S. 53, 172). 
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Adel. soweit es sich um Beiträge für kirchliche Bauten handelte !, 
wußte aber hinsichtlich der Meßkornabgabe an Pfarrer und Kü- 
ster die Freiheit der Ritterhufen durchzusetzen. Wenn nämlich 
die Kirchenordnung die Regelung der Abgabenpflichtigkeit auch 


ı Cf. Zythische Kirchenmatrikul von 1665: „Sonst ist auch verordnet, 
daß bei der Kirchen- und Wiedemen Arbeit, weil solches ein onus reale 
ist, die Ritterhufen mit in Anschlag gebracht und von denen ebensowohl 
die Bauten pro quota verrichtet werden sollen. Wollte aber die Obrigkeit 
von den Ritterhufen solches selbst nicht tun, würde danächst derselben 
gebühren, denen Untertanen in ihren Diensten so viel Zeit nachzugeben. 
daß sie solches verrichten könnten.“ Entscheidung des Consistorii Greifs- 
wald vom 26. Mai 1723: „In Sachen derer Eingepfarrten zu Derschow an 
einen wider den Kapit. Blixen zu Zastrow am andern Teil, ad acta Pastoris 
et Provisorum der Kirchen zu Derschow, Supplicanten, wider den Kapit. 
Blixen, Supplicaten, in puncto verweigerten Beitrags von seinen Ritterhufen 
zur Reparation derer Pfarr- Zimmer, Küsterei usw. wird nach Erwägung 
derer Akten nunmehr zu Recht erkannt: Daß Beklagter, Capit. v. Blixen, 
auch vom Hofe, und ratione der Ritterhufen zu reparirung der Pfarr- 
zimmer und Küsterei etc. nicht nur ratione futuri zu concurriren, auch 
überall Kirchspielsgerechtigkeit, gleich andern Kirchspielsverwandten 
mit zu tragen, sondern auch ratione praeteriti, was er deshalb restieret, 
wie auch das nach der reparation zu erlegende, von übrigen Eingepfarrten 
aber citra praejudicium aus Liebe für den Prediger und ihren Seelsorger 
vorgeschossene Quantum der reparations- Kosten zu bezahlen und ihnen 
wiederum zu erstatten schuldig sein. Es wäre dann, daß Beklagter die in 
actis vorgegebene lange und von undenklichen Jahren daselbst befindliche 
observance, nach welcher von denen Zastrow’schen Hufen und ratione derer 
Ritterhufen niemalen zur reparation der Pfarre und Pfarrzimmer etc. was 
beigetragen sei, noch sonsten Kirchspiels-Gerechtigkeit getragen worden, 
sondern übrige Eingepfarrte solches übertragen, wie zu rechte beständig, 
erweisen könnte und wollte, so wäre binnen doppelter Rechtsfrist noch 
damit zu hören und dazu zuzulassen und erginge danächst anderweitig, 
was recht ist. Die Unkosten werden aus Bewegnissen compensiret“; das 
in der Sache ergangene Endurteil vom 9. Februar 1724: „In Sachen pp. 
wird erkannt, daß Beklagter dasjenige, so ihm zu beweisen aufgeleget und 
er sich angemaßet, wie rechtens nicht erwiesen, derowegen er nunmehro 
der Urtel vom 26. Mai 1723 schlechthin zu geleben schuldig sei“; Sentenz 
des Tribunals in Wismar vom 23. Oktober 1724, die dieses Urteil bestätigt: 
‚In Sachen pp. in puncto verweigerten Beitrags von den Ritterhufen zur 
reparation der Pfarr- und Küsterzimmer wird visis actis befunden und er- 
kannt: Daß wohl gesprochen, übel appellieret; demnach es bei der Erkennt- 
nis des Consistorii allerdings zu lassen.“ Balthasar Anm. S. 38 ff. 
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der Ritterhufen auf nähere Verordnung bei den Visitationen mit 
der Parteien Beliebung verweist, so wiederholt sie hiermit ledig- 
lich das Ergebnis der Verhandlungen auf dem Landtage zu Stettin 
am Montag nach Lätare 1563, in deren Auszug (bei Dähnert 
Landtagsurkunden, Supplementband 1 S. 453) es heißt: „Wegen 
des Meßkorns von alten Rittersitzen und Herrenhöfen, so ver- 
meinen frei zu sein, soll bei der Visitation Verordnung gesche- 
hen.“ Wie dringend aber der Wunsch nach Belastung auch der 
Ritterhufen mit der Meßkornleistung von der Kirche empfunden 
wurde, erweist die Visitationsverordnung, die im Jahr 1556, also 
einige Jahre vor der Kirchenordnung erlassen, nicht an einen 
bestimmten Ort sich richtet, sondern mehr eine allgemein in der 
Visitation zu publizierende Verordnung gewesen zu sein scheint'; 
sie bestimmt Tom sosten ganz kategorisch: „De kerkherr schal 
alle iar von allen sinen inkommende angelde und korne sin re- 
gister maken, und sonderlich dat miskorne in iederem dorpe na- 
ber bi naber no hoventalle vortekenen, dat miskorne sin de vom 
adel na honventalle glik den andern im caspel schuldich“?. Auch 
die Rechtsgelehrten traten für die Verpflichtung des Adels ein?, 
indem sich Stypmann de solarıis elericorum cap. III Nr. 32 ff. 
hauptsächlich auf die Kirchenordnung pag. 98 bezieht, die aber, 
wie bereits angeführt, keine dahin gehende Bestimmung. trifft, 
und ebenso Balthasar de matriculis ecclesiasticis pag. 79, der sich 
mit Engelbrecht, Observationes Nr. 85 pag. 483 Note 14 auf den 
Landtagsabschied zu Treptow vom 8. März 1608 beruft; dieser 
lautet indes an der in Betracht kommenden Stelle: „Weil wir 
auch wegen des Meßkorns, so von wüstgelesten Hufen nicht alle- 
mal folgen will, Erwähnung getan, haben sie sich untertäniglich 
erboten, das Meßkorn von denen Hufen, davon es von Alters ge- 
geben, wenn dieselben schon wüste gemachet und zu den Ritter- 
hufen geleget, unweigerlich zu entrichten, wann aber die Bauern 


! Sehling, Kirchenordnungen des XVI. Jahrhunderts. Bd. IV S. 310. 
® Sehling, a. a.0. 8. 372. 
® Cfr. auch Boehmer Jus ecclesiasticum protest. pag. 401. 
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die Höfe verlaufen, und die von Adel die dazu belegenen Aecker 
nicht selbst gebrauchen oder unter ihren Pflug nehmen, werden 
sie damit nieht unbillig verschonet, wie es denn auch mit dem 
ausgeradeten neuen Acker, so zu ihren eigenen Vorwerken legen, 
ebenermaßen zu halten. Da aber gleichwohl solcher Acker einem 
andern Bauern ganz oder zum Teil eingetan, soll derselbe das ge- 
wöhnliche Meßkorn pro rata zu geben schuldig sein“ !; dieser Land- 
tagsabschied ist nicht geeignet, die Meßkornpflicht von ursprüng- 
lichen Ritterhufen zu begründen; die in ihm enthaltene Bestim- 
mung, daß wüstgelegte Bauernhufen, welche zu der Ritterhufe 
gelegt worden sind, abgabepflichtig bleiben, legt lediglich die 
Schlußfolgerung nahe, daß die Ritterhufen frei waren ?. 

Auch der Wolgaster Landtagsabschied vom 12. Juni 1665 ?, 
auf den sich Klinkowström, Abhandlung von Kirchenmatrikeln 
5. 192 für die Pflichtigkeit der Ritterhufen bezieht, enthält hier- 
über nichts, sondern lautet: „Zum Vierten, daß von allen und 
jeden, denen zu der Kirchen und Schulen, auch Dero Dienern 
Unterhalt Beitrag zu tun verbunden, insonderheit auch aus den 
Aemtern, dasjenige, so von Alters gegeben, und von den hoch- 
seligen Herzogen zu Pommern vermachet oder verschrieben, rich- 
tig gereichet werde, ist allermaßen christlich und billig, darüber 
denn fest zu halten, und haben die Visitatoren darauf zu sehen, 
daß dieses nicht weniger, als andere Dinge, bei dem Visitations- 
werk in guter Richtigkeit gesetzet werde. Man will der Zuver- 
sıcht leben, daß Ihro Kgl. Majestät, die Königin Christina und 
dero Bedienten aus denen einhabenden Aemtern und Gütern sol- 
ches ohnwiederlich zu reichen, sich werden belieben lassen ; 
deswegen dann die Königliche Regierung ein Reskript an den 
Gouverneur Peter Appelmann ehest abgehen lassen wird; im Wid- 
rigen aber den Kirchen und Schulen zur Erlangung dessen, wozu 


! Dähnert Bd. 2 S. 595. 

%2 Provinzialrecht des Herzogtums Neu-Vorpommern und Rügen 4. Teil 
Seite 239 £. 

? Dähnert Bd. 2 S. 640. 
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sie befugt, hülfbietig erscheinen.“ Hierin ist, abgesehen von den 
Aemtern, lediglich von Hufen die Rede, welche von Alters ab- 
gabepflichtig waren, nicht aber, daß die Ritterhufen unter diese 
zu zählen sind !?, 

Daß der Wunsch auch der Landesfürsten dahin ging. die 
Adlıgen meßkornpflichtig zu sehen, erhellt aus den mitgeteilten 
Landtagsabschieden und dieser Wunsch scheint auch der Anlaß 
gewesen zu sein. daß von den fürstlichen Domänen Meßkorn ent- 
richtet wurde, wie die Kırchen-Ordnung anführt, und insbesondere 
auch aus dem zuletzt wiedergegebenen Wolgaster Landtagsab- 
schied erhellt; die fürstlichen Domänen sollten, für den Adel 
vorbildlich wirken, wie denn auch die Rechtsgelehrten sich be- 
nıühten, aus der Rechtsähnlichkeit der Fälle von der Pflichtigkeit 
der Domänen auf die der Ritterhufen zu schließen °. Allerdings er- 
fuhren diese die Meßkornpflicht der Domänen betreffenden Bestim- 
mungen durch die Rividierte Konstitution, „wie es mit Kirchen- 
Schulden und Priester-Hebungen zu halten sei“ vom 13. De- 
zember 1669 die erhebliche Einschränkung, daß die Meßkorn- 
pflicht der Aemter für jeden Fall aus Matrikeln, Observanzen und 
Stiftungen zu erweisen sei‘. Es ist nicht ohne Grund anzunehmen, 
daß hierdurch der mit dem Adel aufgenommene Kampf als aus- 


I Provinzialrecht für das Herzogtum Neu-Vorpommern und Fürstentum 
Rügen a.a.O. 

?2 Daß der Adel auch ausnahmsweise den Wünschen der Kirche ent- 
gegengekommen ist, beweist der Visitationsrezeß von Gormin aus dem 
Jahre 1623, der bestimmt: „Nachdem auch in dieser überaus teuren Zeit 
die Prediger ohne ersprießliche Zutat ihren Unterhalt fast nicht haben 
können und an vielen Orten unseres Vaterlandes gebräuchlich, daß von 
einer Landhufe 1 Scheffel Meßkorn dem Pastor entrichtet werden. Als 
haben zu Befoderung des Gottesdienstes die Eingepfarrte von Adel sich 
dahin erboten, daß sie allerseits gnädigen Fürstinnen und Frauen sich ın 
Untertänigkeit gern confirmieren und hierfüro dem Pastori von jeder Land- 
hufe 1 Schetfel Meßkorn entrichten wollen.“ Cf. Balthasar de matr. eccles. 
pag. 7I ff. Note 49. 

? Stypmann a.a.0. cap. V Nr. 146 ff. Balthasar, de matr. eccles. pag. 79 ff. 

* Dähnert Bd. 2 S. 654. 


Thümmel, Das Meßkorn in Pommern. 113 


sichtslos aufgegeben wurde und nunmehr die Domänen wesent- 
lich die gleiche Rechtslage gebracht werden sollten wie die Ritter- 
bufen; bezüglich der Staatssteuern war dies bereits auf dem Land- 
tage vom 3. Dezember 1631 erreicht worden, nach dem „die 
Fürstlichen Vorwerke nebst denen Ritterhufen und Aeckern, auch 
der Städte Felder nach altem Herkommen, in keinen Anschlag 
kommen sollten“ !. 

Wie bei den Landesabgaben begnügte sich aber der Adel 
nicht damit, daß er wegen seiner Ritterhufen von der Meßkorn- 
leistung frei war, vielmehr strebte er auch in dieser Hinsicht 
danach, der Lasten ledig zu werden, auch soweit er seinen Ritter- 
sitz über das ursprüngliche Ritterland hinaus erweiterte. 

Hiergegen richtet sich die Kirchenordnung mit der Bestim- 
mung: „Desgleichen sollen die Edelleute von den Hufen, so sie 
von den Bauern nehmen und zu ihren Höfen legen, das Meßkorn, 
wie zuvor von den Bauern geschehen, zu erstatten sich nicht 
weigen“. Diese Frage ist dann noch wiederholt Gegenstand stän- 
diger Erörterung geworden. So wird in dem bereits angeführten 
landtagsabschied zu Treptow vom 8. März 1608°, wie oben er- 
wähnt, im gleichen Sinn festgestellt, daß der Adel von den neu 
gerodeten Acker, den sie zu ihren Vorwerken legen, Meßkorn zu 
geben haben und ebenso von „wüstgelegten Hufen“ d.h. von den 
Hufen, die früher von Bauern bewirtschaftet waren, jetzt aber 
ohne Haus und Hof zu dem Rittersitz gelegt sind. Auch für den 
schwedischen Teil Pommerns verordnete die Revidierte Konstitu- 
tion, wie es mit Kirchen-Schulden und Priester-Hebungen zu 
halten sei, vom 13. Dezember 1669 zu V das Gleiche mit den 
Worten: „Belangend aber Fünftens, das Meßkorn und andere 
Hebungen, welche Priester und Küster von den wüsten Hufen 
prätendieren und fordern, ist einmütig beliebet und geschlossen: 
daß wann der Obrigkeit oder Grundherr den Acker, der jetzo wüste 


! Balthasar, Anmerkungen S. 41. | 
% Dähnert Bd. 2 S. 595. 
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lieget, eine Zeitlang entweder selbst oder durch Pensionarien ge- 
brauchet, derselbe schuldig sein und bei verspürter Verwiederung 
durch schleunige und zulängliche Exekutiv-Mittel angehalten 
werden soll, dem Pastore und Küster das davon gebührende Me&- 
korn bar zu zahlen und zu richten“ !, und ferner zu VII: „Al- 
dieweil auch zum Siebenten, der Kirchen-Ordnung allerdings zu- 
stimmig, daß, wann von wüsten oder andere Hufen neue Acker- 
werke angelegt, alsdann den Predigern und Küstern das davon 
zustehende Me&ßkorn nach dem Maße und Art, wie es die Bauern 
gegeben, nebst den zugebilligten fixis an Pröven und Eiern solle 
gereichet und eingeliefert werden, also hat es dabei, soviel das 
Meßkorn betrifft, sein Verbleiben und soll solches unaufhaltlich 
und ohne einigen Disputat den Pastoren und Küstern tam rationis 
deservitii quam currentis Salarii abgefolget werden ?. 

Aus diesen Verhältnissen und Bestimmungen heraus wird 
unschwer ein Urteil über die rechtliche Natur des Meßkorns 
zu gewinnen sein. Die Rechtsgelehrten des 18. Jahrhunderts 
gelangten ausnahmslos zu dem Ergebnis, daß die Meßkorn- 
pflicht dinglich auf den belasteten Grundstücken ruhte?; ebenso 
teilte das für Neu-Vorpommern und Rügen zur Entscheidung 
kirchlicher Streitigkeiten zuständige Tribunal in Wismar * diese 
Auffassung nach seinem Erkenntnis vom 10. Dezember 1662, 


! Dähnert Bd. 2 S. 652. 

?2 Dühnert a.a.0. Bd.2 8.653. Wiederholt in der Kgl. Resolution wegen 
des Meßkorns der Prediger u.a. M. vom 27. Oktober 1683: V. „Wegen der 
wüsten Bauernhöfe, so zum Ackerwerk geleget, haben sich Pastores mit den 
Verwaltern nach Anleitung der Konstitution von Kirchenschulden und son- 
sten in Güte zu vergleichen.“ Dähnert a.a.0O. S. 670. 

® Engelbrecht, Observationum select. pag. 487 N. 18. Stypmann a.a. O. 
cap. V Nr. 146 ff, zu 4. Balthasar de matric. eccles. pag. 79. Provinzialrecht 
des Herzogtums Neu-Vorpommern und Fürstentums Rügen Teil 1. 2. Ab- 
teilung $ 1462, Teil 4 S. 239. Motive zum revidierten Entwurf des Pro- 
vinzialrechts des Herzogtums Alt-, Vor- und Hinterpommern S. 119. Das 
Provinzialrecht des Herzogtums Alt-, Vor- und Hinterpommern $ 97. 

* Prov. Recht des Herzogtums Neu-Vorpommern und Fürstentums Rügen 
2. Teil S. 22. 
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in dem der Beklagte zur Leistung des Meßkorns verurteilt wird, 
„quia non fructum sed fundorum onus est“!. Diese Rechtsan- 
sicht von der Dinglichkeit der Meßkornleistung, nach der das 
Grundstück haftet, findet insbesondere Bestätigung in dem Land- 
tagsabschiede von Wolgast, den 13. Dezember 1669 ?, in dem es 
heißt: „Da aber die Aecker bis dato ganz wüste, unbegatet und 
ungenossen beliegen blieben, soll der Pastor verbunden sein, zur 
Erlangung der Kürrentien so viel Scheffel Einsaatacker von den 
wüsten Hufen als er Scheffel von Me&korn zu fordern hat, an- 
statt der Bezahlung anzunehmen; Wegen des deserviti aber hat 
jede Obrigkeit mit den Pastoren und Küstern entweder selbst 
oder auch durch Vermittlung der Herrn Visitatoren in Güte oder 
in unverhoffter Entstehung dessen dureh richterlichen Ausspruch 
des Konsistorii sich zu vergleichen, jedoch da hierüber zwischen 
der Obrigkeit und Pfarrherrn bereits einige Verträge und Trans- 
actiones aufgerichtet wären, es dabei allerdings sein Bewenden 
haben. Da aber oberwähnter Maßen die gütliche Handlung nicht 
verfangen sollte, ist der Pastor und Küster ebenmäßig gehalten, 
mit Anweisung soviel Scheffel Einsaatackers als er Scheffel am 
alten Meßkorn zu fordern hat, um den Acker nach Advenant auf 
eine gewisse Zeit nämlich auf so viel Jahre, als er an Meßkorn 
zu fordern hat, dafür zu gebrauchen, sich contentieren und be- 
friedigen zu lassen. Gleichwie aber die Wiesen, so zu den wüsten 
Hufen gehören proportionabiliter zu mäßigem Nutz und Gebrauch 
des Pastoris hierin mit geinkludieret werden, also sollen auelı die- 
jenigen Aecker, so dem Pastori zum Genieß und Soulagement 
seines Deserviti unter die Kultur gegeben werden, von den Con- 
tributionibus und Oneribus, ob sie gleich einigen Pensionariis 
untergeben werden, eximieret sein und solche Onera vom Grund- 


1 Mevius, Jurisdietionis summi tribunalis regii quod est Wismariae 
Pars IX Decisio 105. Ferner Urteil OLG. Köslin I. Senat vom 4. Juni 1847 
und II. Senat vom 10. Januar 1848 i.S. der Pfarre Zettin c/a. von Putkamer 
auf Viartlun in a. Kgl. Konsist. Stettin 31. Zettin Hebungen. 

2 Dähnert a.a.O. Bd. 2 S. 659. 
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herrn abgestattet werden. .... Wann nun auf vorgesetzte Art 
die Pastores die wüsten Felder ratione deserviti entweder vor sich 
oder durch Pensionariis unter die Kultur nehmen, sollen selbige 
zwar schuldig sein, besagten Acker nach Ablauf der verglichenen 
Jahre zu räumen, jedoch das ihnen obgesetzter Maßen zuvörderst 
wegen der zustehenden Melioration gebührende Satisfaktion ge- 
geben und sie ratione Currentium dabenebst annehmlich versichert 
werden.“ Aehnlich bestimmte der Landtagsabschied von Alt- 
Stettin den 18. April 1633': „Belangend sonsten was wegen der 
Pfarrhufen und Mißkorns erinnert worden, in solchen Punkt wollen 
Ihr Fürstl. Gnaden wie hiebevor also auch ferner auf eines oder 
andern Ansuchung recht und billig mäßige Verfügung tun, daß 
jemand mit Fuge sich zu beklagen haben möge. So viel aber die 
Pfarrhufen so bei Bauern vormals gewesen und wüste geworden 
und darauf von den Pastoren unter ihren Pflug genommen, anbe- 
trıfft, davon sollen die Steuern nach als vor durch dıe Pastoren, 
so den Genießbrauch haben, erleget werden; wann aber der Acker 
so viel und hoch nicht tragen kann, daß der Pastor über not- 
dürftige Baukosten beides die Kontribution denn auch seine Ge- 
bühr an Pächten, Mißbkorn, Diensten und deren billigen Wert 
davon erlangen kann, soll solche des Pastoren Gebührnis mit der 
Kontribution nicht beschweret, sondern dem Pastorı unverkürzt 
und unverschmälert gelassen werden und solches nach Anlaß der 
Kirchen-Ordnung, welche will, daß die Salaria pastorum quod 
vicem salari obtinet von allen oneribus exent und frei bleiben 
sollen, damit der Gottesdienst in dieser schweren Zeit durch Un- 
vermögenheit und Dürftigkeit der Seelsorger etlicher Orte nicht 
evanesziere und gar zu Trümmer gehe: solches nun zur Billigkeit 
zu arbitrieren, werden Pastori und Kirchspielverwandte hiermit 
dazu anweisen, auch verordnen, daß der unvermutliche Abgang 
von ganzen Kirchspiel ergänzet und die Prediger sublevieret 
werden sollen, es wäre denn, daß es des Kirchspiels Unvermögen- 


1 Stryck, dissertationum juridicaruın Pars IV Disputatio II de agria 
desertis Caput V pag. 51. 
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heit halber nicht geschehen könne, auf welchen Falls es billig den 
ganzen Distrikte oder Quartiere abgehen müsse; was aber andere 
ganz wüste Bauernhufen, davon die Prediger allein das Mißkorn 
haben anreichet, dero wegen seind vorigen Landtages-Abschiede 
billig zu observieren und den Pastoren desfalls nichtes zu ver- 
statten, wenn aber die Verwüstung in einem Kirchspiel gar zu 
groß, also daß dem Prediger dadurch ein merkliches abgehet, 
und die Patronen entweder nicht des Vermögens, oder Willens 
die Hufen selbst zu exeotieren, oder wieder zu besetzen, auf sol- 
chen Fall ist es vor gut angesehen, daß den Pastoren mit Vor- 
wissen und Willen der Patronen, so viel Ackers und in gewissen 
Oertern, damit nicht successive gantze Hufen ausgehelliget werden 
mögen, gegen Revers oder genügsame Versicherung der restituendo 
ad patronum, sollen eingeräumt werden, da sie denn über notwendige 
Begatungskosten vielberührtes Mißkorn durch Gottes Segen erwer- 
ben, und noch unter und beibehalten werden können.“ Eine gleiche 
Regelung sieht auch die Kurfürstliche Resolution vom 5. März 
1680°, welche „auf der Hinterpommerschen Landstände bei ge- 
haltenem Landtage im Dezember 1679 zu Stargard untertänigst 
übergebenen Erinnerungen in ecclesiasticis“ erging; und im $ 6 
lautet: „Von den wüsten Höfen, welche per calamitatem bellicam 
vel alium casum fortuitum ganz öde und unfruchtbar liegen, sollen 
die Patroni die Hebungen (als Geld, Schinken, Würste, Eier usw.) 
nicht zu entrichten schuldig sein, sondern dem Pastori wird frei- 
gestellt, ob er von sothanen wüsten Lande etwas nach Proportion 
seiner Hebung in Gebrauch nehmen wolle, werden aber solche 
Aecker genutzet, so muß derjenige, welcher denselben gebrauchet, 
obstehende Pröven nebst dem Meßkorn dem Priester entrichten.* 
In diesen Verordnungen offenbart sich in hervorragender Weise 
die rechtliche Natur der Meßkornleistung als einer auf dem pflich- 
tigen Grundstück ruhenden Last, indem dem berechtigten Kirchen- 
diener unter Umgehung jeglicher Person bei Rückständigkeit der 


3 Quickmann, Sammlung derer im Kgl. Preuß. Herzogtum Pommern bis 
Ende 1747 publizierten Edikte. S. 593, 
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Leistung die Befugnis eingeräumt wird, durch eigene Bewirtschaf- 
tung des Landes aus diesem das Meßkorn zu gewinnen. Schon 
in den ältesten oben angeführten Urkunden, in denen das Me&- 
korn erwähnt wird, finden sich diese Hinweise auf die Verhaftung 
des Grundstücks, wie es in dem Erlaß des Bischofs Hermann von 
Cammin aus dem Jahre 1269 sehr bezeichnend heißt: plebanus 
de singulis mansis villae Doberen .... pereipiet!, und in 
dem zwischen dem Bischof von Brandenburg mit dem Markgrafen 
Johann und Otto im Jahre 1238 geschlossenen Vertrage: es 
soll gezahlt werden de singulis mansis parochialibus modius 
saligines . Besonderen Hinweis verdient auch die in der Pom- 
merschen Kirchen-Ordnung aufgestellte, und in dem Landtagsab- 
schied vom 8. März 1608°?, sowie der Revidierten Konstitution 
vom 13. Dezember 1669, („wie es mit Kirchen-Schulden und 
Priester-Hebungen zu halten sei“) wiederkehrende Bestimmung, 
daß die, nach den obigen Darlegungen, von der Meßkornleistung 
grundsätzlich freien Adligen zur Meßkornleistung verpflichtet 
werden, wenn und soweit sie ihren Ritterhufen Bauernhufen zu- 
legen. 

Aus den Bestimmungen der Landtagsabschiede zu Alt-Stettin 
vom 18. Juli 1633 und zu Wolgast vom 13. Dezember 1669 zu 
V ım 2. Teil, sowie der Kurfürstlichen Resolution vom 5. März 
1680, welche von der Einweisung des Geistlichen in die meß- 
kornbelastete „ganz wüste Höfe“ handeln, in Verbindung insbe- 
sondere mit dem Landtagsabschied zu Treptow vom 8. Mai 1608 
und zu Wolgast vom 13. Dezember 1669 zu V im ersten Teil 
und VII, welche die Meßkornpflicht des Adels wegen wüstgelegter 
und eingezogener Hufen bestimmen, erhellt das zweite für die 
rechtliche Kennzeichnung der Meßkornpflicht entscheidende Merk- 


! Klempin, Urkundenbuch Bd. 2 S. 226. 

2 Wiesener, Geschichte der christlichen Kirche in Pommern S. 285 
Anm. 69. 

® Dähnert a.a.0. Bd. 2 S, 595. 

* Dähnert a. a.0. Bd. 2 S. 652. 
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mal. Es tritt hier die eigentümliche Gegensätzlichkeit hervor, mit 
welcher die Verwirklichung des Meßkornrechts in die Wege ge- 
leitet wurde, einerseits gegenüber bäuerlichen Hufen, welche per 
calamitatem bellicam vel alium casum fortuitum dauernd wüste 
ungenutzt lagen und anderseits gegenüber allen übrigen bäuer- 
lichen Hufen, sowohl denen, welche zwar augenblicklich auch 
wüste lagen, aber doch nur vorübergehend wegen Absetzung der 
Bauern wie denen, welche in Kultur waren, sei es, daß sie vom 
adligen Hofe selbst, sei es von angesetzten Bauern bewirtschaftet 
wurden. Unzweifelhaft ruhte auf allen diesen Hufen die Me&- 
kornlast. Bei den dauernd wüst liegenden nämlich wurde, wie 
insbesondere die Kurfürstliche Resolution vom 5. März 1680 aus- 
spricht, eine Person nicht festgestellt, gegen welche als leistungs- 
pflichtig vorzugehen gewesen wäre, insbesondere nicht der Adelige, 
als der Eigentümer; sondern es wurde lediglich die Einweisung 
des Gläubigers in dem Besitz der Hufe behufs eigener Heraus- 
wirtschaftung des Meßkorns für möglich erklärt. Bei den in Kul- 
tur stehenden Hufen dagegen wurde der Adelige und der Bauer, 
mithin diejenige Person, welche den Ertrag aus dem Lande zog, 
für leistungspflichtig erklärt, daß aber die vortibergehend wüst 
gelegte Hufe als der von Adligen gleichgestellt wurde, findet in 
dem Bestreben der Stände und Regierung befriedigende Erläute- 
rung, den Adel insbesondere mit Rücksicht auf die infolge des 
s0jährigen Kriegs eingetretene Entvölkerung und Armut des Lan- 
des davon abzuhalten, die Bauern abzusetzen und tragbares Land 
brach liegen zu lassen. 


! Wehrmann a.a.O. Bd. 2 S. 90. 179. 233. Balthasar Anm. 43. Zur 
Landessteuer wurden diese Hufen ebenfalls herangezogen. Balthasar eod. 
Vergleiche auch Matrikel der Kirche Goerm. vom 1. September 1609: „Von 
den Höfen, so niedergelegt, davon dem Pfarrherrn seine Hebung entzogen 
wird, ist verordnet, daß hinfüro von demselben alles dasjenige, was ihm 
an Meßkorn, Holzgeld, Witteldag, Pröven davon entrichtet, nach wie vor 
30ll gereicht werden.“ Balthasar matr. eccles. pag. 79 ff. Note 53.  Visi- 
tationsabschied der Kirche zu Neuenkirchen unter dem Amt Eldena vom 
9. Oktober 1633: „Ganz verwüstete Höfe und Dörfer wie auch angelegte 
Ackerhöfe belangend, werden sich die Herrschaften derselben zwischen 
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Aus dieser gegensätzlichen Behandlung geht hervor, daß mit 
der dinglichen Haftung der Hufe, für das Meßkorn auch eine 
persönliche Leistungspflicht dessen, der Ertrag aus der Hufe zog 
oder ziehen sollte, verbunden war; es liegt in der Natur der Ver- 
bältnisse, daß bei den „ganz wüsten“ Hufen die dingliche, bei 
den in Kultur befindlichen und diesen gleichgestellten Hufen die 
persönliche Seite der Last sich besonders offenbart. Daß nicht 
der Eigentümer der Hufe, sondern der Nutzungsberechtigte als 
pflichtig angesehen wurde, entspricht der Entwicklung der Meß- 
korns aus dem deutschen Recht, das in der Gewere, dem Nut- 
zungsbesitz, die Grundlage sämtlicher Grundstücksrechte erblickte. 
Die Meßkornpflicht ist hiernach rechtlich, wie auch das Ober- 
Tribunal in dem oben angeführten Erkenntnis vom 28. Januar 
1856 ausgeführt hat, als Reallast zu kennzeichnen, als Belastung 
der bäuerlichen Hufen in der Weise, daß zugunsten kirchlicher 
Beamten das Meßkorn als wiederkehrende Leistung aus den Hufen 
zu entrichten ist?. 

Der Umstand, daß in Pommern die staatliche Steuer nach 
dem Hufenfuß umgelegt® und auch der Umfang der Meßkorn- 
leistung nach dem Umfang des Besitzes an Bauerhufen bestimmt 
wurde, legt zwar die Annahme nahe, daß auch das Meßkorn wie 
jene Steuer nur eine persönliche Leistung sei. Auch kann nicht 
in Abrede gestellt werden, daß zu der Zeit, als die Adligen ihrem 
Rittersitz bäuerliche Hufen noch nicht zugelegt hatten, die bäuer- 


dies und Weihnachten des Nachstands halber mit des verstorbenen Pastors 
Erben, wie auch folgendes, welcher Gestalt das Ordinarıum von den Hufen 
abzustatten, mit den künftigen Pastören innen 6 Wochen a. tempore con- 
firmationis dieses Bescheides in Güte entweder vergleichen oder aber das 
auf jetzt geregelte untertäniges ansuchen und vorher gehende Liquidation 
unsers H. Fürsten und Herrn dieselben sich die Hufen und Aecker pro rata 
draus bezahlet zu machen, anweist und dabei Schutzes gewärtig sein.“ 
Stypmann, Tractatus de salariis clericorum. pag. 363. 

t Albrecht, Gewere als Grundlage des älteren deutschen Sachenrechts. 
Stobbe, Deutsches Privatrecht Bd. 2 S. 222. 

8 BGB. $ 1105. Leske, BGB. und ALR, 1. Hälfte $ 182 S. 485 ff. 

3 Dähnert a.a.O. Bd.1 S. 486. 
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lichen Besitzer allein meßkornpflichtig waren, daß mithin die 
Meßkornleistung sich damals tatsächlich wie eine Umlage von den 
bäuerlichen Besitzern ausnahm; der Vollbauer, als Besitzer der 
ganzen Landhufe leistete das volle, der Halbbauer, als Besitzer 
der halben Landhufe, das halbe, der Kossät als Besitzer der viertel 
Landhufe das viertel Maß Meß&korn und der Büdner und Inlieger, 
da sie kein Land besaßen, nichts. Mangels geeigneter Beweise muß 
es dahingestellt bleiben, ob das Meßkorn in ältester Zeit als per- 
sönliche Steuer von den bäuerlichen Besitzern erhoben worden 
ist, jedenfalls würde aber zur Erklärung der im 17. und 18. Jahr- 
hundert hervortretenden Erscheinungen von der Meßkornverpflich- 
tung des Adels infolge des Besitzes früherer Bauernhufen und 
von der Einweisung des meßkornberechtigten Kirchendieners in 
den Genuß der Bauerhufe behufs eigener Herauswirtschaftung des 
Meßkorns zum mindesten davon auszugehen sein, daB die anfangs 
persönliche Verpflichtung entsprechend dem deutschrechtlichen 
Zug zur Radizierung der Lasten auf dem Grundbesitz zur ding- 
lichen geworden ist!. 

Verfehlt wäre hiernach, die Verhältnisse ältester Zeit etwa 
in der Weise auf die heutigen Verhältnisse zu übertragen, daß, 
wıe damals der Vollbauer das volle, der Halbbauer das halbe, der 
Kossät das viertel Maß Meßkorn zu leisten hatte, auch heute die 
bäuerliche Bevölkerung entsprechend zur Meßkornleistung heran- 
zuziehen wäre, eine Auffassung, die das im Eingang angeführte 
Königliche Landgericht in K. zu vertreten scheint; es würde da- 
durch der durch die Untersuchung gewonnene Boden verlassen, 
daß nach der geschichtlichen Entwicklung nicht vom Bauern als 
solchen das Meßkorn erhoben wurde, sondern von dem Bauern 
mit Rücksicht auf die von ihm wirtschaftlich genutzte Hufe. Da- 
bei sind auch, wie insbesondere der Tatbestand des zuerst mit- 
geteilten amtsgerichtlichen Erkenntnisses lehrt, die landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse andere geworden; die Büdner, welche im 18. 


ı Dove im Allg. Kirchenblatt 19. Jahrgang 1870. S. 545. 
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Jahrhundert kein Land besaßen, haben infolge Ablösung ıhrer 
Rechte an der Gemeindeweide Aecker erworben!. Bis zum 18. 
Jahrhundert wurde nicht annähernd wie heutzutage der kultur- 
fähige Boden ausgenutzt; erst infolge Gemeinheitsteilungen ist 
durch Zusammenlegung von Wegen und Plätzen, bebautes Land 
entstanden, das in die Hände Alteingesessener sowie auch neuer 
Ansiedler übergegangen ist, und erst spät wurde Oedland, Moor 
und Bruch, die früher als tragfähıge Hufe überhaupt nicht in 
Betracht kamen und infolgedessen nie für meßkornpflichtig galten, 
in Kultur genommen. Durch Aufteilung größerer Höfe, durch 
Erbgang und Ankäufe sind in neuerer Zeit Bauer-, Halbbauer- 
und Kossätenhöfe entstanden, die wenig oder gar keinen Acker 
von den ursprünglichen Bauer-, Halbbauer- und Kossätenhöfen 
umfassen. Es widerspricht dem Begriff der Meß&ßkornleistung. 
die sich im 17. Jahrhundert, wie oben dargetan, als eine auf den 
damaligen bäuerlichen Hufen haftende Last entwickelt hatte, diese 
Leistung von Bauern zu verlangen, die nicht nachweislich solche 
belasteten Hufen besitzen. Der Meßkornbegehrende muß jeweils 
den Beweis führen, daß der Inanspruchgenommene eine Hufe be- 
sitzt, von der seit alters Meßkorn zu liefern war, worüber Kiır- 
chenmatrikeln und Gemeinheitsteilungsrezesse unschwer Auskunft 
geben werden. 

Ohne weiteres ergibt sich aus diesen Erwägungen auch die 
Folge, daß der Meßkornberechtigte das Meßkorn nicht nur von 
Bauern, Halbbauern und Kossäten im Besitz alter Hufen zu for- 
dern hat, sondern auch von Büdnern und Inliegern, und zwar in- 
soweit, als sie im Besitze ursprünglicher bäuerlicher Hufen sind. 
Es wäre verfehlt, auf das Meßkorn die Grundsätze anzuwenden. 
welche für das dem Dorfschmied von den bäuerlichen Besitzern 
zu entrichtende Schärfgetreide galten, nach denen die von bäuer- 
lichen Besitzern an Freie veräußerten Parzellen Schärfgetreide 
nicht zu leisten brauchten. Die Bedeutung des Schärfgetreides 


! y. Möller, Landgemeinde und Gutsherrschaften $ 67 II S. 180. 
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it zwar der des Meßkorns insofern gleich, als auch das Schärf- 
getreide von der Ausdehnung des Ackers, von der Hufe zu ent- 
richten war und daher der Verkäufer nach der Veräußerung 
von Parzellen weniger zu leisten hatte, und ferner insofern, als 
beide den Charakter der Belohnung für zu leistende Arbeit tragen, 
sie sind aber insofern grundverschieden, als die Schärfkornpflicht 
nicht wie beim Meßkorn auf Observanz von allgemeiner Geltung, 
sondern auf den Vertrag zurückzuführen war, den der Adlige zu- 
gleich namens seiner leibeigenen Bauern einst mit dem zum Dorf 
anziehenden Schmied, geschlossen hatte, und bei der Auslegung 
dieses Vertrags trug man, wenn auch das Schärfkorn als Real- 
last angesehen wurde, dem Abhängigkeitsverhältnis der Bauern 
vom Gutsherrn so weit Rechnung, daß die Besitzer, welche in 
keiner Beziehung zu dem vertragschließenden Gutsherrn standen, 
sondern frei und unabhängig waren, durch den Gutsherrn als in 
solcher Art nicht verpflichtet galten’; auch ist nicht unwesent- 
lich, daß der vom Adligen eingesetzte Schmied kraft seiner Be- 
rufung nur für den Gutsherrn und dessen Bauern tätig war und 
daß seine mit dem Schärfkorn belohnte Arbeit mit der Verklei- 
nerung des Ackers des Gutsherrn und der Bauern entsprechend 
sich verringerte. Das Meßkorn beruhte auf altem Provinzialrecht 
und dient zur Besoldung des für Bauer und Freien in gleicher 
Weise gesetzten Kirchendieners. 

Aus der hiernach gewonnenen Charakterisierung der Meß- 
kornpflicht, als einer auf den ursprünglichen bäuerlichen Hufen 
ruhenden Reallast des öffentlichen Rechts ?, ergibt sich die Ent- 
scheidung der zum Ausgang der Erörterung gestellten Frage 
nach dem Schicksal des Meßkorns bei Zerstückelung von Bauern- 
gütern dahin, daß, falls und insoweit das Bauerngut den ursprüng- 
lichen Bauerngütern zugehört, jeder Teilstückbesitzer mit Rück- 


1 Schlesisches Archiv Koch und Baumeister Bd. III 8. 230, 273; ins- 
besondere auch Urteil des OLG. Breslau vom 6. Juli 1830. 
% Entsch. Ober-Tribunals Bd. 28 S. 408 Nr. 53. 
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sicht auf den Besitz des Teilstücks anteilig zur Meßkornleistung 
verpflichtet ist!. 

Eine zweite ebenfalls aus dem rechtlichen Begriff des Meß- 
korns zu lösende Frage erwächst bei der fortschreitenden Ent- 
wicklung der ländlichen Verhältnisse und der dadurch veranlaßten 
organisatorischen Veränderungen in der Abgrenzung der Pfarr- 
bezirke, nämlich die Frage, ob bei der Umpfarrung meßkorm- 
pflichtiger bäuerlicher Besitzer das Recht auf Meßkornleistung der 
alten Pfarre und Küsterei verbleibt, denen die Auspfarrung wider- 
fährt, oder ob die neue Pfarre und Küsterei, denen die bäuerlichen 
Besitzer zugepfarrt werden, meßkornberechtigt werden. Während 
jene Erörterungen über das Schicksal des Meikorns bei der Auf- 
teilung bäuerlicher Besitzungen in erster Linie die Verpflichtung 
zur Meßkornleistung rechtlich festzustellen versuchten, wird hier 
vorzüglich die Berechtigung zum Meßkorn zu beleuchten sein. 
Da sowohl der Pfarrer wie auch der Küster in Pommern als- 
meßkornberechtigt gelten, tritt diese Frage nicht bloß bei Um- 
pfarrungen in einen andern Pfarrbezirk, sondern regelmäßig auch 
bei Umpfarrungen in eine andere Kirchengemeinde, die einen 
eigenen Küster erhält, hervor. 

Bei Beantwortung dieser Frage ist zunächst davon auszu- 
gehen, daß das Meßkorn, wie oben bereits angedeutet, wesentlich 
eine Vergütung für kirchliche Bedienung darstellt *, und daß es 
als Abgabe von Früchten entstanden ist, welche aus der zum 
Pfarrbezirk gehörenden Feldmark erzeugt werden; hierbei bleibt 
zu berücksichtigen, daß erst die Territorialveränderungen und die 


ı Der Umstand, daß das Meßkorn schon im 13. Jahrhundert als Landes- 
observanz nachgewiesen werden kann (Verordnung des Bischofs Hermann 
von Cammin von 1269 bei Klempin a.a.0. Bd. 2 S.226) und die Gleichheit 
der Auffassung, die wie oben dargetan, in den Landtagsabschieden der 
Herzöge von Vor- und Hinterpommern und den der Kgl. Schwedischen Re- 
gierung für Neu-Vorpommern und Rügen hervorgeht, rechtfertigen es, da- 
von auszugehen, daß sich das Meßkorn für ganz Pommern einheitlich ent- 
wickelt hat, 

2 Goßner, Kirchenrecht S. 210. 
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Freizügigkeit des 19. Jahrhunderts in Pommern den bis dahin 
ungemischten konfessionellen Bestand der bürgerlichen Gemeinden 
beseitigen! und daß daher bis dahin in der Parochie regelmäßig 
jeder Besitzer bäuerlicher Hufen Meßkorn an den Parochial- 
Pfarrer und Küster leistete. Die Meßkornpflicht hat ihren ÜUr- 
sprung in dem Parochialverbande *. Durch diese besondere enge 
Verknüpfung des Meßkorns mit der ursprünglich für den Besitzer 
der meßkornpflichtigen bäuerlichen Hufe zuständigen Pfarre und 
Küsterei aber verliert die auf der Hufe ruhende dingliche Last 
jede abstrakte Bedeutung ?, sondern bezieht sich eben ganz kon- 
kret auf die alte Pfarre und Küsterei. Die Verhaftung des Grund- 
besitzes entsprach dem Bedürfnis des 13. bis 18. Jahrhunderts, 
in denen sich die Leistungsfähigkeit der rein ackerbauenden länd- 
lichen Bevölkerung ausschließlich nach dem Grundbesitz bestimmte ‘. 

Ferner kommt hinzu, daß die Meßkornpflicht des Besitzers 
bäuerlicher Hufen im einzelnen Fall nicht zurückzuführen ist auf 
eine in der Provinz geltenden Observanz, sondern auf den lokalen 
Brauch in seiner Parochie. Durch provinzielles Herkommen ist 
lediglich festgestellt, daß, wo in Pommern Meßkorn von Besitzern 
bäuerlicher Hufen erhoben wird, die Meßkornpflicht Reallast ist, 
durch provinzielles Herkommen aber ist nicht festgestellt, in 
welchen Parochien Meßkorn von den bäuerlichen Hufen er- 
hoben wird, und falls es erhoben wird, in welcher Menge es 
von jeder Landhufe und zu welchem Termin es zu leisten 
ist. Die Lösung dieser Fragen, mithin die Ausbildung des Me&- 
kornrechts im einzelnen, ist dem örtlichen Recht jeder Paro- 
chie vorbehalten und auch verschieden gestaltet?. Berult aber 


ı Dove im Allg. Kirchenblatt 1870 S. 546. 

2 Vgl. Striethorst, Archiv Bd. 67 S. 18, Bd. 83 S. 132. Bolze, Praxis 
Bd. 15 S. 355. 

® Striethorst, Archiv Bd. 89 S. 240. 

* Dove a. 2.0. S. 545. 

5 Stypmann a. a. 0. pag. 156 Nr. 32 pag. 135. Balthasar de matr. eccles. 
pag. 79, Mevius a. a. O. Pars IX Dec. 107 n. 2 8$ 1467—1470 Prov. Rechts 
für Neu-Vorpommern und Rügen. $ 100 für Vor- und Hinterpommern. 


126 Abhandlungen. 


die Meßkornpflicht, die sich wie oben dargetan, trotz ihres ding- 
lichen Charakters ihrem Wesen nach durchaus konkret auf die 
ursprüngliche Pfarre und Küsterei bezieht, auf lokalem Her- 
kommen, so kann füglich von einem Uebergang des Meßkorn- 
rechts von der alten auf die neue Pfarre und Küsterei infolge 
der Umpfarrungsverfügung von Verwaltungsbehörden nicht die 
Rede sein; dieser Rechtsübergang, der sich von selbst vollziehen 
müßte, würde sachlich dem Begriff eines in der alten Parochie 
erwachsenen ununterbrochenen Herkommens widersprechen. Da 
die neue Parochie, in deren Bezirk die meßkornpfliehtigen bäuer- 
lichen Hufen eingepfarrt sind, eine selbständige juristische Per- 
sönlichkeit besitzt, könnte, wenn zugunsten ihrer Pfarre oder Küste- 
rei Meßkornrecht gegen die neu eingepfarrten Besitzer jener bäuer- 
lichen Hufen geltend gemacht wird, nur in Betracht kommen, ob 
sie dieses llecht auf ein in ihrem Bezirk entstandenes eigenes 
Herkommen gründen könnte. Das Herkommen in der alten Par- 
ochie ist kein Herkommen der neuen Parochie. Die juristische 
Selbständigkeit der Parochien verhindert, daß die Rechte der einen 
ohne weiteres auf die anderen übergehen können!. Das Meßkorn- 
recht ist ein fester Teil des Vermögens der kirchlichen Stelle 
und Gemeinde und unter denselben rechtlichen Gesichtspunkten zu 
beurteilen, wie das Stellen- und Gemeindevermögen im allgemeinen. 
Die dingliche Grundlage, aus der die persönliche Meßkornpflicht 
erwächst, sichert auch bei Umpfarrungen der alten Pfarre und 
Küsterei ihr Recht *. Demgegenüber steht außer Zweifel, daß die 
Fortentrichtung des Meßkorns an die alte Parochie nach der Um- 
pfarrung je länger desto mehr von den Verpflichteten schwer 
empfunden werden muß, und es werden daher die an den Um- 
pfarrungsverhandlungen beteiligten Behörden ihr besonderes Augen- 
merk darauf zu richten haben, durch Vermittelung zweckmäßiger 
Vereinbarungen !, die entsprechenden Härten zu beseitigen. 


1 Striethorst Archiv Bd. 90 S. 116, Bd. 89 S. 231. 

2 Urteil des Kgl. Oberlandesgerichts Stettin vom 11. Dezember 1909 ın 
Sachen der Gesamtparochie Naseband c/a Gräfin Kleist, Schmenzin I U. 
248/08. ® Goßner a.a.0. S. 210. 
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Im allgemeinen aber sollten die Pommerschen Kirchenge- 
meinden in ausgedehnterem Maße, wie bisher Wert auf die Be- 
seitigung des Meßkorns im Wege der durch die Königl. General- 
Kommission herbeizuführenden Ablösung legen. Bei den wirt- 
schaftlichen Veränderungen in heutiger Zeit, dem Wechsel im 
Grundstücksbesitz, der gesteigerten Bedeutung des Kapitalbesitzes 
und des beweglichen Guts wird es regelmäßig als Unrecht emp- 
funden, wenn kirchliche Abgaben allein auf das Einkommen aus 
dem Grundbesitz angewiesen und nur von grundbesitzenden Ge- 
meindemitgliedern getragen werden sollen. 
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II. Miszellen. 


Mitgeteilt von 


cand. jur. B. Lembke in Stettin. 


Auf dem Vorsatzblatt eines Exemplars des Corp. iur. can. 
in der Stett. Stadtbücherei, Coloniae Munatianae 1662 fand ich 
in der schwer lesbaren Schnörkelhandschrift damaliger Zeit eine 
kurze Einführung in das kanonische ltecht. Aus dem sonst nicht 
bemerkenswerten Inhalt dürften die folgenden Verse als unbekannte 
Variation des Schulhexameters iudex, iudicium etc. von einigen 
Interesse sein. Die fragliche Stelle lautet: 

— — — Summa horum [id est: deeretalium] quinque libro- 
rum hoc unico versiculo exhibetur, cuius singula verba singulos 
libros respiciunt: Iudex, Judicium, Clerus, Sponsalia, erimen. Sin- 
gulorum horum verborum ac lıbrorum summulae iterum peculiari- 
bus continent hisce versiculis: 

Purs prior officia ereat, Ecclesiae ministros 
Altera dat testes et caetera judiciorum 
Tertia de rebus et vita Presbyterorum 
Nubendi formam dat sponsis quarta decentenı 
Ultima de vitiis et poenis tractat eorum. 

Vel ıta: 
Primus Praelatos et eorum scribit honores 
Alter judieium, lites, examina juris 
Tertius Ecclesiae res et quae eongrua Clero 
Jura thori quartus dat conjugiique tenores 
Quintus delictum, poenas et pondera vocum. — 
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III. Literaturübersicht. 


Der deutsche Literaturbericht von Herrn Univ.-Professor 
Dr. Ruck beginnt im nächsten Heft. 


Die Redaktion. 


Uebersicht der englischen Literatur. 
Mitgeteilt von 


Universitätsprofessor Dr. A. Galante (Innsbruck). 


I. Enzyklopädien. Wörterbücher. Nachschlagewerke. 


The Catholie Enciclopaedia, Bd. XV. London (Baxton Press) 1912. 
— Mit diesem Band ist die große illustrierte katholische Enzyklopä- 
die, welche in der Anlage etwa dem deutschen „Kirchenlexikon® ent- 
spricht, vollendet. ' 

A Dictionary of English Church History, edited by S.L. Ollard 
andGordon Crosse. London (Mowbray) 1912. 

The Prayer-Book Dictionary edited by G. Harford and M. 
Stevenson. London (Pittmann) 1912. Zwei ausgezeichnete, kurz- 
gefaßte Nachschlagewerke, mit Literaturangaben, welche auch für Ju- 
risten viel nützliches Material enthalten. 

Encyclopaedia of Religion and Ethics, edited by J. Hastings. 
Fünfter Band. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 1. 1) 
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ll. Allgemeine Kirchenverfassung. 


P. E. Warren, The Liturgy and Ritual of the ante-nicene 
Church, 2. A. TLondon (Society for promoting Christian Knowledge) 
1912. 

H. M. Gwatkin, Early Church History to A. D. 313, 2 Bde. 
London (Macmillan) 1912. 

Sir Henry Howorth, S. Gregory the Great. London (Mur- 
roy) 1912. 

C. H. Turner, Studies in early Cburch History. Oxford (Cla- 
rendon Press) 1913. 

D. S. Bouthflower, The Life of Ceolfrid Abbot of the Mo- 
nostery of Wearmouth and Jarrow by an unknown author of the VIII 
Century, translated and edited with introduction and notes. Sunder- 
land (Hills 2 C.) 1912. 

J. B. Carter, The religious Life of ancient Rome; a Study in 
the Developement of religious Consciousness from the Foundation of 
the City until the Death of Gregory the Great. London (Constable) 
1912. 

R. W. Whateley, Apostolical Succession considered or the 
Constitution of a Christian Church its Powers and Ministry. London 
(Longmans) 1912. 

A. Ogle, The Canon Law in Medieval England. An Examina- 
tion of William Lyndwoods „Provinciale“*, in Reply to the late Prof. 
F. W. Maitland. London (Murray) 1912. — Die Frage der Geltung 
des allgemeinen kanonischen Rechtes in England während des Mittel- 
alters wurde vom verstorbenen Prof. F. W. Maitland (Cambridge) in 
seiner bekannten Arbeit Aoman Canon Law in England, Cambridge 
1901 mit großer historischer und juristischer Gelehrsamkeit gründlich 
behandelt. Maitland behauptete, daß das römische Kirchenrecht in 
England, wie in den anderen katholischen Ländern geltendes Recht 
war. Die entgegengesetzte traditionelle Ansicht, enthalten in dem 
parlamentarischen Bericht über die kirchliche Jurisdiktion in England 
(1853), welche von Prof. Stubbs, Bischof von Oxford, verfaßt war, er- 
schien somit endgültig widerlegt und Maitlands Ansicht wurde all- 
gemein angenommen und mit neuen Beweisen unterstützt (vgl. G a- 
lante, Lefficacia del diritto canonico in Inghilterra, in „Scritti in 
onore di F. Ciccaglione“. Catania 1907). 

Maitlands Schlußfolgerungen richteten sich indirekt gegen die 
Theorie der sog. Kontinuität der anglikanischen Staatskirche, nach 
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welcher diese keine Neuschöpfung der Reformation, sondern nur die- 
selbe „Ecclesia anglicana* des Mittelalters gewesen wäre. Diese sehr 
strittige Theorie, welche von der hochkirchlichen Partei der englischen 
Staatskirche besonders vertreten wird, hat eine große Bedeutung für 
den politischen Kampf betreffend die Trennung von Staat und Kirche 
in Wales und für das Schicksal des Vermögens der anglikanischen 
Staatskirche im allgemeinen. Mr. Ogle hat nunmehr den Versuch 
unternommen, Maitlands Ansichten zu widerlegen und seine Arbeit 
steht, wie im Kap. I ausdrücklich gesagt wird, mit dem gegenwärti- 
gen politischen Kampf über das Trennungsgesetz in Wales, im Zusam- 
menhang, und trägt offenkundig ein polemisches Gepräge. 

Was Ogles Argumente anbetrifft, so sind dieselben m. E. keines- 
wegs überzeugend. Die von ihm angeführten Beschränkungen der 
Geltung des allgemeinen kanonischen Rechtes inbezug auf die legiti- 
matio per subsequens matrimonium, auf das privilegium fori und auf 
die Jurisdiktion über das Patronatsrecht, werden in England vom 
Staat und nicht von der Kirche bestimmt. Ogles Interpretierung von 
Lyndwoods „Provinciale“, in welchem die päpstliche Autorität voll- 
ständig anerkannt wird, kann in keiner Weise Maitlands Ausführungen 
entkräften. Der Versuch, zu beweisen, daß Stubbs nur die „Geltung“ 
und nicht die „Autorität“ des kanonischen Rechtes in England ge- 
leugnet hätte, ist eigentlich nur eine Abschwächung von Ogles Stel- 
lungnahme und für das Wesen der Frage irrelevant. Außerdem ist 
der polemische, hie und da bittere Ton der Ausführungen gegen den 
verstorbenen Maitland in keiner Weise der ruhigen Unparteilichkeit 
einer wissenschaftlichen Abhandlung angepaßt. Es sei nebenbei be- 
merkt, daß Bischof Stubbs, kurz vor seinem Tode, die Richtigkeit 
von Maitlands Ansicht anerkannt hatte (vgl. darüber Carter, History 
of English Legal Institutions, 2. A. S. 232. Anmerkung). 

T. A. Gasquet, England under the old Religion and other 
Essays. London (Bell) 1912. 

S.H. Gem. An Anglo-saxon Abbot, Aelfric of Eynsham. London 
(T. Black) 1912. 

A. J. Carlyle, The Influence of Christianity upon social and 
political Ideas. London (Mowbroy) 1912. — Eine gemeinverständliche, 
scharfsinnige und formvollendete kurze Darstellung der Hauptergeb- 
nisse des großen Werkes desselben Verfassers über die „Politischen 
Theorien des Mittelalters“. 

J. S. Banks, The Developement of Doctrine in the early 
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Church. Idem: The Developement from the early Middle Ages to the 
Reformation. London (Kally) 1912. 

D. R. Phillips, The romantic History of the monastic Libraries 
of Wales from the V. to the XVI. Century. Swansea 1912. 


III. Anglikanische Staatskirche. 


(Kirchenverfassung. Kirchenrecht. Lokalgeschichte, 
Biographien.) 


C. S. Carter, The English Church and the Reformation. Lon- 
don (Longmans) 1912. 

H. L. Clarke, Studies in English Reformation (The Moorhouse 
Lectures). London 1912. 

J. Percival (Bischof von Hereford), The Church and the Nation. 
London (Macmillon) 1912. 

D. Watson, Social Problems and the Church Duties. London 
(Black) 1912. 

J. H. Greig, The Church and Nonconformity. London (Ornold) 
1912. 

W. Cunningham, Efficiency in the Church of England. Lon- 
don (Marnoy) 1912. 

S. H. Brooker, The Church of to-morrow. London (Lindesy 
Press) 1912. 

R. F. Cutting, The Church and Society. London (Macmillon) 
1912. 

Mrs. Creighton, Missions: theyr Rise and Developement, 
in der Sammlung „Home University Library“. London (Williams a 
Norgate) 1912. 

Bishop A.G. Edwards, Landmarks in the History of the 
Welsh Church. London 1912. — Eine Verteidigung der anglikani- 
schen Staatskirche und ihrer Wirkung in Wales. 

J,ondon Church Handbook. A Compendium of Informations upon 
Church affairs in the Diocese of London. London (Pitman) 1912. 

J. Ede Hirsch-Davies, A popular History of the Church 
in Wales. London (Pittman) 1912. 

E. T. Green, The XXXIX Articles and the Age of Reforma- 
tion. London (Gardner) 1912, 2. A. 

W. R. Juge, The Church and the Age. London (Longmanns) 
1912. 
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The Churchmans missionary Atlas. (Society for promoting Chri- 
stian knowledge) 3. A. 1912. 

H. A. Wilson, Episcopacy and Unity. London (Longmanns) 
1912, 


H. Miller, A Guide to Ecclesiastical Law, for Churchwardens 
and Parishioners. London (J. Thyune) 1912, 10. A. — Ein praktisches 
kleines Handbuch für die Verwaltung der Kirchen, welches viel ju- 
ristisches Material und Angaben über die neueste Gesetzgebung und 
Rechtsprechung enthält. 

T. C. Worsfold, The Law of Repairs and Dilapidations. Lon- 
don (Pittman) 1912. 

J.M. M. Bardsley, The Church of England and her Endow- 
ments. Six Sermons. London (Sheffington) 1912. 

The Disestablishment and Disendowment of the Church of Eng- 
land in Wales. London (Central Compaign Committee) 1912. — Enthält 
die Gesetzvorlage für die Trennung von Staat und Kirche in Wales 
mit Anmerkungen und Beilagen. 

P. W. Wilson, Welsh Disestablishment. London (Hodder) 1912. 

S.A. Warner, Concerning religious Education. London (Hea- 
ley) 1912. 

W. B. Patterson, Modern Church Brotherhoods. London (Re- 
vell) 1912. 

T.B. Chilcott, The Law relating to the administration of 
Charities.. London (Stevens and Sons) 1912. 

Lord Robert Cecil and Rev. H. J. Klayton. Our ne- 
tional Church. London (Warne and Co.) 1913. — Ein inhaltsreiches 
kleines Handbuch, welches ein besonderes Interesse bietet, als offiziöse 
Darstellung des historischen und politischen Standpunktes, in kirch- 
lichen Angelegenheiten, der konservativen Partei und der maßgebenden 
anglikanischen Kreise. Die ersten zwölf Kapitel enthalten eine kurz- 
gefaßte Geschichte der anglikanischen Staatskirche, betrachtet als un- 
mittelbare und direkte Nachfolgerin der mittelalterlichen Kirche von 
England. Die drei folgenden Kapitel sind der Kirchenverfassung, der 
staatlichen Oberhoheit und dem Kirchenvermögen gewidmet und ent- 
halten eine Reihe von wertvollen Angaben, die sonst nicht leicht zu 
finden sind. 

R. S. Mylne, The Canon Law, with a Preface by L. M. Thomp- 
son. London 1912. Eine merkwürdige Sammlung zwangloser Kapitel, 
über das Corpus iuris canonici und das englische Kirchenvermögen, in 
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luxuriöser Ausstattung. Am Schlusse ein Verzeichnis der Bibliotheken 
und Privatpersonen, welchen das Buch geschenkt wurde. 


J. Patterson, A handbook historical and descriptive to the 
Church of S. Peter Monkwermouth (672—1912). Sunderland 1912. 

W. F. Taylor, The Charterhouse of London and Monastery 
Palace. London 1912. 

F. Penny, The Church in Madras, Bd. II. London (E. Smith) 
1912. 

J. ©. Cox, County Churches: Cornwall. London (G. Allen) 1912. 

S. C. Cox, County Churches: Nothinghamshire (ibid.) 1912. 

E. W. Foster, The Parish Register of Brochlesby in the 
County of Lincoln (1538—1837), printed privately for the Earl of York- 
borough 1912, 

S. B. Blound, The Church in the Confederate States. London 
(Longmans) 1912. 


S. Paget and J. M.C.Crum, Francis Paget Bishop of Oxford. 
London (Macmillon) 1912. 

J. B. Atlay, The Life of the R. Rev. E. R. Wilberforce first 
Bishop of Newcastle on Tyne and afterwards Bishop of Chichester. 
London (E. Smith) 1912. 

F.D. How, Archbishop Maclagan. London (Gardner) 2. A. 1912. 


IV. Freie Kirchen (Dissenters). 


W. Edwards, Four Centuries of Nonconformist Disabilities 
(1509—1912). London (National Council of free Churches) 1912. 

B. Nutter, TheStory of the Cambridge Baptists and the Struggle 
for religious Liberty. London (Heffer) 1912. 

E. Shillito, The Hope and Mission of the free Churches (in der 
Sammlung „People’s books“) 1912. 

W. B. Selbie, Nonconformity, („Home University Library*®, 
Williams and Norgate) 1912. 

H. B. Workmann, Methodism (in der Sammlung „Cambridge 
Manuals of Science and Literature“). Cambridge 1912. 

J. F. Bradley, Nonconformists and the Welsh Church "Bill. 
London (Pittman) 1912. 
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C. Burrage, The early Dissenters in the light of recent Rese- 
arch (1550—1641). Cambridge (University Press) 1912. 

B. A. Millard, Congregationalism. London (Macmillon) 1912. 
Der Aufschwung der „Nonkonformisten“ (Dissenters), ihr politischer Zu- 
sammenhang mit der am Ruder stehenden liberalen Partei und ihr 
bitterer Kampf gegen die anglikanische Staatskirche, welcher die Ein- 
bringung der Gesetzvorlage für die Trennung von Staat und Kirche 
in Wales verursacht hat, haben eine zahlreiche Literatur über die sog. 
freien Kirchen hervorgerufen. Besonders bemerkenswert ist die Arbeit 
von E. Burraye über die Ergebnisse der historischen Forschungen 
über die ersten Dissenters. 


Y. Römisch-Katholische Kirche. 


Dr. Walsh (Archbishop of Dublin), The Motuproprio „Quantavis 
diligentia“ and its Critics, with an article contributed by Mons. F.X. 
Heiner to the „Kölnische Volkszeitung“ and an Appendix. Dublin 
(Gill) 1912. 

B. Ward, The Eve of catholic Emaneipation, beeing the History 
of English Catholics during the first 30 Years of the XIX. Century. 
London (Longmans) 1912—13. III. Bd. 

W. Ward, The Life of S. Henry Cardinal Newman, based on 
private Journals and Correspondence. London (Longmans) Bd. II 1912. 

E. Denny, Papalism. A Treatise on the Claims of the Papacy 
as set forth in the Enciclical „Satis cognitum“. London (Rivingstons) 
1912. 

Viscount Alifax, Leo XIII. and Anglican Orders. London 
1912. 

W. Ward, W. G. Ward and the Catholic Revival. New edition 
witb a new Preface. London (Longmans) 1912. 

Answer of the Archbishops of England to the Apostolic Letters 
of Pope Leo XIII on English Ordinations, translated into English 
with Preface. Notes etc. by John Wordsworth, late Bishop of 
Salisbury. London (Longmans) 1912. 

H. B. Coxon, Roman Catholicism, in der Sammlung „The pe- 
ople Books“ 1912. 


VI. Schottland. 
J. Dowden, The Bishops of Scottland: beeing Notes on the 
Lives of all the Bishops under each of the Sees, prior to the Refor- 
mation. Edited by J. Maitland Thomson. London (Macleose) 1912. 
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Episcopal Church in Scottland. Code of Canons as amended, 
adopted or enacted by a Provincial Synod holden at Edinburgh 1912. 
Edinburgh (Grant) 1912. 


VII. Staat und Kirche. 


G. Ridding, Church and State. Thoughts applicable to pre- 
sent Conditions, collected and edited by his Wife. London (Mowbrapr). 

R. William, The Attack on the Church in Wales; Evidence 
and Facts collected and sifted against Disestablishment and Disendow- 
ment. London (Mowbray) 1912. 

P.W. Wilson, Welsh Disestablishment. London (Hodder) 1912. 

D. Caird, Church and State in Wales: a plain Statement of the 
case for the Disestablishment. London (Liberation Society) 1912. 

K. Bell, Puritanism and Liberty (1603—30). London (Bell and 
Sons) 1913. 

F. Ruffini, Religious Liberty, translated by J. P. Heyes 
with a Preface by Prof. Bury. London (William and Norgate) 1912. 
Ruffinis bekannte Arbeit über die Geschichte der religiösen Freiheit, 
erscheint jetzt in einer ausgezeichneten englischen Uebersetzung. Der 
Verf. hat seiner Arbeit ein Schlußkapitel beigefügt, worin die Fort- 
schritte der Gewissensfreiheit im XIX. Jahrhundert behandelt werden. 
Er neigt zur Ansicht, daß die religiöse Freiheit durch die Staatsober- 
hoheit besser als durch die vollständige Trennung gesichert werde, 
und gegen diese Meinung wird von Prof. Bury in einer bemerkens- 
werten Vorrede Stellung genommen. 

"J. M. Gibbon, Weighed in the Balance. The base of Welsh 
Disestablishment. London (National Council of the free Churches) 1912. 

W. Notenstein, A History of Witchkraft in England (1558 bis 

1718). London (Frowde) 1912. 


VIII. Eherecht. 


T. A. Lacey, Marriage in Church and State. London (R. Scoth) 
1912. 

Earl Russel, Divorce. London (Heinemann) 1912. 

F. W. Puller, Marriage with a deceased Wifes Sister forbidden 
by the Laws of God and of the Church. London (Longmans) 1912. 

Sir Lewis and C. E. H. C. Healey, English Church Law 
and Divorce. London (Murray) 1912. Eine sehr wertvolle, gelehrte 
Untersuchung über die Praxis der anglikanischen Kirchengeschichte in 
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Ehesachen nach der Reformation. Die Ausführungen über die sog. 
„Reformatio legum ecclesiasticarum* und ihre Beziehungen zum kano- 
nischen Rechte und zur Gerichtspraxis des XVI. Jahrhunderts sind 
sehr wichtig für die Geschichte des anglikanischen Kirchenrechts. 

Divorce Commission. Minutes and Evidences, 4. Bde. London 
(Wyman ang Son) 1912. 

The Majority and Minority Reports of the Divorce Commission, 
summarited by the Secretaries of the Commission. London (P. S. King). 

G.W. Kitehin, A History of Divorce. London (Chopman) 
1912. 


Vietor, Divorce in its ecclesiastical Aspects. London (Panl) 
1912, 

P. T. Forsyth, Marriage its Ethics and Religion. London 
(Hodder) 1912. 


E.S. P. Haynes, Divorce Problems of to-day. London (Heffer) 
1912. 
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Uebersicht über die griechische Literatur. 
Mitgeteilt von 
D. Dr. Konstantin Rhallis, 


ordentlicher Professor des Kirchenrechts an der Athener Universität. 


T. 
Allgemeines — Lehrbücher. 


1. Alexander Wamwetzos, Einleitung in das griechische 
Kirchenrecht der Orthodoxen (Eioaywyi eig td 'EAAnvırdv Exxinoınorurdv 
dlnaov av Spdodöfuv), Athen 1911, S. 179. 

2. Evangelos Philippotis, System des griechischen Kir- 


chenrechts (Zöormpa Tod EunAnnaorınod dinalov Kara ı& ap? Antv xpaxroüven). 


Erster Teil, Athen 1912, S. 168. 


II. 
Verfassungsrecht. 


1. N. Eleutheriades, Anatolische Studien, Band I. Die Pri- 
vilegien des ökumenischen Patriarchats (T& rpovöna ob olxounsvixod 
natpıapysiou),. Smyrna 1909, S. 282. 

2. KonstantinRhallis, Die bischöflichen Visitationen (Iepl 
zöv Enioxonınöv nepıods.Wv) nach dem Recht der orthodox morgenländi- 
schen Kirche, in der Zeitschrift Byzantis, Band I. 1909, S. 382 bis 

421%. 
3. Demetrius Petrakakos, Einiges über die Gültigkeit 


ı Sämtliche kirchenrechtliche Abhandlungen von Konstantin Rhallis, 
die in wissenschaftlichen Zeitschriften und Jahrbüchern publiziert worden 
sind, sind auch in Sonderabdrücken erschienen. 
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der Ordination (Tıv& nepl tod xbpoug zWv ysıporovwav) in der Zeitschrift 
’Erxinaaouxn "Arten, Jahrgang 1910, Nummern 17—51. 

4. Konstantin Rhallis, Die Resignation der Bischöfe 
(Depl ig naparmnoewg Wv ärıoxönwy) nach dem Recht der orthodox mor- 
genländischen Kirche, Athen 1911, 8. 98. 

5. Konstantin Rhallis, Die Erhebung der Bistümer zu 
Erzbistümern usw. (Ilepl tod ng ämioxontig mpoßBaonoß) in der Zeitschrift 
Byzantis, Band II. S. 143—161, Athen 1911. 

6. Konstantin Rhallis, Die Vereinigung der Bistümer 
(Hepl Evioewg xal änıdöoewg Arıoxonäv) in dem wissenschaftlichen Jahrbuch 
der Athener Universität, Band VII. 8. 185—215, Athen 1911. 

7. Konstantin Rhallis, Die Translation der bischöflichen 
Residenz (Iepl psta$toewg tüg Entoxonintig Edpag) in dem. wissenschaftli- 
chen Jahrbuch der Athener Universität, Band VIII. S. 95—98, Athen 
1912. 


IL. 
Verwaltungsrecht. 


1. Konstantin Rhallis, Die Taufpaten (Iept tüv &vadsxwv) 
nach dem Recht der morgenländischen Kirche in dem wissenschaft- 
lichen Jahrbuch der Athener Universität, Band IV. S. 161—180, Athen 
1909. 

2. KonstantinRhallis, Die Prozessionen (Hept tüv Arraverav) 
nach dem Recht der orthodox morgenländischen Kirche, in dem wissen- 
schaftlichen Jahrbuch der Athener Universität, Band V. S. 283—308, 
Athen- 1910. 

3. Konstantin Rhallis, Das Asylrecht (Mepi &ovAtag) nach. 
dem Recht der orthodox morgenländischen Kirche, Athen 1911, 8.42. 

4. KonstantinRhallis, Die Kirchenglocken (Hepi üv &xxıy- 
sraotıöv zwöuvey) nach dem Recht der orthodox morgenländischen 
Kirche, in dem wissenschaftlichen Jahrbuch der Athener Universität, 
Band IX. S. 79—98, Athen 1913. 

5. Konstantin Rhallis, Die Kirchweihe (Nspt züv &yxaıviwv 
xöv vaoy) nach dem Recht der orthodox morgenländischen Kirche, in 
dem wissenschaftlichen Jahrbuch der Athener Universität, Band IX. 
S. 99—130, Athen 1913. 


140 Literaturübersicht über die englische Literatur. 


IV. 
Klosterrecht. 


Konstantin Rhallis, Die Vereinigung der Klöster (Hept 
&vosewg povmv) in dem wissenschaftlichen Jahrbuch der Athener Univer- 
sität, Band VI. S. 116—138, Athen 1911. 


V. 
Eherecht. 


1. M. Apostolopulos, Das Eherecht der orientalischen 
Kirche (Td dixarov Tod yapov tg Avatonınnc 6ptodskon Exxinaiag). Griechi- 
sche Uebersetzung des Joseph Zhishmannschen Werkes, Wien 1864, 
S. 826, mit Zusätzen des Uebersetzers versehen. Band I. Athen 1912, 
S. 735. 

2. D. Georgiades, Die Ehehindernisse, 1. Lieferung, über 
solche aus Blutsverwandtschaft und Affinität (T& xwAhpatz Tod yapon. 
A. 'Ev TZ EE ainarog xai dv Ti &E dyyıotelag ouyyeveig), Konstantinopel 1913, 
S. 58. 

3. E, Philippotis, Ueber das Eheverbot im 5. Grade der 
Blutsverwandtschaft (Kpioıs xerwiupevon yanov V. Batuod &E alnarog auyye- 
vöv reosurwv), Athen 1913, S. 16. 
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IV. Aktenstücke. 


Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. im 
evangelischen Kirchenrecht. 


Von 


Konsistorialrat Dr. Gebser in Breslau. 
(Schluß.) 


Für Württemberg ist noch zu bemerken, daß durch 
kirchliches Gesetz vom 27. November 1912 an Stelle des Gesang- 
buches von 1841 ein neues Gesangbuch, und durch kirchliches 
Gesetz vom 10. Dezember 1912 an Stelle des bisherigen, im Jahr 
1876 in dritter Auflage erschienenen Choralbuches von 1844 ein 
neues Choralbuch eingeführt worden ist. 

Im Großherzogtum Hessen sind im Jahre 1912 die 
beiden folgenden Gesetze erlassen: 

1. Gesetz, die Verbesserung der Einkünfte der Pfarrstellen 
und des Zentralkirchenfonds betreffend vom 26. August 1912. 


81. 
Bei Gründung einer neuen Pfarrstelle ist nach Maßgabe der 
55 2, 3 und 4 der Nachweis eines angemessenen Einkommens zu 
erbringen. 
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82. 

Als Mindesteinkommen einer Pfarrstelle soll außer einer 
Amtswohnung oder der an ihre Stelle tretenden Wohnungsver- 
gütung jährlich der Betrag von 3500 Mark sichergestellt werden. 
Dieser kann bestehen in: 

1. den Erträgnissen liegender Güter; 

2. den Zinsen vorhandener Kapitalien oder dinglich sicher- 
gestellter Forderungen; 

3. dem Geldwert von Naturalien; 

4. Barzuschüssen aus Öffentlichen Fonds. 

8 3. 

Das in $ 2 festgesetzte Mindesteinkommen der Pfarrstellen 
haben aufzubringen: 

1. diejenigen Kirchengemeinden, für welche die Pfarrstelle 
gegründet wird, und, insoweit dies nach ihrer finanziellen Leistungs- 
fähigkeit nicht möglich ist, 

2. der gemäß 8 14 im Zentralkirchenfonds zu bildende 
Pfründenverbesserungsfonds. 

Die von den Kirchengemeinden zum Mindesteinkommen auf- 
zubringenden Betrüge sind unter eingehender Würdigung ihrer 
finanziellen Leistungsfühigkeit bei Gründung der Pfarrstelle durch 
die für diese zuständigen Organe festzusetzen. Eine der zu er 
wartenden wachsenden Leistungsfähigkeit der Kirchengemeinden 
sich anpassende allmähliche Steigerung der Leistungen ist zulässig. 
sei es, daß dies bereits bei Gründung der Pfarrstelle in Aussicht 
genommen oder später in sinngemäßer Anwendung der $$ 5 und6 
angeordnet wird. 

Bezüglich der Beschaffung der Wohnung für den Inhaber der 
Pfarrstelle bleibt es bei den Bestimmungen in $ 2 des Kircher- 
gesetzes vom 10. April 1901, betreffend die Gehalte der Geist- 
lichen. 

54. 

Die Bestimmungen der 8$ I--3 finden sinngemäße Anwen 

dung auf diejenigen Fälle, in denen Standesherren gemäß Art. 3 
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des Gesetzes vom 18. August 1858, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Standesherren des Großherzogtums, das Patronat bzw. 
Präsentationsrecht für eine neu errichtete Pfarrstelle erwerben 
wollen, jedoch darf bei derartigen Stellen der Pfründungsverbes- 
serungsfonds im Sinne des $ 3 Abs. 1 unter 2 in der Regel nicht 
in Anspruch genommen werden. 


8 5. 


Für die bei Erlaß des Gesetzes bereits gegründeten und stän- 
dıg zu besetzenden Pfarrstellen ist — insoweit sie ein Jahres- 
einkommen von 3500 Mark nicht haben — ein Mindesteinkommen 
von 3500 Mark gemäß 8 6 in derselben Weise sicherzustellen, 
wie dies in $ 2 für die neuzugründenden Pfarrstellen vorgesehen ist. 

Bei Berechnung des für die Pfarreien bereits vorhandenen 
Einkommens werden die Einkünfte mehrerer für eine Kirchenge- 
meinde oder ein Kirchspiel oder für Kirchengemeinden mit Finanz- 
gemeinschaft gegründeten Pfarrstellen zusammengereclınet. 

Dasselbe gilt für die dauernd gleichberechtigt vereinigten Ge- 
meinden. 

S 6. 

Die Fehlbeträge an dem in $ 5 festgesetzten Mindesteinkom- 
men der Pfarrstellen haben aufzubringen : 

1. die zur Pfarrei gehörigen Kirchengemeinden und, soweit 
dies nach ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit nicht möglich ist, 

2. der gemäß $ 14 im Zentralkirchenfonds zu bildende Pfrün- 
denverbesserungsfonds. 


87. 

Zur Erreichung des in $ 6 Ziffer 1 angegebenen Zwecks 
wird in jeder Kirchengemeinde, bzw. für jede Pfarrstelle ein Fonds 
(örtlicher Ergänzungsfonds) angesammelt, in den folgende Ein- 
nahmen fließen: 

1. ein jährlicher Zuschuß der Kirchengemeinde, der auf Grund 
ihrer durch das Oberkonsistorium ermittelten Vermögens- und 
Steuerverhältnisse, sowie nach gutächtlicher Aeußerung des De- 
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kanatsausschusses und des Kreisamts von dem erweiterten Ober- 
konsistorium festgesetzt wird und mindestens 20 Mark im Jahre 
betragen sull; 

2. von dem erweiterten Oberkonsistorium gegebenenfalls zu 
bewilligende Zuschüsse aus Vakanzüberschüssen bei nicht defini- 
tiver Besetzung der Pfarrstelle ; 

3. die bei Veräußerung von Wertpapieren etwa erzielten 
Kursgewinne; 

4. der Mehrerlös bei Neuverpachtungen von Pfarrbesoldungs- 
grundstücken, sofern solche während einer Finanzperiode des 
Zentralkirchenfonds erfolgen, für die noch laufende Restdauer dieser 
Periode; 

5. das Ablösungskapital im Falle der nach $ 10 erfolgenden 
Ablösung der Verpflichtung zur Zahlung der öffentlichen Abgaben; 

6. die nach Vorschrift des $ 13 bei Verkauf von Pfarrbe- 
soldungsgrundstücken zu kapitalisierenden Beträge; 

7. etwaige Einnahmen aus ortsüblich an die Kirchenkasse zu 
leistenden Gebühren für besondere Kasualien, soweit sie nicht 
bisher nach Beschluß des Kirchenvorstandes zu Wohltätigkeits- 
z„wecken in der Gemeinde verwendet worden sınd; 

8. bis auf weiteres die Zinsen des örtlichen Ergänzungsfonds 
selbst: 

9. etwaige Zuwendungen aus Schenkungen und Vermächt- 
nissen. 

S 8. 

Vom 1. April 1913 ab sind die auf die Pfarrbesoldungs- 
grundstücke entfallenden Gemeindesteuern oder sonstige öffent- 
liche Abgaben, insoweit diese durch Vertrag nicht von Dritten 
übernommen sind, von der die Pfarrei bildenden Kirchengemeinde 
oder der Gesamtheit der dazu gehörigen Kirchengemeinden und 
Fihalorte zu tragen. 

Gehören zur Pfarrei mehrere Genieinden, so haben sie die 
genannten Abgaben nach dem Verhältnis zu übernehmen, in wel- 
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chem sie herkömmlich zu den gemeinschaftlichen Kirchspielskosten 
beitragen. 

Besteht ein Herkommen nicht, so sind die fraglichen Abga- 
ben auf die Parochianen nach den für die Erhebung der Gemeinde- 
umlagen maßgebenden Grundsätzen auszuschlagen. 

Bei gleichberechtigt vereinigten Gemeinden mit getrennten 
Pfarrbesoldungen trägt jede Kirchengemeinde die auf ihre Pfarr- 
besoldungsgüter entfallenden Abgaben. 


89. 

Hat eine Pfarrstelle einen höheren Jahresgehalt als 3500 Mark, 
oder ist die Uebernahme der in $ 8 genannten Abgaben mit be- 
sonderen in den örtlichen Gemeinde- oder Steuerverhältnissen lie- 
genden Schwierigkeiten verbunden, so kann die nach $ 8 zur 
Zahlung dieser Abgaben verpflichtete Kirchengemeinde oder das 
Kirchspiel auf Antrag ganz oder teilweise von Abgaben durch 
Beschluß des erweiterten Oberkonsistoriums befreit werden. 

Die in diesen Fällen nicht gedeckten Beträge sind auf die 
Erträgnisse der Pfarrstellen zu übernehmen. 

Ebenso können die Beiträge zur land- und forstwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft für die Zeitdauer der laufenden Pacht- 
verträge weiter auf den Zentralkirchenfonds übernommen werden. 


$ 10. 

In allen Fällen der $$ 8 und 9 ist es den Kirchengemeinden 
gestattet, sich durch Ablösung von der weiteren Verpflichtung zu 
Zahlung der öffentlichen Abgaben zu befreien. 

Der Berechnung des Ablösungskapitals ist der 20 fache Be- 
trag der im Durchschnitt der letzten 5 Jahre auf die fraglichen 
Besoldungsgüter entfallenden öffentlichen Abgaben zugrunde zu 
legen. (Siehe $ 7 Ziff. 5.) 


8 11. 

Die nach 88 8—10 von den Kirchengemeinden zu leistenden 
Abgaben werden Bestandteile des Einkommens der Pfarrstellen 
und sind bei Festsetzung der von den Kirchengemeinden nach 
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SS 2, 3,5, 6 und 7 zu leistenden Zuschüsse in geeignete Berück- 
sichtigung zu ziehen. 
S 12. 

Hat die Ablösung von Berechtigungen einer Pfarrei nach 
Maßgabe des Staatsgesetzes vom 24. Juli 1899, betreffend die 
Umwandlung und Ablösung von Reallasten und Dienstbarkeiten, 
stattgefunden, und übersteigt der Zinsertrag des Ablösungskapi- 
tals den Ertrag der Berechtirung nach dem Durchschnitt der 
letzten 12 Jahre, so ist der jährliche Mehrertrag an Zinsen dem 
Ablösungskapital insolange zuzuschlagen, bis dasselbe auch bei 
einer 3 %igen Verzinsung den früheren Ertrag der Berechtigung 
erbringt. 


8 13. 

Werden Pfarrbesoldungsgrundstücke verkauft, und übersteigen 
die Zinsen des Erlöses die im Durchschnitt der letzten 5 Jahre 
mit den Grundstücken erzielten Renten um mindestens 1°, so 
ist für, die Dauer von 30 Jahren, vom 1. April des Verkaufsjahres 
an gerechnet, in jedem Bechnungsjahr 1% des Erlöses zu kapi- 
talisieren. Soweit auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes ein 
örtlicher Ergänzungsfonds zu bilden ist, fließt diesem der Betrag 
zu. Die hier vorgesehene Vermehrung des Kapitals soll auf An- 
ordnung des Öberkonsistoriums in kürzerer Zeit erfolgen, wenn 
der durch den Grundstücksverkauf erzielte Mehrertrag der Pfarr- 
stelle dies gestattet. 


S 14. 

Für die Fälle der SS 3 Ziff. 2 und 6 Aiff. 2 ist im Zentral- 
kirchenfonds ein besonderer Fonds zu bilden, durch dessen Er- 
trägnisse die von den Kirchengemeinden nicht aufzubringenden 
Teile des nach $S 2 und 5 festgesetzten Mindesteinkommens der 
Pfarrstellen sichergestellt werden. Dieses unter der Bezeichnung 
„Pfründenverbesserungsfonds“* anzusammelnde Vermögen ist den 
Pfründen gleich zu achten und kann nur auf Grund Kirchenge- 
setzes veräußert werden. 
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8 15. 

Dem Pfründenverbesserungsfonds sind zu überweisen: 

1. die im Zentralkirchenfonds bereits vorhandenen, durch 
ältere Ersparnisse angesammelten Kapitalien; 

2. die von einzelnen Kirchengemeinden oder Stiftungen dem 
Zentralkirchenfonds zur Ablösung der ihnen auferlegten Umlagen 
seit dem Kechnungsjahr 1910 bereits überwiesenen oder noch zu 
überweisenden Kapitalien ; 

3. die dem Zentralkirchenfonds durch den Verlag und Ver- 
trieb des Gesangbuchs, der biblischen Geschichte oder anderer 
innerhalb der evangelischen Landeskirche für das Großherzogtum 
Hessen eingeführten oder noch einzuführenden Bücher zufließen- 
den Einnahmen; 

4. der aus den unter Ziffer 3 erwähnten Einnahmen unter 
der Bezeichnung „Gesangbuchsfonds“ bereits angesammelte Fonds 
vom 2. Januar 1913 ab; 

d. die von dem Zentralkirchenfonds 

a) durch die Vermittelung gemeinschaftlicher Versicherungen 
der Kirchengemeinden oder Geistlichen der evangelischen Landes- 
kirche, 

b) durch die Verwaltung fremder Kapitalien erzielten beson- 
deren Einnahmen und Gewinne; 

6. andere Fonds und Teile solcher, welche schon gegenwärtig 
für die Besoldung der Geistlichen Verwendung finden, nach Ab- 
lösung der sonstigen diesen Fonds obliegenden Lasten ; 

7. die verfügbaren Zinsen aus dem Ausgleichsfonds ($ 19); 

8. außerordentliche Einnahmen des Zentralkirchenfonds nach 
Anordnung des Oberkonsistoriums; 

9. Ueberschüsse aus den Voranschlagsperioden des Zentral- 
kirchenfonds nach vollständiger Auffüllung des Ausgleichsfonds. 
S 16. 

Die Einnahmen und Zinsen des Pfründenverbesserungsfonds 
sınd dem Kapital insolange zuzuschlagen, bis die Erträgnisse aller 
neu zu gründenden oder im Sinne von $ 5 bereits wegründeten 

10* 
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Pfarrstellen zuzüglich der Einnahmen und Erträgnisse des Pfrün- 
denverbesserungsfonds einen Mindestertrag von jährlich 3500 Mark 
für jede Pfarrstelle erbringen. 


$ 17. 

Neben dem Pfründenverbesserungsfonds ist im Zentralkirchen- 
fonds ein Ausgleichsfonds mit dem Zweck zu bilden, den Voran- 
schlag des Zentralkirchenfonds von den Schwankungen unab- 
hängig zu machen, die durch namhafte Ausfälle in einzelnen Ein- 
nahmen bedingt sind. 


8 18. 

Der Ausgleichsfonds ist durch verzinsliche Anlage etwaiger 
Ueberschüsse einer Voranschlagsperiode des Zentralkirchenfonds 
zu bilden. Die Jahreszinsen dieser Fonds werden dem Kapital 
zugeschlagen. Andere Einnahmen können dem Ausgleichsfonds 
im Rahmen des Voranschlags des Zentralkirchenfonds über- 
wiesen werden. 


8 19. 
Der Ausgleichsfonds soll den Betrag von 500 000 Mark nicht 
übersteigen. Ist dieser Betrag erreicht, so fließen seine Zinsen 
in den Pfründenverbesserungsfonds. 


5 20. 

Bleiben die Einnahmen des Zentralkirchenfonds innerhalb 
einer Voranschlagsperiode hinter dem Voranschlag zurück und 
ist für die Ausgaben Deckung nicht vorhanden, so kann der 
Ausgleichsfonds zur Deckung herangezogen werden. 


8 21. 

Ueber den Pfründenverbesserungs- und den Ausgleichsfonds 
sind besondere Rechnungen zu stellen. Bei Vorlage des Ver- 
waltungsberichts des Zentralkirchenfonds ist über den Stand der 
beiden Fonds Nachweis zu erbringen. 

5 22. 

Die Vorschriften dieses Gesetzes treten am 1. April 1912 in 

Kraft, ausgenommen: 
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1. die Bestimmungen des $ 12, welche rückwirkend vom 
1. April 1910 ab und 

2. die Bestimmungen in $8 5, 6, 7, 10, welche am 1. April 
1913 in Kraft treten. 


2. Gesetz, die allgemeine geistliche Witwenkasse betreffend 
vom 26. August 1912. 


Art. 1. 
S 1 Ziff. 6 des Gesetzes vom 21. März 1895, die allgemeine 
geistliche Witwenkasse betreffend, wird durch folgende Worte ersetzt: 
Die beiden Beamten des Evangelischen Zentralkirchenfonds. 


Art. 2. 

S 14 des Gesetzes vom 21. März 1895, die allgemeine geist- 
liche Witwenkasse betreffend, in der durch 8 1 des Gesetzes vom 
25. März 1905, die allgemeine geistliche Witwenkasse betreffend, 
ihm gegebenen Fassung wird dahin geändert, daß in Ziff. 1 an 
Stelle der Worte „nicht unter 1000 Mark betragen“ die Worte 
treten „nicht unter 1200 Mark betragen.“ und daß Ziff. 2 durch 
die Worte ersetzt wird „bei allen übrigen Mitgliedern der Wit- 
wenkasse mit Ausnahme der beiden Beamten des Zentralkirchen- 
fonds 1200 Mark.“ 

Art. 3. 

In den 88 17 und 18 des Gesetzes vom 21. März 1895, die 
allgemeine geistliche Witwenkasse betreffend, in der durch die 88 2 
und 3 des Gesetzes vom 25. März 1905, die allgemeine geistliche 
Witwenkasse betreffend, ihnen gegebenen Fassung tritt an Stelle 
der Zahl „1000 Mark“ die Zahl „1200 Mark,“ an Stelle der Zahl 
„>00 Mark“ die Zahl „600 Mark“ und an Stelle der Zahl „200 
Mark“ die Zahl „240 Mark.“ 


Art. 4. 

S 26 Abs. 1 des Gesetzes vom 21. März 1895, die geistliche 
Witwenkasse betreffend, in der durch $ 4 des Gesetzes vom 25. März 
1905, die geistliche Witwenkasse betreffend, ihm gegebenen Fas- 
sung wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 
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»Die in Ausführung der Gesetze über die geistliche Witwen- 
kasse zu führenden Kassengeschäfte werden von den beiden 
Beamten des Evangelischen Zentralkirchenfonds besorgt, welche 
der Dienstpragmatik für die Zivilbeamten des Großherzogtums 
unterworfen und Unserem Oberkonsistorium untergestellt sind. 
Die für die staatlichen Kassenbeamten sowie die besonderen 
von Unserem Oberkonsistorium jeweils erlassenen Instruktionen 
sind für sie maßxebend, und die über das Verfahren bei Dienst- 
vergehen der staatlichen Kassenbeamten jeweils bestehenden Vor- 
schriften sind auf sie anwendbar.“ 


Art. 5. 


S 6 des Gesetzes vom 21. März 1900, die allgemeine geist- 
liche Witwenkasse betreffend, wird durch folgende Bestimmung 
ersetzt: 

„Die Witwen- und Waisenversorgung der beiden Beanıten 
des Evangelischen Zentralkirchenfonds bemißt sich nach den 
für die Witwen- und Waisenversorgung der Staatsbeamten je- 
weils bestehenden Bestimmungen. * 

Hinsichtlich des gegenwärtigen ersten Beamten des Evange- 
lischen Zentralkirchenfonds wird bestimmt, daß er, bzw. seine 
Hinterbliebenen, inbezug auf Festsetzung der Witwen- und Wai- 
senbezüge für so lange nach den in diesem Gesetz für die geist- 
lichen Mitglieder des Oberkonsistoriums und die Professoren am 
Predigerseminar bestimmten Vorschriften ($ 14 Ziff. 1) zu br- 
handeln sind, als diese eine günstire Versorgung gewähren. 


Art. 6. 


Die Bestimmungen der Art. 2 und 3 dieses Gesetzes finden 
auch Anwendung auf die bei dessen Erlaß schon vorhandenen 
Bezugsberechtigten. 

Im Großherzogtum Sachsen- Weimar ist fol- 
gendes 
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\iesetz über Errichtung einer Landeskirchenkasse, vom 28. Februar 
1912, ergangen. 


8 1. 

Der Zentralfonds und die Pensionsanstalt für die evangeli- 
schen Geistlichen werden als besondere Anstalten des öffentlichen 
hechtes aufgehoben und zu einer solchen Anstalt unter dem Namen 

Landeskirchenkasse 
hierdurch vereinigt. 


$ 2. 

Das gesamte Vermögen der aufgehobenen Anstalten und alle 
ihre Rechte und Verbindlichkeiten gehen kraft dieses Gesetzes 
auf die Landeskirchenkasse über. 

Zu den Rechten gehört insbesondere der Bezug derjenigen 
Einnahmen, die dem Zentralfonds und der Pensionsanstalt für die 
evangelischen Geistlichen durch gesetzliche Verwilligung oder. 
aus einem anderen Rechtsgrunde zustehen. 


8 3. 


Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird der Fonds zur 
Deckung der Synodalkosten mit der Landeskirchenkasse vereinigt 
und es gehen auf sie der aufgesparte Kapitalbestand und die- 
jenigen Einnahmen über, die durch das Gesetz vom 19. Dezember 
1874 gewährleistet sind. 

84. 

Die in der Landeskirchenkasse vereinigten Vermögensmassen 
sind in dem Bestande, den sie bei dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes haben, dauernd zu erhalten. Sollen Teile dieses Grund- 
vermögens zur Bestreitung laufender Ausgaben verwendet werden, 
so ist hierzu die Zustimmung der Landessynode und des Land- 
tags erforderlich. 


8 5. 
Die Einkünfte der Landeskirchenkasse dienen zur Befriedi- 
gung der Zwecke, für welche bisher die aufgehobenen beiden An- 
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stalten und der Synodalkostenfonds bestimmt waren, und die ihr 
mit Zustimmung der Landessynode künftig zugewiesen werden. 


8 6. 
Ueberschüsse, die sich bei den laufenden Einnahmen erge- 
ben, bilden die Rücklage, die zum Ausgleich für etwaige Mehr- 
ausgaben bestimmt ist. 


8 7. 

Sollte sich die Kürzung der Besoldungen der Geistlichen 
(Kirchengesetz vom 21. Noveniber 1901 $ 18 und der Nachtrag 
dazu vom 28. Juni 1911) und der Ruhegehalte (Kirchengesetz 
vom 22. November 1901 8 6) nötig machen, so wird von Uns 
mit Zustimmung der Landessynode verordnet, nach welchem Ver- 
hältnis diese Kürzung bei den Besoldungen und den Ruhegehalten 
einzutreten hat. 

$ 8. 

° Die Ausgaben der Kultuskasse für Zwecke der evangelischen 
Landeskirche, insbesondere für Dienstzulagen an die geistlichen 
Mitvlieder des Kirchenrates, sowie für Zuschüsse an Kirchkassen 
und geistliche Stellen, werden vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an auf die Landeskirchenkasse "übernommen, soweit und solange 
die erforderlichen Deckungsmittel aus der Staatskasse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 


89. 

Die Verwaltung der Landeskirchenkasse wird Unserem Staats- 
ministerium übertragen. 

8 10. 

Die Jahresrechnungen der Landeskirchenkasse sind stets der 
nächsten ordentlichen Landessynode zur Kenntnisnahme vorzu- 
legen. Diese hat das Recht, Erinnerungen dagegen zu stellen. 

8 11. 

Gegenwärtiges Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1912 
in Kraft. 

Im Herzogtum Braunschweig ist am 1. April 
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1912 die Kirchengemeindeordnung für die evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden des Herzogtums Braunschweig, vom 11. Juni 
1909, in Kraft getreten auf Grund der nachstehenden 


Kirchenverordnung vom 11. Juli 1911 betr. das Inkrafttreten der 
Kirchengemeindeordnung vom 11. Juni 1909. 


8 1. 


Die Kirebengemeindeordnung für die evangelisch-lutherischen 
Kircbengemeinden des Herzogtums Braunschweig vom 11. Juni 
1909 tritt für ihren gesamten Geltungsbereich, soweit nicht nach- 
stehend Ausnahmen getroffen sind, am 1. April 1912 in Kraft. 

Die Bestimmungen über die Mitgliedschaft in den Kirchenge- 
meinden, über die Wahlen der Organe der Kirchengemeinden und 
des Stadtkirchenverbandes in der Stadt Braunschweig und die 
Vorbereitungen zu den Wahlen, sowie fernerweit diejenigen Vor- 
schriften, welche die Auf- und Feststellung und die Genehmigung 
der Voranschläge der Kirchenkassen und des Staltkirchenver- 
bandes in der Stadt Braunschweiz betreffen — SS 7—44, 45 Ziff. 1 
und 2, 61—-63, 78, 93—96, 106, 107, 111 und 121 —, treten 
jedoch, vorbehaltlich der aus $ 2 dieser Kirchenverordnung sich 
ergebenden Abweichungen, schon am 1. September 1911 in Kraft. 


82. 

Die Aufstellung der Voranschläge der Kirchenkassen für das 
Rechnungsjahr 1912/13 liegt den bisherigen Kirchenvorständen 
ob; diese sind in den Einzelgemeinden der Stadt Braunschweig 
zugleich zur Feststellung befugt: die Feststellung in den Kirchen- 
gemeinden außerhalb der Stadt Braunschweig erfolgt durch die 
neugewählten Kirchengemeinderäte. Herzogliches Konsistorium 
ist befugt, die Fristen für die Mitteilung der Voranschläge an die 
Kirchengemeinderäte und die Einsendung der Voranschläge zur 
Genehmigung abweichend von den Vorschriften der $S$ 61 Abs.1 
und 62 Abs. 1 festzusetzen. Die für die Einreichung der Vor- 
anschläge der Einzelkirchen der Stadt Braunschweig in $ 98 fest- 
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wesetzte Frist kann vom Gemeine-Kirchenkassen-Kollegium ander- 
weıt festgesetzt werden. 

Die Auf- und Feststellung des Voranschlages des Stadtkir- 
chenverbandes der Stadt Braunschweig für das Rechnungsjalır 
1912/13 liegt dem Gemeine-Kirchenkassen-Kollegium ob. Die 
Genehmigung dieses Voranschlages erfolgt seitens des Herzog- 
lichen Konsistoriums auch dann, wenn sie in der Zeit vor dem 
1. April 1912 zu erteilen ist. 

S 3. 

Die vemäß $ 1 neugewählten Organe treten vor dem 1. April 
1912 nur insoweit in Wirksamkeit, als es behufs weiterer Wahlen 
oder gemäß der Vorschriften des & 2 dieser Kirchenverordnunz 
erforderlich ıst. In allen übrigen Beziehungen bleiben die bis- 
herigen Organe bis zum 1. April 1912 "zuständig, vorbehaltlich 
der weitergehenden Vorschriften des $ 131 Satz 2 und 3 der 
Kirchengemeindeordnung. 

5 4. 

Die Entscheidungen nach $ 11 Abs. 3 und $ 21 Abs. 2 der 
Kirchengemeindeordnung werden für die ersten Wahlen vom Her- 
zoglichen Konsistorium getroffen. Dieses wird auch ermächtigt, 
die Zeit der ersten Wahlen abweichend von den Vorschriften der 
Nirchengemeindeordnung zu bestimmen. 

Bei Berechnung der Amtsdauer der erstmals gewählten Mit- 
glieder der Organe der Kirchengemeinde und des Stadtkirchen- 
verbandes der Stadt Braunschweig bleibt die Zeit bis zum Ablauf 
des Monats März 1912 außer Betracht. 

$ 5. 

Die zur Durchführung der Vorschriften der $$S 1—4 dieser 
Kirchenverordnung erforderlichen Maßregeln hat Herzogliches 
Konsistorium zu treffen. 


S 6. 
Auf die Hof- und Domgemeinde in Braunschweig, die Kreuz- 
Klostergemeinde daselbst, die Kirchengemeinde Steterburg, Nor- 
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tenhof und die Kirchengemeinde Lucklum findet die Kirchenge- 
meindeordnung einstweilen keine Anwendung. 


Im Großherzogtum Oldenburg sind ergangen 


1. Gesetz, betr. die Versetzung der Pfarrer in den ltuhestand. 
Vom 17. November 1912. 


81. 


Pfarrer, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, sind auf 
ihren Antrag in den Ruhestand zu versetzen und können auch 
ohne ihre Zustimmung in den Ruhestand versetzt werden. 


8 2. 


Pfarrer, welche wegen körperlichen oder geistigen Unver- 
mögens dauernd oder für längere Zeit außer stande sind, ihren 
Dienst ausreichend zu versehen, sollen nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen in den Ruhestand versetzt werden oder einen Hilfs- 
prediger erhalten. 

Ist ein Pfarrer noch fähig, die wesentlichen Aufgaben seines 
Dienstes zu erfüllen, oder ist anzunehmen, daß die Unfähigkeit 
nur vorübergehend sein werde, so ist ihm, soweit nötig, ein Hilfs- 
prediger beizuordnen, falls nicht aus besonderen Gründen eine 
Versetzung in den Ruhestand erforderlich scheint. Kann der 
Pfarrer wegen dauernder Unfähigkeit die wesentlichen Aufgaben 
seines Dienstes nicht mehr erfüllen, oder ist ihm wegen vorüber- 
gehender Unfähigkeit ein Hilfsprediger bereits zwei Jahre bei- 
geordnet gewesen, ohne daß der Pfarrer die Fähigkeit erlangt 
hat, den wesentlichen Teil seiner Dienstgeschäfte wieder zu über- 
nehmen, so muß in der Regel die Versetzung in den Ruhestand 


erfolgen. 
5 3. 


Die Versetzung in den Ruhestand wird vom Großherzog ver- 
fügt. Bevor sie erfolgt, ist dem Pfarrer und dem Kirchenrat 
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 
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SA. 


Abgesehen von dem vollständigen Rücktritte vom Amte, wird 
ın den Beziehungen des in den Rulıestand versetzten Pfarrers zu 
den kirchlichen Einrichtungen und zum Oberkirchenrat als seiner 
Dienstbehörde nichts geändert. 

Der Oberkirchenrat kann den in den Ruhestand versetzten 
Pfarrer, wenn er wieder dienstfühig ist, mit seiner Einwilligung 
im Dienste der Landeskirche beschäftigen und seine Bewerbungen 
um erledigte Pfurrstellen zulassen. 

Im Falle seiner Wiederanstellung kann dem Pfarrer die Zeit, 
welche seit seiner Versetzung in den Ruhestand verflossen ist, 
bei der Berechnung der Alterszulagen ganz oder teilweise ange- 
rechnet werden. 

85. 

Das Ruhegehult des in den Ruhestand versetzten Pfarrers 
betrügt vier Fünftel seines letzten Diensteinkommens (SS 2, 3, 5 
und 6 des Gesetzes vom 4. Mai 1909, betr. das Diensteinkomnien 
der Pfarrer). Das Ruherehalt darf die Summe von 5300 Mark 
nicht überschreiten. 

86. 

Uebernimnt ein in den Ruhestand versetzter Pfarrer ein an- 
deres Öffentliches Amt, so vermindert sich das ihm beigelegte 
Ituliegehalt während der Dauer dieses Verhältnisses um den Be- 
trag, um welchen das Ruhegehalt und die mit dem öffentlichen 
Amte verbundene Diensteinnalıme zusammen das letzte Dienst- 
einkommen übersteissen. 


87. 

Das Ruhegehalt wird aus der Pfarrpensionskasse bezahlt. 
Die Auszahlung erfolgt vierteljährlich ın gleichen Beträgen in 
der Mitte des zweiten Monats eines Vierteljahres. Aus besonderen 
Gründen kann vom Öberkirchenrate monatliche Zahlung ange- 
ordnet werden. 

Der Anspruch ist für den Monat erworben, dessen erstem 
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Tag der Berechtigte erlebt hat. Das Ruhegehalt‘ ıst an den 
Nachlaß auch noch für einen weiteren Monat zu bezahlen. 

Hinterläßt der in den Ruhestand Versetzte eine Witwe, so 
gebührt ihr ein fernerer vierteljähriger Betrag des ltuhesehalts. 
Ist eine Witwe nicht hinterblieben, sind aber Kinder vorhanden, 
welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, so steht 
ihnen dieser Anspruch zu. 


58. 

In die Pfarrpensionskasse fließen 

1. die Einkünfte des Pfarrpensionsfonds, 

2. die Zuschüsse, welche aus der Zentralkasse bewilligt 
werden, 

3. Geldstrafen, welche vom Öberkirchenrat als Disziplinar- 
und Ordnungsstrafen erkannt werden, 

4. andere für die Pfarrpensionskasse bestimmte Zuwendungen. 


89. 


Die Ueberschüsse der Einnahmen der Pfarrpensionskasse über 
die Ausgaben bilden den Sicherheitsfonds. Er dient zur Bestrei- 
tung der Ausgaben der Kasse, soweit ihre Einkünfte dazu nicht 
ausreichen. 

Hat der Sicherheitsfonds eine Höhe von 100000 Mark er- 
reicht, so fließen die Ueberschüsse dem Stammtonds zu. Der 
Stammfonds ist unangetastet zu erhalten. 


8 10. 

Das Gesetz vom 1. April 1886, betr. die Emeritierung evan- 
gelischer Pfarrer, und die Bestimmung in Artikel 12c des Ge- 
setzes vom 19. Dezember 1903, betr. Fürsorge für die Witwen 
und Waisen der Pfarrer, werden aufgehoben. 


8 ll. 
Die Bestimmungen in $ 5 dieses Gesetzes finden nur auf die 
Pfarrer Anwendung, welche nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in den Ruhestand versetzt werden. 
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2. Das Gesetz betreffend Organisten und Küster. 
Von 3. Dezember 1912. 


I. Allwemeines. 
sl. 
Der Organistendienst ist, falls nicht im einzelnen Fall etwas 
anderes bestimmt wird, vom Küsterdienst getrennt. 


Il. Organisation. 


82. 

Die Organisten werden vom ÖOberkirchenrat auf Vorschlag 
des Kirchenrats angestellt, und zwar entweder widerruflich, auf 
beiderseitige dreimonatige Kündigung, oder unwiderruflich. Die 
Kündigung kann vom Kirchenrat nur mit Genehmigung des Ober- 
kirchenrats erfolgen. 

Die unwiderruflieche Anstellung erfolgt nur dort, wo der Or- 
ganistendienst im Hauptamte wahrgenommen wird. In allen an- 
deren Fällen ist die Anstellung widerruflich. 

Wo der Organistendienst noch nicht vom Lehrerdienst ge- 
trennt ist, setzt sich der Oberkirchenrat über die Person des 
Anzustellenden mit dem Evangelischen Oberschulkollegium ins 
Einvernehmen. Vor der Anstellung ist die gutachtliche Aeuße- 
rung des Kirchenrats einzuziehen, wenn nicht schon ein Vorschlag 
des Kirchenrats zur Besetzung der Stelle vorliegt. 

Wird ein Organist, der zugleich Lehrer ist, als solcher ver- 
setzt, so endet mit der Versetzung auch sein Dienst als Organist. 
S 8. 

Wo der Organistendienst einem Lehrer übertragen wird, ist 
damit, soweit nichts Abweichendes vereinbart wird, die Verpflich- 
tung verbunden, in Vertretung des Pfarrers 

l. erforderlichenfalls den Gottesdienst als Lesegottesdienst 
abzuhalten, 

2. bei Beerdigungen mitzuwirken, wo dies von den Angehö- 
rigen des Verstorbenen gewünscht wird, 

3. Auszüge aus den Kirchenbüchern anzufertigen. 
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8 A. 

Das Diensteinkommen der Organisten soll mindestens 400 Mark, 
und, wo die Einkünfte der Organisten dazu ausreichen, mindestens 
300 Mark betragen. 

Wenn eine Gemeinde nicht imstande ist, den Mindestbetrag 
von 400 Mark aufzubringen, tritt die Zentralkirchenkasse aus- 
helfend ein. Die Höhe der zu leistenden Beihilfe bestimmt der 
Oberkirchenrat. 

55. 

Nur der unwiderruflich angestellte Organist hat Anspruch auf 
Ruhegehalt. 

Die Versetzung in den Ruhestand und die Höhe des Ruhe- 
gehalts regelt sich nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 
22. Dezember 1891, betreffend die Versetzung in den Ruhestand 
von Organisten, welche nicht zugleich Schullehrer sind. 

Der Anspruch auf Witwen- und Waisengeld bestimmt sich 
nach Artikel 13 des Gesetzes vom 19. Dezember 1903, betreffend 
Fürsorge für die Witwen und Waisen der Pfarrer und derjenigen 
Organisten oder Küster, welche kein Schulamt bekleiden. 

Hinsichtlich der Gnadenzeit der Hinterbliebenen gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 19. Dezember 1906, betreffend 
die Gnadenzeit der Hinterbliebenen von Organisten und Kistern. 

8 6. 

Der Organist hat, wo nichts anderes bestimmt ist, für seine 
Vertretung im Fall einer Krankheit oder eines Urlaubs selbst zu 
sorgen. 

III. Küster. 
87. 
‚ Die Küster werden vom Kirchenrat angestellt. 

Die Anstellung ist, wo nicht aus besonderem Grunde etwas 
anders bestimmt wird widerruflich. 

S 8. 

Das Amt des Küsters kann mit einem anderen kirchlichen 

Amte verbunden werden. 
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59. 

Das Diensteinkommen des Küsters wird vom Kirchenausschuß 
festgesetzt. Der Küster hat nur dort Anspruch auf Ruhegehalt, 
wo dies aus besonderen Gründen mit Genehmigung des Ober- 
kirchenrats festgesetzt ist. In diesem Falle finden die Bestim- 
mungen des Gesetzes vom 22. Dezember 1891, betreffend die Ver- 
setzung in den Ruhestand von Organisten, welche nicht zugleich 
Schullehrer sind, auch auf den Küster Anwendung. Der Anspruch 
auf Witwen- und Waisengeld bestimmt sich alsdann nach Art. 13 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1903, betreffend Fürsorge für 
die Witwen und Waisen der Pfarrer derjenigen Organisten oder 
Küster, welche kein Schulamt bekleiden. 

Hinsichtlich der Gnadenzeit der Hinterbliebenen gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 19. November 1906, betreffend 
die Gnadenzeit der Hinterbliebenen von Organisten und Küstern. 


IV. Uebergangs- und Schlußbestimmungen. 


$ 10. 

Wo der Inhaber einer Organisten- und Küsterstelle gemäß 
S 112 des Schulgesetzes Anspruch auf Ruhegehalt hat, erfolgt 
die Trennung der beiden Dienste erst nach Erledigung der Stel- 
len, falls der Küsterdienst nicht eher gekündigt ist. Die Rechte 
der Inhaber dieser Stellen werden durch das gegenwärtige Gesetz 
nicht berührt. 

811. 

Aufgehoben wird das Gesetz vom 3. Januar 1856 wegen An- 
stellung von Organisten und unteren Kirchenbeamten, welche zu- 
gleich Schullehrer sind, das Gesetz vom 24. April 1889, betreffend 
das Diensteinkommen der Organisten und das Gesetz vom 19. No- 
vember 1906, betreffend die Obliegenheiten des Küsters. 


N 12. 
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestim- 
mungen werden vom Oberkirchenrat erlassen. 
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Von höchstrichterlichen Entscheidungen 
ausdem Jahre 1912 sind die folgenden bemerkenswert: 

I. Entscheidungen des Reichsgerichts 

a) in Strafsachen: 

1. Eine Entziehung im Sinne des $ 21 des preußischen 
Fürsorgegesetzes liegt nicht vor, wenn die Eltern des aus der 
Fürsorgeerziehung entwichenen Minderjährigen dem von der zu- 
ständigen Behörde um ihre Vernehmung ersuehten Amtsgericht 
die Auskunft über dessen Aufenthaltsort verweigern, da für sie 
eine Rechtspflicht zu einer solehen Mitteilung nicht besteht. — 
Erk. vom 19. März 1912 (Entsch. Bd. 46 S. 25). 

2. Die Eltern haben nicht die Rechtspflicht, zur Unter- 
bringung des unter Fürsorge Gestellten positiv mitzuwirken, es 
sei denn, daß durch eine vorausgegangene rechtswidrige Hand- 
lung der Eltern ein rechtswidriger Zustand geschaffen worden 
war, und hieraus eine Rechtspflicht zum Handeln erwuchs. — 
Erk. vom 3. Mai 1912 (Goltdammer Bd. 60 8. 83, Pr. Pfarr- 
archiv 1913 S. 33). 

3. Der ganze eingefriedete Raum eines Erbbegräbnisses gilt 
als „Grab“ im Sinne des $ 168 StGB., dessen Beschädigung straf- 
bar ist, auch wenn er noch nicht vollständig belegt ist. — Erk. 
vom 11. März 1912 (Goltdammer Bd. 60 S. 66, Pr. Pfarrarchiv 
1913 S. 65). 

4. Der Ort, wo eine Leiche begraben worden ist und ihre 
Ruhe gefunden hat, bleibt ein „Grab“ auch über die Zeit der 
völligen Verwesung und Zersetzung der Leiche hinaus, solange 
dieser Ort eben als diese Ruhestätte angesehen und gepflegt wird. 
Ein Unterschied zwischen Grab und Grabstätte besteht in dieser 
Hinsicht nicht. Hiernach ist es gleichgültig, ob die tatsächliche 
und rechtliche Möglichkeit bestand, das Grab nach der betreffen- 


den Gottesaeckerordnung einzuziehen oder nicht. — Erk. vom 
30. Dezember 1912 (Recht XVII. Jahrg. Nr. 3, Pr. Pfarrarchiv 
1913 8. 159). 
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b) in Civılsachen: 

1. Ist eine offene Handelsgesellschaft als Eigentümerin eines 
mit dem Patronate belasteten Gutes eingetragen, so ist sie Patron. 
Als Träger der mit dem Patronat verbundenen Rechte und Pflich- 
ten ist dann aber nicht, wie bei der juristischen Person (vgl. 
8 615 II 11 ALR.), ein von den die Gesellschaft bildenden Per- 
sonen verschiedenes Rechtssubjekt, sondern diese selbst in ihrer 
Zusammenfassung anzusehen (vgl. auch RGZ. Bd. 65 S. 21. 229). 
— Erk. vom 25. November 1912 (Recht XVII. Jahrg. Sp. 38, 
Pr. Pfarrarchiv 1913 8. 46). 

2. Nach den Vorschriften des Allgemeinen Landrechts haftet 
zwar das dingliche Patronatsrecht auf dem Grund und Boden als 
solchem, gleichwohl ist die Ansicht, die Trennung der Patronats- 
rechte von den Patronatslasten widerspreche dem Wesen des 
Patronats, als eines öffentlich-rechtlichen Instituts, nicht zutref- 
fend, da auch in anderen Vorschriften des Preußischen Rechtes 
ein Auseinanderfallen von Patronatsrechten und Patronatspflichten 
vorgesehen ist (SS 612, 582, 583 Il 11 ALR. in Verbindung mit 
der Verordnung vom 30. August 1816 und dem Gesetz vom 8. Mai 
1837). Daher ist auch ein Vertrag rechtswirksam, inhaltsdessen 
dem Eigentlimer von 3 mit dem Patronat behafteten Rittergütern bei 
dem Verkaufe eines derselben das Patronatsrecht an dem ver- 
kauften Gute vorbehalten, die Patronatspflichten dagegen auf den 
Käufer übertragen werden, sofern derselbe seitens der Kirchenge- 
meinde durch die dafür zuständigen Organe und durch das Konsi- 
storium genehmigt worden ist. — Erk. vom 10. Oktober 1912 
(Recht XVI. Jahrg. Sp. 705, Pr. Pfarrarchiv 1913 S. 47). 

3. Hat der Erblasser über die Art seiner Beerdigung (Feuer- 
bestattung) selbst Anordnungen getroffen, so sind diese maßgebend: 
die Erben können hiergegen Widerspruch nicht erheben. — Erk. 
vom 7. März 1912 (DJZ. XVII. Jahrg. Sp. 634, Pr. Pfarrarchir 
1913 S. 271). 

4. Für die observanzmäßige Regelung der Kirchenbaulast des 
Patrons genügt es nicht, daß sich bei dem einen Teil, der Kir- 
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chengemeinde, eine bestimmte Rechtsüberzeugung gebildet hat, 
vielmehr muß auch bei dem andern Teil, dem Patron, eine gleiche 
Rechtsauffassung bestanden haben (Gruchot Bd. 31 S. 894). Eine 
einmal entstandene Observanz bleibt aber als objektive Rechts- 
norm so lange in Kraft, bis sie durch eine andere Rechtsnorm, 
sei es ein Gesetz, sei es eine entgegenstehende Observanz, außer 
Kraft gesetzt wird. — Erk. vom 4. Juni 1912 (Recht XVI. Jahrg. 
Sp. 209, Pr. Pfarrarchiv 1912 S. 156). 

II. Entscheidungen des Preußischen Oberverwal- 
tungsgerichts 

a) ın Kirchensteuersachen: 

1. Eine gemischte Ehe im Sinne des $ 5 des Kirchensteuer- 
gesetzes vom 26. Mai 1905 ist jede Ehe, in der der eine Gatte 
evangelisch, der andere nicht evangelisch ist, also insbesondere 
auch eine solche, ın welcher der Ehemann aus der Landeskirche 
ausgetreten ist. Vermögenslosigkeit und Befreiung von der Staats- 
enkommensteuer begründen nicht die Befreiung der Ehefrau von 
der Kirchensteuer, da diese sich, abgesehen von dem besonderen 
hier nicht vorliegenden Ausnahmefall einer besonderen Veranlagung 
der Ehefrau, nach der Steuerkraft des Ehemannes richtet in der 
Weise, daß der evangelische Teil der gemischten Ehe von der 
Hälfte des der kirchlichen Besteuerung zugrunde liegenden Steuer- 
satzes, zu welchem der Ehemann veranlagt ist, heranzuziehen ist. 
— Entsch. vom 26. April 1912 (Allg. Kirchenbl. 1912 S. 825). 

2. Im Falle einer Mischehe ist nur der evangelische Teil in 
die Heberolle aufzunehmen und auch nur diesem Teil die Mit- 
teilung des Steuersatzes und die Zahlungsaufforderung zuzustellen. 
Daher ist eine an den nichtevangelischen Ehemann ergehende 
Zahlungsaufforderung unzulässig und letzterer von der Kirchen- 
steuer, die zu zahlen er aufgefordert war, freizustellen. — Entsch. 
vom 14. Mai 1912 (Allg. Kirchenbl. 1913 S. 334, sowie Entsch. 
des OV@. Bd. 61 S. 110. 

3. Wenn es auch richtig ist, daß die Bestimmung in $ 3 des 
Kirehensteuergesetzes, betr. das Erlöschen der Kirchensteuerpflicht 

11* 
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durch Aufgabe des Wohnsitzes derjenigen des $ 60 Abs. 3 Ziff. 2b 
des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. S. 152) 
nachgebildet ist, so rechtfertigt doch nichts den von den Klägern 
gezogenen Schluß, daß die für das Gebiet des Kommunalabgaben- 
rechtes geltenden Grundsätze auch für das Gebiet des Kirchen- 
stenerrechtes Anwendung finden müßten. Vielmehr stellt sich das 
Kirchensteuergesetz gegenüber dem Komnunalabgabengesetz als 
ein völlig selbständiges Gesetz dar, dessen Vorschriften unab- 
hängig vom Kommunalabgabengesetz und von den mit Bezug auf 
dieses ergangenen Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
lediglich aus sich selbst heraus auszulegen sind, soweit nicht etwa 
ausdrücklich (vgl. z. B. $ 4, 17, 22, 23 des Kirchengesetzes) ein- 
zelne Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für anwendbar 
erklärt sind. Im vorliegenden Falle schreibt aber der klare Wort- 
laut des $ 3 des Kirchensteuergesetzes vor, daß die Kirchensteuer- 
pflicht für den Fall, daß ein Wechsel des Wohnsitzes der Kirchen- 
gemeinde bezw. ($ 26 a. a. OÖ.) der Berliner Stadtsynode nicht 
angezeigt ist, erst mit dem Ablaufe des auf die tatsächliche Auf- 
gabe des Wohnsitzes folgenden Monats erlischt. Entscheidend 
ist somit nach dieser Vorschrift allein, ob eine derartige Anzeige 
der Kirchengemeinde bezw. der Berliner Stadtsynode erstattet ist, 
ohne daß es auf die Abmeldung bei der Polizeibehörde ankommen 
kann. Da der Kläger von der Aufgabe seines Wohnsitzes in Berlin der 
Berliner Stadtsynode keine Anzeige gemacht hat, konnte demgemäß 
auch das Erlöschen seiner Steuerpflicht gegenüber der Berliner 
Stadtsynode erst mit dem Ablaufe des auf die Aufgabe des Wohn- 
sitzes folwenden Monats, d. h. mit dem Ablaufe des Monats Fe- 
bruar 1910, eintreten. — Entsch. vom 19. April 1912 (Entsch. 
des OVG. Bd. 61 S. 104). 

4. Eine an sich nach $ 18 Abs. 2 des Kirchensteuergesetzes 
vom 26. Mai 1905 zulässige mündliche Zahlungsaufforderung muß 
durch den Vertreter der Verwaltungsbehörde oder dessen Beauf- 
tragten an den Steuerpflichtigen selbst gerichtet werden. Erfolgt 
die Zahlungsaufforderung schriftlich, so genügt es, wenn der 
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Kirchensteuerpflichtige durch eine vom Gemeindekirchenrat aus- 
gebende Mitteilung Kenntnis erhält; als solche ist — im Falle 
einer Mischehe — die Vorlegung eines unvollzogenen Quittungs- 
entwurfes in dem Bureau des nicht evangelischen Ehemannes 
nicht zu erachten. — ZEntsch. vom 20. Dezember 1912 (Allg. 
Kirchenbl. 1913 S. 329). 

5. Eine Wıtwe reformierten Bekenntnisses, die nach dem 
Tode ihres lutherischen Ehemannes dessen Wohnsitz beibehält, 
ist, wenn der Wohnsitz in einem Bezirke liegt, der eine evange- 
lisch-reformierte und eine konsensus-unierte Kirchengemeinde um- 
faßt, der letzteren Kirchengemeinde steuerpflichtig, da sie durch 
ihre Eheschließung Mitglied der Kirchengemeinde ihres Ehe- 
mannes geworden ist und nach dessen Tode auch weiterhin der 
beide evangelische Bekenntnisse in sich vereinigenden, konsensus- 
unierten Kirchengemeinde nach ihrem eigenen, reformierten Be- 
kenntnisse angehören könnte, so daß also der Tod des Ehemannes 
nicht die Folge hatte, daß sie die Mitgliedschaft in derjenigen 
Kirchengemeinde, welcher sie während ihrer Ehe angehört hatte, 
ohne weiteres verlor und wieder Mitglied der konfessionell abge- 
schlossenen, reformierten Kirchengemeinde wurde. — Entsch. vom 
3. Dezember 1912 (Entsch. des OVG. Bd. 63 S. 235). 

b) in sonstigen kirchlichen Angelegenheiten: 

1. Zu den in $ 30 Abs. 2 des Volksschulunterhaltungsge- 
setzes vom 28. Juli 1906 genannten „ Vermögensstücken“ sind Ver- 
pflichtungen, die dem öffentlichen Rechte angehören und den 
Charakter steuerartiger Leistungen tragen, nicht zu rechnen. 
Wo mit dem Volksschulamt ein kirchliches Amt dauernd ver- 
einigt ist, sind auch die Leistungen, welche ihrem Ursprung nach 
Vergütungen für die kirchlichen Dienste darstellen, als „Leistungen 
für den Schulverband und die Schule“ im Sinne des $ 54 des 
Volksschulunterhaltungsgesetzes anzusehen. 

Die Lieferung von „Besoldungsholz“ für den Inhaber eines 
vereinigten Kirchen- und Schulamtes nach früherem hessischem 
Recht beruht nicht auf dem Patronatsverhältnis, sondern auf einem 
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gutsherrlichen und ist daher mit dem Inkrafttreten des Volks- 
schulunterhaltungswesetzes in Fortfall gekommen. — Entsch. vom 
16. April 1912 (Entsch. des OVG. Bd. 61 S. 54). 

2. Es bestelit keine gesetzliche Vorschrift, nach der Kirch- 
höfe von Anliegerheiträgen gemüß $ 15 des Fluchtliniengesetzes 
vom 2. Juli 1875 frei bleiben missen. Die Errichtung eines Ge- 
bäudes auf dem Grundstück einer Kirchengemeinde macht diese 
pflichtig, wenn der Bau mit ihrem Willen, wenn auch ohne die 
erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde ausgeführt wor- 
den ist. — Entsch. vom 38. November 1912 (Entsch. des OVG. 
Bd. 62 S. 220). 

3. Die Verteilung der Umzugskosten eines Geistlichen auf 
mehrere beteiligte Kirchengemeinden (Ges. betr. die Umzugskosten 
der Geistlichen, vom 10. Juni 1909) erfolgt in Ermangelung vor- 
handener Bestimmungen oder rechtsgtültiger Vereinbarungen nach 
Anhörung des Kreissynodalvorstandes endgültig durch das Kon- 
sistorium und unterliegt nicht der Nachprüfung im Verwaltungs- 
streitverfahren. Eine angebliche Observanz, wonach bisher eine 
Gemeinde zu den Unizugskosten nichts beigetragen habe, ist nicht 
als eine „Bestimmung“ im obigen Sinne anzusehen. — Entsch. 
vom 6. Dezember 1912 (Entsch. des OVG. Bd. 64 S. 381, Allg. 
Kirchenbl. 1913 8. 329). 

III. Entscheidungen des Preußischen Kammer- 
gerichts: 

1. In Angelegenheiten ihres Pensionsfonds wird die evan- 
gelische Landeskirche der älteren preußischen Provinzen durch 
den Evangelischen Oberkirchenrat ohne Mitwirkung des General- 
synodalvorstandes vertreten. Die Zugehörigkeit eines für die 
evangelische Landeskirche der älteren Provinzen eingetragenen 
Rechtes zum Pensionsfonds ist vom Grundbuchamt auf Grund 
einer bloßen formlosen Erklärung des Evangelischen Oberkirchen- 
rats anzunehmen. — Beschl. vom 23. April 1912 (Entsch. Bd. 43 
S. 166). 

2. Bei rein jüdischen Ehen können für das aus solcher Ehe 
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hervorgegangene religionsunmündige Kind nach dem Tode des 
jüdischen Vaters die Mutter und der Vormund des Kindes dessen 
Austritt aus dem Judentum rechtswirksam erklären und bestim- 
men, daß es in der christlichen Religion der einen oder anderen 
Konfession erzogen werde — Beschl. vom 26. April 1912 (Entsch. 
Bd. 43 S. 71). 

3. Die Erklärung über den Austritt aus der Kirche kann 
nur von demjenigen Amtsgericht beurkundet werden, in dessen 
Bezirke der Austretende seinen Wohnsitz hat. Das örtlich zu- 
ständige Amtsgericht ist nicht befugt, ein anderes Amtsgericht um 
Aufnahme der Erklärung des Austretenden im Wege der Rechts- 
hilfe zu ersuchen. Ist trotzdem die Austrittserklärung von einem 
ersuchten Amtsgericht beurkundet und auf Grund der Urkunde 
die Austrittsbescheinigung erteilt worden, so ist diese für nichtig 
zu erklären, falls gegen ihre Erteilung von einem Beteiligten Be- 
schwerde erhoben und die Unzulässigkeit der Rechtshilfe gerügt 
wird. — Beschl. vom 10. Mai 1912 (Entsch. Bd. 43 S. 16). 

4. Die Anordnung der Berichtigung der Kirchenbücher in 
der Provinz Hannover liegt, insoweit als sie noch zur Beurkun- 
dung des Personenstandes dienen, nicht den Amtsgerichten, son- 
dern den Regierungen, Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, 
ob. — Beschl. vom 20. Juni 1912 (Entsch. Bd. 43, 8. 75). 
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I. Abhandlungen. 


Die Hoffnung auf ein neues Bekenntnis der Kirche. 


Von 
Pfarrer Feldweg, Großbottwar, Württemberg. 


Gehet hin in alle Welt und prediget das 
Evangelium aller Kreatur. Mark. 16, 15. 
Wer da lebet und glaubet an mich, der 
wird nimmermehr sterben. Joh, 11, 26. 


I. Selbständiger Teil. 


Das erste dieser Worte bezeugt, daß der Herr Christus die 
Heilkraft seines Wortes für den ganzen Welt- und Schöpfungs- 
bereich selbst geglaubt hat, das zweite verheißt dem einzelnen, 
daß er diese Heilkraft an sich selbst im Diesseits erleben werde, 
es sagt ja das „Nimmermehrsterben‘‘ von einem Glaubenden aus; 
das Glauben aber ist eine Funktion, die im Diesseits zu voll- 
ziehen ist. Hat die Funktion des Glaubens diese uneingeschränkte 
einzigartige Wirkung, dann ist es von allergrößter Wichtigkeit, 
daß sie auch vollzogen werde. Da erhebt sich die Frage: hat 
die Kirche, die Trägerin dieses heilkräftigen Wortes, in der Tat 
auch alles getan, um dem heute lebenden Geschlecht das Glauben 
zu erleichtern? Jedermann versteht diese Frage angesichts der 
schmerzlichen Tatsache, daß ganz große Kreise unseres Volkes 
irre geworden sind am Glauben. 
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Man sagt gewöhnlich, der einseitige Diesseitigrkeitsstandpunkt 
der Massen sei das Haupthindernis des Glaubens. Aber ist nicht 
vielleicht diese Einseitigkeit nicht ohne Mitschuld der Kirche 
entstanden, insofern als die Kirche selbst dem Diesseits gegenüber 
nicht den richtigen Standpunkt einnahm? Ist es wirklich nötig, so sehr 
zu warnen vor denen, welche das Diesseits verklären wollen, oder alles 
das zu diskreditieren, was der christliche Staat heute ın sozialer Für- 
sorge leistet, mit Berufung darauf, daß es nicht ächt christlich sein 
könne, weil auf Zwang und nicht auf selbstloser Liebe beruhend? 
Obne Zweifel meinen es jene Warner und Kritiker ernst, wenn 
sie sich für ihr Urteil einzig auf die heilige Schrift stützen, aber 
die Schrift selbst kann dafür geltend gemacht werden, daß zur 
richtigen Beurteilung der Gegenwart der Faktor der Geschichte 
nicht außer Betracht bleiben darf. Denn der erste Teil der 
Schrift zeigt, wie Gott seinen Heilswillen im Gang der Geschichte 
eines einzelnen Volkes stufenweise kund macht und der Verwirk- 
lichung entgegenführt. Um nur einen Punkt hervorzuheben: 
daß Israel die Pflanzschule für Gottes geistliches Königreich ist. 
das wird erst im Exil erkannt, man denke an die Idee des leiden- 
den Gottesknechts im Jesajabuch. 

Nun ist es von höchster Wichtigkeit, daß im zweiten uns 
eigentlich angehenden Teil der Bibel die fortgehende Lektion der 
Geschichte fehlt. Das N.T. bietet uns die Geschichte der Gemeinde 
nur für das erste christliche Jahrhundert. Die weitere Geschichte 
der Gemeinde finden wir außerhalb des Kanons. Sollte sıe 
weniger unter göttlicher Leitung gestanden haben als die Geschichte 
der alttestamentlichen Gemeinde? Mit dieser Annahme würden 
wir den wichtigsten Verheißungen ihres erhöhten Herrn wider- 
sprechen, vgl. Mat. 28, 20. Joh. 16, 13. Ein allseitig abge- 
wogenes Urteil über die christliche Gegenwart werden wir also 
allein aus der Schrift unmöglich gewinnen können. Wir 
würden uns damit einen iHorizont aufzwingen, der wohl der- 
jenige der neutestamentlichen Zeit gewesen ist, aber nimmermehr 
der unsrige sein kann, denn das Christentum selbst ist fort- 
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laufende Geschichte. In den neunzehn Jahrhunderten seitdem 
Christus das Regiment in die Hand bekommen hat, ist es ziemlich 
anders geworden in der Welt. 

Von religionsgeschichtlicher Seite wird das Dasein einer eigent- 
lichen Heilsgeschichte innerhalb der allgemeinen Geschichte mit 
Unrecht bestritten. Denn wissenschaftliche Gründe, die diesen 
Namen verdienen, gibt es für diese Bestreitung nicht. Für die 
christliche Periode ist dieses Dasein garantiert eben durch den- 
jenigen Faktor, den das Motto hervorliebt, das ist das der 
Gemeinde Gottes gegebene lebendige Wort. Hiebei ist hervor- 
zuheben, daß dieses lebendige Wort oder Glaubenszeugnis, so 
sehr es sich auf die Schrifturkunde der Evangelien und aposto- 
lischer Zeugnisse stützt, doch nicht in einer einfachen Repro- 
duktion dieses urkundlichen Zeugnisses besteht, sondern daß es 
lebendiges Wort im Sinne von neuem Wort ist, weil es das 
Wort ist, das der Gemeinde von ihrem Herrn für die Aufgaben 
ihrer jeweiligen Gegenwart gegeben wird. Es gibt in der 
Christenheit allezeit eine ächte Prophetie des Neuen Bundes, an- 
gepasst dem jeweiligen allgemeinen geistigen Horizont der 
lebenden Gemeinde. Die Aechtheit dieser Prophetie erweist sich 
darin, dass sie dem „Glauben“, d. h. den in der regula fidei des 
Apostolikums bezeugten fundamentalen heilsgeschichtlichen Wahr- 
heiten gemäß ist. Ihr Quell ist der heilige Geist, dessen Aus- 
gießung die Heilsgeschichte krönt. Je und je ist es in der 
Geschichte der Kirche dahin gekommen, daß sie das Bedürfnis 
hatte, diesem in ihr lebenden Wort, d. h. ihrer jeweiligen Wahr- 
heitserkenntnis solennen Ausdruck zu geben. Dieser Ausdruck 
sind de Bekenntnisse. Das für unsere evangelische Kirche 
wichtigste wird 1930 sein 400jähriges Jubiläum feiern. Es ist 
hier nicht der Ort, im einzelnen nachzuweisen, worin die Augu- 
stana zeitgeschichtlichen Charakter trägt. Nur das sei hervor- 
gehoben, daß mit der Betonung dieses Moments in keiner Weise 
ein Mangel gerügt werden will. Nach anderer Seite behält die 
Tatsache Ewigkeitswert, daß einst deutsche Fürsten der evan- 

12* 
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gelischen Kirche zu ihrem Entstehen halfen. Ferner sind die 
Fragen, welche die Augustana beantwortet, in der Hauptsache 
so beantwortet, daß die Antwort bleibenden Wert trägt. An- 
dererseits hängt es mit dem der Geschichte unterworfenen Gang 
christlicher Erkenntnis und daraus entspringenden christlichen 
Lebens zusammen, daß eine total neue Zeit, ein völlig ver- 
änderter geschichtlicher Horizont der Kirche neue Aufiraben, neue 
Fragen, neue Wege weist, sie aber ist durch ihre Verbindung 
mit ihrem Herrn alledenn gewachsen. Wollte sie sich in ängst- 
lichem Kleinmut der Forderung der Gegenwart entziehen, so 
würde sie erstarren. Vestigia terrent. Ihre universale Aufgabe 
bleibt, Gott sei Dank! Licht der Welt, Salz der Erde zu sein. 
Diese Aufgabe kann sie naturgemäß bloß lösen in lebendiger 
Berührung mit dem gesamten Geistesleben der Zeit. Daß man 
ihr diese Berührung heute z. T. erschwert — neue Hochschulen 
ohne theologische Fakultäten — ist symptomatisch. Aber die 
Kirche sehe zu, ob sie nicht wenigstens zum Teil durch ängst- 
lichen Konservatismus, natürlich ohne es zu wollen, jenem weit- 
verbreiteten Vorurteil Vorschub seleistet hat, als habe sie dem 
modernen Geschlecht nicht viel zu bieten. Die Kirche muß also 
den Mut haben, ihren Besitzstand wieder einmal urbi et orbi 
deutlich zu machen, sie muß deutliche Antwort geben auf die 
Fragen, welche die Gegenwart bewegen auf religiösem Gebiet, da- 
mit jedermann, der es wissen will, wissen könne, was die Kirche 
ist, was sie glaubt, was sie kann. Das Christentum ist die 
Religion der Erlösung, also muß die Kirche zeigen, worin diese 
Erlösung besteht, angesichts der Bande, welche die Gegenwart 
bedrücken. 


1. Von dem ewigen Wesen der Kirche.! 


Das ewige Wesen der Kirche besteht darin, daß die Kirche 
eine solche Gemeinschaft von Menschen ist, die in der Verbindung 


' Was hierüber gesagt wird, soll nur zeigen, worauf die in der Ueber- 
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mit dem lebendigen Gott steht: 1. Joh. Brief 1, V. 3: „unsere 
Gemeinschaft ist mit dem Vater und mit seinem Sohne Jesus 
Christus.“ Damit ist als Besitz der Christenheit eine wahrhaftige 
Gottesgemeinschaft bezeugt und zwar nach V. 1 und 2 eine 
solche, die dadurch zustande kam, daß „das da von Anfang war“ 
in ein solches geschichtliches Dasein einging, daß man es besehen, 
beschauen, betrachten konnte. Das Ewige nahm also natürliche 
Wirklichkeit an, paßtesich den Erkenntnisbedingungen der sinnlichen 
Welt an, zum Beweis, daß dieser Sinnenwelt, dieser somatischen, phy- 
sischen Menschheit das Ewige sich zu fassen und festzuhalten gibt. 

Der kurze Inhalt dieser Gottesgemeinschaft ist in dem trini- 
tarischen Glaubensbekenntnis befaßt. Gott selbst ist als Vater, 
Sohn und Geist ewig und gibt an seiner Ewigkeit denen Teil, 
welche die von Ihm gestiftete Gemeinschaft annehmen. 

Genauer besteht das ewige Wesen der Kirche als einer 
Gemeinde Gottes auf Erden in dem Dasein und Wirken des 
heiligen Geistes in dieser Gemeinschaft. Die zeitlich ersten 
Glieder dieser durch Christus in seinem irdischen Wirken ge- 
stifteten Gemeinde (Mat. 16, 18) waren durch den heiligen Geist 
tatsächlich mit Gott verbunden (Apg. 2), und als sie vom zeit- 
lichen Schauplatz abtraten, hatte ilır Zeugnis von dem Leben, 
das erschienen ist, der Gemeinde neue Glieder zugeführt, um 
so mehr, als sie oft dieses Zeugnis als Märtyrer besiegelten und da- 
durch zu Felsen der Gemeinde wurden; vgl. z. B., wie das Volk 
von Smyrna am Todestag des Polykarp über diesen ausrief „das 
ist der Lehrer Asiens, der Vater der Christen‘ (Th. Zahn, For- 
schungen zur Geschichte des nt. Kanons und der altkirchl. Lit. VL, 
8. 1790). Das Martyrıum hatte aber in erster Linie zeit- 
geschichtliche Bedeutung. 
schrift ausgedrückte Hoffnung sich stützt, nicht was über dieses Stück 
selbst zu bekennen wäre. 

ı Wie wir jetzt wieder an China erleben, man müßte blind sein, wenn 
man den Zusammenhang übersehen würde, der zwischen der großen Chri- 


stenverfolgung im Boxeraufstand von 1900 und der heutigen chinesischen 
„Götterdämmerung“ besteht. 


174 Abhandlungen. 


Das nicht so „aktuelle Zeugnis der Urgemeinde war für 
die gesamte Kirche wichtiger, sofern es urkundliches Zeugnis 
derer ist, welche erlebten, was naturgemäß alle späteren Glieder 
der Gemeinde nicht mehr erleben können: die Gemeinschaft mit 
dem Herrn Jesus in seinem irdischen Dasein und hernach deren 
Fortsetzung im Stande seiner Erhöhung. Wir später Lebenden 
sind dadurch in die Möglichkeit versetzt, die genaueste Kenntnis 
von diesem Mittler zwischen Gott und den Menschen zu be- 
kommen. Wie lange wird es aber ‚Späterlebende'‘ geben? 
Genau so lange, als das natürliche Wirken Gottes die Welt der 
jetzigen Menschheit erhält. So lange wird diese Menschheit den 
Naturboden darbieten für die Wirkung, welche das Zeugnis von 
dem in Christus erschienenen Leben hat. Naturwirkung Gottes 
in der Erhaltung der Völker, und Geisteswirkung in der durch 
die Gemeinde Gottes, durch dieses Organ, diesen Leib Christi 
vermittelten Tätigkeit des heiligen Geistes laufen nebeneinander 
her, nicht sowohl nach Art einer prästabilierten Harmonie für- 
einander bestimmt, als vielmehr so, daß sich fortwährend. die 
lebendige Gegenwart Gottes in der Weltregierung kundpgibt. 
Es ist ein und derselbe Gott, der sich in der Weltgeschichte wie 
in der Geschichte der Kirche kundgibt, die Weltgeschichte ist in 
der Tat die eine Hälfte des Weltgerichts. Davon bekamen wir 
im Jahr 1913 im Rückblick auf 1813 den lebendigsten Eindruck. 
Aber die Kirche, die Gemeinde Gottes auf Erden ist ein Organis- 
mus für sich und immer deutlicher bildet er sich aus der 
gesamten Menschheit als ein solcher heraus. Das kommt in 
erster Linie her von der eigentümlichen, spezifischen Art des 
Lebensempfangs dieser Gemeinschaft. Der heilige Geist im Unter- 
schied von dem natürlichen, ebenfalls von Gott stammenden und 
in der Menschheit wirksamen Geist kann nur durch einen Akt 
menschlicher Freiheit empfangen werden: Gott schenkt ılın 
denen, die im Glauben an die durch Christus gestiftete Versöh- 
nung darum bitten. Vgl. Rosegger: „Das Denken und Grübeln 
über Gott und alles Unendliche hab ich mir längst abgewöhnt 
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der Frieden kommt nur im Beten.“ Im Beten aber betätigt sich 
menschliche Freiheit. Das Gesagte schließt einen Anfang des 
Empfangs heiligen Geistes in unbewußtem Zustand kraft der 
Fürbitte der Gemeinde, insbesondere frommer Eltern nicht aus, 
wohl aber ist damit behauptet, daß der volle Geistesempfang 
nur demjenigen zuteil wird, der in der rechten — hier nicht 
näher zu erörternden — Weise darum bittet. Jeder aber, der 
diesen Empfang erlebt, hat damit ewiges Leben, in qualitativem 
Sinn. Und zwar ist es der Gemeinschaft bildende, den Christus 
im Lauf der Geschichte stufenweise verklärende heilige Geist, der 
vom Vater geschenkt wird. Individuelle und allgemeine, d. h. 
aufs Ganze gehende Wirkung ist hiebei stets beisammen; letztere 
ist das Wichtigere, weil die Hauptgefalır des Ichs, den Egoismus 
Ueberwindende. So erlebt die neutestamentliche Gemeinde fort- 
gesetzt ihre Ewigkeit sive Göttlichkeit dadurch, dass sich ihr 
Personalbestand fortwährend in klar bewußter, gewollter Einzel- 
bekehrung erneuert und zugleich die Gesamtheit stufenweise sich 
vervollkommnet. Sie ist die Stadt Gottes, wenigstens anfangs- 
weise, durch die der Strom lebendigen Wassers d. h. wirklicher 
Gottesmitteilung unversieglich strömt, Off. 22, 1. Gott gegenüber 
wird diese Ewigkeit erlebt im Besitz des Friedens, ‚der höher 
ist als alle Vernunft“, um das aus der Versöhnung folgende 
wesentliche Stück anstatt aller andern hervorzuheben. 

Innerhalb ihrer selbst erlebt die Gemeinde ihre Göttlichkeit 
ın dem ihr zuteil werdenden göttlichen Regiment. Vgl. die 
universalen Verheißungen von Joh 17. Die Kirche ist eine 
ihrer Leitung von oben sich bewußte Gemeinschaft. So schon 
am Anfang „da sie aber dem Herrn dieneten und fasteten, sprach 
der heilige Geist: sondert mir aus Barnabas und Saulus zu dem 
Werk, dazu ich sie berufen habe.* Apg. 13, 2. 

Wir dürfen nicht geringschätzen, was wir in der Gegenwart 
von dieser göttlichen Leitung wahrnehmen. Es ist der spezifische 
Unterschied einer Sitzung des Kirchengemeinderats von der- 
jenigen der weltlichen Gemeindevertretung, daß jene mit Gebet 


176 Abhandlungen. 


beginnt und schließt, diese dagegen nicht. Damit ist über 
letztere kein Tadel ausgesprochen, aber die Höhenlage der kirch- 
lichen Versammlung markiert. Was von der Leitung der Lokal- 
gemeinde gilt, das gilt ebenso von derjenigen der Gesamt- 
gemeinde. Es gehört sich, daß die mit solcher Leitung befaßten 
Organe ihre Tätigkeit betend vollziehen. Freie Organisationen, 
z. B. Missionskomitees, tun dies sicherlich. Läßt vielleicht in 
dieser Hinsicht die Praxis z. B. der Konsistorien noch zu wünschen 
übrig, so hängt dies ohne allen Zweifel mit deren gemischtem 
Charakter zusammen, sofern sie zugleich staatliche Behörden sind. 
Je mehr sie sich zu rein kirchlichen Behörden gestalten, desto 
mehr werden sie siclı dessen bewußt werden, daß sie an der 
Spitze betender Einzelgemeinden stehen, deren Vertrauen sie 
durch kein anderes Mittel in solchem Maße bekommen und be- 
halten, als wenn sie mit diesen Gemeinden in Gebetszemeinschaft 
stehen. Die neueste Geschichte zeigt, daß das Gebet und damit 
das Vertrauen auf die Leitung von oben die beste Kraft der 
evangelischen Landessynoden ist. Wenn wir uns die Leitung 
einmal der gesamten deutschen evangelischen Landeskirchen 
als eine betende Vertretung denken, so ist damit gewiß nichts 
zu Großes erwartet und doch etwas, das groß genug ist, um 
für die Kirche jene Hoffnung zu haben, die „der Aelteste“ gehabt 
hat: „unser Glaube ist der Sieg, der die Welt überwunden hat.“ 
Mit dem Gesagten soll natürlich die Göttlichkeit oder Ewigkeit 
der Kirche entfernt nicht allseitig dargestellt, nur das Wichtigste 
soll hervorgehoben sein. 

Ein Wort über den an diesem Punkte zutage tretenden 
Unterschied von der wichtigsten natürlichen Menschengemein- 
schaft, dem Staate, möge diesen Abschnitt beschließen. In 
den weltlichen Behörden des Staats von den Vertretungen der 
Gemeinden bis zu Ministerien, Landtagen und Trägern der 
Krone steht es jedem einzelnen frei, sich zu seinem Wirken 
Gottes Segen zu erbitten; bona fide nimmt die württem- 
bergische kirchliche Organisation der Lokalgemeinden betreffs 
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der Ortsvorsteher die hiezu vorhandene Willigkeit an, wie ihre 
offizielle Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat zeigt; dennoch ist 
der Staat nicht in solchem Maße wie die Kirche eine Gemein- 
schaft, die sich ihrer Leitung von oben notwendig, stiftungs- 
gemäß bewußt werden kann. Denn die staatliche Rechtsquelle 
ist nicht so deutlich die göttliche, der staatliche Zweck ist ein 
anderer als der kirchliche, welch letzterer immer auf Gottes- 
gemeinschaft hinausläuft. Jener befaßt sich mit den natürlichen 
Aufgaben des Volks und der Völker insgesamt. Beide Zwecke 
sind verschieden, aber sie schließen einander richtig verstanden 
ein. Insbesondere ist die jeweils lebende Menschheit Gottes 
Werk und ihr natürliches Leben bildet den gottgegebenen Boden 
für die Tugenden, die das Gottesvolk in der Menschheit zu betätigen 
berufen ist, zugleich als Vorprobe für ihre zukünftige Bestimmung 
Mat. 25, 21. | 


2. Von der natürlichen Verjüngung der Kirche. 


Im bisherigen ist hoffentlich klar geworden, daß das ewige 
Wesen der Kirche in der lebendigen Gottesgemeinschaft ihrer 
Glieder besteht. Diese Glieder gehören, worauf ebenfalls schon 
hingewiesen wurde, zugleich der natürlichen Familien- und Volks- 
gemeinschaft an, und so geschieht das Werden der Kirche auf 
dem Wege der natürlichen Verjüngung. Hieraus aber ergibt sich 
eine große und innerhalb der Kirche von Anfang an empfundene 
Schwierigkeit. Nach kirchlicher Auffassung klebt der natürlichen 
Verjüngung ein Makel an, sofern durch sie die Erbsünde über- 
tragen wird. Die Schriftgemäßheit dieser Auffassung kann im 
allgemeinen nicht bestritten werden. Es ist aber im Auge zu 
behalten, daß die neutestamentliche Beobachtung über eine Jahr- 
hunderte dauernde Reihenfolge christlicher Generationen nicht 
verfügt. Geschichtlich steht fest, daß früh in der Kirche die 
Frage sich erhob, ob die natürliche Fortpflanzung seitens über- 
zeugter Christen nicht zu unterlassen sei. Die Bejahung dieser 
Frage schien sich nahezulegen im Anschluß an Herrnworte wie 
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Mat. 24, 19. Der selbst ehelose Apostel hat 1. Kor. 7 die Ehe- 
losigkeit empfohlen. Der Zweifel an dem christlichen Recht des 
Elıestands hat im Mönchtum eine gewisse Lösung gefunden. Im 
Verlauf der Zeit ist für den Klerus die Ehelosigkeit zum Gesetz 
erhoben worden, relativ in der griechischen, absolut in der römi- 
schen Kirche. Die Reformation hat der Ehe zu ihrem Rechte 
verholfen, aber die Lehre von der Erbsünde eher verschärft als 
gemildert. Es ist klar, daß wir hier einer ethischen Frage alier- 
ersten Rangs gegenüberstehen. Läge die Sache in der Tat so, 
daß die durch Christus geschehene Erlösung nicht imstande wäre, 
auf dem Gebiet der Geschlechtsgemeinschaft Reinheit herzustellen, 
dann müßte mit Notwendigkeit die Absolutheit ihres Wertes 
bezweifelt werden. Was lehrt aber hierüber der Stifter des 
Christentums? Hat der Herr Jesus den ehelosen Stand für den 
allein wahrhaft heiligen Stand erklärt? Unser Herr hat Mat. 19, 
l1f. festgestellt, daß es Leute gibt, die um des Dienstes am 
Reich Gottes willen ehelos bleiben. Angesichts der hinter uns 
liegenden Geschichte der Kirche wollen wir nicht mehr so be- 
fangen sein, daß wir nicht zugeben würden, in diesem Wort 
habe der Herr die relative Berechtigung des ehelosen Standes 
für seine Reichssache ganz entschieden anerkannt. Um so mehr 
aber sind wir durch ein solches unparteiisches Urteil berechtigt 
hervorzuheben, daß sich jene Aeußerung unseres Herrn durch 
den Zusammenhang als eine solche charakterisiert, die von der 
Ausnahme nicht von der Regel selbst handelt. Diese hat der 
Herr dort deutlich ausgesprochen. Er war durch die Pharisäer 
zu einem Urteil über Ehescheidung veranlaßt worden. Er hat 
es abgegeben als absolutes Werturteil für den Ehestand mit 
Mat. 19, 4: Habt ihr nicht gelesen, daß der im Anfang den 
Menschen gemacht hat, der machte, daß ein Mann und Weib 
sein sollte. Mit diesem Wort setzt sich der Herr vollständig für 
die Ehe als göttliche Schöpfungsordnung ein. Schon früher hat 
er in der Bergpredigt Mat. 5, 27 ff. dieselbe Stellung einge- 
nommen. Dazu hat er sich dort als denjenigen bezeugt, der das 
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Gesetz in Erfüllung bringt. Das bedeutsamste aber wird sein, 
daß der Herr seinen Amtslauf mit dem Wunder auf der Hoch- 
zeit von Kana begonnen hat. Dieses Zeichen zeigt, daß der 
Herr sich als denjenigen wußte, der aus dem Ehestand einen 
Freudenstand macht. Wenn Eheleute, wie dort geschah, ihren 
Ehestand in seiner Gemeinschaft eingehen können, mit welcher 
die volle Gottesgemeinschaft gegeben ist, dann reinigt und heiligt 
eben diese Gemeinschaft des Herrn den natürlichen Stand völlig. 
Und dann gilt dasselbe von der Ehe heutiger lebendiger Glieder 
der Kirche. Wir verdanken dem Herrn den Empfang des heiligen 
Geistes und damit die Möglichkeit reiner Führung der Ehe, ver- 
gleiche die kirchliche Fürbitte vor jeder Eheschließung „in 
Gottes Namen anfangen, christlich führen, selig zu Gottes Lob 
vollenden“. Dieses Wesen christlicher Eheführung ist in der 
deutschen Kirche durch Gottes Weltregierung in der Zivilstands- 
gesetzgebung wie noch nie zuvor zu deutlicher Anerkennung 
gebracht worden. Die Trennung der staatlichen und der kirch- 
lichen Funktion hat eine noch nie so stark dagewesene Veran- 
lassung gegeben die spezifische Bedeutung der letzteren ins 
Auge zu fassen. Wir stehen aber erst am Anfang derjenigen 
Epoche kirchlicher Geschichte, die damit eingeleitet wurde. Sie 
hat der Kirche einen neuen Rechtsboden gegeben. Erst die 
Folgezeit wird das Ergebnis berausstellen; die Früchte werden 
erkennen lassen, daß es einen Unterschied ergibt, ob man atlıe- 
istisch heiratet, wie August Bebel dem deutschen Volk riet, oder 
christlich. Wir richten hier unser Augenmerk auf die Früchte 
wahrhaft christlicher Ehen. Ist es irrig anzunehmen, in diesen 
finde eine Art geistliche Zuchtwahl statt? Spricht nicht die 
Erfahrung dafür? 

Die von Gott geschaffene Sinnlichkeit ist an sich nicht 
sündig. Und so wie sie durch den Sündenfall geworden ist, muß 
sıenicht insozusagen hoffnungsloser Wiederholung bleiben. Warum 
soll es nicht möglich sein, daß Kinder christlich betender 
Eltern schon vor ihrer Geburt heiligen Geist empfangen, ähnlich 
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wie Johannes der Täufer? Muß es nicht angesichts des tat- 
sächlichen sündlichen Zustands der Welt frommer Eltern erstes 
Anliegen sein, ihre Kinder so früh als möglich einer solchen 
Einwirkung des heiligen Geistes unterstellt zu sehen, die es 
ihnen möglich macht „stark zu sein und den Bösewicht zu über- 
winden“ 1. Joh. 2, 14? Unter dieser Voraussetzung stellt sich 
uns die natürliche Verjüngung der Kirche in einem neuen Lichte 
dar als etwas wahrhaft von Gott Gewolltes, als eine Fortsetzung 
des Werkes Christi, die Werke des Teufels zu zerstören 1. Joh. 3, 8 
durch seinen Leib, sein Organ, das ist durch seine Gemeinde. 
Indem diese Gemeinde, die Kirche im eigentlichen Sinn, ihre 
Glieder wirksam zur Keuschheit erzieht, erweist sie sich aufs 
heilsamste als das Salz der Erde, das der sittlichen Fäulnis wehrt 
und diese überwindet. Und hierin erblicken wir die Kirche auf 
dem besten Weg zu jenem Ziel, das sie in der alten Kirche durch 
das Mönchtum anstrebte und noch heute durch die Ehelosigkeit 
des Klerus anstrebt, was ein falscher Weg war und ist, weil er 
wider das göttliche Naturrecht geht. 

Ist das Gesagte richtig, bedarf die Lehre von der Erbsünde 
schrift- und erfahrungsgemäßer Fortbildung im Sinne der Ver- 
erbung auch guter auf sittlichem Wege erworbener Eigenschaften!, 
dann darf man hoffen, daß eine so hervorragend praktische 
Wahrbeit auch bekenntnismäßig zum Ausdruck kommen wird. 

Bisher hat die evangelische Kirche die Heiligung nicht in 
den Vordergrund gestellt, ın ihrem Bekenntnis, sondern die 

ı „... weil nur und allein die Ethik Jesu diesen Typus von Geistes- 
menschen hervorzubringen vermag, darum ist Jesus der zweite Adam, der 
wirkliche Anfünger einer neuen, höheren Menschheit. Und dieser höhere 
Typus von Geistesmenschen wird dann nach dem Gesetz der Vererbung 
sich fortpflanzen und ausbreiten und das Erdreich besitzen.“ Aus „Reich 
Gottes, Kirche und Kirchen, Vortrag gehalten auf der Eisenacher Konferenz 
von Prof. F. Heman, veröffentlicht in der Monatsschrift „Das Reich Christi‘, 
Herausgeber Dr. Johs. Lepsius, 11. Jahrg. 1908 S. 113. Verf. dıeses Artikels 
hat in der gleichen Zeitschrift S. 319 den Gedanken einer Vererbung von 


moralischen Tugenden noch überraschend genannt, heute glaubt er dieser 
pneumatischen Descenztheorie zustimmen zu sollen. 
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Rechtfertigung. Diese Tatsache erklärt sich aufs einfachste aus 
der Geschichte. Es konnte mit der Heiligung niemals etwas 
Rechtes werden, ehe die Rechtfertigung sicher gestellt war. 
Unsere heutige Lage erfordert ohne Zweifel eine neue Örientie- 
rung. Nur das christliche Leben kann heute die durchgreifende 
Apologie der Kirche sein. Dieses aber wird es sein und zwar 
am nachhaltigsten auf dem Gebiet der Familie. Hier wird die 
Kirche zeigen, daß sie sozusagen das Monopol hat für die Weis- 
heit die von oben ist, deren erste Tugend die Keuschheit ist 
Jak. 3, 17. Schriften wie „Hellmut Haringa‘‘ weisen nach dem- 
selben Ziel, wenn sie gleich vielleicht, wie diese, dem positiven 
Christentum nicht ganz gerecht werden. Dagegen den Bund vom 
weißen Kreuz begrüßen wir wie eine tapfere Freischar, die dem 
Ganzen der Kirche voran den schlimmsten Feind des Menschen- 
wohls mutig angegriffen hat. 

Das erhoffte neue Bekenntnis, diese Tat der Kirche, auf die 
wir hoffen und um die wir bitten, wird also „ethisch“ orientiert 
sein. Die Befürchtung, die Kirche werde darüber ihre dog- 
matische Position verlieren, ist hinfällig. Diese Befürchtung 
wäre nur dann gerechtfertigt, wenn, verlangt würde, die Christen- 
heit solle die Kosten dieses Feldzugs wider die verbotene Fleisches- 
lust selbst bestreiten. Der erste Teil dieser Abhandlung zeigt, 
daß daran nicht gedacht ist. Jede Tugend des neuen Lebens, der 
göttlichen Natur ist eine Gabe: 2. Petr. 1, 3ff. Es wird über- 
haupt nichts Neues hier verlangt. In allen lebendigen christ- 
lichen Kreisen ist mit dieser Forderung längst ernst gemacht 
worden. Das Neue ist nur, daß die Hoffnung ausgesprochen 
wird, die Kirche als solche räume der ethischen Forderung eine 
neue Stelle ein, lasse sie nicht mehr bloß als selten erreichte 
Ausnahme gelten, sondern stelle sie voran als condicio sine qua 
non eines christlichen Lebens, das diesen Namen mit Recht führt, 
und erfülle ihre Glieder mit der Zuversicht von 1. Joh. 5, 3: 
Das ist die Liebe zu Gott, daß wir seine Gebote halten, und 
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seine Gebote sind nicht schwer. Das gibt doch eine bessere 
Parole fürs Leben, als wenn man wie eledem die jungen Gemüter 
in jenem traurigen Dunkel von Röm. 7 festhält: Das Vollbringen 
des Guten finde ich nicht — das Böse das ıch nicht will, das 
tue ich. Was wir hoffen, ist also nichts anderes, als daß die 
Kirche künftig Röm. 8 voranstelle. Wenn sie das tut, wenn sie 
den Gehorsam gegen Gottes Gebote künftig als den leicht 
gangbaren Weg zeigt ihrem jungen Geschlecht, dann ist zu hoffen, 
daß sie sich in derjenigen Aufwärtsbewegung befindet, die solche 
Individuen entwickeln wird, wie wir sie zur Erfüllung jener 
seligen eschatologischen Verheißung von 1. Kor. 15, 51 voraus- 
setzen müssen. Hievon weiter zu reden erübrigt, denn es gilt 
zu den Gegenwartspflichten zurückzukehren. 


3. Von der heutigen Anfeindung der Kirche. 


Dieselbe Menschenwelt, welche Christus für sein Reich zu 
gewinnen sucht, ist zugleich das Einflußgebiet des bösen Feindes 
Mat. 13, 38f. Dadurch ist das Reich der Welt entstanden, dessen 
Fürst der Satan ist Mat. 12, 25 f. Joh. 14, 30. Wenn man 
Christus den sein läßt, der er sein will, wenn man sich gegenüber 
seinem nach gewöhnlichem menschlichem Maßstab einwandfrei 
überlieferten Wort nicht uferlose Willkür erlauben will, so muß 
man als Lehre Christi dies zugeben, daß es ein persönliches 
Einwirken Satans auf die Menschheit gibt und daß dieses Ein- 
wirken sich über den gesamten Geschichtslauf der Menschheit 
erstreckt bis zu dessen Ende: zweites Himmelreichsgleichnis von 
Mat. 13. Unser Herr lehrt uns dort eine derartige Anfeindung 
seiner Gemeinde, sowohl der einzelnen Glieder als der Gemeinde 
im ganzen, daß an eine allmähliche Ueberwindung dieser bösen 
Einflüsse durch allmähliches Stärkerwerden der guten Wirkungen 
nicht zu denken ist. Die Macht des bösen Feindes wird nach 
der eigenen Aussage des Herrn erst durch sein eigenes Eingreifen 
endgültig beseitigt. Mat. 13, 40f. Hiernach bekennt die Kirche, 
daß sie Christi Wiederkommen zum Gericht glaubt. 
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In der Gegenwart erleben wir nun eine scharfe Spannung des 
Gegensatzes zwischen der Gemeinde Gottes und dem Reich des Teufels 
oder der Welt im schlimmen Sinn, vgl. zu diesem Joh. 15, 18 fi. 
Da steht im Vordergrund die rote Internationale, sie macht ganz 
den Eindruck jener planmäßigen widerchristlichen Organisation 
von Of. 20, 8. | 

Im Zusammenhang damit nehmen wir innerhalb der Christen- 
heit wahr einen Abfall vom alten Glauben, wie er zahlenmäßig 
wohl noch nie da war; noch nie waren die breiten Volksmassen 
in solchem Maße zum Unglauben verführt. 


! Vgl. über den römischen Irrtum die geistvollen Ausführungen des 
tPrälaten D.th. et phil. K.v. Lechler in „Die biblische 
Lehrevom heiligen Geiste“. Ill. Teil: Praktische Verwer- 
tung, Gütersloh 1904. Dort heißt es S. 272: „Wenden wir uns zur Be- 
trachtung der Stellung, welche der Staat gegenüber der katholischen Kirche 
einzunehmen hat, so kann es uns nicht entgehen, daß auch hier die Idee 
der natürlichen Volksgemeinschaft als einer von Gott selbst geordneten 
noch nicht zu ihrem Rechte gekommen ist..... “ Nachdem dieselbe von 
der Zeit an, wo sie Reichskirche geworden war, also seit Konstantin d. Gr. 
eine sehr ehrenvolle und hinreichend freie Stellung eingenommen hatte, 
begann bei ihr mit dem Zerfall des Frankenreichs jenes Trachten nach allen 
Reichen der Welt, das seit dem vatikanischen Beschlusse von 1870 ihr aus- 
schließlicher Charakter geworden ist.... Der Staatsgewalt ist durch die 
Aufrichtung des unfehlbaren Pontifikats eine tiefere Wunde geschlagen 
worden, als man je geabnt hatte, einzig und allein dadurch, daß sie die 
Gelegenheit nicht wahrnahm, durch engen Zusammenschluß..... ein ge- 
meinsames Organ der Großmächte zu bilden und mittels desselben die über- 
wuchernde geistliche Macht in derjenigen Ehrerbietung vor der von Gott 
eingesetzten Obrigkeit zu erhalten, welche beiden Teilen wahrhaft würdig 
und.. heilsam gewesen wäre.“ Nachdem dann gesagt ist, daß seinerzeit 
Fürst Hohenlohe die Mächte vergeblich auf den richtigen Weg der Staats- 
weisheit gegenüber von Rom aufmerksam gemacht hat, und daher die 
Niederlagen der Staatsregierungen rühren, weist Lechler hin auf die refor- 
matorische Lehre von dem selbständigen göttlichen Beruf der Obrigkeit 
‚dem geistigen Erstgeburtsrecht der Krone gegenüber von der Tiara* und 
sagt: „Hier ist auch einer der Standorte, in welchen eine gerechte und 
weise Politik der römischen Selbstüberhebung mit Erfolg begegnen kann,* 
S. 274. Man vgl. noch weiter ebendort $. 287, wo auf Grund der Apo- 
kalypse eine Kirchenidee abgerufen ist, die auf die Sichtkarkeit ihres Da- 
seins das Hauptgewicht legt. 
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Drittens sehen wir die Kirche in ihrer rettenden Tätigkeit 
gehemmt durch die starke, aber wahrheitswidrige Ausgestaltung 
der kirchlichen Organisation in der römischen Kirche. Diese hält 
an der Fiktion eines zum Heil notwendigen irdischen Priester- 
tums fest und nimmt eine falsche Stellung zu der Gottesordnung 
des Staates ein, indem sie die Herrschaft über diesen begehrt‘. 
In beiden Stücken ist die römische (und ähnlich die griechische 
Kirche) in der vorbereitenden alttestamentlichen Form des Gottes- 
reichs rückständig eblieben. 

Endlich sellen wir die evangelische Kirche im eigenen Lager 
geschwächt durch eine Theologie, die die Heilsgeschichte preis- 
gibt und pantheistisch oder monistisch den Menschengeist und 
Gottesgeist identifiziert. 


4. Wie soll die Kirche diese Feinde bekämpfen? 


Dadurch, daß sie selber immer mehr das wird, was sie 
ihrem ewigen Wesen nach ist, wie das unter 1 und 2 gezeigt 
wurde: diejenige Macht, die allein imstande ist, die Schäden des 
Volkslebens zu heilen. Die Bekämpfung des ersten Feinds, der 
Sozialdemokratie ist zunächst Sache des Staats. Denn diese ist, 
wie das namentlich Adolf Stöcker klar erkannt hat, mit 
hervorgegangen aus dem Suchen nach dem Recht für den neuen, 
vierten Stand. Insofern ist sie eine politische Erscheinung, fällt 
also zunächst außerhalb des Gebiets, das Christus für sich ın 
Anspruch nimmt Joh. 18, 36. Mat. 22, 21. Aber zum Staat als 
solchem hat die Kirche eine sehr lebendige Beziehung. Sie sieht 
in ıhm die von Gott gewollte Organisation der einzelnen Völker. 
Und die Liebe zum eigenen Volk zu pflegen dazu sieht sie sich 
durch das vierte Gebot verpflichtet. Hieraus ergibt sich ganz 
unmittelbar als Christenpflicht Vaterlandsliebe. Es fragt sich, 
ob die Kirche in dieser Hinsicht seither allseitig und planmäßig 
die Liebe zum eigenen Volk gepflegt hat als Christenpflicht. Die 
erschreckliche Tatsache ıst die, daß Millionen deutscher Staats- 
bürger heute ohne Vaterlandsliebe sind. Liegt hier nicht ein 
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Versäumnis der Kirche vor? Hat sie nicht den ersten Glaubens- 
artikel auf Kosten des zweiten vernachlässigt? Hätte die Vater- 
landslosigkeit unserer Sozialdemokraten so arg werden können. 
wenn man in den deutschen Volksschulen die deutsche Geschichte 
als zugleich Geschichte des Reiches Gottes im deutschen Volk 
mit demselben Ernst gepflegt hätte wie die Geschichte des Volks 
Israel? Hier kann gewiß in Zukunft vieles besser werden. Das 
Jahr 1913 ermuntert hiezu. Wer z. B. das Buch „Die Befreiung 
18313, 1814, 1815“ Verlag von Langewiesche liest, dem tritt 
deutlich entgegen, wie echt deutsch und echt christlich zugleich 
die Frömmigkeit der Edelsten in jener großen Zeit gewesen ist. 

Seitdem haben wir, die ältere Generation, wieder große 
deutsche Geschichte erlebt. Können wir glauben, daß Gott dem 
deutschen Reich seine Machtstellung in der Welt olıne Zweck 
gegeben hat? Also fürs erste: gewissenhafte, unablässige Pflege 
der Vaterlandsliebe an der Hand der deutschen Geschichte. Dann 
wirds besser werden. Wir Deutsche sind nun einmal so, wir 
müssen zu dieser staatserhaltenden Tugend erst planmäßig er- 
zogen werden. Denn wir sind Idealisten'. Da wo unser 
größter Vorzug liegt, vermöge dessen wir dem KBwigen, 
“öttlichen vielleicht wie kein anderes Volk zugewandt sind, 
dort liegt auch unsere größte Gefahr. Welches Volk hat 
soviel Millionen wackerer Söhne und Töchter an fremde Nationen, 
insbesondere an die angelsächsische in Nordamerika hergegeben ? 
Hier auf diesem Gebiet müssen wir mehr Selbstachtung lernen, 
mehr Treue gegen das gerade dem deutschen Volk als solchem 
verliehenen Pfund. 

Was die Kirchenfeindschaft der Sozialdemokratie betrifft. so 
wird sie überwunden werden durch verbesserte kirchliche Organi- 


! Und nur durch unsern christlichen Idealismus haben wir uns als 
Volk durch eine harte Jugend sondergleichen — Dreißigjähriger Krieg. 
Indwig XIV. — Napoleon — durchgeschlagen. 

: Wer nach einem Schriftgrund für die Pflicht des Patriotismus fragt, 
der bedenke, was das A. T. zu bedeuten hat mit seinen göttlichen Grund- 
:ätzen der Staats- und Staatenregierung. | 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. Sf. 13 
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sation, in der Weise, daß die sichtbare Wirklichkeit der Kirche 
den Gliedern mehr zum Bewußtsein gebracht wird, durch wahr- 
haft kirchliche Seelsorge, wodurch zugleich deutlich wird, die 
Kirche ist wirklich kein Klasseninstitut, sondern die Organisation 
der Gemeinde Gottes, die Gemeinschaft hat mit dem lebendigen 
Gott und von Christus sich regiert weiß. Hierüber ist oben das 
Nötigste gesagt. Nur dies sei hinzugefügt, daß bisher vielfach 
versäumt wurde, den Gliedern eben diese ihre eigene, bei uns also 
bis jetzt landeskirchliche Eingliederung teuer zu machen. 

Hier können wir von der römischen Kirche lernen. Diese 
ist oben unter denjenigen Mächten genannt worden, durch welche 
die Kirche in ihrer rettenden Tätigkeit gehemmt werde. Man 
erinnere sich, wenn es hiefür eines Belegs bedarf, an den Kampf. 
den die römische Kirche heute zugunsten der Jesuiten führt. Für die 
evangelische Kirche bedeutet dieser Kampf Gegenreformation in 
irgend einer Form, aber jedenfalls in einer unerträglichen. Dierömi- 
sche Kirche unterdrückt die Gewissensfreiheit wo sie kann mit 
äußeren Machtmitteln, namentlich durch eine bezahlte, ın ıhrem 
Dienst arbeitende Presse, und dadurch bringt sie die Kirche über- 
haupt in Mißkredit und fördert ohne es zu wollen Anarchie und 
Atheismus. Hiegegen muß die evangelische Kirche kämpfen. 
Sie tut es erstlich dadurch, daß sie sich des vierten der oben 
genannten Feinde, der Obstruktion im eignen Lager erwehrt. 
Geht die Hoffnung in Erfüllung, die oben ausgedrückt wurde, so 
erleben wir einen neuen Bekenntnisakt der evangelischen Kirche 
derart, daß diese erstlich die Kontinuität mit der Vergangenheit 
dadurch wahrt, daß sie die Heilsgeschichte in vollem Umfanı 
als ihren Lebensnerv bezeugt, zweitens den Forderungen der 
Gegenwart gerecht wird, indem sie zeigt, daß menschlich leben 
christlich leben heißt. 

Hiebei kann uns die Notwendigkeit dieses neuen Bekenntnis- 
aktes klar werden von diesen beiden Gesichtspunkten aus: 
einmal wird eın solcher Bekenntnisakt deutlich machen, daß die- 
diejenige Theologie der evangelischen Kirche in ihr nicht aus- 
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schlaggebend ist, welche die heilsgeschichtlichen Grundlagen 
negiertt und sodann wird gerade der Bekenntnisakt als solcher 
unsere Kirche aufs neue in den Besitz jenes Gemeinschaftsbewußt- 
seins setzen, das sie heute entbehrt und ohne das eine Kirche 
nicht kraftvoll bestehen kann. Sie wird sich also damit zugleich 
der Angriffe Roms erwehren. In der Machtstellung der römi- 
schen Kirche haben wir vor Augen, welche Kraft dem re- 
ligiisen Gemeinschaftsbewußtsein innewohnt. Jeder Katholik 
weiß sich als Glied eines großen Ganzen. Und dieses Ganze 
elaubt er als Gottes heilige Kirche auf Erden. Hier sehen wir 
die Gemeinschaft bildende Macht der Kirche in stärkster Akti- 
rität. Wir sehen sie aber im Dienst einer Kirche, die zugleich 
politische Herrschaft erstrebt und eben damit die Idee der Kirche 
unheilvoll diskreditiert. 

Die evangelische Kirche darf sich nur auf ihr Wesen be- 
einnen und dieses zielbewußt ausgestalten, vgl. besonders das 
unter 2 über kirchliche Leitung Gesagte, so wird sie nicht mehr 
einen mehr oder weniger großen Teil ihrer gemeinschaftbildenden 
Kraft sozusagen durch Parasitismus am eigenen Leibe sich nehmen 
lassen, durch Verbindungen, deren Gliedern die Zugehörigkeit zu 
ihrem Sonderverband höher steht als die allgemeine kirchliche 
(iemeinschaft, sondern sie wird jede Gelegenheit benützen, die 
sich in der regelmäßigen Predigt, in Casualien, in der Konfir- 
mation, in der Feier des heiligen Abendmahls und in der gottes- 
dienstlichen Einführung ihrer Organe darbietet, um das kirchliche 
Gemeinschaftsbewußtsein zu wecken, zu vertiefen und zu ver- 
mehren. Soviel über die Aufgabe der evangelischen Kirche im 
Kampf gegen den römischen Irrtum und gegen grundstürzende 
eigene Theologie. Es erübrigt noch ein Wort, was gegenüber 
dem heute drohenden Massenabfall geschehen soll. 

Wenn das bisher Ausgeführte richtig ist, so hat der Abfall 
vom positiven Glauben zum Teil darin seinen Grund, daß die 
Christliche Kirche als solche, als Ganzes, sich noch nicht diejenige 
ethische Normierung gegeben hat, die die Gegenwart erheischte. 

13* 
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Unser gesamtes äußeres Leben ist ein anderes geworden als es 
in Luthers Tagen war und doch bieten wir unserem Volk als 
praktische Lebensregel nichts anderes als Luthers Katechismus. 
der bekanntlich einem frommen deutschen Bauern in den Mund 
gelegt ist. Hiemit ist eine Rückständigkeit von solcher Trag- 
weite gekennzeichnet, daß es genüct auf dieselbe hingewiesen 
zu haben, um ın allen Denkenden die die Kirche lieb haben, den 
lebhaftesten Wunsch zu wecken, daß hier den Erfordernissen der 
Gegenwart, dem Zeitalter der Industrie, des Welthandels, der 
Naturbeherrschung und — was vielleicht die wichtigste Aende- 
rung ist — der konstitntionellen und nicht mehr patriarchalischen 
Monarchie Rechnung cwetragen werde. Nicht als ob dies nicht 
bereits im einzelnen längst seschehen würde. Aber es ist doch 
etwas anderes, wenn die Kirche als Ganzes zum heutigen Leben 
Stellung nımmt, wenn vor allem deutlich wird, daß sie nicht melır 
eine von der Obrigkeit befohlene sondern eine von Gott gegebene 
freie Glaubensgemeinschaft ıst. Es liest zu einem neuen Be- 
kenntnis hier aber auch ein innerer Grund vor. Ab hoste 
disceendum. Ist nicht etwas daran, daß die Kirche ihre Glieder. 
ihre armen, gedrückten, notleidenden Brüder und Schwestern 
früher allzurasch mit der Hoffnung aufs Jenseits wetröstet hat? 
Der Kampf ums Dasein ist heutzutag allerseits ernst, aber die 
Kirche, der Leib, der Organisnuus dessen, der gesagt hat: meine 
Last ist leicht, mein ‚Joch ist sanft, hat die Aufgabe, unablässig 
daran zu arbeiten, daß die gegenseitigen Beziehungen ihrer 
Glieder nach dem Grundgebot des Herın Jesus sich regeln. Sie 
darf hier in der Tat keinen Stand gegenüber dem andern bevor- 
zugen. Sie muß insbesondere die sog. Menschenrechte achten und 
ihre göttliche Wurzel unablässig aufzeigen, wie sie andererseits die 
geschichtlich, also unter göttlicher Leitung gewordenen Standes- 
unterschiede, Pflichten und Rechte im Glauben an die göttliche 
Leitung der Geschichte überhaupt zu vertreten hat. Vel. Christi 
Beispiel Joh. 19, 11 in seiner fundamentalen Bedentung. Hier hat 
die Kirche in richtiger Weise konservativ zu sein. Nach dieser Seite 
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muß man einerseits das Wort „christlich sozial ist Unsinn“ beklagen 
und von dem schlecht informierten an den besser zu informierenden 
Kaiser appellieren, andererseits der durchaus natur- und geschichts- 
widrigen Gleichmacherei Widerstand leisten. Die heutige Struk- 
tur der Stände ist eine andere als diejenige der patriarchalischen 
Zeit Luthers. Die geschichtlose Leugnung des Rechts höherer 
und höchster Stände hat aber schon Luther bekämpft. Die evan- 
gelische Kirche braucht von ihren seitherigen Bekenntnisgrund- 
lagen keine zu entfernen, sie hat bloß auf denselben fortzubauen. 
Sie hat sich einzusetzen für eine gesunde Auffassung des dies- 
seitigen Lebens, die nur möglich ist auf Grund der Gewißheit 
des jenseitigen Lebens. 

Wird nicht dieser Punkt, dieses göttliche Gleichgewicht von 
Welt und Ewigkeit recht eigentlich den Nerv des neuen Bekennt- 
nisses zu bilden haben ? Die Organisation des diesseitigen Lebens 
selbst in seiner ganzen Breite und Tiefe ist Sache des Staats; 
Sache der Kirche ists zu bezeugen, daß diese Ausgestaltung 
Gottes Willen ist. Offenbarungsgläubig betrachtet zeigt sich die 
heutige Weltlage als Verwirklichung des der Menschheit vom 
Schöpfer eingestifteten Gebots 1. Mos. 1, 26. Es ist uns wie 
ein Zeichen, daß die Luftschiffahrt am meisten gefördert wurde 
von einem echt christgläubigen Mann. Damit ist wahrlich nicht 
Kultur und Christentum vereinerleit.e. Es ist ganz etwas 
anderes, ob Christen voll Nächstenliebe und voll Pflichtbewußt- 
sein, voll Opferwilligkeit gegen ihr Vaterland die Welt anfassen, 
oder ob das hochgebildete Egoisten tun. Jene besitzen in ihrem 
Umgang mit Gott die Kraft, das größte Hemmnis der Wohlfahrt 
der einzelnen wie der Völker, die persönliche und die volks- 
mäßige Eitelkeit auszuschalten und dafür einzusetzen die selbst- 
lose Liebe im Dienst des Nächsten ja der ganzen Menschheit. 
Inwieweit es auf diesem Wege gelingen wird, der Welt im 
schlimmen Sinn Herr zu werden, steht in Gottes Hand. Aber 
eine Gemeinde Gottes, die treu ist im Dienst ihres erhöhten Herrn 
und an die Verheißungen glaubt, die in dem Gebete liegen, das 
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er sie gelehrt hat, wird noch jetzt viel von dem Siege sehen 
dürfen, den sie schon am Anfang bekannte durch das Zeugnis 
„des Aeltesten“ 1. Joh. 5, 4. Bezüglich der endgültigen Ueber- 
windung des bösen Feindes aber wird sie um so zuversichtlicher 
an ihrer siebenten Bitte anhalten, je treuer sie zuvor mit dem 
Heilsgute gewirtschaftet hat, dessen sie durch die sechs ersten 
Bitten für sich und alle Menschen teilhaftig wird. 


II. Die Kirche im Urchristentum nach Otto Scheel. 


Die Kirche ist, wie unter I gezeigt wurde, die lebendige. 
wahrhaftige Gemeinde Gottes auf Erden. Ihr göttlicher Charakter 
ist ihr wichtigstes Wesensmerkmal. Darauf beruht ihre Unzer- 
störbarkeit und ihre Selbstgewißheit. Inmitten einer Menschen- 
welt voll Vergänglichkeit hat sie die übermenschliche Aufgabe 
ihren Ewigkeitswert jedem Zeitalter zum Bewußtsein zu bringen. 
Wie sie das machen soll, darauf sinnt sie unablässig, alle ihre 
Glieder die lebendig sind, tun das. Und sie tun es um so wir- 
kungsvoller, je mehr sie von Beruf dazu befähigt sind. Ein hoch 
erfreuliches Beispiel hiefür darf in diesem Zusammenhang noch 
namhaft gemacht werden. Es ist das ein kleines Büchlein von 
nur 56 Oktavseiten, sein Inhalt aber liest sich wie ein gedrängter 
Auszug aus einem zehnmal größeren Werk. Dasselbe hat den 
Titel: Die Kirche im Urchristentum. Mit Durch 
blicken auf die Gegenwart. Von Professor Dr. Otto 
Scheel, Tübingen 1912 bei J. C. B. Mohr. Die Schrift ist das 
zwanzigste Heft der IV. Reihe der religionsgeschichtlichen Volks- 
bücher. Dasselbe bietet in mehr als einer Hinsicht eine Uhnter- 
stützung für die Hoffnung, daß wir irgendwie einen neuen Be- 
kenntnisakt der christlichen insbesondere der deutschen evange- 
lischen Kirche erwarten dürfen. Da kommt in erster Linie ın 
Betracht, was Scheel über dus Wesen der Kirche im Ur- 
christentum ausführt. Er knüpft an an die Bedeutung von ek- 
lesia in der Sept. = Volk Gottes, oder ideale Gesamtgemeinde 
Israels. Diesen Sinn findet er in der paulinischen Anwendung 
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des Wortes. Die Ekklesia bezeichnet nicht eine rechtliche 
Organisation, sondern eine religiöse Größe, „Ekklesia Gottes“ 
ı.B. 1. Kor. 15, 9. Aehnlich werden 1. Kor. 10, 32 die 
Korinther Juden und Heiden gegenüberstellt, beide alte Völker 
sind durch ein neues drittes Volk, das Volk Gottes abgelöst. 
Auf die in erster Linie religiöse Bedeutung des Begriffs „Ekklesia“ 
und „Ekklesien® legt Sch. den größten Wert. Er hebt hervor, 
daß Paulus durchgängig darauf verzichte, die Kirche des Glaubens 
und die Gemeinde sprachlich zu unterscheiden. Er nennt die 
örtlichen Vereinigungen Ekklesien, weil sie ihm nicht als profane 
Gebilde beachtungswert erscheinen, sondern als Darstellungen der 
religiösen Größe, deren Namen sie tragen, der Kirche Gottes. 
Die Mehrzahl, sagt Sch., enthält durchaus keinen Hinweis auf 
„Gemeinden.“ Es war falsch, alsbald eine Gemeindeverfassung 
zu konstatieren. „Darstellungen der Kirche sind überall dort, wo 
man sich zu dem Christus bekennt und in seinem Namen ver- 
sammelt ist. So gibt es Darstellungen der Kirche Gottes in Judäa 
1. Thess. 2, 14, in der Heidenwelt Röm. 16, 4, in der Welt überhaupt 
16,16. Den Hauptnachdruck legt Sch. auf den Satz: „Die später 
durch den Katholizismus eingeleitete, vom Protestantismus durch- 
veführte und dem modernen Protestantismus selbstverständliche 
Unterscheidung einer sichtbaren und unsichtbaren Kirche ist dem 
Urchristentum fremd.* Es hat, sagt Sch., diesen Begriff über- 
haupt nicht bilden können. Wo zwei oder drei im Namen Jesu 
versammelt sind, ıst Kirche Gottes. Sie ist also sichtbar, 
so sichtbar, wie der zusammengelaufene Haufe in Ephesus, 
(Act. 19, 32). 

Von hier zieht Sch. die deutliche Verbindungslinie zum 
Katholizismus. Beiden, dem Urchristentum und dem Katholizismus 
steht die Sichtbarkeit der Kirche fest. Gerade an diesem Punkt 
zweigt die Bahn ab, die Luther gegangen ist. Er besorgt, er 
müsse dem Katholizismus wieder Raum geben, wenn der Satz 
von der Sichtbarkeit der Kirche als schriftgemäß erwiesen sei. 
Hier will Sch. einen Irrtum Luthers konstatieren, nämlich den, 
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daß er Sichtbarkeit der Kirche und katholische hierarchische 
Gliederung als Wechselbegriffe faßte.e. Das unsichtbare Moment 
an der sichtbaren Kirche bleibt freilich bestehen. Das sichtbare 
Volk der Christen ist ja zugleich ein geistliches Volk. Diese 
Eigenschaft ist nicht von jedermann annehmbar. Man muß wieder- 
eeboren sein, um die Ekklesıa als Gottes Ekklesia würdigen zu können. 
Insofern sei aber auch, sagt Sch., die katholische Kirche bis heute 
unsichtbar, denn daß diese sichtbare Kirche die Kirche Gottes ist. 
ihre Bischöfe den übernatürlichen Amtsgeist besitzen, die Sakra- 
mente übernatürliche Krüfte vermitteln, ıst nur dem offenbar. 
„der glaubt‘. 

Ein weiteres charakteristisches Moment der Urkirche ist nach 
Sch. ihre tatsächliche Heiligkeit. Das sichtbare „geistliche“ Volk 
der Christen ist von Pneuma erfüllt und geleitet, ist heilig der 
Wirklichkeit nach. Augenfällig sind die Wirkungen des Geistes 
in der Christenheit. Joels Weissagung ist erfüllt, der neue Burd 
verwirklichtt.e. Mit dem Besitz des himmlischen und heiligen 
Geistes sind Angeld und Anbruch der Endvollendung gegeben. 
die Neues über das Pneuma hinaus nicht bringen kann. Wie 
Jesus das „Sündige hinfort nicht mehr‘ verlangt, so fordert auch 
die ursprüngliche Missionspredigt das Entweder — Oder. Die 
Aufnahme in die Christenheit ist eine Absage an den Teufel und 
seine Werke und die Verpflichtung zu einem heiligen Lebens- 
wandel (S. 20). Die Möglichkeit des Sündigens besteht, aber der 
heilige Geist bewahrt und schafft alles Gute. Die Christen 
schärfen einander das Gewissen, ohne von der empirischen Sünd- 
haftigkeit als selbstverständlicher Beigabe des Lebens im Fleisch 
überzeugt zu sein, S. 21 oben. Dies wird namentlich am eigenen 
Beispiel des Apostels als dessen Ueberzeugung noch näher aus- 
geführt. Besonderen Nachdruck legt Sch. auf die paulinische 
Anschauung von der heiligen Taufe, sie ist nach Röm. 6 .‚das 
große Entsündigungsmysterium“, so auch Kol. 2, 12. Die Taute 
tilgt die vorangegangenen Sünden, übermittelt den Geist und legt 
die Verpflichtung zum sündlosen Leben auf. 
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Der Frühkatholizismus hält nach Sch. diese Höhenlage fest. 
„Kein Echo eines urchristlichen Rufs, der die Forderung einer 
dauernden Taufbuße zum Inhalt hätte, wird im Frühkatholizismus 
vernommen. Durch das Wasser wird man gerettet, durch das 
Taufsiegel vor den tückischen Dämonen geschützt und durch den 
Geist in heiligem Leben geführt. Die Taufe ist das Tor, durch 
das man in die Kirche gelangt. ,‚Wer glaubt und getauft wird. 
d. bh. Glied der Kirche wird, der wird selig.“ „Urchristentum 
und Frühkatholizismus sind einig in der Anerkennung der grund- 
legenden Bedeutung der Taufe.“ Die paulinische Aeußeruns 
l. Kor. 1, 17 beweist so wenig für eine Geringschätzung der Taufe 
seitens des Apostels, als wenn ein moderner Erweckungsprediger 
erklären würde, sein Beruf sei nicht das Taufen sondern die Er- 
weckungspredigt. Die Kirche Gottes ist die Versammlung der 
Entsündigten und zum heiligen Leben Verpflichteten. Paulus 
duldet nicht Sünder als Glieder der Kirche Gottes. Weder Tisch- 
gemeinschaft noch Verkehr soll man mit Sünden pflegen S. 220. 
Wohl jedem Leser ist schon bisher die lutherische Auslegung 
von Röm. 7 eingefallen. Hierüber sagt Sch., Röm. 7 ist nicht 
Schilderung von der (— fügt Schreiber dieses hinzu: bleibenden) 
Macht der Sünde im Wiedergeborenen, sondern will gemäß Rön. 6 
zeigen, welcher Sündennot die Taufe und das Christenleben ein 
Ende machen. , 

Der hier besprochene Punkt ist besonders wichtig. Viele 
werden von der Anwendung auf die Gegenwart zurückschrecken. 
Man wird an die Irrlehre von Pastor Paul erinnern. Sch. sagt 
auch, daß man nur in Kreisen des Gemeinschaften-Christentunis 
einem Verständnis von der Heiligkeit der Christen und der Kirche 
begegne. Die Frage legt sich nahe, ob es sich nicht mit diesem 
Stück ähnlich verhält, wie mit der biblischen Erkenntnis dessen. 
was Rechtfertigung ist, in vorreformatorischen Kreisen? Sie wurde 
für ketzerisch erklärt und ist doch die Wahrheit gewesen. Dar- 
iber wird sich von uns niemand wundern, daß die heutige katho- 
lische Forschung, wie Sch. sagt, diese urchristliche Anschauung 
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von der Heiligkeit der Christen und der Kirche ablehnt, weil sie 
für das Beichtsakrament keinen Raum läßt und die sichtbare 
Kirche nicht als uneigentlichen Körper Christi verstehen lehrt. 

S. 23 sagt Sch.: „Die Erkenntnis, daß die Christenheit die 
sichtbare Kirche der Heiligen ist, verleiht der Auffassung von 
der Kirche eine Geschlossenheit und Straffheit, wie sie nur noch 
der Katholizismus besitzt. Als Stätte, in der das göttliche 
Pneuma wirkt, gewinnt die Kirche einen übernatürlichen Charakter 
und damit zugleich eine Ausschließlichkeit, wie sie modernes rela- 
tives Denken nie statuieren würde.“ Ist hier nicht mit einem 
einzigen Wort die Wurzel des Uebels aufgedeckt, an dem unser 
heutiger Protestantismus krankt? Die Kirche ist ihm weithin zur 
relativen Größe geworden, während sie eine absolute ist und bleibt. 

Urchristlich ıst, das zeigt Sch. weiter, der dualistische Ab- 
schluß gegen die Welt. Wer zur Kirche gehört, ist der Welt 
und dem Machtbereich der Sünde entnommen. Außerhalb der 
Kirche herrschen Teufel und Dämonen unbedingt. Hier gibt es 
nur den drohenden Zorn Gottes. Schutz- und machtlos ist der 
Mensch den bösen Gewalten ausgeliefert, deren Macht bricht sich 
erst an der mit der übernatürlichen Kraft Gottes erfüllten Kirche. 
Sie ist die Arche in der Sintflut‘. Die Kirche soll nicht selbst 
ein Teil der Welt werden. Die Welt ist dem Fürsten der Welt 
untertan, in der Kirche herrscht der Geist Gottes oder der himm- 
lische Christus, dessen Leib die Kirche ist. Hiemit hebt Sch. ein 
weiteres wichtiges Merkmal der urchristlichen Kirchenauffassung 
hervor. Daß die Kirche Leib Christi ist, hat zur Voraussetzung, 
daß sie auch vorzeitlich ıst, S. 24, präexistent. Diesen z. B. ın 
Epheserbrief ausgesprochenen Gedanken nennt Sch. einen urchrist- 
lichen. Er erinnert an die Vision von der himmlischen Frau ım 
Hirten des Hermas. „Die Kirche ıst also eine Erscheinung, die 
aus der ewigen Welt in diese Zeitlichkeit hereinragt.‘‘ An diesem 
Punkt ergibt sich für Sch. ein Durchblick in die Gegenwart. 


ı Eines der häufigsten Katakombenbilder, z. B. in Rom in S. Calıxtus. 
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es beherrscht also kein moderner religiöser Individualismus die 
urchristliche Frömmigkeit, nicht Aufbau von unten nach oben, 
vom Individuum zur Gesinnungsgemeinschaft, sondern zur Gliede- 
rung von oben nach unten, wie sie für den Katholizismus typisch 
ist. Die Kirche ist „vor der Zeit geschaffene Heilsveranstaltun« 
(rottes““. Nur hier ist Erlösung und Seligkeit. Im Satz „außer- 
halb der Kirche kein Heil“ lebt eine wichtige Erinnerung an die 
Urkirche fort S. 25 f. 

Wer den obigen Ausführungen zustimmt, wer sich davon 
überzeugen kann, daß in der Sichtbarkeit der Urkirche ihre reli- 
giöse Stoßkraft gegen die Welt lag, für den ist es ausgemacht. 
daß ein Hauptgrund der Schwäche der evangelischen Kirche 
darın zu suchen ist, daß dieselbe sich nicht zutraut, sich das 
Prädikat der Sichtbarkeit zu geben. Die Möglichkeit dazu hat 
sie, so gut ja mehr als die katholische Kirche, denn die Sicht- 
barkeit der katholischen Kirche trägt ein unwalıres Element in 
sich. Hierüber sagt Sch. in der Erörterung der Unterschiede 
zwischen der Urkirche und dem Katholizismus S. 26 ff. haupt- 
sächlich folgendes. In der Urkirche haben wir sichtbare Kirche, 
aber keine bierarchische Verfassung, Leib des himmlischen Christus, 
aber nirgends uneigentlichen Leib, heilige Kirche der Entsülhnten 
und Entsündigten, aber nirgends Heiligkeit bedingt durch das 
amtliche Wirken priesterlicher von den Laien ausgesonderter 
Personen, die Kirche eine geistliche Größe, aber der Geist nicht 
an ein Amt gebunden, nicht mit einem Recht verschwistert. Haben 
wir ferner oben gesehen, daß Sch. hinsichtlich des Prädikats der 
Heiligkeit der Kirche Uebereinstimmung zwischen Urkirche und 
Frahkatholizismus feststellt, so zeigt er jetzt, wie doch mit der 
Zeit ein wesentlicher Unterschied sich herausbildete. Die Heilig- 
keit der Urkirche ist verbunden mit dem paulinischen Gnaden- 
und Rechtfertigungsgedanken. Die Entwicklung von Heiligkeit. 
zur Vollkommenheit ist hier nicht allmähliche Entsündigung, sondern 
Fortschreiten unter Voraussetzung der Sündlosigkeit. Diese Vor- 
aussetzung 1st gegeben mit Gottes Gnadenurteil (S. 27 unten). 
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Sch. sagt: das Recht existiert nicht im Verkehr zwischen Gott 
und Mensch. (Diesen Satz kann man einstweilen unter starker 
Kautele gelten lassen. sofern alles was Christus tut, Gottes Gabe, 
t@eschenk, Gnade ıst.) Es ist dagegen die Entsündigungstheorie 
des Frühkatholizismus, welche das Recht ın das Verhältnis 
zwischen Gott und Mensch wieder einführt. Hier gibt es Werk- 
gerechtigkeit mit Kredit im himmlischen Buch, mit Taufgmaue 
als unentbehrlichem Intermezzo, wit einer Anerkennung, die end- 
gültig auf Recht und Leistung gestellt ist. Dies, sagt Sch., ıst 
ein neuer Relisionsbegriff des Frühkatholizismus. Nach dem 
Apostel Paulus lebt auch der heilige Christ fortwährend nur von 
Gnade. Sünde und Fall bedeuten keine heillose Katastrophe 
1. Kor. 5,5 vi. mit 11, 32. Die Wirklichkeit gewordene Sünde 
muß ausgemerzt werden, aber nach ltöm. 8 steht das ganze 
Leben der Auserwählten Gottes dauernd unter der Rechtfertigung, 
somit leben alle Christen dauernd und ausschließlich von der 
(inade Gottes, nicht von ihrem heiligen Werk. Es hat wenig zu 
bedeuten, ob dies Bewußtsein wie bei Luther mit der Ueberzeu- 
gung von der bleibenden Sündhaftigkeit auch der Wiedergeborenen 
verbunden ist, oder wie bei Paulus mit der Anschauung von der 
Entsündigung des Menschen durch die Taufe, es findet doch ein 
Zusammentreffen statt in der religiösen Grundidee: Recht, Leistun: 
können sich nie zwischen Gott und Mensch stellen. 

Hiemit gibt Sch. eine scharfe Formulierung des Material- 
prinzips der evangelischen Kirche. Es ist ıhm gerade darum zu 
tun, daß klar werde, wie Luther und die Urkirche in der Sache 
einig sind, trotz formaler Abweichung, während der formale An- 
schluß an das Urchristentum den Frühkatholizismus nicht ver 
folgenschwerer sachlicher Abweichung bewahrt habe. Er formu- 
liert den Gegensatz auch so: die sichtbare Urkirche braucht kein 
Recht, sie lebt von der Barmherzigkeit Gottes. Die sichtbare 
Kirche des Katholizismus ist auf das göttliche Kirchenrecht ge- 
gegründet. Eben darin aber liest etwas Unwahres, nicht Ur- 
christliches. Die Urkirche ist ja eine Darstellung des Volkes 
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(Gottes, also eine ganz religiöse Größe, ein Gemeinschaftsverhältnis 
zwischen Gott und Mensch, das einzig auf Gnade beruht. 

Die Freiheit von jeglichem Recht und Itechtsverhältnis ist 
nach Sch. ein ganz wesentlicher Punkt, der die Urkirche und die 
Kirche der Reformation mit einander verbindet. 

Warum ist dieser rechtsfreie Charakter der Urkirche so 
wichtig? Sch. sagt: er erklärt die — nämlich religiöse — Auto- 
nomie der urkirchlichen Ekklesien. ‚Weil die Ekklesia zu Korinth 
Rirche ist, steht sie neben der Ekklesia zu Rom.“ Ferner „Kein 
seistliches Regiment, das amtlich oder beruflich den übernatür- 
lichen Geist besitzt und ihn gegen die Christenheit anwenden 
kann ohne Einspruch hinnehmen zu müssen, vermag Gottes Volk 
einzuschränken. Das ist im Katholizismus geschehen.‘ Hier ist 
„kirchliche Obrigkeit‘, diese ist dem Protestantismus in jeder 
Form fremd. „Kirchliche Obrigkeit“ ist hier natürlich nicht gleich 
äußere Ordnung, sondern gleich fürs Seelenheil notwendige Ordnung. 
In seiner Entstehung, in Luther, dem gebannten und geächteten Mann 
von Worms sehen wir allerdings Gottes Volk völlig rechtlos in 
der Welt und doch autonom Gott gegenüber. Diese religiöse 
Seite des Gottesvolks faßt Sch. einseitig oder ausschließlich ins 
Auge und so kommt er zu seiner Behauptung von der absoluten 
Rechtsfreiheit oder Rechtlosigkeit der Urkirche und der Refor- 
mationskirche. Ferner liegt ihm alles daran, erkennen zu lassen. 
daß und inwiefern das katholische Kirchenrecht nicht urchrist- 
lich ist. Er führt aus, daß die Autonomie der urchristlichen 
Ortsgemeinden nicht verfassungsrechtlich begründet war. Sonst 
hätten Gäste nicht das gleiche Recht gehabt, wie die Glieder der 
Ortsgemeinde. Beider Wort hat aber grundsätzlich das gleiche 
Gewicht. Die „Autonomie“ der Kirche (d. h. des Gottesvolks 
d. Vf.) begründet in geradem Gegensatz zu einer Autonomie der 
Gemeinden die denkbar vollkommenste Entschränkung, die un- 
begrenzte Erweiterung des Arbeitsfelds* (vgl. John Wesley: mein 
Kirchspiel ist die ganze Welt). Sch. erkennt an, daß der Geist- 
träger dieses Arbeitsfeld aus besonderen Gründen für seine Person 
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begrınzen kann, wie der Apostel Paulus, der die Missionsgebiete 
anderer Apostel respektierte. Sein Charisma jedoch blieb kirchlich, 
war „Autorität“ überall wo Kirche, d. h. Volk Gottes erscheint. 
So jedes Charisma, nicht nur das apostolische. Verfassungsrecht- 
liche Autonomie, sagt Sch., sei darauf angelegt, die Quellen des 
Reichtums zu verstopfen, die Begabungen zu dämpfen. der Mittel- 
mäßıgkeit die Palme zuzuerkennen. Es scheint, als ob Sch. hier 
einen künstlichen Gegensatz konstruiere. Man kann an einer ein- 
zelnen Gemeinde angestellt sein und doch eine Wirksamkeit aufs 
(danze haben. Aber „Anstellung‘‘ wäre ja schon ein rechtliches 
Verhältnis und eben dies wibt Sch. für die Urkirche nicht zu. 
Er sagt „Unsere Quellen lassen nirgends ein Gemeindeamt er- 
kennen. Trotz der Vorsteher des ersten Tliessalonicherbriefs, der 
Bischöfe des Philipperbriefs. der lokalen Aemter von 1. Kor. 
12, 28 und Röm. 12, 7. 8 hat man die urchristlichen Gemeinde- 
vorsteher nicht nachzuweisen vermocht. Sch. behauptet, die an- 
gehlichen Gemeindeämter seien überhaupt kein Amt, sondern 
Funktionen des kirchlichen Organismus. Alles was an ein Ver- 
fassungsrecht erinnert, muß ferngehalten werden, wenn nicht 
immer wieder das Verständnis auf falsche Bahn geleitet werden 
soll. Paulus redet nur von einem Organismus, von einem Lei). 
dessen Haupt Christus ist und dessen Glieder nach ihrer Gnaden- 
gabe besondere Aufgaben zu erfüllen haben. Wo der Christus 
und die Ekklesia nach dem Bild von Haupt und Leib auf ein- 
ander bezogen sind, da haben wir es unter keinen Umständen mit 
einer Gemeinde als einer profanen Korporation zu tun, sondern 
mit der geistlichen und von übernatürlichen Kräften durchströmten 
Kirche.“ S. 34 oben. Es bedarf gar nicht einer menschlich und 
irdisch rechtlichen Organisation. Gott selbst gibt, was die Kirche 
braucht. Die Christenheit braucht auch in kirchlichen Dingen 
nicht zu sorgen, weder um ein Kirchenregiment noch um eine 
rechte Kirchenpolitik. — — Irdisches Recht, Träger eines solchen 
Rechts, Rechtsveranstaltungen, kirchenpolitische Machtorgani- 
sationen kennt die Kirche nicht. In ihr gibt es übernatürlich 
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gegründete Funktionen, die nicht erst geschaffen werden müssen, 
sondern mit dem Leibe da sind. Wer diejenigen sind, die die 
Funktiinen ausüben, ist grundsätzlich gleichgültig. Es kommt 
nur darauf an, daß ın der Kirche stets solche sind, denen Gott 
diese und jene Gnadengabe verleiht. die für die „Erbauung“ der 
Kirche nötig ist. Gott setzt die Apostel aber auch die „Ver- 
waltungen“ 1. Kor. 12, 28, also keine demokratische Gemeinde- 
wahl. Das Volk Gottes kann nur feststellen was ist, was Gott 
verliehen hat. Eine „Wahl‘‘ wäre eine Vermessenheit bei dieser 
Sachlage. (Diese Behauptung wird zu weit gehen. Ist das Volk 
selbst geistlich, was es nach urkirchlichem Prinzip ja ist, so 
wählt es nach geistlichen Gesichtspunkten. D. Vf.) Sch. sagt selbst: 
Das Volk Gottes stellt die Charismen fest, darin vollzieht es keine 
Rechtshandlung, sondern das ist ein sittlicher Gehorsamsakt. 
Wichtig erscheint mir, daß Sch. den kirchlichen Charakter aller 
Funktionen bervorhebt, die Gabe der Kybernesis steht im Dienst 
der Kirche. 

Sch. glaubt also, es lasse sich keinerlei menschliche Organi- 
sationstätigkeit in der Urkirche in Beziehung auf Gemeindegründung 
nachweisen. Damit will er wohl nicht negieren, was z. B. die 
Apostelgeschichte in dieser Richtung berichtet 14, 23; 21, 18 
und sonst. Es kommt ihm nur darauf an, den göttlichen Ur- 
sprung der Urkirche so stark als möglich zu betonen. Man wird 
aber sagen dürfen, daß beide Momente sich wohl vereinigen lassen, 
ja man wird noch weiter gehen, indem man den Gegensatz selbst 
nicht als ausschließlich gelten läßt, den Sch. hier so scharf her- 
vorhebt. Auch das Recht hat eine göttliche Seite. Das biblische 
Wort: Die Sünde ist das Unrecht (1. Jo. 3, 4) weist auf den das 
Recht setzenden Willen Gottes. Daher sind Liebe zu Gott und 
Halten seiner Gebote gleichbedeutend. Daß historisch die Ur- 
kirche rechtlos war, konnte gegenüber dem heidnischen Rechts- 
staat gar nicht anders sein, mit der Anerkennung des Christen- 
tums durch den Staat war der Kirche das Recht gegeben. Es 
scheint wenigstens, als ob die Polemik gegen den Rechtscharakter 
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der katholischen Kirche hier zu weit geführt hätte. Sch. will 
aber nur jede menschliche Jurisdiktion von dem Verhältnis zwischen 
Gott und Mensch, also dem relisiösen Verhältnis fernhalten. Un! 
darin hat er ja sicherlich recht. Diese absolute Betrachtungs- 
weise führt ıın zu dem >Matz „alle Christen sind ohne Uhnter- 
schied. und gleicherweise Pneumatiker“.  Vergl. dagegen die 
leischlichen von 1. Kor. 3, 3. Prinzipiell ıst das ja gewiß richtig. 
Wenn Sch. sich nicht auf Paulus hätte beschränken wollen. so 
würde er wohl an 1. Petr. 2, 9 erinnert haben. Er betont durch- 
weg den charismatischen Charakter der Urkirche. Sofern die 


Unterstellung des Verhältnisses zu Gott unter — wenn gleich 
göttlich autorisierte — menschliche Gewalt angeselıen werden 


muß als etwas was nicht sein soll, sasst Sch.: „Erst das natürliche 
Denken oder die Sünde, die den Geist ın die Fesseln des Rechts 
legte, hat aus der urchristlichen Aristokratie der geistlichen 
Gewalten der Charismatiker die schließlich in die Monarchie über- 
gehende verfassungsrechtliche Aristokratie des Katholizismus ge- 
macht.‘ Wenn man an den ganzen Schaden denkt, den der Ehr- 
veiz der Leiter in der Kirche angerichtet hat, kann man diesem 
Satz bloß beipflichten. Wenn Sch. sagt: Das Kirchenrecht des 
Protestantismus hat sein kirchliches Gepräge beibehalten. 8. 39, 
so denkt er hier natürlich an die Stellung des göttlichen Worts in der 
evangelischen Kirche, d.h. an seine allgemeine Zugänglichkeit und 
an die Art, wie Wort und Sakramente in ihr verwaltet werden. Damit 
bleibt die evangelische Kirche prinzipiell charismatisch. Zugleich ist 
damit Hierarchie prinzipiell abgetan, der Weg zum Charisns 
jedem offen Gal. 3, 2, vgl. schon Mat. 23, 8. 

Die Polemik Sch.s gegen das Recht in der Kirclie bedarf noch 
eines Wortes. Er sagt: „Das Urchristentum mußte die Resrelung 
durch das ltecht als eine Organisation durch die Sünde beurteilen. 
denn da das ltecht zur Welt gehört, war es ein Moment der 
Sünde.“ Dieser Satz setzt einen theoretischen Begriff „Welt“ 
voraus, der mit der biblischen Praxis nıcht stimmt. Welt ist ın 
der Bibel vox media. Sie ist das für das Gottesreich zu ge- 
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winnende Gebiet und sie hat natürlich auch Gutes in sich. Hiezu 
gehört namentlich ihre Rechtsorganisation. -Man denke an die 
Fälle, in denen diese Organisation der werdenden Kirche persön- 
lichen Schutz gewährt: in Philippi, nach anfänglichem Mißgriff 
Akt. 16, 37 ff, in Korinth 18, 12ff., in Ephesus 19, 31. 37ff., in 
Jerusalem 22, 28 und sonst. Auch die apostolischen Ermah- 
nungen zur Fürbitte für die Obrigkeit weisen in eine der staat- 
lichen Organisation freundliche Richtung. Sodann noch ein Punkt. 
Sch. sagt: „Da ferner aus dem Gottesgedanken die Vergeltungs- 
idee ausgeschaltet und die Rechtfertigung einer Anerkennung auf 
rechtlicher Basis genau entgegengesetzt war, auch die Heiligkeit 
in Werken weder grundsätzlich noch tatsächlich Ansprüche be- 
gründete, so fehlte dem inneren Leben der urchristlichen reli- 
giösen Grundgedanken der Antrieb zur Bildung eines göttlichen 
Rechts als bestimmenden Faktors der religiösen Organisation.‘ 
Dieser Satz in seinem Anfang greift in das dogmatische Gebiet 
über, er scheint der Theologie von Ritschl zu entstammen. All- 
gemein zugegeben ist er nicht und biblisch noch weniger. Be- 
kanntlich faßt die Kirchenlehre die Rechtfertigung als forensischen 
Akt. Dabei wird als Rechtsgrund der Lossprechung des Menschen- 
geschlechts die geleistete Sühne des blutigen Opfertods Christi 
gewertet. Diese Anschauung ist biblisch, was in einer Zeitschrift 
über Kirchenrecht am besten von einem Juristen ausgeführt würde. 
Hier in diesem Zusammenhang mag es genügen, wenn gegenüber 
von Sch. festgestellt wird, daß Recht und Gnade in Gott keine 
unvereinbare Gegensätze sind, daß sie ihren Ausgleich finden in 
Gottes heiliger Liebe, Es mangelt auch nicht an Anzeichen 
neueren Verständnisses für diese biblischen Grundwahrheiten im 
Zusammenhang eines Umschwungs der alttestamentlichen Theologie. 
Es wäre doch verwunderlich, wie Gott zum Modell des Gottes- 
reichs einen menschlich regierten Rechtsstaat gemacht hätte, wenn 
Recht und Gnade sich ausschließende Gegensätze wären. Für 
diesen Gedanken der Göttlichkeit des Rechts läßt sich aus Sch.s 
Darstellung übrigens das verwerten, was er über das Recht der 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 2/3. 14 
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katholischen Kirche sagt. Ihr gibt er zu, daß ihr Recht über- 
natürlichen, göttlichen Ursprungs ist. Er meint dies wohl formal, 
sofern ja die sichtbare Urkirche göttlich war und die katholische 
Kirche hat dieses Recht, daß es auf Erden eine sichtbare Gottes- 
gemeinde gibt, von der Urkirche her für sich. 

Es soll nun aber auf das Verhältnis vom menschlichen und 
göttlichem Recht nicht näher eingegangen werden. Wer hier 
einen absoluten Gegensatz konstruiert, müßte die Frage zum Aus- 
trag bringen, ob es überhaupt ein religionsloses Recht gibt; wenn 
man diese Frage verneint, in sachlichem Sinn, dann ist auch jenem 
Gegensatz der Boden entzogen. Und dann werden wir in dem 
Uebergang der Urkirche in den Katholizismus, in die Kirche, die 
unmündige Völker erzieht und zur Sittlichkeit bildet, eine berech- 
tigte geschichtliche Notwendigkeit erblicken. Als dann wenigstens 
für das deutsche Volk die Zeit der Unmündigkeit vorüber war. 
trat die lVeformation ein. Sie hat allerdings, wie Sch. sagt, eine 
weitreichende aber geschichtlich noch keineswegs ausgenützte 
Neubildung gebracht. Wie oben gezeigt, hebt Sch. in erster 
Linie die Uebereinstimmung der Reformationskirche mit der Ur- 
kirche darin hervor, daß nun der Gedanke restlos durchgeführt sei, daß 
in der Kirche das Recht überhaupt keine Stätte hat. Er prägt 
den Satz: „geistliches Recht wird dem Protestanten zur Sünde, 
schließt Verleugnung des rechtfertigenden Glaubens in sich.* In 
welch ausschließlich religiösem Sinn dieser Gedanke zu verstehen 
ist, haben wir oben gesehen. 

Dennoch ist wieder eine Rechtsentwicklung eingetreten. Sch. 
sagt: „Der offizielle Protestantismus hat dem neuen Kirchengedanken 
keinen sichern Ausdruck und maßgebenden Einfluß auf die Ge- 
staltung seines Kirchentums gegeben. Das Geistliche wird nicht 
in der Form der Seelsorge angeboten, sondern durch christliche 
landesväterliche pflichtmäßige Fürsorge dem Volk zur Annahme 
geboten. Der Bekenntnisstand des Landes ist geltendes welt- 
liches Recht, nicht lediglich Zeugnis des vom heiligen Geist ge- 
lehrten und geleiteten Volkes Gottes“, S. 48. Hier ist die Frage 
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erlaubt: war landesväterliche pflichtmäßige Fürsorge nicht auch 
Seelsorge? Allerdings haben wir hier noch einmal das Christen- 
tum in gesetzlicher Form. Hierin hat die Neuzeit den tatsächlichen 
gewaltigen Fortschritt gebracht mit der modernen Reclhıtsentwick- 
lung. Heute scheint nun der Zeitpunkt gekommen, in dem das 
Bekenntnis „lediglich Zeugnis des vom heiligen Geist gelehrten 
und geleiteten Volkes Gottes“ werden kann. Die bisherigen Be- 
kenntnisse sind unter anderen Rechtsverhältnissen entstanden. 
Sie gleichen heute Bildern ohne Rahmen. Eine Erneuerung des 
Bekenntnisses erscheint wegen der neuen Rechtslage der evange- 
lischen Kirche zeitgemäß. Das jus in sacra ist heute vom Staat 
prinzipiell den kirchlichen Organisationen überlassen. Der Staat 
hat keine Konfession und macht keine. Wer macht sie dann? 
Eben die Kirche selbst ale organisierte religiöse Gemeinschaft. 
Und wie? Das ist oben angedeutet. Ja dieser Grund der neuen 
Rechtslage zu dem hier gemachten Vorschlag ist wohl am evi- 
dentesten. In diesem Sinn ist die im ersten Teil gegebene Aus- 
führung gemeint. 

Es erübrigt die Wiedergabe der noch folgenden Gedanken von 
Sch. Bloß noch zwei Sätze von ihm sollen angeführt werden. Der 
eine bedeutet eine praktisch genügende Schranke der Negation des 
Rechts für die Kirche. Er lautet: „Seitdem die Kirche nicht mehr 
das Ende der Weltgeschichte und den Anbruch der messianischen Zeit 
deutet, sondern selbst eine neue Institution der Weltgeschichte 
wurde und der geistliche Leib Christi sich in den uneigentlichen 
Leib umbildete, der mit der Sünde als dem Unvermeidlichen 
rechnet, war das Recht ein Moment der Erscheinung geworden, 
die sich Kirche nannte“, S. 50. Damit ist zugegeben, daß die 
Kirche sehr wohl in die Rechtsreform sich einfügen kann. So- 
weit diese Rechtsform dem Wesen der Kirche noch nicht adä- 
quat ist, wollen wir mit Sch. — wie oben angeführt — hoffen, 
„daß Gott selbst gibt, was die Kirche braucht“. Der zweite Satz 
ist dieser: „Wenn alle, die im Naınen Jesu sich versammeln und 
zu ihm als ihrem Haupt aufblicken, wenn alle, die nur von Gnade 

14 * 
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Gottes leben wollen, und an seiner barmberzigen durch Christus 
machtvoll und offenbar gewordenen Liebe dauernd sich aufrichten, 
in geistlichen und seelsorgerlichen Formen sich versammeln und 
ihren „Gottesdienst“ mitsamt ihrem Bekenntnis zu Gott als das 
geistliche Bekenntnis des geistlich geschaffenen und verbundenen 
Volkes Gottes darbringen können, so wäre noch heute die 
Urkirche der Stundenweiser des Protestantismus und alle 
Form nur eine Hülle des Geistes“, S. 54. Anders ist 
der Wunsch und die Hoffnung auf ein neues Bekenntnis 
nicht gemeint. Die dieser Wunsch bewegt, sind dabei von 
Liebe, also von der Seele der Seelsorge getrieben, und wer 
will die Hoffnung wehren, daß ein solches Bekenntnis aller Welt 
die Kirche würde wieder sichtbar machen als die Gemeinde dessen, 
der seine Zusage hält, daß er bei ihr ist alle Tage bis an der 
Welt Ende?! 


ı Verfaßt 1913. 
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Die Stellung des Gottesdienstes im Bayerischen 
Staatskirchenrecht. 


Von 
Hanns Rudolf Conrath, Dr. iur. et rer. pol. 


Einleitung. 


8 1. Die Grenzen der staatlichen Zwangseinwirkung auf die 
Gottesverehrung. 

„Die Begriffe der Einwohner des Staates von Gott und gött- 
lichen Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienst können 
kein Gegenstand von Zwangsgesetzen sein.“ 

Mit diesem Grundsatze des Preußischen Allgemeinen Land- 
rechts! sind die Grenzen desjenigen Gebietes der Gottesverehrung 
gekennzeichnet, das naturgemäß der Einwirkung staatlicher Zwangs- 
gewalt entzogen ist?. Wird jedoch diese Gottesverehrung in sinn- 
lich wahrnehmbarer Form betätigt, so besteht für die Staatsgewalt 
die Möglichkeit, sowohl die Unterlassung der äußern Religions- 
betätigung in dieser Form als auch ein rein äußerliches, mit jenen 
innern Vorgängen womöglich sogar im Widerspruch stehendes 
Verhalten zu erzwingen. So wurde gerade in Bayern jahrhun- 
dertelang auf dem Gebiete der äußeren Gottesverehrung die Ka- 
tholizität des Landes von der staatlichen Polizeigewalt in nega- 


! Pr. Allg. LR., Teil II, Tit. 11, 8 1. — „Die innerliche (Gottesver- 
ehrung), von welcher sich die äußerliche entweder durch öffentliche Glau- 
bensprofession oder den „äußerlichen Gottesdienst“ entscheidet, sehen zwar 
die Protestanten nicht mehr pro obiecto iuris an“ (Kreittmayr, Cod. 
Bav. Civ., Anm. 7. 20. Cap. $ 1, S. 721). — Ueber den Einfluß des Pr. 
Allg. LR. auf die Gestaltung des bayr. Staatskirchenrechts s. E. Mayer, 
Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, S. 103, Seydel, Bayr. 
Staatsrecht Bd. VI (I. Aufl.), S. 104 ff. 2 Vgl. Seydel a.a.O., S. 103 fl. 
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tiver und positiver Richtung zur Geltung gebracht‘. Wenn nun- 
mehr im neunten Paragraphen des IV. Titels der bayrischen 
Verfassungsurkunde „jedem Einwohner des Reichs vollkommene 
Gewissensfreiheit gesichert* wird, so sollte mit Aufstellung dieses 
obersten Grundsatzes des geltenden bayrischen Staatskirchenrechts 
lediglich der bislang geübte, unwürdige positive Zwang auf 
dem Gebiete der Gottesverehrung ein für allemal beseitigt wer- 
den, dagegen konnte und wollte sich der Inhaber der Staatsge- 
walt damit keineswegs der von ihm seither in negativer 
Richtung geübten Zwangsbefugnisse begeben, m.a. W. die Ver- 
fassung verbietet zwar jeden positiven Zwang 
in Sachen des Glaubens und Gewissens, gewährt 
aber keineswegsunbeschränkte religiöse Asso- 
ziations- und Kultusfreiheit®. 

Wohl wurde durch Einführung der Freiheit der Hausandacht? 
das der staatlichen Einwirkung entzogene Gebiet beträchtlich er- 
weitert®, allein die Durchführung völliger Freiheit auch der 
äußeren Religionsbetätigung erscheint in einem geordneten 
Staatswesen undenkbar; denn sobald die Gottesverelirung die Gren- 
zen der einfachen Hausandacht überschreitet, besteht die Gefahr 
der Kollision irgendwelcher Interessen, die — zumal in einem 
konfessionell gemischten Lande — das Eingreifen einer allen Tei- 
len übergeordneten Macht erheischt. 

Da nun in Bayern keine Kirche über oder neben dem 
Staate, vielmehr alle Glaubensgesellschaften im Staate bestehen ®, 
so kommt die Regelung der staatsrechtlichen Stellung ihres Got- 
tesdienstes ausschließlich dem Träger der souveränen Staatsgewalt 


— 


! Vgl. Seydel, 1/170, ferner unten $ 2, $ 28. 

? Rel.Ed. $$S 1 und 2. 

® Reinhard, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, S. 84. 

* Rel.Ed. 8 2. 

5 Dieses Gebiet kommt nur insoweit in Betracht, als es gegen Ein- 
griffe geschützt ist. — Vgl. Seydel, VI/104. 

°e Vgl. Siebenpfeiffer, Handbuch der Verfassung Rheinbayerns, 
Bd. II, S. 349, Seydel, VI/109, Friedberg, Grenzen zwischen Staat 
und Kirche, Einleitung S. 13. 
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zu, der in Ausübung seiner Hoheitsrechte wiederum an die Ver- 
fassung gebunden ist. 

Die Darlegung dieser Regelung auf Grund des Verfassungs- 
rechtes ist Aufgabe der vorliegenden Abhandlung, die jedoch bei 
Verfolgung dieses Zweckes nur den Gottesdienst im engeren 
Sinn, d. i. die in bestimmte Formen (Zeremonien) gekleidete 
äußere Betätigung der inneren Gottesverehrung, im Auge hat und 
daher die zahlreichen erst in zweiter Linie oder nur mittelbar 
der Gottesverehrung dienenden Kultusakte der verschiedenen Glau- 
bensgesellschaften, insbesondere die gesamte Sakramentsverwal- 
tung, sowie die Verwaltung der Lehre, nur insoweit berücksich- 
tigt als sie einen integrierenden Bestandteil des Gottesdienstes i. 
e. Sinn bilden!. 

Bezüglich der kirchen vermögensrechtlichen Stellung des 
Gottesdienstes in Bayern sei auf die eingehende Darlegung bei 
Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht, unter Berücksich- 
tigung der durch die Kirchengemeindeordnung vom 
24. September 1912 veranlaßten Aenderungen verwiesen. 


Erster Teil. 
Die grundlegenden Beschränkungen der gottesdienst- 
lichen Rechte. 


I. 
$ 2. Die Beschränkung der religiösen Assoziations- und Kultus- 
freiheit durch das landesherrliche Reformationsrecht im allgemeinen. 
Bis zu dem Zeitpunkte, in dem der Herzog von Zweibrücken 
Maximilian IV. Joseph die Regierung der pfalzbayrischen Kur- 
lande antrat, zählte Bayern zu den „catholicae regiones s. loci, 
ubisanctum officium exercetur“*. 


! Vgl. Hinschius, Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten 
in Deutschland, Bd. VI, S. 6. — Ueber die geschichtliche Entwicklung des 
Gottesdienstes vgl. Richter, Lehrbuch des katholischen und evangeli- 
schen Kirchenrechts, S. 906 f. 

? Vgl. Sicherer, Staat und Kirche in Bayern vom Regierungsantritt 
des Kurfürsten Maximilian IV. Joseph bis zur Erklärung von Tegernsee 
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Tatsächlich war auch bis zu diesem Wendepunkte in der 
bayrischen Kirchenpolitik den nichtkatbolischen Christen in Bayern 
nicht nur Niederlassung, Gewerbebetrieb und Verehelichung. son- 
dern auch jegliche äußere Betätigung ihres Glaubens nach dem 
Ritus ihrer Gemeinschaft untersagt ', ın der öffentlichen Feier 
nichtkatholischen Gottesdienstes erblickte man vollends eine „vio- 
latıo territorii catholici* und eine „laesio maiestatis divinae“ *. 
So kam es, daß in Bayern auch an keinem Tage des Normal- 
jahres 1624 irgend eine andere Glaubensgesellschaft im Besitze 
des öffentlichen oder privaten Religionsexerzitiums sich befand, 
weshalb nach den Bestimmungen des Westtälischen Friedens? der 
Landesherr berechtigt war, die Ausübung jeglichen akatholischen 
Gottesdienstes in seinem Herrschaftsgebiet zu untersagen, ein 
Recht, zu dessen Durchführung die bayrischen Fürsten durch den 
Hausvertrag von 1771 besonders verbunden waren *. 

Diese einseitig privilegierte Stellung der katholischen Kirche 
als Landeskirche hörte auf mit dem Uebergang des bayrischen 
Kurhuts an die Linie Pfalz-Zweibrücken-Birkenfeld (1799)®. Bayern 


(1799—1821) S. 50, Lipowsky, Bayerns Kirchen- und Sıttenpolizei unter 
seinen Herzogen und Kurfürsten, Vorrede. 
I Vgl. zu folgendem außer Sicherer .a.a.O. insbesondere Seydel, 


1/331ff. — Die Juden wurden zeitweise mit kurfürstlichen Pässen und 
Toleranzpatenten geduldet (ebenda S. 171). Näheres hierüber s. unten 
8 7, 1, S. 225. 


? Heimberger, Die staatskirchenrechtliche Stellung der Israeliten 
ım Königreich Bayern, S. 6 und Freyberg, Pragmatische Geschichte 
der bayrischen Gesetzgebung und Staatsverwaltung, Bd. Il, S. 351. 

® Instr. Pacis Osnabr. Art. 5 $ 30. — Frantz, Lehrbuch des 
Kirchenrechts, S. 55, Freyberg.a.a O., 111/156. Richter a.a.O0. 
S. 210. — Vgl. hiezu die Ausführungen Kreittmayrs.a. a. O. S. 723f. 
— Ueber die Rechte des Deutschen Kaisers in Religions- und Kirchensachen 
vgl.Moser, Teutsches Staatsrecht, I. Buch, XVII. Kap., über dessen 
Gerechtsame in Ansehung des öffentlichen Gottesdienstes: ebenda, Kap. X\l. 

* Vgl. Sicherera. a 0. S. 24 

5 In der Pfalz herrschte bereits 1705 fast volle Gewissensfreiheit und 
das exercitium religionis stand den 3 privilegierten christlichen Konfes- 
sionen frei. Ja sogar schon 1672 wurde bestimmt, daß „die Evangelischen 
das katholische Allerheiligste nicht zu grüßen, bei Prozessionen nicht zu 
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trat nunmehr in die Reihe der „terrae, ubi impune grassantur 
haereses“, die Erwerbung protestantischer Territorien nötigte 
vollends zur Einführung der allgemeinen Toleranz !. 

Schon am 24. Januar bzw. 6. April 1800 ergingen kurfürst- 
liche Erlasse, in denen dem Kabinettsprediger der Kurfürstin in 
München die Vornahme geistlicher Funktionen für den protestan- 
tischen Hofstab und die sonstigen protestantischen Bewohner Mün- 
chens gestattet wurde, jedoch zunächst immer noch nur in nicht- 
öffentlicher Weise, bzw. obne äußere Zeichen des Amts. Den 
Münchner Protestanten wurde ferner der Besuch des Hofgottes- 
dienstes erlaubt. 

Die weitere Durchführung der Religionsfreiheit stieß auf den 
heftigsten Widerstand der Landschaft?, welche den Kurfürsten dar- 
an erinnern zu müssen glaubte, daß die bayrischen Herrscher 
durch den bereits erwähnten Hausvertrag von 1771 keine andere 
als die katholische Religion in Bayern zu bekennen und einzu- 
führen verbunden seien. Dem setzte der Kurfürst entgegen, daß 
die Zweibrüeker Linie jenem Hausvertrag nur unter dem Vorbe- 
halt des Westfälischen Friedens und des durch diesen anerkann- 
ten landesherrlichen Reformationsrechtes beigetreten sei, führte 
die Gleichstellung der Konfessionen unbeirrt durch ® und dehnte 


sie durch Rdikt vom 10. Januar 1803* bald nach der Besitzer- 
m—__ 


„eren, den katholischen Funktionären keine Stoltaxen zu entrichten, auch 
Nicht mit den Katholischen zu fasten und sich ebensowenig an deren Ave- 
Läuten zu kehren brauchen (Moser a. a. O., Buch IV, Kap. IV, & 1l). 
Vgl. auch S lebenpfeiffera.a. O. Bd.Il, S. 349 f.; über die Rechts- 
verhältnisse in den neuerworbenen Gebietsteilen s. Reinhard a. a. O,, 
N 40f., 8 11. 
Vgl. Sicherera.a. O., S. 20 ff. 
j Vgl. ebenda S. 24. 
sein. erh. Reskript v. 26. August 1801 (R. u. Int. Bl, 8. 121/122 8). 
a grundsätzliche Stellung legt der Kurfürst in der VO. v. 7. Mai 1804 
RBLS. 509, Weber 1/88.) 
ir R.BL. S. 25. _ Vgl. auch VO. v. 7. Mürz 1807 (R.Bl. 8. 444 ff.), sowie 
u v.14, April 1806 (R.Bl. S. 145) und v. 23. August 1806 (R.Bl. S. 326). 
8“ auch die Konstitution vom 1. Mai 1808 (R.Bl. S. 988), I. Titel, $ VII 
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greifung auch auf die neu erworbenen Entschädigungslande aus, 
indem er die daselbst bis dahin geltenden Bestimmungen über die 
Verhältnisse fremder Relisionsverwandter „als den Grundsätzen 
des öffentlichen Rechts sowohl als dem guten Geiste der christ- 
lichen Religion, der Industrie, der sittlichen und wissenschaftlichen 
Kultur widerstrebend“ aufzuheben und sämtlichen christlichen 
Konfessionen nach dem $ 63 des Reichs-Deputations-Haupt- 
Schlusses vom 23. November 1802 ihre bisherige Religionsübung 
mit allen ihren Annexis zu bestätigen sich für verpflichtet hielt. 
Auch versprach er, sie darin gegen jede Kränkung zu schützen, 
ferner, daß keinem Untertan, von welcher Konfession er auch seı, 
je etwas zugemutet werden dürfe, was seiner Religions- und Ge- 
wissensfreiheit entgegen wäre. Daher sollten diejenigen, welche 
noch in keiner Kirchengemeinde vereinigt waren, in ihrer Haus- 
andacht nie gestört werden, auch sollte ihnen kein Hindernis in 
den Weg gelegt werden, wenn sie Kirchen ihrer Konfession ın 
der Nachbarschaft besuchen oder durch Geistliche in ihren Häu- 
sern in der Stille sich die Sakramente administrieren lassen woll- 
ten; jedoch sollten sie in all dem, was ihr Gewissen nicht be- 
schränkte, zu der gewöhnlichen Ortspfarrei gerechnet werden und 
dahin die hergebrachten Stolgebühren entrichten. Kein Religions- 
teil sollte schuldig sein, die besonderen Festtage des anderen zu 
feiern, sondern es sollte ihm freistehen, an solchen Tagen sein 
Gewerbe und seine Hantierung auszuüben, jedoch olıne Störung 
des Gottesdienstes des anderen Teils und ohne, daß dabei die Ach- 
tung verletzt werde, welche man jeder versammelten Gemeinde 
bei Ausübung ihrer religiösen Handlungen und Gebräuche schul- 
dig sei. 

Den Protestanten ın München wurde schließlich auch die 
öffentliche Vornahme ihres Gottesdienstes gestattet und ein- 
gehend geregelt!. 

Alle diese Bestimmungen sind ihrem Wesen nach zunächst 


ı VO. v. 21. Dezember 1806 (R.Bl. S. 770). 
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in das Edikt vom 24. März 1809' und schließlich in das heute 
geltende Recht übergegangen, welches auf dem Grundsatz der all- 
gemeinen Toleranz und Gewissensfreiheit aufgebaut ist. 

Wie bereits dargelegt, haben die bayrischen Landesherren 
bei Aufstellung dieses Grundsatzes keineswegs völlig auf ihr Re- 
formationsrecht verzichtet, vielmehr dasselbe nur zugunsten ihrer 
Untertanen dauernd beschränkt. An die Stelle des Satzes: 
„Cuius regio eius religio“ trat der Satz: „Cuius regio eius est 
determinatio exercitii religionis“?. 

Das ius reformandi, so wie es in die Verfassung übergegan- 
gen ist, bedeutet nurmehr die Befugnis des Inhabers der Staats- 
gewalt Religionsgesellschaften zu reprobieren oder nach Ma&- 
gabe der indenKategorien des exereitium reli- 
gionis publicum, privatum und der devotio do- 
mestica festgelegten Grade der religiösen Be- 
rechtigung aufzunehmen‘. 

Für die Festsetzung des Grades der religiösen Berechtigung 
gelten die einschlägigen Vorschriften der Il. Verfassungsbeilage 
nebst ihren Anhängen, sowie die bereits vor Erlassung der Ver- 
fassungsurkunde hierüber ergangenen Gesetze und Verordnungen, 
soweit sie in $ 25 Rel.Ed. ausdrücklich aufrecht erhalten sind *. 


II. 


Die Grenzen der freien Ausübung des nichtgesellschaftlichen 
Gottesdienstes. 


$ 3. Die einfache Hausandacht. 


Schon das Instrumentum Pacis Osnabrucensis stellt die For- 
derung auf, daß diejenigen Untertanen, die 1624 eine Religions- 


ı R.Bl. S. 897 ff. 

?Reinharda.a. O.,S.4f. Wedekind, Aufnahme neuer Kir- 
chen im Staat S. 59. 

®Reinharda. a0. 8.279. — Mayer a.a. 0. S.92. — Vgl. hiezu 
insbes. v. Bonin, Die praktische Bedeutung des ius reformandi in Stutz, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, 1902, Heft 1. 

* Vgl. hierüber auch oben $ 1, Anm. 1, S. 205. 
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übung noch nicht gehabt hätten, wenigstens ihre Hausandacht mit 
voller Gewissensfreiheit ausüben dürften !. 

Auch Kreittmayr” erklärt als „den mindesten Gradus 
tolerantiae in Territorio diversae Religionis jetzt gedachte Privat- 
andacht, welche sich ultraFamiıliıam et domesticos 
cuiusgque parietesnicht erstreckt“. 

Mit der Durchführung des Grundsatzes der allgemeinen To- 
leranz und Gewissensfreiheit ergab sich die Freigabe der häus- 
lichen Gottesverehrung als logische Konsequenz und fand schließ- 
lich auch Aufnahme in die Verfassungsurkunde: „Die ein- 
fache Hausandacht darf daher Niemanden, zu 
welcher Religion er sieh bekennen mag, unter- 
sagt werden‘“®., 

Da diese einfache Hausandacht die einzige Art des Gottes- 
dienstes ist, welche den Mitgliedern in Bayern nicht rezipierter 
Bekenntnisse und den konfessionslosen Einwohnern überhaupt, den 
Angehörigen rezipierter Glaubensgesellschaften aber außerhalb 
ihres kirchlichen Verbands freisteht, so ist die genaue Feststel- 
lung der Grenzen ihrer Ausübung von grundlegender Bedeutung‘. 

Für den Begriff der einfachen Hausandacht ist vor allem der 
Umstand wesentlich, daß dieselbe außerhalb der zur Abhal- 
tung des Gottesdienstes bestimmten Gebäude und ohne Zu- 
ziehung ordentlicher Religionsdiener veranstaltet 
werde. Im übrigen gilt heute noch die Kreittimayrsche De- 
finition, insoferne als die einfache Hausandacht im Sinne des bay- 
rischen Verfassungsrechtes als gleichbedeutend mit „häuslicher 


! Frantza. a. OÖ, 8.55. 

2 A. a. O., Bd. 7, V. Teil, XX. Kapitel, 8 X. 

® VU., IV. Titel, $ 9; Rel.Ed., $ 2. — Vgl. auch $$ 87 u. 89 Rel.Ed., 
ferner Seydela. a. O., Bd. VI, S. 107; insbesondere aber: A. Luthardt, 
Hausandacht nach bayerischem Staatsrecht (Bl. f. adm. Praxis, Bd. XLVII, 
S. 1 und Entsch. d, VGH. v. 5. Aug. 1881 (Bd. III, 222), v. 16. Okt. 1895 
(Bd. XVII, 72) u. v. 13. Nov. 1903 (Bad. XXV, 60, Schmidt, Kirchen- 
rechtliche Entscheidungen, Bd. I, S. 51, S. 79). 

* Vgl. Min.E. v. 4. Febr. 1865 (Weber VI 410). 
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Gottesverehrung im Kreise der Familie“ zu erachten ist, wobei je- 
doch bemerkt werden muß, daß unter „Familie“ die „Hausge- 
meinschaft“ zu verstehen ist, zu welcher auch die Dienstboten 
gehören!. Auch Pensionäre, Kostgänger, sowie Familiengäste, die 
wie Angehörige gehalten werden, sind wohl hierunter zu begrei- 
fen, dagegen nicht andere Besuche, Mieter, Aftermieter, Schlaf- 
gänger u. dgl.”°. 

Der Standpunkt des bayrischen Staatskirchenrechts deckt sich 
demnach im wesentlichen mit dem des Preußischen Allgemeinen 
Landrechts, welches in Teil IL, Titel XI, $ 7 „jedem Hausvater 
die Anordnung seines häuslichen Gottesdienstes nach Gutfinden 
überläßt“®. Die Bestimmung des $ 8 daselbst, wonach dieser 
„Mitglieder einer anderen Religionspartei zur Beiwohnung dessel- 
ben wider ihren Willen nicht anhalten könne“, ist bereits in dem 
allgemeinen Verbot jeglichen Zwangs in Gegenständen des Glau- 
bens und Gewissens, wie es $ 2 Rel.Ed. statuiert, enthalten. 

Die Einhaltung der Grenzen, welche hiernach der nichtgesell- 
schaftlichen Gottesverehrung gezogen sind, ist von den Behörden 
der inneren Verwaltung, die hiebei zum Einschreiten gem. Art. 21 
Pol.Str.G.B. befugt sind, zu überwachen. 

Soweit aber die einfache Hausandacht — die übrigens reli- 
giöse Uebungen' aller Art umfaßt — nicht gegen staatliche Ge- 
setze, öffentliche Sıittlichkeit oder Wohlfahrt verstößt, ist sie der 
Einwirkung der Staatsgewalt völlig entzogen *. 


ı So der VGH. in den vorerwähnten Entscheidungen. Wenn Luthardt 
(a. a. O.) die Zuziehung eines ordentlichen Religionsdieners für zulässig 
erachtet, so verkennt er den Begriff der einfachen Hausandacht, die 
sich gerade dadurch von der „devotio domestica qualificata® unterscheidet. 
Ein solcher kann eben selbst nur wieder als Hausgenosse in Betracht 
kommen. 

2 Vgl. Luthardta.a.0,S. 2. 

® Auch die Bestimmungen des v. Brankaschen Entwurfs eines Rel.Ed. 
v. 29. Okt. 1808 und die des Rel.Ed. v. 1809 unterscheiden sich zen we- 
. sentlich hievon; s. darüber die zit. VGH.-Entsch. 

* Vgl. ferner unten $ 4, S. 219 oben. -- Seydel a. a. O. Bd. VI 
8. 108. 
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$ 4. Das Verbot der „heimlichen Zusammenkünfte unter dem Vor- 
wand des Gottesdienstes“. (S 4 Rel.Ed.) 


Konfessionslose oder in Bayern nicht rezipierten Bekennt- 
nissen angehörige Einwohner des Königreichs dürfen sich eben- 
sowenig wie Mitwlieder einer Kultusgemeinde, die an dem Gottes- 
dienst dieser Gemeinde nicht weiter teilnehmen wollen. wenn nicht 
einer Familie angehörig, zur Abhaltung von Separatgottesdien- 
sten, wozu auch Gebetsübungen zählen, vereinigen!. Vielmehr 
wird, sobald sich mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion 
verbinden wollen, hiezu gemäß $ 3 Rel.Ed. jederzeit die könig- 
liehe ausdrückliche Genehmigung nach dem Il. Abschnitt dieser 
Verfassungsbeilage erfordert, während andererseits alle heimlichen 
Zusammenkünfte unter dem Vorwand des Gottesdienstes durch 
8 4 verboten sind“. 

Als solche „heimliche“ Zusammenkünfte sind alle religiösen 
Versammlungen zu erachten, welche, ohne die staatliche Geneh- 
migung erhalten zu haben, die Grenzen der einfachen Hausandacht 
überschreiten. 

Zur Begründung dieser Auffassung führt der Verwaltungs- 
gerichtshof in seiner Entscheidung vom 16. Oktober 1895? aus: 
‚ . „dadurch, daß im Art. 10 des Gesetzes vom 8. August 1878 
zur Erläuterung nicht bloß $ 2, sondern auch $ 4 Rel.Ed. bei- 
gefügt ist, hat der Gesetzgeber unzweideutig zu erkennen gegeben, 
daß die Frage, ob eine Beschränkung der gewährleisteten Haus- 
andacht vorliegt, gegebenenfalls zugleich im Hinblick auf $ 4 zu 
entscheiden ist, oder m. a. W., daß der Begriff der heimlichen 
Zusammenkünfte gemäß $ 4 im Gegensatz steht zum Begriff der 


ı VGH.-Entsch. v. 5. Aug. 1881 (Bd. III, 222; Schmidt I, S. 5l). — 
Vgl. auch Seydel VI, S. 107, 108, ferner M.E. v. 3. Juli 1836 u. 15. Ja- 
nuar 1837 (Döllinger VII, 1722, Weber Ill, 67, GüntherJI, '0). 

?2 Die verfassungsmüßigen Bestimmungen über die Zusammenkünfte 
zum Zwecke der Gottesverehrung haben durch das bayerische Gesetz v. 
26. Febr. 1850, sowie durch das Reichs-Vereins-Ges. v. 19. April 1908 eine 
Aenderuug nicht erfahren. (Vgl. die zit. VGH.-Entsch. v. 5. Aug. 1881.) 

® Bd. XVII, 72; Schmidt I, 79. 
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einfachen Hausandacht im Sinne des $ 2. So ist auch in $ 25 
des Judenedikts vom 10. Juni 1813 die einfache Hausandacht in 
Gegensatz gebracht zu den heimlichen Zusammenkünften im Sinne 
des mit $ 4 Rel.Ed. gleichlautenden & 6 des Rel.Ed. vom 24. 
März 1809. Aus jenem inneren gegensätzlichen Zusammenhange 
ist hinwiederum zu folgern, daß, wie $ 2 bezüglich der Hausan- 
dacht, so $ 4 bezüglich der verbotenen Zusammenkünfte auf je- 
den Einwohner des Königsreichs, welcher Religion er angehören 
möge, Anwendung finden müsse. Unter den in $ 4 als verboten 
erklärten heimlichen Zusammenkünften sind demgemäß nicht nur 
solche zu verstehen, welehe mit Absicht verheimlicht werden, 
sondern auch religiöse Versammlungen, welche die Grenzen der 
einfachen Hausandacht überschreiten, ohne, sei es auf Grund des 
$S3 oder einer anderen (!) ediktmäßigen Bestim- 
mung (z. B. $76) die staatliche Genehmigung erhalten zu haben. * 

Diesen Ausführungen hält Luthardt' insbesondere ent- 
gegen, die 8$ 3 und 4 könnten auf Angehörige einer anerkann- 
ten Kirchengesellschaft um des deswillen keine Anwendung finden, 
weil die Erfüllung der Voraussetzungen der in $ 3 erforderten 
Königlichen Genehmigung, insbesondere die dort erforderte Vor- 
lage der Glaubensformel und der inneren kirchlichen Verfassung 
bei Mitgliedern einer bereits anerkannten Kirchengesellschaft kei- 
nen Sinn habe. 

Unseres Erachtens kommt es darauf an, ob es sich um Mit- 
glieder einer Kultusgemeinde handelt, „die an dem Gottesdienst 
dieser Gemeinde nicht mehr teilnehmen wollen“, also sektiere- 
rische Bestrebungen haben *. Bei diesen ist denn doch minde- 
stens immer die Vermutung, daß ihre Glaubensformel oder ihre 


ı Blätter f. adm. Praxis, Bd. XLVIII, Nr. I, S. 4. 

2 So wurde auch den sog. „Separisten® (freien evang.-luther. Gemein- 
den nur die einfache Hausandacht unter Beschränkung auf die häusliche 
Gemeinschaft gewährt (M.E. v. 13. März 1882, Günther I], 321ff.). — 
Auch die sog. „evang. Diasporagemeinden der Pfalz“ („Wißwässerianer‘“) 
sind auf die einfache Hausandacht beschränkt (M.E. v. 11. Febr. 1883, 
Geib II, 121). 
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kirchliche Verfassung von der bereits genehmigten abweiche, und 
damit die Forderung der Vorlage derselben gerechtfertigt. Er- 
weist sich diese Vermutung aber gerechtfertigt, so ist das Erfor- 
dernis der Genehmigung nach $ 3 unter Erfüllung der Voraus- 
setzungen des Il. Abschnittes selbstverständlich, denn die Verbin- 
dung der von ihrer Kirchengesellschaft abgesonderten Mitglieder 
stellt ja die Bildung einer neuen genehmigungspflichtigen Kirchen- 
gesellschatt dar. 

Handelt es sich aber um einzelne Mitglieder einer Kirchen- 
gesellschaft, die in bleibender Verbindung mit dieser 
ihre religiösen Bedürfnisse außer im gesellschaftlichen Gottesdienst 
noch durch eigene Separatgottesdienste befriedigen wollen !, 
so bedürfen diese allerdings nicht der ausdrücklichen königlichen 
Genehmigung nach $ 3, sondern nur der nach $ 76, lit. a. b, c, 
mit 8 77 ff., welche ja auch der VGH. in seiner Entscheidung 
ausdrücklich erwähnt. 

Ist aber weder die eine noch die andere Genehmigung er- 
teilt, so fallen solche Versammlungen unter das Verbot des $ 4, 
auch wenn sie von Mitgliedern einer anerkannten Kirchengesell- 
schaft veranstaltet werden, denn die Rechte, mit welcher die 
Staatsgewalt eine Kirchengesellschaft ın bezug auf die äußere 
Ausübung religiöser Handlungen ausgestattet hat, sind nur der 
organisierten Kirchengesellschaft selbst eingeräumt, keineswegs ıst 
aber den einzelnen Mitgliedern derselben ohne Genehmigung an- 
'heimgeben, sich zu dem Zwecke zu vereinigen, um die gleichen 
Rechte außerhalb der kirchlichen Organisation für sich auszu- 
üben *. 

1 Das Pr. Allg. LR., Teil II, Tit. 11, 8$ 10, 11 mit 12, bezeichnet die 
letztgenannten als „geistliche Gesellschaften“, d. i. „solche Religionsgesell- 
schaften, welche zu gewissen andern besondern (!) Religionsübungen ver- 
bunden sind“, im Gegensatz zu „Kirchengesellschaften‘, d. ı. „solchen, 
welche sich zur öffentlichen (d. i. hier soviel wie „gesellschaftlichen“) Feier 
des Gottesdienstes verbunden haben“. In der Regel wird übrigens für 
die Einrichtung solcher Zusammenkünfte die spezielle kgl. Bewilligung 


nach $ 79 erforderlich sein. 
?2 Vgl. VGH., Entsch. v. 13. Nov. 1903 (Bd. XXV, 63). Demnach ge- 
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Demnach sind die öffentlichen Kirchengesellschaften durchaus 
nicht schlechter gestellt als die privaten, denn auch diesen ist die 
Veranstaltung von Gottesdiensten unter Ueberschreitung der Gren- 
zen der einfachen Hausandacht außerhalb der hiezu bestimmten 
Gebäude keineswegs gestattet. 

Andererseits ist es aber auch Voraussetzung der Anwendbar- 
keit des $ 4, daß mit jenen Zusammenkünften die Vornahme got- 
tesdienstlicher Verrichtungen, sei es nur angeblich oder in der 
Tat, bezweckt wird, wie sich aus dem Zusatz „unter dem Vor- 
wand des Gottesdienstes“ ergibt. Auch liegt eine „Ausübung 
der Religion“ im Sinne des $ 3 nur dann vor, wenn die Teil- 
nehmer an einer solchen Versammlung besonders durch Vornahme 
gewisser in äußere Erscheinung tretender Kultusakte handelnd 
auftreten, nicht aber etwa schon dann, wenn sie bloß passiv einen 
religiösen Vortrag anhören oder zu einer stillen gemeinsamen Be- 
trachtung sich versammeln *. 

Es muß sich demnach um aktive Ausübung der Gottes- 
verehrung durch die Teilnehmer an den betreffenden Zusammen- 
künften handeln, wobei die Heiligenverehrung als mittelbare Got- 
tesverehrung der unmittelbaren gleich zu erachten ist. 

Eine Gottesverehrung im Sinne unseres Staatskirchenrechts 
setzt aber die Anerkennung einer persönlichen Gott- 
heit voraus. Auf atheistischer oder pantheistischer Weltanschau- 
ung beruhende Kultushandlungen können daher niemals als gottes- 
dienstliche Verrichtungen erachtet werden °. 

Schwieriger gestaltet sich die Beurteilung der Stellung jener 
Personenvereinigungen, die ihre Mitglieder nicht an bestimmte 
Glaubenssätze binden, wie die sog. „freireligiösen Gemeinden“, 
nießt auch ein Angehöriger einer anerkannten Kirchengesellschaft, wenn 
er aus dieser austritt und in eine nicht anerkannte eintritt, nur die Rechte 
der letzteren (M.E. v. 13. März 1872, Günther I, 321). 

ı Vgl. hierüber unten $ 6, S. 222. 
®: Vgl. hierüber Reinhard .a.a. O., 8.132; Piloty-Sutner, VU., 


S. 96, Anm. 1 zu $ 3. 
’ Vgl. hierüber Seydel VI, S. 111. 
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wenn sie sich gleichwohl zum Zwecke der Gottesverehrung ver- 
einigen wollen. 

Als Religionsgesellschaft im Sinne des Rel.Ed. können sie 
mangels einer alle Mitglieder verpflichtenden Glaubensformel 
nicht aufgenommen werden. Konstituieren sie sich nun als Ver- 
eine, so können sie die Genehmigung zur Abhaltung von Gotte-- 
diensten nach $ 3 Rel.Ed. wiederum nicht erhalten. da dieser Pa- 
ragraph sich auf die Bestimmungen des II. Abschnittes diess 
Edikts ausdrücklich bezieht, dort selbst aber durchweg nur von 
Religionsgesellschaften mit bestimmter Glaubensformel die Rede 
ist. Daher muß auf sie in vollem Umfang das Vereinsrecht An- 
wendung finden, so zwar, daß sie religiöse Versammlungen ohne 
gottesdienstliechen Charakter abhalten können. hinsicht- 
lich der Ausübung ihres Gottesdienstes aber auf die einfache 
Hausandacht beschränkt sind!. 

Für solche Versammlungen und Verbindungen ist demnach 
nur die nach Vereinsrecht erforderte Genehmigung zu erholen. 
liegt eine solche nicht vor, so sind diese Versammlungen naclı 


1 So wurde den „deutschkatholischen“ oder freien Kirchengemeinden’ 
ihre Eigenschaft als Religionsgesellschaft lt. M.Bek. v. 2. Nov. 1851 (RBl. 
1185 ff.) wieder entzogen, da die Voraussetzungen zu ihrer durch AHEF. 
v. 8. Okt. 1848 (R.Bl. 1049 ff.) erfolgten Genehmigung insofern nicht mehr 
gegeben seien, als sie „eineRichtung angenommen hätten, welche dem Christen- 
tume und selbst dem Begriffe und Wesen von Religion und Religionsgesell- 
schaft widerstreite und deshalb notwendig zum Verfall alles Glaubens und der 
hierauf gegründeten sittlichen und bürgerlichen Verhältnisse führen müs" 
(vgl. SeydelVI1l,S.104, Chelius, Religions- und Kirchensachen, S. 111. 
Geib II, S. 132 ff.). — Gem. M.E. v. 22. Juni 1867 (M.Bl. S. 126, Weber. 
v11/37) können sie sich ebenso wie die andern bayrischen Staatsangehön- 
gen als Vereine konstituieren und in ihren Versammlungen zur Abhaltunz 
von Vorträgen sich eigener Sprecher bedienen; nach M.E. v. 4. Februar 
1865 bzw. 25. Januar 1869 (Weber VI, 410, VII, 38) auch bei Beerd- 
gung ihrer Mitglieder, letzterenfalls sogar unter Absingung eines Trauer- 
liedes und Sprechen eines Gebetes; andere gottesdienstliche Handlungen 
sind ihnen jedoch nicht gestattet. (Vgl. auch Seeberger, Amtshand- 
buch f. d. prot. Geist]. r. d. Rh, S. 41 ff.) Ueber „Darbysten“ s. OKRE. v. 
27. Mai 1886 (vgl. a. a. O. S. 44), über „Gemeinschaftsleute“ s. ORE. v. 
1. April 1895 (a. a. O. S. 44). 
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Vereinsrecht zu schließen; versammeln sich die Beteiligten trotz- 
dem, so machen sie sich strafbar !. 

Wir gelangen demnach zu dem Ergebnis, daß die Veranstal- 
tung nichtgesellschaftlichen Gottesdienstes unter Ueberschreitung 
der Grenzen der einfachen Hausandacht in Bayern ohne beson- 
dere Erlaubnis der zuständigen Stelle niemand gestattet ist. 

Erachten sich die Betroffenen durch etwa erlassene Verfü- 
‚ungen und Maßnahmen ın der verfassungsmäßig gewährleisteten 
Hausandacht beschränkt, so können sie gegen die Entscheidung 
der Kreisregierung den Verwaltungsrechtsweg durch Beschwerde 
zum Verwaltungsgerichtshof betreten’. 


II. 


Die Ausübung des gesellschaftlichen Gottesdienstes innerhalb 
einer kirchlichen Organisation. 


8 5. Der öffentliche Gottesdienst. 


Die Ausübung des Gottesdienstes unter Ueberschreitung der 
häuslichen Gemeinschaft durch ordentliche Religionsdiener und 
unter aktiver Anteilnahme der Besucher („gesellschaftlicher Got- 
tesdienst*) ist in Bayern nur den anerkannten Kirchengesellschaften 
vestattet; dessen öffentliche Feier ist das vornehmste Vor- 
zugsrecht der öffentlichen Kirchengesellschaften °. 

Als solche sind in Bayern zurzeit die katholische, die 
protestantische (lutherische) und die reformierte, 
(bzw. in der Pfalz die unierte) Kirche zu erachten *. 


ı Vgl. Piloty-Sutner, S. 96, Anm. 2 zu $ 4. 

® Art. 10 Nr. 16 des Gesetzes v. 8. August 1878; vgl. Seydel VI, 
Ss. 108. 

»8& 28 Rel.Ed., Piloty-Sutner, Anm. I zu $ 28, S. 118. 

* 824 Rel.Ed., Tit.IV, 89VU. — Piloty-Sutner, Anm. 3, S. 29. — 
Ueber die Zählung vgl. Riecker, Die rechtliche Stellung der reformier- 
ten Gemeinden im rechtsrheinischen Bayern 1911 (Landtagsbibliothek'!) 
und Motive zum Entwurf des Gesetzes, die Kirchensteuer für die prote- 
stantische Kirche des Königreichs Bayern betr., Beil. 370 zu den Verhand- 
lungen der Kammer der Abg., I. Session 1907/08 (Zu Art. 1). 


15* 
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Diese drei christlichen Glaubensgesellschaften wurden in den 
früher über die Religionsfreiheit erlassenen Verordnungen, vor- 
züglich in dem Edikt vom 10. Januar 1803 ' als öffentliche Kir- 
chengesellschaften mit gleichen Rechten bereits anerkannt und 
diese Bestimmung durch $ 28 des Edikts vom 24. März 1809° 
ausdrücklich bestätigt. Das Edikt von 1803 stützt sich seiner- 
seits auf $ 63 des Reichs-Deputations-Haupt-Schlusses vom 28. No- 
vember 1802. sowie auf die Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens °. Nunmehr sind diese Rechte in der Verfassungsurkunde 
nebst der II. Beilage und in deren Anhängen festgelest und ge- 
nießen daher eine erhöhte Bestandsgarantie. 

Andere Kirchengesellschaften können diese Rechte sowohl bei 
ihrer Aufnahme als auch durch nachträgliche Verleihung er- 
werben *. 

Eine Verleihung der Rechtsstellung einer öffentlichen Kirchen- 
gesellschaft ist indessen bis heute noeclı nicht erfolgt. so daß sich 
nur die drei vorbenannten christlichen Kirchen im Besitze dieses 
Vorrechtes befinden °. 

Ueber die charakteristischen Merkmale des öffentlichen Got- 
tesdienstes enthält die Verfassung nur eine ausdrückliche Be- 
stimmung des Inhalts, daß der Gebrauch der Glocken ein Vor- 
zugsrecht des öffentlichen Gottesdienstes sei®. Aus dem Begriff 
„öffentliehe Feier“ ergibt sich aber, daß einmal jedermann 
der Zutritt unmittelbar von der Straße her gewährt werden. 
andererseits sich der Gottesdienst aus den in erster Linie zu sei- 
ner Feier bestimmten Räumen heraus auf die Straße bewegen darf. 


ı R.Bl. IM. Stück. Döllinger VIII, 29. 

: R.Bl. S. 897. — Döllinger VIII, 15. 

3 Weber |], 282. 

t Vgl. 8 32 Rel.Ed. 

® Auch die griechische Kirche übt tatsächlich ihren ee öffent- 
lıch aus; vgl. darüber unten $ 7,4 S. 228. 

® Ueber den Begriff der „sonstigen Auszeichnungen in $ 35 Rel.Ed. =. 


unten $ 6, S. 223: über die praktische Bedeutung der $$ 29 ff. =. unten $ 23. 
Ss. 276. 
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Auch ist die Feier des öffentlichen Gottesdienstes keineswegs 
an die Voraussetzung der Gemeindebildung geknüpft !, vielmehr 
ist es den Angehörigen öffentlicher Glaubensgesellschaften, welche 
keine eigene Gemeinde bilden, freigestellt, sich zu einer entfern- 
ten Gemeinde ihres Glaubens innerhalb des Königreichs zu halten ?. 
Sie können von diesem Rechte auch in der Weise Gebrauch ma- 
chen, daß sie sich zur Abhaltung ihres Gottesdienstes einen Geist- 
lichen aus einer Nachbargemeinde kommen lassen, was durch den 
Landtagsabschied vom 25. August 1843 ° ausdrücklich für zuläs- 
sig erklärt worden ist. Auch in diesem Falle muß ihnen, wie 
überhaupt, wenn aus staatspolizeilicehen Gründen eine Beanstandung 
sich nicht ergibt, der Gottesdienst unter allen Uniständen als 
öffentlicher gestattet werden, denn auf Privatgottesdienst 
braucht sich eine Öffentliche Kirchengesell- 
schaft nicht verweisen zulassen‘. 

Auch der Besitz des erforderlichen Vermögens zum Unter- 
halt der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den Gottesdienst, 
dann zur Eırriehtung und Erhaltung der nötigen Gebäude, bzw. die 
Möglichkeit, diese Mittel auf gesetzlich gestattetem Wege aufzu- 
bringen, sind keineswegs Voraussetzungen für die öffentliche Feier 
des Gottesdienstes, sondern nur solche der Gemeindebildung, die 
falls jene Voraussetzungen gegeben sind, den Mitgliedern der 
öffentlichen Kirchengesellschaften aller Orten freisteht °. 


I Vgl. zu Folgendem Seydel VI, S. 177 ff. 

?$ 84 Rel.Ed. 

? Günther II, 3. 

‘ Wenn nach Allh. Entschl. v. 10. April 1846 (vgl. Seeberger, 
Amtshandbuch, S. 34 ff.) für den Fall, daß Protestanten in kath. Pfarreien 
ohne Aenderung des bestehenden Pfarrverbandes zu ordentlicher gemein- 
schaftlicher Ausübung des Gottesdienstes sich vereinigen und zu diesem 
Behufe gem. & 84 Rel.Ed. mit Bewilligung der zuständigen Kirchenbehör- 
den entweder einen Pfarrer oder einen Hilfsgeistlichen ihres Glaubens 
zeitweise berufen oder einen am Orte wohnenden ordinierten Geistlichen 
verwenden wollen, Allh. Genebmigung vorbehalten ist, so kann es sich nur 
un die des $ 79 Rel.Ed. handeln. 

° 8 88 Rel.Ed. 
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Der Bestimmung des $ 85 Rel.Ed., wonach es den Mitglie- 
dern öffentlicher Kirchengesellschaften auch freigestellt ist, von 
dem Pfarrer oder Prediger einer andern Konfession die Vornahme 
von Amtsfunktionen nachzusuchen, dürfte heute, soweit es sich um 
gottesdienstliche Verrichtungen handelt, wohl nur mehr unter ver- 
wandten Religionsgesellschaften, insbesondere unter den verschie- 
denen protestantischen Kirchen Bedeutung zukommen !. 


S 6. Der Privatgottesdienst. 


Einer Religionsgesellschaft, welche die Rechte öffentlich auf- 
genommener Kirchengesellschaften bei ihrer Genehmigung nicht 
erhalten hat, ist nur die freie Ausübung ihres Privat gottes- 
dienstes gestattet?. 

Zu dieser gehören gemäß $ 34 Rel.Edikts: 

1. die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in ge- 
wissen dazu bestimmten Gebäuden, 

2. die Ausübung der ihren Religionsgrundsätzen gemäßen 
Gebräuche in diesen Zusammenkünften. 

Außerdem gestattet $ 34 den Privatkirchengesellschaften wei- 
terhin die Ausübung dieser Gebräuche in den Privatwoh- 
nungen ihrer Mitglieder. Als solche Gebräuche kommen in Be- 
tracht: Gebete, Einsegnungen, Spendung der Sakramente u. ä. 
Keineswegs kann aber aus dem allerdings nicht gerade geschickt 
redigierten Wortlaute des $ 34 darauf geschlossen werden, daß 
ihnen auch die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in 
den Privatwohnungen der Mitglieder gestattet sei, vielmehr heißt 
es bezüglich dieser ausdrücklich: „in gewissen dazu bestimmten 
Gebäuden“ ®, | 

Damit entfallen auch alle hieran geknüpften Schlußfolge- 
rungen ®. 


! Vgl. M.E. v. 8. Mai 1850 (Weber IV, 114). 

2 8$ 32, 33 Rel.Ed. 

s Vgl. Entsch. des VGH. v. 18. Nov. 1903 (Bd. XXV, 63). 
* Vgl. hierüber oben $ 4, S. 217. 
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Eine weitere Einschränkung erleidet der Gottesdienst der 
Privatkirchengesellschaften dadurch, daß diesen der Gebrauch der 
„Glocken oder sonstiger Auszeichnungen, welche Gesetze oder Ge- 
wohnheit den öffentlichen Kirchen! angeeignet haben“, durch $ 35 
Rel.Ed. ausdrücklich verboten ist. Nach den Ausführungen Sey- 
dels® steht nunmehr wohl unbestritten fest, daß unter diesen 
Auszeichnungen nicht etwa solche der Kirchengebäude, son- 
dern solche der Kirchengesellschaften, in der Regel wohl 
gottesdienstliche Einrichtungen zu verstehen sind. 
Auch kann es sich dem Wortlaute nach nicht um jedes Unter- 
scheidungszeichen, sondern nur um solche handeln, welche eine 
höhere äußere Ehre, d. i. eben eine „Auszeichnung“ gewähren. 
Im übrigen muß die Frage, ob eine Kultuseinrichtung unter die 
Auszeichnungen im Sinne des $ 35 fällt, von Fall zu Fall ent- 
schieden werden. Die Min.-Entschl. vom 11. Oktober 1891° be- 
greift hierunter „alles, was sich als charakteristische Eigentüm- 
lichkeit der äußeren Kultuseinrichtungen der anerkannten öffent- 
lichen Kirchengesellschaften darstellt“. — | 

In dem Vorbilde, dem Preuß. Allgem. Landrecht*, ist diesen 
Religionsgenossenschaften „nicht gestattet sich der Glocken zu 
bedienen oder Öffentliche Feierlichkeiten außerhalb der Mauern 
ihres Versammlungshauses anzustellen“. Diese letzte Bestimmung 
konnte unterbleiben, da sich bereits aus dem Begriffe „Privat- 
gottesdienst“ ergibt, daß sich dieser Gottesdienst niemals aus den 
vier Wänden heraus an die Oeffentlichkeit bewegen darf‘. 


!SeydelVI,8.125, Anm. 1: „besser: einer der öffentlichen Kirchen“. 

"A. a. O.,S. 125. 

!Seeberger S$. 37f. — In der Praxis wurde bisher hauptsächlich 
hiezu gerechnet die gottesdienstliche Tracht der Geistlichen in der in 
einer öffentlichen Kirchengesellschaft allgemein eingeführten bestimmten 
Form. Vgl. Seydel VI, S. 126, Anm. 1 u. M.E. v. 9. Juni 1833 (Weber 
. II, 689), ferner M.E. v. 10. Mai 1886 (Seydel VI, S. 126). Ueber die 
gottesdienstliche Tracht der protest. Geistlichen vgl. Allh. Entschl. v. 
13. Januar 1849 (Weber IV, 11). 

* Teil II, Tit. 11, & 24. 

® Vgl. Seydel VI, S. 124, S. 125, Anm. 1. 
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Die Privatglaubensgesellschaften baben auch kein Recht, got- 
tesdienstliche Versammlungen an Orten abzuhalten, wo keine ihrer 
Mitglieder wohnen: dort können sie höchstens innerhalb der 
Schranken des Vereinsrechtes propagandistisch vorgehen!. Da- 
gegen ist ihnen überall die Vornahme gottesdienstlicher Verrich- 
tungen unter Zuziehung eines Geistlichen bei Beerdigungen ge- 
stattet ?. | 

Die den Privatglaubensgesellschaften etwa weiter zustehende 
Rechte müssen nach dem Inhalte ihrer Aufnahmsurkunde bemes- 
sen werden ®. Die Aufnahmsurkunde darf aber ihrerseits nur so- 
weit Bestimmungen enthalten, als jene Rechte nicht durch die 
II. Verfassungsbeilage festgesetzt sind und als diese Beilage solche 
besondere Bestimmungen zuläßt oder doch nicht ausschließt. Es 
kann den Privatglaubensgesellschaften sonach weder das allein 
den öffentlichen Kirchen zustehende Recht der öffentlichen Feier 
des Gottesdienstes und der diesen vorbehaltenen Auszeichnungen 
verliehen, noch das ihnen selbst verfassungsmäßig garantierte Recht 
auf freie Ausübung ihres Privatgottesdienstes vorenthalten werden. 
Ersteren Falls müßte ihnen nachträglich die Rechte öffentlicher 
Korporationen verliehen, letzteren Falls ihr Charakter als aner- 
kannte Kirchengesellschaft wieder entzogen werden “. 

Wenn $ 89 Rel.Ed. gleichwohl von einer Konzessionsurkunde 
für Angehörige einer Religion spricht, „denen nur eine Haus- 
andacht gestattet ist“, so hält dem Seydel° mit Recht ent- 
gegen: „Diese haben aber keine Konzessionsurkunde, weil sie keine 
Glaubensgesellschaft bilden (vgl. Verf.Beil. II. $$ 1—3): haben 
sie aber eine Konzessionsurkunde, so bilden sie eine Glaubensge- 
sellschaft und dann gibt es kein entweder — oder, sondern sie 


ı Vgl. OKE. v. 27. Mai 1886 (Seeberger.a.a. O. S. 37, Anm. 28). 

2 Vgl. M.E. v. 12. Okt. 1847, v. 5. Dez. 1862 und v. 11. Okt. 1391 
Weber III, 671; VI, 129). 

8 37 Rel.Ed. — Vgl. zu folgendem Seydel VI, 127 ff. 

* Vgl. Reinharda. a O. S. 135. 

5 A. a. O., S. 168. 
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haben nach $ 34 der ]I. Verfassungsbeilage ein Recht auf 
Privatgottesdienst und auf Hausandacht.“ 

Die nachstehende Darlegung der Stellung des Bstkasdtendtes 
der verschiedenen zurzeit in Bayern bestehenden Privatkirchen- 
gesellschaften im einzelnen wird allerdings zeigen, daß die Praxis. 
der bayrischen Staatsregierung mit vorstehenden Ausführungen 
vielfach im Widerspruch steht. 


$ 7. Die gottesdienstlichen Rechte der bayrischen Privatkirchen- 
gesellschaften im einzelnen '. 


1. Die Israeliten. 


Unter den in Bayern schon zur Zeit der Verfassungsverkün- 
dung anerkannten Privatglaubensgesellschaften ist der Kopfzahl 
nach auch heute noch weitaus die bedeutendste die israelitische 
Religionsgenossenschaft, deren Angehörige sich schon in früheren 
Jahrhunderten, wenn auch mit Unterbrechungen auf Grund kur- 
fürstlicher Spezialbewilligung in Bayern aufhalten durften®. In 
dieser Rezeption lag nach Freybergs Ansicht ? eigentlich schon 
das Zugeständnis der Ausübung des jüdischen Gottesdienstes; doch 
war auch in dieser Beziehung die Aufnahmsurkunde entscheidend. 

Nach dem Regulativ über die Münchener Judenschaft vom 
25. April 1805* war den Juden erlaubt, ihre Religionsgebräuche 
an einem Privatorte auszuüben, ohne von anderen Religionsver- 
wandten hierin gestört zu werden. 

Nunmehr haben die Verhältnisse des israelitischen Gottes- 
dienstes in dem Edikt vom 10. Juni 18135 ihre Regelung 
gefunden. 


' Vgl. zum Folgenden insbesondere OÖ. Hartmann, Das Recht des 
bayerischen Staats und des deutschen Reichs in Beziehung auf die Reli- 
gionsgemeinschaften (bis jetzt I. Teil, Heft 1 u. 2, 1910, 1911). 

? Vgl. oben $ 2, S. 208, Anm. 1. 

® A. a. O., Bd. 1, S. 157, 8 3. — Die Feier des Laubhüttenfestes war 
in Bayern verboten (ebenda Bd. II, S. 351.) 

* R.Bl. S. 712. 

5 R.Bl.S.921, Döllinger VI,1, Weber I, 417. — Ueber die frühere 
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Danach sind die Israeliten da, wo sie keine kirchliche Ge- 
meinde bilden, gemäß $ 25 Abs. 1 lediglich auf die einfache Haus- 
andacht beschränkt, alle heimlichen Zusammenkünfte sind ilınen 
nach 8 6 des I. Kapitels des Edikts vom 23. März 1809 (R.Bl. 
St. XI, S. 899) verboten '. 

Dagegen wird wohl mit Recht eingewendet, die israelitische 
Glaubensgesellschaft sei eine Privatkirchengesellschaft ı. S. der 


ss 32 ff. Rel.Ed. — als solche wird sie auch von der bayrischen 
Itegierung anerkannt ® — und es könne ihr daher die freie Aus- 


übung ilıres Privatgottesdienstes innerhalb des Rahmens der $S 33, 
34, 35 Rel.Ed. nicht vorenthalten werden ®. 

Eine weitere wesentliche Einschränkung erfährt die Befugnis 
der Israeliten zur Ausübung ihres Gottesdienstes dadurch, daß die 
(remeindebildung gemäß 8 24 Jud.Ed. davon abhängig ist, daß ın 
dem betreffenden Gemeindebezirk mindestens 50 jüdische Familien 
vorhanden sind ; dagegen dürfte die weitere Bestimmung, daß sie 
eine Synagoge und einen Rabbiner * nur am Sitze einer Polizei- 
behörde haben dürfen, praktisch heute wenig mehr auf sich ha- 
ben. Da wo eine Synagoge besteht, darf außer dem Rabbiner oder 
dem bestätigten Substituten, kein anderer kirchliche Verrichtungen 
vornehmen. Gemeinschaftliche Gottesdienste unter Ueberschreitung 
der Grenzen der einfachen Hausandacht siud nur denjenigen jJü- 
dischen Glaubensgenossen gestattet, welche irgendeinem bestimm- 
ten Rabbiner zugewiesen sind °. 

In der Pfalz‘ dagegen ist nur eine „angemessene Anzalıl 


Stellung der Israeliten in Bayern s. Heimbergera. «0, Freyberg 
II, S. 157, 8 3. 

ı Vgl. M.E. v. 14. Mai 1830 (Weber II, 537) und Cheliusa.a.(. 
S. 114 ff. 

? Vgl. z. B. M.E. v. 12. Dez. 1833 und v. 16. März 1865 (Weber Il. 
97, VI, 421). 

® Vgl. Heimbergera.a. OÖ. S. 46fl. 

* Ueber deren Amtstracht s. M.E. v. 9. Juni 1838 (Weber Il, 69). 

58 25b, Jud.Ed.e — Vgl. hiezu M.E. v. 29. Aug. 1824 und M.E. vom 
>30. Aug. 1834 (Weberll, 217, 749). 

° Ueber die Verh. der Juden in der Pfalz vgl. Geib ILS. 121, Che 
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von Familienhäuptern erfordert, welche ausreiehende Mittel zur 
Bestreitung der Kultusauszaben nachweist“. 

Im rechtsrheinischen Bayern hätte nach dem strengen Wort- 
laut des Edikts von 1813 der Gottesdienst eingestellt werden müs- 
sen, sobald durch Wegfall einer oder mehrerer Judenfamilien die 
Mindestzahl von 50 Familien nicht mehr gegeben war. 

Dem suchte die Min.Entschl. vom 29. Juni 1863 ! abzulelfen 
durch die Bestimmung, daß in diesem Falle solange keine Aende- 
rung eintreten solle, als die Kultusbedürfnisse noch bestritten 
werden können und die Anzahl der in der Gemeinde vorhandenen 
religiös selbständigen Gemeindemitglieder nicht unter 10 Perso- 
nen herabsinkt, andernfalls eine Vereinigung mit einer andern nicht 
über eine Stunde entfernten Gemeinde zu erfolgen hat. 


2. Die Herrnhuter. 


Den sich so nennenden Assoziierten der Herrnhuter Brüder- 
gemeinde wurde durch Allh. Entschl. vom 29. April 1813? die 
Erlaubnis zu ihren Privatandachten unter Aufsicht der Polizei 
erteilt; nunmehr scheint diese Glaubensgesellschaft erloschen zu 
sein; es versteht sich von selbst, daß sich ihre Verhältnisse jetzt 
nur nach der II. Verfassungsbeilage zu richten hätten und daß 
die ihnen auferlegten Beschränkungen keine Gültigkeit mehr ha- 
ben würden °. 


3. Die Mennoniten. 


Die Mennoniten, auch „Wiedertäufer“ genannt, über deren 
Charakter und Verhältnisse lange Zeit Zweifel bestanden *, wer- 
den nunmehr allgemein, da bereits vor der Verfassung zugelassen, 


liusS. 114. Siebenpfeiffer II, S. 517 ff., ferner AVO,. v. 27. März 
1872 (R.Bl. S. 1073 ff., Weber IX, 352 ff.). 

ı M.Bl. 1865/218 (Weber VI, 186). 

Weber I, 411; vgl. auch M.E. v. 6. Okt. 1818 (Döllinger VI. 
08) und Seydel VI, S. 116, Anm. 3. S. 122, Anm. 1. 

° Vgl. Seydel VI, S. 117. 

* Vgl. M.E. v. 9. Nov. 1835 (Weber III, 47) und v. 20. Jan. 1836 
ebenda, Anm. **). 
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als Privatkirchengesellschaft im Sinne des Rel.Ed. mit den gottes- 
dienstlichen Rechten gemäß $S 33 ff. erachtet. 


4. Die griechische Kirche. 


Die Bekenner der unierten griechischen Kirche genießen 
als Mitglieder der katholischen Kirche die dieser zustehenden 
echte; der nichtunierten griechischen Kirche wurde durch 
KVO vom 2. Juli 1830 in bezug auf die Ausübung der Religion 
und kirchlichen Rechte die Eigenschaft einer Privatkirchengesell- 
schaft nach $S 32—43 Rel.Ed. bewilligt. In München und Bad Kissin- 
gen üben ihre Mitglieder gleichwohl öffentlichen Gottesdienst aus”. 


9. Die Anglikaner. 


Auch die anglikanische Kirche hat bei ihrer Aufnahme laut 
Min.Entschl. vom 19. März 1844 ? die Rechte einer Privatkirchen- 
gesellschaft gemäß $$ 32 ff. Rel.Ed. erhalten, jedoch „in wider- 
ruflicher Eigenschaft* „zunächst für München“ und „unter Be- 
sehränkung auf die Privatwohnung ihres Geistlichen“. Dem wirt 
mit Recht entgegengehalten, dal nach dem geltenden Verfassung-- 
recht die Aufnahme nur für das ganze Staatsgebiet, nicht ledig- 
lich für einen bestimmten Teil desselben zu erfolgen hat und daß 
andererseits die Beschränkung des Gottesdienstes auf die Privat- 
wohnung ihres Geistlichen im Hinblick auf $$ 33 und 34 Rel.El. 
unzulässig ist. 

ı Vol. Seydel VI, S. 116, Anm. 3; Geib Il, S. 120, ferner M.E. v. 
12. Okt. 1847 (Weber Ill, 671) und v. 28 März 1862 (Weber V\, 6llı. 
— Ueber die Verhältnisse der Mennoniten in der Pfalz bestimmt ein Ree.- 
Reskr. v. 11. Sept. 1845 Nr. 17399 (abgedr. bei Cheliusa.a.O, S. 1lli. 
Das darin enthaltene Verbot jeder (!) Amtskleidung für ihre Geistlichen 
stellt eine entschieden übertriebene Anwendung des $ 35 Rel.Ed. dar (vgl. 
Seydel VI, 126, Anm. 1). 

: Vgl. hierüber insbesondere Kihn, „Die rechtliche Stellung der grie- 
chischen Kirche in Bayern“ und das Ges. v. 1. Juli 1834 (Ges.B]. S. 41). 

Weber Ill, 544. 

* „Eine Glaubensgesellschaft für München ist ein etwas sonderbartr 
Gedanke* (Seydel VI, S. 117, Anm. 3). Vgl. auch S. 126, Anm. 1. Nun- 


mehr besitzen die Anglikaner in München eine Kirche, in der sie ihren 
Privatgottesdienst ausüben. 
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6. Die Irvingianer. 


Auch diesen wurden verfassungswidrig lt. Min.Entschl. von 
28. März 1862! die Rechte einer Privatkirchengesellschaft nur 
zunächst für Seifertshofen (Bez.-Amt Illertissen), dann für Hürben 
(Bez.-Amts Krumbach) erteilt. 


7. Die Methodisten. 


Den „bischöflichen“ Methodisten wurde lt. Min.Entschl. vom 
3l. März 1883, den „ Wesleyanischen“, zu welchen auch die „ver- 
einigten Brüder in Christo“ oder „Ottobeinerianer“ zählen. It. 
Min.Entschl. vom 18. Maı 1885 die Rechte einer Privatkirchen- 
sesellschaft nach Maßgabe des Religionsedikts eingeräumt ®. 


8. Die Altkatholiken. 


Bis zum Zeitpunkt ihres Ausschlusses aus der römisch-katho- 
lischen Kirche stand den Altkatboliken als Angehörigen jener 
öffentlichen Kirchengesellschaft die Befugnis zur öffentlichen Aus- 
übung ihres Gottesdienstes zu?”. Nach ihrem Ausschluß aus der- 
selben wurden sie — ebenfalls in verfassungswidriger Weise — 
nicht für ganz Bayern, sondern nur für einzelne Diözesen (!) als 
Privatkirchengesellschaft anerkannt‘. In den Diözesen Regens- 
burg und Eichstätt sind sie noch heute auf die einfache Haus- 
andacht beschränkt °. 


9. Die Adventisten vom siebenten Tage. 


Diesen ist laut Ministerial-Bekanntmachung vom 27. April 
1%07 (KMBl. S. 242) die freie Ausübung des Privatgottesdienstes 
in Bayern nach $$ 32 ff. IL. Verfassungsbeilage gestattet *. 

ı M.Bl. 1865, S. 179, Weber V, 611. 

® M.Bl. 1883, S. 97, 1885, S. 152; Weber XVl, 138. 

’ Vgl. die Erklärung des Gesamtstaatsministeriums vom 14. Oktober 
1871 und die Entscheidung des VGH. vom 17. Dez. 1886 (Bd. VII, 193) 
Schmidt I, 54. 

* M.E. v. 2 u. 3. Mai 1890 (M.Bl. S. 111). 

®° ME. v. 25. April 1890 (M.Bl. S. 273). 

° Näheres s. Hartmann.a. a. O., 88 36, 37, 38. 
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Zweiter Teil. 


Die Verwaltung des Gottesdienstes unter der obersten 
Staatsaufsicht. 


s$ 8. Notwendigkeit und rechtliche Natur der Staatsaufsicht über 
den Gottesdienst. 


Bereits seit den frühesten Zeiten, besonders aber seit dem 
16. Jahrhundert betrachteten die bayrischen Landesherrn die Auf- 
sicht über die Einrichtung und den Vollzug des Gottesdienstes 
als eine der vornehmsten Aufgaben des landesherrlichen „Exer- 
eitium iuris circa sacra“ '. Sie übernahmen die Obsorge für die 
Abhaltung der gestifteten Gottesdienste ’, hielten die Geistlichkeit 
zur Haltung der Predigt, Lesung der Messe usw. an, schafften 
Andachten, Wallfahrten und kirchliche Gebräuche ab und forder- 
ten Einvernahme bei Einführung von Feiertagen und Andachten 


ı Die Püpste selbst übertrugen ihnen die Aufrechterhaltung der Ord- 
nung und des Kultus, die „Kirchenadvokatie Reinhard 2.2.0.8. 1ff.). 
Auch Wilhelm V. begründete dieses Recht auf erhobene Beschwerde der 
Bischöfe hin mit dem Hinweis auf „päpstliche Indulte, allgemeines Patro- 
patsrecht und unvordenkliche Verjährung‘. Vgl. zum Folgenden ferner: 
Lipowsky a. a. OÖ, S. 19ff, Sicherer a a. O0, S.1ff, Kreit- 
mayra. a. O.,S. 722ff, Krinner, Die Quellen des bayrischen Staats- 
kirchenrechts in der Zeit vom Concordat des Jahres 1583 bis zum Regie- 
rungsantritt Maximilian 1V. Joseph (1799), 8.8 ff. 

: Vgl. hiezu das Mandat v. 23. Juli 1604 (Freyberg Il, 161): „da 
in Erfahrung gebracht worden, daß schier allenthalben die fundierten geist- 
lichen Beneficia nicht der Schuldigkeit gemäß versehen und bedient wer- 
den, und weil es in der landesfürstlichen Macht und Befugnis liegt, auch. 
unersucht des Ordinarii dergleichen fundationes, welche in geistlichen und 
weltlichen Rechten paratam executionem auf sich haben, zu erhalten und 
regia manu zu exequieren, so erhält das Pflegegericht Neustadt den Auf- 
trag, auf die in dessen Bezirk gelegenen, hinreichend fundierten Beneficien 
Obacht zu haben, damit hinfür der Gottesdienst auch gebührend verrichtet 
werde... .* 

3 Durch Temporaliensperre, Amtsentsetzung und dergl. Vgl. Frey- 
berg IH, 162. 


Conrath, Die Stellung d. Gottesdienstes i. Bayer. Staatskirchenrecht. 231 


usw.!, Vor allem aber nahmen sie früher weit mehr denn heute 
das Recht für sich in Anspruch mit selbständigen Anordnungen 
in das Gebiet der gottesdienstlichen Verwaltung einzugreifen ?. 

Hiezu bemerkt Reinhard?°: „Wenn sich die Regierung 
ein Recht beilegte, sich in gottesdienstliche Angelegenheiten der 
Kirche einzumischen, so griff sie bereits über die ihr vom Papste 
zugewiesene Sphäre hinaus und schuf sich Rechte gegenüber der 
Kirche aus eigener Macht, m. a. W. die hinsichtlich der 
Handhabung des Gottesdienstes wahrgenon- 
menen Rechte sind bereits reinkirchenhoheits- 
rechtlicher Natur.“ 

Auch soweit die Verwaltung des Gottesdienstes der Kirchen- 
gewalt überlassen war, unterlag sie gleichwohl der obersten Staats- 
aufsicht. So durften Anordnungen der geistlichen Obrigkeit über 
den Gottesdienst erst nach vorhergehender landesherrlicher 
Einsichtnahme und Genehmigung vollzogen werden !, bei Strafe 
der Temporaliensperre °. 


—— 


ı Reinharda.a. O., S.33ff. — Ueber die Verhältnisse in den 
später erworbenen Gebietsteilen vgl. ebenda S. 40, $ 11. 

2 So erging am 15. Juli 1605 „zur Beseitigung des eingerissenen un- 
christlichen Lebenswandels“ ein kurfürstliches Mandat (Freyberg IIl, 
162), in welchem „ernstlich wiederholt wurde, daß die wochentlichen Pro- 
zessionen richtig gehalten, in den Klöstern besondere Gebete veranstaltet 
und die Türkenglocken täglich geläutet würden“. Auch war z. B. das 
Fest der „unbefleckten Empfängnis“ als spezieller Landespatronin auf aus- 
drücklichen kurfürstlichen Befehl in den gesamten kurbayrischen Landen 
besonders festlich zu begehen. Vgl. Mandate v. 27. Nov. 1629 (1729), Frey- 
berg III, 168, 171. — Auch die Feste des hl. Benno, der hl. Anna, Mariä 
Opferung und Heimsuchung u. a. wurden in gleicher Weise angeordnet. 
(Vgl. die bei Freyberg a. a. OÖ. aufgeführten Mandate.) 

sA.a. 0.8.17. — Vgl. auch die Ausführungen daselbst über die je- 
weilige Regelung der Staatseaufsicht, S. 26 ff. 

* Vgl. Mandat v. 3. April 1770 (G.K. Meyer, Sammlung der Chur- 
pfalz-Baierischen allgemeinen und besonderen Landesverordnungen, Mün- 
chen 1784), ferner Friedberg, Grenzen usw. S. 188 ff., 251 ff., 261 ff. 

s Ueber die Strafmittel vgl. Polizeiordnung, Lib. III, Tit. 7, 
art. 1; Lib. V, Tit. 9, art. 4, Lipowsky; a. a. O, Friedberg, Gren- 
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Die Aufsicht über die Verwaltung des Gottesdienstes stand 
zwar in erster Linie den geistlichen Oberbehörden zu, aber auch 
die Visitationen der Geistlichkeit durften nur mit Vorwissen des 
Landesherrn und unter Zuordnung der fürstlichen Räte und Kom- 
missarien vorgenommen werden !. 

Ueber den Vollzur dieser Vorschriften wachte der „Geist- 
liche Rat“ ?, der die Notwendigkeit einer strengen Staatsaufsicht 
noch ım Jahre 1782 in der schärfsten Weise darlegte?. Die Durch- 
tüihrung der Kontrolle wurde zu den verschiedenen Zeiten außer- 
ordentlich ungleich gehandhabt. Während unter Maximilian |], 
dem „Katholischen“, unter dessen Itegierung die Jesuiten Bayern 
mit dem Ehrentitel „Bavarıa Sancta“ belegten, die Aufsicht 
sehr strenge durchgeführt wurde, hörte die direkte Kontrolle des 
(sottesdienstes unter seinen Nachfolgern bald wieder auf. So be- 


zen, 8. 185 ff, über das Strafverfahren s. Conc. v. 1583, Cap. III (Meyr, 
Ss. 1024). 

ı Vgl. Cone. v. 1583. Cap. I, 1 (G. K. Meyr, S. 1022, Reinharl 
a.a. O.,S. 26#f., Friedberg, Grenzen, S. 188 ff. 

2 Teber die Geschichte des 1557 errichteten „Religions- und Geistliche 
Lehensrathes“, seit 1775 „Geistlichen Raths“* s. Reinharda.a. O.NS.6 
und 16; vgl. ferner die „Geistliche Ratsordnungen von 1608 (Freyberg 
III, 184 ff.) und von 1779, Art. 13 (G. K. Meyr, S. 1127), ferner die In- 
struktion für den Churf. Geistl. Rat (ebenda S. 1154 ff.), insbesondere auch 
die „Hauptsächlichen Regeln“ (ebenda S. 1159 ff.) (Freyberg III, S. 140). 
ferner Art 3, $ 6 der „neuverbesserten Hofrathsordnung* v. 1750 (Samım- 
lung der neuest und merkwürdigsten churbair. Generalien und Landesver- 
ordnungen v. 1771, S. 7). Ueber die Kontrolle durch die Rentmeister vgl. 
unten & 28, S. 289: 

3 „Die Pfarrer sind insgemein mehr Baurn als Seelsorger und ıhre 
Kupläne bessere Spiller, Säufer, Jäger etc. als Prediger und Gottes- 
diensteyferer.... der Klerus schmähet die weltliche Obrigkeit von der 
Kanzel, während er dem Volk statt dem Wort Gottes nur vom Zehen- 
den, Opfer, Meßgelder und Stolle vorprediget.*“ (Denkschrift des Geist. 
Rats v. 12. Mai 1782, Handschrift der K. B. Hof- und Staatsbibliothek. 
COD. Bav. No. 2177, fol. 240 ff, abgedruckt bei Friedberg, Grenzen etc. 
S. 836. — Vgl. auch Freyberg III, S. 164 u. S. 122 und die Handschrift 
der K. Hof- u. St.-Bibliothek Nr. 2176 „von der Priester Fleiß und Andacht 
in Verrichtung des Gottesdienstes“ (S. 249). 

*E. Mayera.a. O.,S. 72, Krinnera.a. O.S. 35. 
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stimmt denn auch die „Geistliche Rathsordnung“ von 1779 !, 
welche „Predigtamt und Gottesdienst und was wesentlich dazu 
gehörig ist, zu den pur geistlichen Dingen, worin die Macht zu 
ordnen und zu entscheiden der Geistlichkeit ganz allein zusteht“, 
rechnet, daß der Geistliche Rat „hiebei anderst als Beystands- 
und Manutenenzweise, per modum protectionis, Defensionis, vel 
Curatellae, sich nicht zu verhalten, sohin gemäß alten geistlichen 
‘ Ratbsordnungen anderst als nur bloß assistendo, nicht mitzuwirken, 
folglich die Religion mittelst des brachi saecularis so zu unter- 
stützen, und zu handhaben habe, wie es denen von vorigen 
Herzogen erlassenen Religionsmandaten und Patenten wegen Got- 
tesdienstes ete. des weiteren versehen und wirklich vollzogen 
worden ist“. 

Gleichwohl hatte noch kurz zuvor ein kurfürstlicher Erlaß 
vom 14. Juli 1778? wegen Nachlässigkeit in der Verrichtung des 
Gottesdienstes „die Vorkehrnng ganz besonderer Bestrafungs- 
mittel“ angedroht. 

Diese inkonsequente Haltung der Regierung mochte wohl in 
erster Linie das Bedürfnis nach Aufstellung einer „Allgemeinen 
Gottesdienstordnung“*, wie sie im Jahre 1807 ® in Aussicht ge- 
stellt wurde, wachgerufen haben. Die Neuregelung der Staats- 
aufsicht über den Gottesdienst erfolgte jedoch erst mit der Er- 
neuerung des gesamten bayrischen Staatskirchenrechts in der Ver- 
fassung. 

Danach ist nunmehr die innere Einrichtung des Gottesdien- 
stes, insbesondere dessen liturgische Ausgestaltung, welche früher 
auch in vollem Umfange der Einwirkung der weltlichen Gewalt 
unterlegen war, heute grundsätzlich „innerkirchliche Angelegen- 
heit* *; „den kirchlichen Obern, Vorstehern oder ihren Repräsen- 


ıG. K. Meyr, Sammlung S. 1127 (Ziff. 3). 

ıG.K. Meyr.a..a. O., S. 1125, vgl. auch Reskript v. 16. Juli 1781 u. 
Lipowsky.a..a. O.S. 30ff., 8 13. 

® AHE. v. 17. Okt. 1807 (Döllinger VII. 1061), auch v. 7. Juni 1805 
Döllinger VIII. 1214). 

* Rel.Ed. $ 38, lit. b. — Die Sorge für die Reinheit des Kultus über- 
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tanten kommt demnach das allgemeine Recht der Aufsicht mit den 
daraus hervorgehenden Wirkungen zu, damit die Kirchengesetze 
befolgt, der Kultus diesen gemäß aufrecht erhalten werden“'. 

Es ist demnach nach Anschauung Reinhards? jetzt nicht 
mehr Aufgabe des Staats, für ordentliche Abhaltung des Gottes- 
dienstes zu sorgen, dagegen kann der geistlichen Obrigkeit nach 
allgemeinen Grundsätzen hiebei der weltliche Arm gereicht wer- 
den; zeigt diese aber selbst in Wahrnehmung dieser Pflichten sich 
lässıg und hält gegen das klare Recht die ihr untergebenen Geist- 
lichen zu den vorschriftsmäßigen gottesdienstlichen Verrichtun- 
gen nicht an, so ist es Aufgabe der Staatsgewalt — mag ihr von 
dieser Unterlassung durch eigene Beobachtung oder Beschwerde. 
bzw. recursus ab abusu ?® der Betroffenen Kunde werden — die 
geistlichen Obern durch geeignete Zwangsmittel zu der densel- 
ben nach 539 derII. Verf.Beil. obliegenden Aufrechterhaltung des 
Kultus zu bestimmen. 


haupt war seit Auflösung des Geistlichen Rats den Generalkreiskommissären 
übertragen. ($ 33 lit. a. der Instruktion v. 17. Juli 1808, R.Bl. S. 1663.) — 
Die oberste Leitung des Gottesdienstes, die Bewahrung oder Verbesserung 
der Liturgie und des Kirchenritus oblag gemäß Ziff. 4 der VO. v. 8. Sept. 
1808 (R.Bl. S. 2275) dem K. Generalkonsistorium. — Vgl. auch Organ. 
Edikt v. 17. März 1808 (R.Bl. S. 569) $ XIII, lit. b und $ XVII it. b. 
ferner Kons.O. v. 8. Sept. 1809 (R.Bl. S. 1489) $ 56 ff. nebst Spez.Instr. 
vom gleichen Tag (ebenda S. 1526) $ 22. 

1 8 39 Rel.Ed. 

?A.a.0O.,S. 181. 

8 „Die Nichtausübung der gottesdienstlichen Funktionen ist ein ent- 
schiedener Mißbrauch der übertragenen geistlichen Amtsgewalt. Der Re- 
cursus ab abusu ist daher auch zulüssig, wenn die geistliche Obrigkeit die 
Abhaltung von Gottesdiensten versagt, auf welche die Rekurrenten nach 
der Formel und der Verfassung ihrer Kirche ein Recht haben. Es ist 
hierdurch möglich zu hindern, daß den Gläubigen, wie ehedem (vgl. oben, 
S. 232 Anm. 3) durch die Trägheit nachlässiger Geistlicher die Tröstungen der 
Religion entzogen werden.“ (So Reinharda. a O0. S. 256.) Vgl. auch 
VO. v. 29. Aug. 1801 (Döllinger VIII, 1066), wonach in Streitigkeiten 
zwischen den Pfarrern und Gemeinden wegen der Haltung der Gottesdienste 
überhaupt und in betreff der Zahl und Zeit derselben niemand gestattet 
sein soll, sich an die bischöflichen Behörden zu wenden, zuständig sel 
allein der Geistliche Rat (R. u. Int.Bl., S. 135 ff.). 
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Im übrigen hat die Staatsregierung seit Erlaß der Verfas- 
sungsurkunde fast völlig davon abgesehen vom Standpunkt der 
Kirchenhoheit in den religiösen Kultus einzugreifen !, dagegen 
konnte sie vom Gesichtspunkt der Polize ihoheit auf ihr Auf- 
sichtsrecht nicht verzichten. So kann denn auch heute ein Ein- 
griff der Staatsgewalt in allen Angelegenheiten stattfinden, welche 
die Kirchengesellschaften mit andern bürgerlichen Gesellschaften 
gemein haben; denn in diesen müssen sie sich ja gemäß $ 62 
Rel.Ed. nach den Gesetzen des Staates richten. 

So beziehen sich z. B. die allgemeinen bau-, feuer- und ge- 
sundheitspolizeilichen Vorschriften auch auf die relisiösen Ver- 
sammlungsorte ”, ebenso wie die gottesdienstlicben Veranstaltun- 
gen den im Interesse der Verkehrssicherheit getroffenen Bestim- 
mungen unterliegen. Nach den ausdrücklichen Bestimmungen des 
Rel.Ed. ? ist die Staatsgewalt ferner befugt darüber zu wachen, 
daß beim Gottesdienst keine Unordnung und Mißbräuche einrei- 
ßen, insbesondere kein Mißbrauch der Amtsgewalt statthabe, daß 
keine Kirchengesellschaft zur Teilnahme am Gottesdienst einer 
andern Konfession gezwungen werde ?, daß die wechselseitige Ach- 
tung, die öffentliche Ruhe und Ordnung unter den Konfessionen 
aufrecht erhalten werde, daß die Privatkirchengesellschaften ihre 
Befugnisse nicht überschreiten ®, keine unerlaubten Gottesdienste 
stattfinden ?; schließlich ist auch die Entscheidung von Streitig- 
keiten über den Mitgebrauch einer Simultankirche zu gottesdienst- 
lichen Handlungen Sache der weltlichen Gewalt °. 

Um diesen Aufgaben gerecht werden zu können, muß die 
Staatsgewalt insbesondere Kenntnis von den äußeren Anordnungen 
über den Gottesdienst, dessen Ort, Zeit und Zahl sowie die Mög- 

1 Reinhard 2.2. Ö. 
? Vgl. $ 78 Rel.Ed. Bezügl. der Gesundheitspolizei enthält 8 76 lit. f 


des Rel.Ed. einen ausdrücklichen Vorbehalt. 
° 88 53, 56 Rel.Ed. 


ı8 82. 
5.88 80 F. 0.88 34. 
784 sg 904. 
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lichkeit haben, den Vollzug wirksam zu überwachen. Es recht- 
fertigt sich demnach die Aufrechterhaltung des hergebrachten „ius 
Inspiciendi et cavendi“ in diesem gegen früher ohnehin schon be- 
deutend begrenzten Umfang. 


I. 


8 9. Allgemeine Schranken der Anordnung des äußeren 
Gottesdienstes. 


Die „Form und Feyer des Gottesdienstes“ ist gemäß $ 38. 
lit. b der II. Verf.-Beil. als innere Kirchenangelegenheit zu er- 
achten, deren Anordnung jeder genehmigten Privat- oder öffent- 
lichen Glaubensgesellschaft nach der Formel und der von der 
Staatsgewalt anerkannten Verfassung ihrer Kirche zukommt!. 
Die Ausgestaltung der den Gottesdienst darstellenden einzelnen 
liturgischen Verrichtungen bedarf demnach, solange sie sich im 
Rahmen der bereits genehmigten Verfassung hält, keiner weiteren 
Genehmigung, soferne eine solche in der Verfassung nicht aus- 
drücklich festgesetzt ist. Insbesondere kommt, wie bereits ausge- 
führt, die allxemeine Aufsicht darüber, daß der Kultus den Kirchen- 
gesetzen gemäß aufrecht erhalten werde, nach $ 39 den kirch- 
lichen Obern zu. 

Für Anordnungen dieses Inhalts gelten nur die allgemeinen 
Vorschriften des Plazetrechts gemäß $ 58, und zwar mit der in 
8 59 festgesetzten Ausnahme. 

Dagegen zählen zu den Gegenständen gemischter Natur’, 
„welche zwar geistlich sind, aber die Religion nicht wesentlich be- 


ı Vol. zum Folgenden insbesondere Reinhard a. a. O. S. 202 fl. 
Seeberger, Amtshandbuch, S. 50ff, Stingl, Pfarramtsverwaltung, 
S. 154. Vgl. ferner Concordat, Art. XII, lit. g. — Ueber die Verwal- 
tung des „ordo* (der Sakramente und Sakramentalien einerseits, des Gottes- 
dienstes andererseits) s Hinschius a. a. O., Bd. IV, S. 1ff. Vgl. ferner 
$ 11 Prot.Ed. — Ritus und Liturgie der un. prot. Kirche der Pfalz sind fest- 
gelegt in $$ 9—11 der Vereinigungsurkunde v. 10. Okt. 1818 (Amtsbl. S. 853). 
Vgl. ferner AHE. v. 1. Aug. 1881, Ziff. III (Weber XV, 386). 

* Vgl. S$ 76—79 Rel.kd. 
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treffen und zugleich irgendeine Beziehung auf den Staat und 
das weltliche Wohl der Einwohner desselben haben“, alle An- 
ordnungen über den äußeren Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl usw. 

Bei diesen Gegenständen dürfen ohne Mitwirkung der welt- 
lichen Obrigkeit von der Kirchengewalt keine einseitigen Anord- 
nungen geschehen, wobei ausdrücklich hervorgehoben werden muß, 
daß auch die Einschränkung des 8 59 Rel.Ed. nicht für die An- 
ordnungen im Sinne der $$ 76 ff. Rel.Ed. gilt'. 

Selbstverständlich ist auch jede Abänderung und Aufhebung 
derartiger Anordnungen, weil sie selbst wieder Anordnung ist, nur 
mit Kgl. Genehmigung vollziehbar”. 

Diese Einschränkung des Anordnungsrechtes der Kirchenge- 
_ walt wird noch verstärkt durch die Bestimmung des $ 78, wonach 
der Staatsgewalt nicht nur die Befugnis zusteht, von allen diesen 
Gegenständen Einsicht zu nehmen, sondern sogar durch eigene 
Verordnungen dabei alles dasjenige zu verhindern, was dem öffent- 
lichen Wohle nachteilig sein könnte®. 

Damit ist der bayrischen Staatsgewalt eine viel weitergehende 
Befugnis eingeräumt, als das vorbildliche Preuß. Allg. Landrecht 
vorsieht. Nach Reinhards Anschauung ergibt sich aus dem kla- 
ren Wortlaut dieses Paragraphen, daß die Staatsgewalt nicht nur zu 
prüfen hat, ob die vorgelegte Anordnung gegen die Gott schuldige 
Ehrfurcht, die dem Staate gebührende Treue und Gehorsam oder 
gegen die gute Sitte verstößt, sondern daß sie die Anordnung 
auch auf ihre Zweckmäßigkeit prüfen kann. Ja, die Staatsgewalt 


I! Vgl. hiezu und zu Folgendem insbesondere Reinharda.a. OÖ. 
S. 202 ff., 8 48! 

3 Ebenda S. 202 ff. Vgl. auch Pr. Allg. LR. Teil II, Titel 11, 8 46 ft. 

SE. Mayer (a. a. O., S. 204) bemerkt hiezu folgendes: „Die Regie- 
rung ist auf Grund des $ 73 zum Erlaß von Rechtsnormen auf dem Ver- 
ordnungsweg nur kompetent, insoweit es sich darum handelt, eine Anord- 
nung der Kirchengewalt ganz oder teilweise außer Kraft zu setzen: 
darum fallen also die von der Kirchengewalt nicht angeordneten Gottes- 
dienste nicht unter die M.E. v. 1851, sondern bestimmen sich, soweit nicht 
85 3, 4 Rel.Ed. entgegenstehen, nach gemeinem Versammlungsrecht.... 

* Teil II, Tit. 11, 8 46 ff. 
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wäre nach seiner Ansicht demnach sogar imstande „den Gottes- 
dienst an einzelnen Altären, zu den meisten Stunden, in einzelnen 
Kirchen ganz zu verbieten, sie könnte die Kultusfunktionen auf 
ein Minimum, beispielsweise für die christlichen Kirchen auf den 
sonntäglichen Pfarrgottesdienst, bei Katholiken Messe und Predigt 
reduzieren“ !, 

Eine Beschränkung des kultuswesentlichen Gottesdienstes wäre 
überbaupt nur unter Entziehung des kirchengesellschaftlichen Cha- 
rakters möglich”. Im übrigen muß die Vorschrift der SS 76 ft. 
vernünftigerweise wohl so ausgelegt werden, daß überall dann, 
wenn die Staatsgewalt an einem bestimmten Ort, zu einer bestimm- 
ten Zeit und in bestimmter Form die Feier des Gottesdienstes 
genehmigt hat — sei es nun ausdrücklich oder durch konkluden- 
tes Verhalten —, die mit dem Vollzug der Anordnung notwendig 
verbundenen Unteranordnungen nicht jedesmal von neuem wieder 
zur Einsicht vorgelegt werden müssen. Wenn dagegen die AHE. 
vom 20. Juni 1851 * verlangt, daß die geistlichen Behörden „bei 
Anordnung aller nichtgewöhnlichen kirchlichen Feierlichkeiten vor- 
gängige Anzeige machen“, so schließt das keineswegs aus, daß 
auch den gewöhnlichen Gottesdienst betreffende äußere Anord- 
nungen dann angezeigt werden müssen, wenn sie der Staatsauf- 
sichtsbeliörde nicht schon ohnehin notwendig bekannt sind, denn 
nur so ist sie in der Lage, „dabei alles dasjenige zu verhindern, 
was dem öffentlichen Wohle nachteilig sein könnte“. 

Die Durchführung dieser Vorschriften ist ım allgemeinen so 
geregelt, daß die kirchlichen Unterbehörden sich an die Weisungen 
ihrer vorgesetzten Kirchenbehörden zu halten haben, die sich ihrer- 
seits mit dem Ministerium des Innern für Kirchen- und Schul- 


ı Vgl. hbiezu auch unten, $ 11, S. 243 ff. 

° Kultusherkömmlichkeit genügt keineswegs. — Vgl. M.E. 
v. 3. Juli 1836 (R.Bl. S. 355) und niederbayer. Reg Entschl. v. 13. Sept. 
1873 u. 14. Juli 1879. — Vgl. auch Frantz a. a. O., 8. 243 ff. 

® Die Genehmigung ist dann in der generellen Anordnung entbalten; 
vgl. jedoch oben 8. 237 z.N. 1. 

‘Weber IV, 264. 
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angelegenheiten ins Benehmen setzen. Die Publikation einer An- 
ordnung und der Vollzug derselben dürfen erst nach Erteilung der 
erforderlichen Genehmigung erfolgen, wobei von derselben jedes- 
mal im Eingang der betreffenden Anordnung ausdrücklich Erwäh- 
nung zu tun ist‘. Im Uebertretungsfalle kann die Zurücknahme 
der bereits publizierten Anordnung und die Wegnahme der an 
die Kirchentür angehefteten Abdrücke angeordnet werden®. Be- 
züglich der dem Staat sonst in dieser Richtung zustehenden Zwangs- 
mittel äußert sich Reinhard’: „Betrifft die kirchliche Anord- 
nung Form und Feier des Gottesdienstes, handelt es sich also 
beispielsweise um die Einführung eines neuen Feiertags, so würde 
der Nichtvollzug derselben darin bestehen, daß der Gottesdienst 
„nicht befördert wird“. Demnach hätte, wie dies nach Preuß. 
Allgemeinen Landrecht tatsächlich der Fall ist*, an sich lediglich 
eine Einstellung der bürgerlichen Gewerbe, die Suspension des 
Schulbesuches, der Eintritt von Gerichtsferien, die Bestrafung der 
Festtagsstörung zu unterbleiben. Vermöge positiver Satzung liegt 
jedoch die Sache ın diesem Punkte anders. Wir haben nämlich 
gerade hier die Sonderbestimmungen der $$ 76 ff. der II. Beilage, 
durch deren Aufnahme, wie bereits erwähnt, die Meinung des Ver- 
fassungsgesetzgebers, daß die Plazetverweigerung wohl den Zwangs- 
vollzug hemmen soll, so recht zum Ausdruck kommt. Hienach 
sollen nämlich über den äußeren Gottesdienst Anordnungen über- 
haupt nicht ohne aktive Mitwirkung der Staatsgewalt geschehen 
können und die letztere sogar befugt sein, bezüglich ihrer durch 
eigene Verfügungen alles zu hindern, was dem öffentlichen Wohle 
nachteilig sein könnte. Folgeweise braucht die Staatsregierung 
in diesem Punkte allerdings bei der Verweigerung des Vollzugs 
nicht stehen zu bleiben, sondern sie kann der Einführung des 
Feiertags, der Andacht positiv entgegentreten, indem sie die Ab- 


! AHF. v. 27. März 1833 (Weber II, 662\. 

® M.E. v. 30. Sept. 1829 (Döllinger VIII, 77). 
’A.a. OS. 164, 

‘ Teil U, Titel 11, $ 35. 
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haltung des Festgottesdienstes, das festliche Geläute u. dgl. oder 
die öffentliche Verrichtung der Andacht untersagt.* — 


II. 
$ 10. Die Anordnung außerordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten. 


Schon die „Geistliche Raths-Instruktion“ von 1608! bestimmte, 
daß „die von der geistlichen Obrigkeit angeordneten Jubiläen, 
Prozessionen und öffentlichen Gebete u. dgl. vor der Promulgation 
durch den Präsidenten im geistlichen Rat zu proponieren sind und 
dessen Beschluß dem Landesherrn zu berichten ist“, welche Vor- 
schrift 1629? dahin abgeändert wurde, daß derartige Anordnungen 
dem geistlichen Rat „zu notifizieren und zur Begutachtung vor- 
zulegen sind“. 

So war die Anordnung außerordentlicher kirchlicher Feierlich- 
keiten bereits damals erheblicheren Beschränkungen unterworfen‘. 

Auch nach dem nunmehr geltenden Recht muß zu außer- 
ordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten allezeit die spezielle 
Königliche Bewilligung erholt werden‘®. 

Der lebhaften Kontroverse’, die sich über die Bedeutung 


! Freyberg II, Kap. XIV, S. 184 f. (Ziff. 3). 

? Rev. Geistl. Raths-O. v. 2. Juli 1629 (ebenda, S. 188. Vgl. hiezu das 
Mandat v. 3. April 1779 (G. K. Meyr, Sammlung, S. 1099) und die Geistl. 
Raths-O. v. 1779, Ziff. 4 (ebenda S. 1127); ferner Mdt. v. 3. März 1780, 
Ziff. 24, betr. Verbot der a. o. Wallfahrten für die unbemittelte Bevölke- 
rung (ebenda S. 953), auch Reinhard.a. a. O. S. 17. 

®Reinharda.a O.,S. 3l. — Von welchen Gesichtspunkten die 
Regierung sich hiebei leiten ließ, zeigt ein Fall des Bischofs von Freising, 
dem am 9. Okt. 1620 die Einführung des Korbinianstages mit dem Be- 
merken abgeschlagen wurde, daß an den bestehenden Feiertagen ohnehin 
schon genug Liederlichkeiten verübt und daher besser diese teilweise ab- 
geschafft statt neue eingeführt würden. Das Gleiche wurde in einem ähn- 
lichen Falle 1626 dem Bischof von Regensburg bedeutet (Freyberg II. 
S. 167). 

+8 79 Rel.Ed. — Vgl. Geib II, 117, Stingl, S. 157. 

5 Vgl. OKE. v. 22. Jan. 1879: „a.o. Gottesdienst ist jeder, der nicht 
schon auf einer allgemeinen Anordnung beruht, oder für den gegebenen 
Anlaß ein für allemal genehmigt ist.“ 
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des Begriffs „außerordentlich“ entspann, suchte die Staatsregierung 
durch Min.Entschl. vom 6. Nov. 1851! abzuhelfen, indem sie die 
in der Entschließung der Kgl. Kreisregierung von Unterfranken 
und Aschaffenburg vom 24. Okt. 1851 aufgestellte Definition als 
allgemein maßgebend den einschlägigen Stellen bekannt gab. 
Diese lautet: „Offenbar kann hierunter nicht jede Abweichung von 
dem täglichen oder sonntäglichen Gottesdienste wemeint sein, eben- 
sowenig die nur ein- oder einigemal im Jahre oder selbst in 
größeren Zeiträumen sich wiederholenden Feierlichkeiten, wenn 
solche nur zu dem hergebrachten Diözesangottesdienste ge- 
hören. Dieser, der Diözesangottesdienst überhaupt, die seit- 
herige Uebung des Bistums sind das vorzüglichste Kriterium 
für den Begriff einer außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeit, 
weshalb denn nur solche Feierlichkeiten als außerordentliche zu 
betrachten sind, welche der Diözesanpraxis fremd erscheinen, 
woran sich dann solche Feierlichkeiten anreilıen, deren Form zwar 
von der seitherigen Praxis gekannt ist, welche aber nach ihrem 
speziellen Anlasse und Inhalte durch ihre Ausdehnung auf größere 
Menschenmassen, durch größeren Zeitaufwand, Rückwirkung auf 
die bürgerliche Tagesbeschäftigung usw. die von selbst in die 
Augen springende Natur des Außergewöhnlichen an sich tragen.* 
Schließlich verweist diese Entschließung noch auf die KVO. 
vom 20. Juni 1851°, die jedoch nur beispielsweise die wichtigsten 
Fälle außerordentlicher Kirchenfeierlichkeiten aufführt, und zwar: 

a) solche, welche aus Anlaß eines politischen Ereignisses ab- 
gehalten werden wollen, 

b) solche, bei welchen die Kirchenbehörde ihr Angehörigen 
zur Teilnahme unter Einstellung der Arbeitstätigkeit im Gewissen 
verbinden will, 

c) Gottesdienste unter freiem Himmel, 

d) solche, zu deren Vornahme die kirchliche Oberbehörde 


ı Weber IV, 301. 


3Weber IV, 264, ausdrücklich aufrecht erhalten im KMBl. 1873, 
8. 497. 
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Geistliche herbeirufen will, welche einem im Lande nicht rezipierten 
Orden angehören oder das bayrische Indigenat nicht besitzen. 

Im übrigen ist es eine reine Tatfrage, ob ein Gottesdienst ge- 
gebenenfalls als außerordentlicher zu erachten ist oder nicht". 

Eine bloße Vermehrung bereits bestehender ordnungsgemäßer 
Gottesdienste fällt jedenfalls nicht unter den Begriff des $ 79*, 
sondern vielmehr unter die Vorschrift des $ 76 it. a. 

Dagegen kann die Abhaltung regelmäßiger Gottesdienste an 
Tagen, an denen solche bisher nicht stattfanden, sehr wohl unter 
die Vorschrift des $ 79 fallen. 

Im übrigen kommt dem Beisatz des $ 78: „besonders, wenn 
dieselben an Werktagen gehalten werden wollen“, keine weitere 
Bedeutung zu. 

Eine vollständige Klärung des umstrittenen Begriffes ist auch 
heute noch nicht eingetreten, man kann vielmehr lediglich als 
feststehend erachten, daß er alle Feierlichkeiten umfaßt, welche 
der Kultus einer bestimmten Konfession nicht gewöhnlich mit sich 
bringt, wobei allerdings gleich bier darauf hingewiesen werden 
soll, daß die häufig wiederkehrende Identifizierung dieses Begriffes 
mit dem weiter unten zu erörternden Begriff „nichtherkömmlich ® 
des Vereinsrechts auf einer irrigen Auffassung beruht. $ 79 wird 
durch die Vereinsgesetzgebung in keiner Weise berührt?. Ebenso 
ist auch nach der wohl zutreffenden Ansicht Seydels°’ die in 
den einschlägigen Vollzugsvorschriften enthaltene teilweise Ueber- 


ı Vgl. Reinharda.a. O. S. 202ff. — Als solche wurden bisher 
erachtet: die Trauergottesdienste für den Papst und die Bischöfe, vgl. M.E. 
v. 1833 (Döllinger VIII, 79); nicht hiezu gerechnet werden Bittgänge 
nach Wallfahrtsorten zur Erflehung günstiger Witterung oder zur Abwen- 
dung drohender Krankheiten (M.E. v. 6. Nov. 1851, Weber IV, 39), sowie 
das übliche 40-stündige Gebet (M.E. v. 1. März 1849, Weber IV, 26). 

2 Vgl. OKE. v. 1. Febr. 1882 (Döllinger XXI, 357). 

8 Vgl. VO. v. 2. Nov. 1882 und 25. Juni 1887 (Seeberger, Amts- 
handbuch S. 51 Nr. 6). 

+ Vgl. 8 24 R.VereinsG. v. 1908, ferner Reinhard a.a. O., 8. 202 ff. 

5A. a. O., Ba. VI, S. 178. 
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tragung des Kgl. Bewilligungsrechtes an die Distriktsverwaltungs- 
behörden „formell nicht ohne Bedenken, wenn sie auch sachlich 
nicht viel auf sich hat, ja sogar zweckmäßig ist“. — 


II. 
$ 11. Beschränkung und Aufhebung der „accidentalia religionis“. 


Die Beschränkung und Aufhebung der nicht zu den wesent- 
lichen Teilen des Kultus gehörigen Feierlichkeiten, Prozessionen 
und Nebenandachten, Zeremonien, Kreuzgänge und Bruderschaften! 
zühlen gem. 8 76 lit. b Rel.Ed. zu den gemischten Gegenständen, 
die nach SS 77, 78 zu behandeln sind. Diese Verfassungsbestim- 
mung beruht auf der hergebrachten Rechtsauffassung der bayrischen 
Staatsgewalt; denn die Beseitigung zweckwidriger Auswüchse des 
äußeren Kultus ließen sich die bayrıschen Landesherren von jeher, 
«anz besonders aber in der Zeit der Verfassungsentwicklung, in 
hohem Grade angelegen sein, wenngleich sie dabei oft weniger im 
Interesse der Reinerhaltung des Gottesdienstes als in der Absicht, 
das Volk von gedankenlosen Kultusakten’ fernzuhalten, tätig ge- 
wesen sein mögen ?. 

Mit welcher Energie die Regierung gerade auf diesem Gebiet 
in den Kultus direkt eingriff, das zeigt uns ihr Vorgehen anläß- 
lich der Abwürdigung der überzahlreichen Kirchenfeste durch die 
päpstliche Bulle von 1772°, welcher die bayrische Regierung be- 

! Ueber die Bruderschaften vgl. Mandate v. 1769 (Sammlung v. 1771, 
S. 513), v. 17. Dez. 1803 (R.Bl. S. 1025), M.E. v. 11. Sept. 1854, bzw. vom 
23. Aug. 1855 (Weber IV, 647), ferner Döllinger VII, 853 ff, XXIII, 
2i8ff. — Die Jünglings- und Jungfrauenbünde, Wallfahrerbruderschaften, 
Herz-Mariä-Bruderschaften usw., welche sich nur mit dem Seelenheil ihrer 
Mitglieder befassen, fallen nicht unter das Vereinsrecht (vgl. Müller u. 
Schmida. a. O. 8. 213). 

” Vgl. Reinharda.a. O. S. 72, Friedberg, Grenzen, $S. 249. 

® Abgedruckt bei Weber I, 18, G. K. Meyr, S. 1107. Hiezu Man- 
dat vom 14. Dez. 1772 (Weber I, 20, Meyr, S. 1105ff.). Vgl. ferner 
Mandate v. 12. Jan. und 19. April 1773 (ebenda, S. 1109), Lipowsky 


2.4. 0.8. 184. 88 9 u. 10; ferner VO. v. 4. Dez. 1801 (Reg. u. Int.Bl. 
S. 217/18) u. 22. Jan. 1802 (R.Bl. S. 75, 76), v.21. Mai 1802 (Verlegung des 
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sondern Nachdruck verlieh durch Bedrohung der Zuwiderhandeln- 
den „mit Stägigem Arrest, geringer Atzung, mit öffentlicher Stock-, 
bei Weibern Geigenstrafe, oder nach Umständen, bei einem größe- 
ren Grad von Bosheit mit 15 leibkonstitutionsmäßigen Karbatsch- 
streichen, im 3. Uebertretungsfalle mit einjähriger Zuchthausstrafe, 
Verweigerung von Steuernachlässen und von Reichnissen für Hagel- 
und Brandschäden “'. 

Die gleiche Tendenz zeigt die kurf. VO. vom 12. Juli 1803°, 
wonach die sog. „goldene Samstagsandacht, von deren Ursprung 
die fabelhaftesten Erzählungen umhergehen, wobei großer Unfug 
getrieben, die Zeit mit Hinlaufen auch in die entferntesten Kirchen 
verschwendet und die Arbeit an Werktagen zum nicht geringen 
Nachteil des Vaterlandes verabsäumt wird, bei schwerer, unnach- 
lässiger Strafe nie wieder verkündet oder gefeiert werden darf“. 

Die zunehmende Veräußerlichung des katholischen Kultus’, 
die zuweilen die bedenklichsten Erscheinungen zeitigte, die Ohn- 


Schauerfreitagbittgangs, R.Bl. S. 383), v. 19. April 1803 (R.Bl. S. 273), vom 
21. Juli 1803 (R.Bl. S. 513), v. 20. März 1804 (R.Bl. S. 276), v. 5 Juni 1807 
(R.Bl. S. 1070), v. 18. März 1808 (R.Bl. S. 744). 

! Ein Kaplan, der in der Predigt gegen die diesbezüglichen kurfürstl. 
Erlasse loszog, wurde auf unbestimmte Zeit zur Korrektur ins Priesterhaus 
zu Dorfen eingewiesen (Erl. v. 14. April 1802, R.Bl. S. 308); vgl. auch die 
offizielle Darstellung der damaligen Vorgänge zu München in der Pfingst- 
woche 1302 (R.Bl. S. 428). 

2 R.Bl. S. 481. Vgl. auch Mandat v. 17. Sept. 1803 betr. „ Verkündzettel* 
(R.Bl. S. 762). 

® Daß gerade die Geistlichkeit ihr gut Teil Schuld an der Verwilde- 
rung der Gottesverehrung trug, das rügt kein geringerer als der Bischof 
Clemens Wenzeslaus von Augsburg, der da klagt über die „Ostermärchen, 
die fabelhaften Exempelpredigten, die theatralische Vorstellung der Ver- 
kündigung Mariä bei den Engelmessen zur Adventszeit, das Kindleinwiegen 
in den Christferien und die Absingung abgeschmackter Lieder, sowie das 
Herumführen des Bildnisses Christi auf einem hölzernen Esel am Palm- 
sonntag (verboten durch Mandat v. 1. April 1738, Meyr, S. 1004), wobei 
dıe ärgerlichsten Auftritte in den Kirchen vorfielen, sowie die nächtlichen 
Karfreitagsprozessionen, bei denen viel Unordnung und Ausschweifungen 
begangen wurden‘ (Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg, Bd. IV, 
S. 14 ff.). 
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macht der kirchlichen Oberbehörden selbst für die Reinerhaltung 
des Kultus zu sorgen, veranlaßten ein radikales Eingreifen der 
weltlichen Macht, das freilich gar manchmal allzu scharf erschei- 
nen muß, dabei aber gleichwohl im Interesse der Kirche selbst 
gelegen war. 

So verbot die Regierung bei Prozessionen „alle maskierten 
Reuthereien, das Herumtragen oder -führen lebendiger Personen 
auf Wägen, Tragbühnen, Triumphbögen u. dgl., wie nicht minder 
die Verkleidung der Bauernburschen und Bürgersöhne“ !, die Buß- 
säcke, Bruderschaftskutten, -Hauben, und -Hüte, dann die Genien 
der Bruderschaften mit ihren Pagen? sowie das Tragen des priester- 
lichen Rauchmantels seitens der Beamten „zur Vermeidung von 
Rangstreitigkeiten“?. Das Verbot der Prozessionen in- und außer- 
halb der Kirchen unter Absingung der 4 Wetterevangelien wurde 
verhängt, „weil dadurch der Sonntagsgottesdienst unnötig ver- 
längert und der christliche Unterricht mittels Predigt und Katechese 
vernachlässigt wird“*. Das bisher gewöhnliche Emporziehen eines 
hölzernen Christusbildes am Himmelfahrtstage und das Herablassen 
einer Taube am Pfingsttage wurde als „zweck- und geistlos“ ver- 
boten 5. 

Zuweilen mochte auch die gewissenlose Ausbeutung der Unter- 
tanen durch den Klerus die Regierung zu so außerordentlich 
weitgehenden Einschränkungen der gottesdienstlichen Freiheit be- 
wogen haben °; andere Verbote ergingen aus Gründen der öffent- 


— 


ı VO. v. 5. April 1808 (R.Bl. S. 232). 

ı VO. v. 28. April 1803 (R.Bl. S. 258). 

:s VO. v. 21. Sept. 1801 (Reg. u. Int.Bl. S. 151). 

* VO. v. 2. Juli 1807 (R.Bl. S. 1266). 

5 VO. v. 24. April 1803 (R.Bl. S. 258). 

° Es sei hier beispielsweise nur an die eine Tatsache erinnert, daß auf 
die Verbreitung der Behauptung, das Marienbild im Herzogspital in Mün- 
chen habe die Augen gedreht (!) und in der Folgezeit seien in dieser 
Kirche einige hundert Wunder geschehen, in der kurzen Zeit von 1690 bis 
1696 bereits 56 000 Messen gelesen waren und jeden Tag weitere 20 ge- 
lesen werden konnten (Friedberg, Grenzen, S. 249, Anm. 2). — Aus 
dem gleichen Grunde wurde wohl auch das Verkünden von Wunderge- 
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lichen Ordnung und Sittlichkeit, so das Verbot der Beteiligung 
der Filialkirchen an der Fronleichnamsprozession der Hauptkirche!, 
der Kreuzgänge außer Lands und von mehrtägiger Dauer?, sowie 
der Gottesdienste zur Nachtzeit ?. 

Wenn ferner das Absingen von Litaneien und Vespern auf 
Straßen und Plätzen „ein für alle Mal verboten“*, die nachmit- 
tägigen Predigten in Feldkapellen sowie überhaupt alle Predigten 
unter freiem Himmel bei „schwerer Ahndung“° und die abergläu- 
bischen Mißbräuche bei der Feuerweihe am Karsamstag® gleich- 
falls unter Strafandrohung untersagt wurden, so mag es sich um 
Maßnahmen zum Schutze der allgemeinen Sicherheit, um feuer- 
und verkehrspolizeiliche Anordnungen handeln’. 

Von den heute noch in Uebung begriffenen Maßnahmen aus 
jener Zeit sind schließlich besonders hervorzuheben die Beschrän- 
kung der öffentlichen Prozessionen auf das Fronleichnamsfest, den 


schichten von der Kanzel durch VO. v. 1. Sept. 1803 (R.Bl. S. 688) ver- 
boten. — Ueber den Unfug, der beim Regierungsantritt Max IV. Joseph in 
Bayern mit Amuletten aller Art, Hexenpantöffelchen, Teufelsgeißeln, Monika- 
gürteln, Lukaszetteln, Lohnbeten und dgl. mehr getrieben wurde, s. 
Sicherera.a. O., S. 19, S. 44, ferner Döllinger VIII, 1182. 

ı VO. der Churf. Landesdirektion v. 17. Mai 1803 (R.Bl. S. 322, Döl- 
linger VII, 1099) u. Bekm. v. 9. Mai 1807 (R.Bl. S. 780, Döllinger 
VII, 1102). 

? Vgl. Bekm. v. 30. August, bzw. 12. Sept. 1803 (R.Bl. S. 715, S. 786). 

® Durch VO. v. 23. Nov. 1801 (Reg. u. Int.Bl. S. 205/6) wurde der 
mitternächtige Gottesdienst in der Christnacht auf 5 Uhr morgens verlegt. 
Vgl. hiezu Erl. d. Gen. Landes-Dir. v. 22. Jan. 1802 (R.Bl. S. 67), ferner 
VO. v. 14. Nov. 1807 (R.Bl. S. 1756). 

*“ VO. v. 18. Febr., 1. März, 13. April u. 12. Juli 1803 (R.Bl. S. 481). 

5 VO. v. 10. März 1804 (R.Bl. S. 232): „Die Ortsobrigkeiten haben für 
stracken Vollzug dieses zu sorgen.“ 

e VO. v. 17. Nov. 1807 (R.Bl. S. 1861) mit VO. v. 23. April 1808 (R.Bl. 
S. 898). 

” Vgl. auch M.E. v. 29. Dez. 1850, betreffend Abschaffung der Juden- 
drähte (Weber IV, 203). 

8 VO. v. 6. April 1803 (R.Bl. S. 225), v. 23. und 31. Januar 1804 (R.Bl. 
S. 94 und S. 123), v. 5. Dez. 1808 (Döllinger VIII, 1142). — Der Felder- 
umritt wurde durch VO, v. 28. März 1803 (R.Bl. S. 217) verboten, die durch 
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sowie der Feier der Patrozinien und Kirchweihfeste'. 

Wenn auch die meisten der vorstehend aufgeführten Verbote 
heute in der Praxis kaum mehr zur Anwendung gelangen, so sind 
sie doch keineswegs ohne weiteres als außer Kraft gesetzt zu 
erachten. Vor allem können diejenigen der aufgeführten staatlichen 
Maßnahmen, welche die weltliche Gewalt auch heute noch auf 
Grund des $ 76 lit. b mit $ 78 Rel.Ed. im Wege eigener Ver- 
ordnung treffen kann, „um dabei alles dasjenige zu hindern, was 
dem öffentlichen Wohle nachteilig sein könnte“, nicht etwa der 
katholischen Kirche gegenüber durch Art. XVI Conc. aufgehoben 
erachtet werden”. Daß vielmehr diese Bestimmungen auch dem 
Coneordat gegenüber aufrecht erhalten werden sollten, erhellt klar 
aus der am 17. Juli 1802 dem bayrischen Gesandten in Paris 
durch kurfürstliche Depesche mitgeteilten „Grundlage zu einem 
Concordate mit dem hl. Stulil*, worin an den Past das Ansinnen 


gestellt wird, „qu'il se pröte & seconder les intentions que l'electeur n’a 
cesse de manifester, de rendre au culte sa majeste et sa simplicite primi- 
tives, en le degageant de toutes les superstitions et petites pratiques de 


VO. v. 30. April 1804 (R.Bl. S. 438) aufgehobenen Flurumgänge aber durch 
vo, v. 29. Sept. 1838 (Döllinger VIII, 1140) wieder gestattet. — In 
der Pfalz dürfen die Markus- und Bittprozessionen nicht auf einen andern 
Tag verlegt werden und die Grenzen der Gemarkung nicht überschreiten, 
auch haben sie die öffentlichen Landstraßen zu meiden (Geib II, S. 118). 
Vgl. auch Weber I, 76, 7%. 

ı Vgl. Bekm. v. 23. Okt. 1806 (R.Bl. S.402) u. ME. v. 25. Febr., 12. Juli, 
23. Sept. u. 81. Okt. 1807 (R.Bl. S. 444, 1171, 1559, 1694), ferner AHE. v. 
23. Sept. 1813 (Weber I, 443) und ME. v. 24. Nov. 1843 (Weber III, 524). 
Das Verbot der Nachkirchweihfeier ist jedoch wieder aufgehoben durch 
AHE. v. 1. Juli 1826 (R.Bl. S. 545). 

? Ausdrücklich aufgehoben sind außer den bereits angeführten insbe- 
sondere die VO. v. 30. Aug. 1803 (R.Bl. S. 762), die „alles Exorzisieren, 
Segensprechen und so betitelte geistliche Mittel als gräulichen Unfug“ 
untersagte (vgl. auch VO. v. 31. Okt. bzw. 21. Juli 1803, Döllinger VIII, 
1259 #.), durch ME. v. 15. Mai 1842 (Weber III, 456). Die Viehsegnungen 
wurden wieder gestattet durch AHE. v. 1. Febr. 1845 (Weber III, 574). 
Weiter wurde wieder aufgehoben: das Verbot der Figuren, Feldkapellen 
und Martersäulen als „Aushängeschilder der Religionschwärmerei* (VO. v. 
12. März 1804, R.Bl. S. 233) und das Verbot der „ewigen Anbetung* (VO. 
v. 10. Sept. 1804, R.Bl. S. 803). 
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devotion qui sont etrangeres au fond de la religion catholique et n'’ont 
jamais appartenus aA son essence, Il (sc. l’electeur) croit repondre par lä 
non seulement aux intentions Eclairees du chef de l’eglise, mais parler en 
m&me temps pour ses vrais interets. Le moyen qu'il propose A son atten- 
tion est le seul qui puisse reunir tout le monde dans le giron de l’eglise 
et rendre A la religion le respect qu’elle a malheureusement perdu*1!. 


Daß der Inhaber der bayrischen Staatsgewalt auch später 
von diesem Standpunkt nicht abgewichen ist, das beweist uns der 
ausdrückliche Vorbehalt in $ 76 lit. b der Il. Verfassungsbeilage. 


IV. 
Sonstige Beschränkungen. 


8 12. Gottesdienste unter freiem Himmel. 


Nach 8 24 des Reichs-Vereinsgesetzes vom 19. April 1908 
bleiben unberührt die Vorschriften des Landesrechts über kirch- 
liche Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge, einerlei, ob die- 
selben herkömmlich sind oder nicht. 

Für Bayern gilt demnach heute noch Art. 4 des Gesetzes 
vom 20. Februar 1850, wonach zu Versammlungen, welche auf 
öffentlichen Plätzen und Straßen in Städten und Ortschaften statt- 
finden sollen, sowie zu öffentlichen Aufzügen in Städten und Ort- 
schaften der Unternehmer, Leiter oder Ordner 

1. die Zustimmung der betr. Gemeindeverwaltung und sodann 

2. die Genehmigung der Distriktspolizeibehörde nachzusuchen 
hat, die ihrerseits den Bescheid möglichst schleunig und spätestens 
am folgenden Tage schriftlich zu erteilen hat. 

Herkömmliche Prozessionen, Bittgänge und Wallfahrten be- 
dürfen dagegen gem. Abs. II weder der Zustimmung der Gemeinde- 
verwaltung noch der Genehmigung der Distriktspolizeibehörde. 

Unter „kirchlicher Prozession* im Sinne dieser Vorschrift 
sind öffentliche Aufzüge religiöser Vereinigungen zu verstehen. 


ı Sıcherer a. a. O., Anhang S. 11. — Vgl. auch Erl. v. 11. März 1802 
(R.Bl. S. 178) und Bekm. v. 1. März 1803 (R.Bl. S. 190). 
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welche zu einer gottesdienstlichen Feier veranstaltet werden und 
dieser feierlichen Bestimmung wegen von der katholischen Kirche 
mit Benützung der verschiedenen dekorativen Attribute, so geist- 
licher Gewänder, Kreuze, Heiligenbilder, Fahnen u. dgl. ausge- 
führt werden. Eine unter den Begriff eines „öffentlichen Aufzugs“ 
im Sinne des Ver.Ges. fallende kirchliche Prozession oder ein Bitt- 
gang darf nur dann als vorhanden angenommen werden, wenn das 
vereinte Auftreten mehrerer Personen auf öffentlichen Plätzen und 
Straßen in einer den gottesdienstlichen Zweck äußerlich mani- 
festierenden, dem Rituale der katholischen Kirche eigenen Form 
stattgefunden hat !. 

Die hier zugrunde liegende, zur Zeit allerdings zutreffende 
Annahme, daß in Bayern Prozessionen nur in der katholischen 
Kirche gebräuchlich sind, darf aber nicht in den (Gesetzestext 
hineininterpretiert werden; denn dieser schließt nicht aus, daß 
unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften auch bei andern 
öffentlichen Religionsgesellschaften öffentliche religiöse Aufzüge 
veranstaltet werden, die, solange sich ein Herkommen nicht ge- 
bildet hat, den Beschränkungen des Art. 4/Abs. I unterliegen’. 

„Herkömmlich“ im Sinne des Art. 4/I war nach der früheren 
Auffassung der bayerischen Staatsregierung gleichbedeutend mit 
„orts*herkömmlich ®, Diese Definition entsprach zweifellos dem 
7,weck des Gesetzes, daß die Polizei, soweit sie nicht infolge regel- 
mäßig stattfindender Veranstaltung derartiger Aufzüge schon ohne- 
hin Kenntnis haben mußte, zur Hintanhaltung von Störungen der 
öffentlichen Ordnung und Verkehrssicherheit, sowie der gottes- 
dienstlichen Verrichtungen selbst, rechtzeitig verständigt werde. 

Dieser Zweek wird jetzt nicht mehr erreicht, nachdem im 
Anschluß an die seitens der Kgl. Staatsregierung im Jahre 1898 
- 180 die Entsch. des Bayer. Obersten Gerichtshofs v. 17. März 1876 
(Schmidt I, 507 f.). 

? Vgl. Entsch. d. Preuß. Ob.Verwaltungsger. v. 27. Juni 1899 (D. Jur.-Z. 
Bl. VI, 119). 


® Vgl. M.E. v. 24. April 1869 (Weber IV, 82) und Bericht des Ver. 
(tes. Ausschusses v. 11. Januar 1898 (S. 482), Sten. Ber. XIT, 444. 
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bei Beratung der Vereinsgesetznovelle abgegebenen Erklärungen 
in Nr. 21 der baver. Vollzugsanweisung zum KVer.Ges. vom 
12. Mai 1908 bestimmt worden ist, daß als „herkömmlich‘ im 
Sinne des Art. 4 nicht nur die an dem betr. Orte herkömnı- 
lichen, sondern auch alle diejenigen anzusehen sind, welche in der 
betr. religiösen Gesellschaft herkömmlich sind !. 

Damit wäre die ME. vom 27. Mai 1875 ebenfalls aufgehoben: 
denn diese bestimmt dem bereits erläuterten Zweck des Gesetzes 
entsprechend, daß die nach Art und Zeit ıhrer Abhaltung jeweils 
erst zu bestimmenden Prozessionen aus Anlaß eines Jubiläums 
nicht hierher zu rechnen sind; Jubiläumsprozessionen sind aber 
zweifellos in der katholischen Kirche herkömmlich. Freilich er- 
langt ja von diesen die Staatsgewalt ohnehin Kenntnis, da es sich 
um außerordentliche kirchliche Feierlichkeiten handelt, für die die 
Genehmigung nach $ 79 Rel.Ed. zu erholen ist?, wie denn über- 
haupt zwar kultus- aber nicht ortsherkömmliche Gottesdienste in 
der Regel als außerordentliche im Sinne des $ 79 zu erachten 
sein dürften, so daß praktisch der Zweck des Art. 4 auf diesem 
Wege erreicht werden kann. 

Als herkömmliche Prozessionen sind bisher in der Praxis an- 
gesehen worden: die Fronleichnamsprozession, die auf allgemeiner 
kirchlicher Vorschrift und Uebung beruhenden Bittgänge am Feste 
des hl. Markus und an den drei Bittagen, der sog. Flurumgane. 
sowie die alljährlich oder auch in größeren Zwischenräumen ab- 
wehaltenen Prozessionen, Bittgänge und Wallfahrten einer Pfarr- 


I Anderer Ansicht: Preuß. Kammer-Ger.-Entsch. v. 1. Juni 13% 
(Foldtammer, Archiv XXXXI, 75). 

? Die dem entgegenstehenden Ausführungen in der oben angezogentn 
Entsch. v. 17. März 1876 sind auch bei Seydel VI, S. 95 und Pöz!. 
Staatsrecht, S. 96, Anm. 8 zu $ 35 als nicht richtig bezeichnet; über da: 
Verhältnis der Begriffe „außerordentlich“ und „nichtherkömmlich“ zuein- 
ander vgl. auch Reinbard.a. a. O., S. 202 ff. 

3Krick a. a. O., S. 223. Die Flurumgänge sollen an Orten, wo :® 
außer Uebung gekommen sind, am Pfingstmontage gehalten werden (M-F- 
v. 29. Sept. 1838, Döllinger VIII, 1140). 
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Firmung spendenden Bischöfe ', nicht aber die zum Empfang eines 
neuen Pfarrers *. 

Selbstverständlich können auch alle diese herkömmlichen Pro- 
zessionen aus andern Gründen, z. B. zur Vermeidung der Störung 
des öffentlichen Straßenverkehrs oder der öffentlichen Sicherheit 
überhaupt beschränkt werden; ist doch die weltliche Gewalt nach 
$ 78 mit $ 76 Rel.Ed. ohnehin in der Lage, „bei Prozessionen, 
Kreuzgängen etc. durch eigene Verordnungen alles dasjenige zu 
hindern, was dem öffentlichen Wohle nachteilig sein könnte“ ®. 
Jedenfalls sind die Polizeibehörden angewiesen, auch bei diesen 
herkömmlichen Umzügen jene Maßnahmen nicht zu versäumen, 
welche etwa die Obsorge für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
und der Sicherheit erbeischt ®. 

Bezüglich des Verfahrens zum Vollzug des Art. 4 des bayer. 
Ver.Ges. ist hervorzuheben, daß es gegen den ablehnenden Be- 
schluß der Gemeindeverwaltung kein Rechtsmittel gibt, vielmehr 
nur ein staatsaufsichtliches Einschreiten seitens der vorgesetzten 
Behörde veranlaßt werden kann, wenn die Gemeindeverwaltung 
ungesetzlich verfahren ist. 

Die Distriktsverwaltungsbehörden haben die an sie gelangen- 
den Gesuche ungesäumt und sorgfältig nach Maßgabe des Gesetzes 
zu prüfen und insbesondere zu erwägen, ob nicht die Abhaltung 
der Aufzüge mit Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicher- 
heit verbunden und Anlaß gegeben sei, dieselben mittels schrift- 
lichen Erlasses gleich zu verbieten. Sie haben alle Bescheide 
schriftlich, die abweisenden unter kurzer Begründung zu erteilen, 


ı M.E. v. 31. Aug. 1844 (Weber III, S. 556) u. 2. Juni 1887 (Weber 
XVII, 359) vgl. Stingl a. a. O., S. 282 ff. 

® Stingl a. a. O., S. 85. Auch das Läuten der Glocken und die 
Vortragung des Kreuzes ist als nur den allerh. Herrschaften und den 
Bischöfen gebührend durch generalisierte Entschl. der Regierung des 
Isarkreises v. 10. Aug. 1824 verboten. 

3 Vgl. M.Bekm. v. 12. Mai 1908 (GVBl. S. 291 ff, 2. 9). 

* Vgl. Vollz.Instr. v. 3. März 1850, Nr. 17 u. PolStGB., A. 47. 

5 Sartor, VG. v. 1850, Anm. 5 zu Art. 4 (S. 40). 


17* 
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bei jedem Verbote für rechtzeitige und vollständige Verkündigung 
in denı ganzen beteiligten Umkreise zu sorgen, für den Fall der 
Bewilligung aber jene Maßnahmen zu treffen, welche zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung erforderlich sind. 

Wird die distriktspolizeiliche Genehmigung verweigert oder 
von der Einhaltung bestimmter Bedingungen abhängig gemacht. 
so kann gegen diesen Bescheid innerhalb einer Frist von vierzehn 
Tagen Beschwerde zur Kgl. Regierung, K.d.I., erhoben werden. 
welche in II. und letzter Instanz entscheidet. Die Oberaufsichts- 
beschwerde an das Kgl. Staatsministerium wird dadurch nicht aus- 
geschlossen. 

Schließlich ist noch zu bemerken, daß für nichtherkömmliche 
Wallfahrten, Bitt- oder Kreuzgänge, die durch mehrere Ortschaf- 
ten führen, die Genehmigung der Distriktspolizeibehörde des Aus- 
gangsortes genügt — unbeschadet der Vorschr. der $$ 76 mit 79 
Rel.Ed.’. 


$ 13. Gottesdienste aus weltlichen Anlässen. 


Die Anordnung von Gottesdiensten aus weltlichen Anlässen 
unterscheidet sich von der anderer Gottesdienste vor allem durch 
den Umstand, daß sie einseitig durch den Landesherrn erfolgen 
kann: 


Nach 8 55 Rel.Ed. kann der Regent bei feierlichen Anlässen 


ı M.Bekm. v. 12. Mai 1908, Nr. 10 (GVBl. S. 291). Im übrigen gilt 
auch hier das bereits oben $& 10 S. 242 z. N. 5 ausgeführte. Nach M.E. 
v. 4. Sept. 1838 (Geib II, 118) steht nunmehr auch in der Pfalz den 
öffentlichen Kirchengesellschaften an allen Orten die freie und öffentliche 
Uebung ihrer religiösen Gebräuche nach dem Rituale und den diesfalls 
geltenden organischen Bestimmungen jeder Kirche zu, unter Beobachtung 
der bestehenden Verfassungsgesetze auch außerhalb der Kirche; es dürfen 
sonach die in der katholischen Kirche vorgeschriebenen Prozessionen und 
Bittgänge am Fronleichnamsfeste, am St. Markustage und an den 3 Tagen 
vor Christi Himmelfahrt öffentlich gehalten werden. Damit ist das Gesetz 
v. 18. Germinal X ausdrücklich für unwirksam erklärt. Vgl. hiezu auch 
die von Chelius a. a. O. 8. 52ff. gemachten Ausführungen. 
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in den verschiedenen Kirchen seines Staates durch die geistlichen 
Behörden öffentliche Gebete und Dankfeste anordnen. 

Früher stand dieses Recht dem Landesherrn ausschließlich 
zu!. Der Regel nach ergingen bereits damals die diesbezüglichen 
Weisungen an die kirchlichen Oberbehörden, so daß sich die 
Pfarrer ihrerseits nur an deren Anordnungen zu halten hatten’, 
bei „öffentlicher Gefahr stand es aber auch den Regierungen, 
welche die Person des Kurfürsten repräsentieren, frei, ohne Vor- 
wissen der Ordinariate Andachten zur Abwendung des von Gott 
verhängten Uebels unmittelbar anzuordnen“ ?. 

Heute erfolgt die Anordnung immer durch die geistlichen 
Behörden ; an einen Zwangsvollzug ist wohl kaum zu denken‘. 

Im übrigen kommt es auch bei dieser Art von Gottesdiensten 
in erster Linie darauf an, ob sie als außerordentlich zu erachten 
sind oder nicht. 

Zu den hergebrachten gottesdienstlichen Veranstaltungen die- 
ser Art gehört vor allem die kirchliche Feier der Geburts- und 
Namensfeste des Königs und der Königin’, „welche als ständige 


! Die Anordnung eines „Te Deum laudamus“ oder anderen Gottes- 
dienstes in Freuden- oder Trauerfällen des Regenten und des Landes ge- 
bührte nicht den Ordinariaten, sondern dem Landesfürsten“. Unterm 
?. Sept. 1678 wurde daher geahndet, daß der Bischof von Eichstätt die 
Pfarrer wegen der Geburt eines österreichischen Prinzen zur Absingung 
eines „Te Deum laudamus“ angewiesen habe (Freyberg III, 169). 

® Vgl. Mandat v. 7. Aug. 1649 (Freiberg III, 168): „An alle Ordi- 
nannate ergeht die Aufforderung, allgemeine öffentliche Bettäge, Kreutz- 
gänge und andere geistliche Exercitia auszuschreiben, um von Gott die 
Abwendung der herrschenden Contagion zu erflehen.“ 

® Mandat v. 15. Juni 1733 (Freyberg III, 171). Vgl. Generale von 
1695 „Zur Abwendung landschädlichen Regenwetters“ (Freyberg III, 169). 
Am 28. Juni 1803 ordnete die Regierung ein allsonntäglich zu haltendes 
Erntegebet (R.Bl. S. 431) und am 12. Okt. 1808 ein alljährlich am Sonntag 
vor Michaelis zu feierndes Erntedankfest an (R.Bl. S. 1069). 

*Seydel VI, 8. 181. Vgl. auch Pr. Allg. LR., Teil II, Tit. 11, 8 34, 
wonach die Anordnung Öffentlicher Dank- und anderer a.o. Festtage allein 
vom Staate abhängt. 

® Die nachstehenden Bestimmungen finden auf den Reichsverwescr genı. 
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ein für allemal angeordnete politisch-kirchliche Feste zu erachten 
sind, bei welchen die Bestimmung von Ort und Zeit sich nach 
dem Herkommen bei jeder Konfession richten !, die innere kirch- 
liche Anordnung aber der geistlichen Behörde überlassen bleibt °, 
was eine dienstfreundliche Abrede zwischen dem Pfarramt und der 
Ortsbehörde nicht ausschließt“ ?. 

Die Trauergottesdienste beim Ableben von Mitgliedern des 
Kgl. Hauses werden durch besonderen Min.Erl. angeordnet‘. 

Will die Kirchengewalt ihrerseits nicht ein für allemal an- 
geordnete kirchliche Feierlichkeiten aus weltlichem Anlaß veran- 
stalten, so bedarf sie hierzu jederzeit? der speziellen königlichen 
Bewilligung auf Grund des $ 79 Rel.Ed. Dagegen bedarf es keiner 
besonderen Erlaubnis zur Benutzung eines gewöhnlichen Gottes- 
dienstes zur kirchlichen Erwähnung eines die Gemeinde berühren- 
den außerordentlich glücklichen oder betrübenden Ereignisses“. 


M.Bekm. v. 18. Sept. 1886 (R.Bl. S. 593) u. M.E. v. 28. Juli 1887 (GVBl. 
S. 593) entsprechende Anwendung. 

ı Nach Drucklegung erschien die jetzt maßgebende Min.Bek. vom 
21. Dez. 1913 (Just.M.Bl. S. 735), durch welche die M.E. v. 11. Dez. 1811 
ausdrücklich aufgehoben ist. 

° Für die liturgische Ausgestaltung ist maßgebend Erl. v. 2. Okt. 1806 
(R.Bl. S. 363) und AHE. v. 26. Jan. 1896 nebst Beil. 1 (Weber XXIII, 507). 

s M.E. v. 27. April 1821 (Döllinger I, 111). Ueber die Teilnahme 
der Beamten, des Militärs usw. vgl. unten $$ 28, 30. 

3 Vgl. M.E. v. 12. Dez. 1912. Ueber Trauerfeierlichkeiten beim Ab- 
leben eines Papstes s. M.E. v. 8. Febr. 1878 (Weber XII, 224), — Beim 
Ableben eines nichtkatholischen Mitgliedes des Kgl. Hauses darf nach der 
Erklärung des Hl. Stuhls vom Jahre 1853 eine hl. Messe nicht gefeiert 
werden, vielmehr ist lediglich schwarze Ausschmückung der Kirche ohne 
jedes religiöse Abzeichen, eine Lobrede auf die bürgerlichen Tugenden 
und eine instrumentale Trauermusik gestattet (Döllinger XXI, 77). 

5 M.E. v. 20. Juni 1851 (Weber IV, 264). 

° M.E. v. 17. Aug. 1848, vgl. auch OKE. v. 25. Juni 1879 betr. Sedan- 
feier, dgl. OKE. v. 11. Okt. 1837. Die früher bei Gottesdiensten aus welt- 
lichen Anlässen häufige Zuziehung von Geistlichen verschiedener Konfes- 
sionen soll nunmehr tunlichst unterbleiben (vgl. Kr. M.E. E. v. 9. März 
1861 u. 9. Nov. 1878, M.E. v. 2. Jan. 1838, Weber III. 225). 
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3 14. Gottesdienste unter Zuziehung fremder Geistlicher. 


Jedem Pfarrer steht vermöge seiner pfarrlichen Rechte die 
Befugnis zu, alle andern Pfarrer, selbst des nämlichen Glaubens- 
bekenntnisses, von jeder pfarrlichen Funktion in der ihm anver- 
trauten Kirche und ihren Zugehörungen auszuschließen‘, auch 
darf in der Regel niemand ohne sein Vorwissen in seiner Pfarrei 
irgendeine gottesdienstliche Handlung ausüben”. 

Wenn jedoch die kirchliche Oberbehörde zur Vornahme 
außerordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten Geistliche 
herbeirufen und ermächtigen will, welehe einem im Lande nicht- 
rezipierten Orden angehören oder das bayerische Indigenat ? nicht 
besitzen, so hat sie hievon bei der Kgl. Regierung vorher Anzeige 
zu machen und die Entscheidung des Landesherrn abzuwarten *. 

Zur Begründung dieser Vorschrift führt die ME. vom 9. Okt. 
18545 über den Vollzug des Konkordats aus: „Wenn aber im 
Falle der Berufung von Ausländern für Missionen im Inlande die 
vorgängige Anzeige und Erholung allerhöchster Entschließung in 
dieser Beziehung gefordert wird, so kann hierin nicht eine Be- 
schränkung des kirchlichen Lebens an sich, welches Seine Majestät 
nicht beabsichtigen, sondern selbstverständlich nur die wohlbe- 
gründete Wahrung des der Krone gemäß $ 19 des Indigenats- 
edikts zustehenden Rechtes erkannt werden, Fremden die Erlaub- 
nis zum Aufenthalt im Königreiche zu erteilen oder auch zu ver- 
sagen.“ 

Die letztgenannte Befugnis der bayerischen Staatsgewalt, Aus- 
ländern bzw. in Bayern nicht rezipierten Orden angehörigen Geist- 


—— 


I Vgl. M.E. v. 2. Dez. 1836 (Weber III, 79). 

® Vgl. M.E. v.23. Juni 1840 (Weber III, 343). 

3 Vgl. Piloty-v. Sutner, Anm. 1, Abs. 2 zu $ I Indigenats-Ed.(S. 81). 

‘ M.E. v. 20. Juni 1851, Ziff. 4. Vgl. hiezu die Prüf.Instr. v. 23. Jan. 
1809, $ IX d, wonach niemand Ausländer, wenn sie sich gleich als ordinierte 
Prediger ausgeben, Gastpredigten halten lassen soll. 

> Ziff. III, 8, Abs. 4 (Weber IV, 658); vgl. hiezu M.E. v. 4. Dez. 1844 
(Weber III, 561). 
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lichen die Erlaubnis zur Vornahme gottesdienstlicher Verrichtun- 
gen zu erteilen, erhält durch das Reichsgesetz vom 5. Juli 1872 
(RGBl. S. 254) insofern eine Einschränkung, als sie den Ange- 
hörigen des Ordens der Gesellschaft Jesu und verwandter Orden 
eine aktive Teilnahme an außerordentlichen kirchlichen Feierlich- 
keiten überhaupt nicht mehr gestatten kann, da diesen außer dem 
Lesen stiller Messen und dem Spenden der Sterbsakramente jede 
priesterliche Tätigkeit verboten ist’. 


S 15. Missionen. 


Die Missionen sind außerordentliche kirchliche Feierlichkeiten 
im Sinne des $ 79 Rel.Ed. und bedürfen daher allezeit der spe- 
ziellen königlichen Bewilligung ?. | 

Bevor jedoch die weltliche Gewalt ihre Genehmigung zur Ab- 
haltung von Volksmissionen erteilt, werden die politischen Ge- 
meinden bzw. deren Vertretungen befragt, ob keine Bedenken 
gegen die Mission bestehen, ob nicht eine Störung des religiösen 
Friedens zu befürchten sei, ob der Magistrat bzw. die Gemeinde- 
verwaltung glaube, daß eine Mission notwendig sei (?), ob der 
Gedanke an eine Mission aus der Gemeinde selbst gekommen oder 
von jemand derselben beigebracht worden sei etc. Diese Erkun- 
digungen werden auch dann eingezogen, wenn die Mission bloß 
in der Kirche abgehalten werden soll. 

Ist eine Mission genehmigt, so folgt daraus noch nicht, daß 
auch die Schulkinder während der Unterrichtszeit teilnehmen und 
zu diesem Zwecke die Schulen geschlossen werden dürfen; hiezu 
bedarf es vielmehr der speziellen Erlaubnis der Kgl. Kreisregie- 
rung °. 

ı Vgl. Bekm, des Bundesrats v. 28. Nov. 1912 (RGBl. S. 553). 

2 Vgl. M.E. v. 20. Juni 1851 u. M.E. v. 9. Okt. 1854, Ziff. III, 8, Abs. 4 
(Weber IV, 264, 654). 


3 So Stingla. a. O.,S. 183, $ 194. Vgl. auch die Ausführungen da- 
selbst über den Standpunkt der Staatsregierung, ferner Krick, 1], 216 fl. 
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Ebenso wie die Missionen unterliegen auch die diesen wesens- 
verwandten Konferenzen und die besonderen Exerzitien der Be- 
schränkung des $ 79 Rel.Ed. und der des Reichsgesetzes vom 
5. Juli 18721. 


8 16. Protestantische Nebengottesdienste. 


Durch Allerh. Entschl. vom 20. August 1854 wurde die vom 
Oberkonsistorium unter Berücksichtigung der Anträge der General- 
synode von 1853 entworfene „Ordnung und Form des Hauptgottes- 
dienstes für die evangelisch-lutherische Kirche in Bayern r. d. Rh.* 
genehmigt und an die Pfarrämter hinausgegeben ’. 

Für die Form des protestantischen Gottesdienstes in der Pfalz 
gelten die $$ 9—11 der Vereinigungsurkunde vom 10. Okt. 1813 
(ABl. S. 853, Wagner a. a. O., S. 166 ff.). 

Ueber die Einrichtung eines jedes neuen Gottesdienstes hat 
vorbehaltlich der verfassungsrechtlichen Bestimmungen das Ober- 
konsistorium zu entscheiden®, ebenso über die Abänderungen der 
Liturgie einzelner Gottesdienste, soweit sie durch jene Bestimmungen 
nicht berührt werden‘. Nach der Allerh. Entschl. vom 1. August 
1881° sollen neue organische Einrichtungen, welche sich auf die 
Liturgie beziehen, ohne Vernehmung und Zustimmung der General- 
synode künftig nicht mehr getroffen werden. Zur Einholung sämt- 
licher etwa erforderlichen Genehmigungen hat das beantragende 
Pfarramt zunächst Anzeige an das Oberkonsistorium zu machen, 
das dann das weitere Genehmigungsverfahren betreibt ®. 

Selbstverständlich gelten alle diese Vorschriften auch für neu 
einzurichtende Hauptgottesdienste, ihre Erwähnung an dieser 


ı Stingl.a. a. O., 8 196. 

® Ueber den Vollzug vgl. OKE. v. 1. Juni 1856, abgedr. bei Günther 
IV, 62ff. Die Grundlage bildet der „Agendenkern* und die OKE. v. 3. Dez. 
1856, 7. Febr. 1861 u. 21. Mai 1871. Ueber die Einrichtung der prot. Gottes- 
dienste vgl. Günther IV, 61—110. 

® OKE. v. 8. Febr. 1859, Kraussold a. a. O., S. 199. 

“ AHE. v. 2. Nov. 1882 (MBl. S. 241). Vgl. hiezu Günther IV, 44. 

5 Weber XV, 385. | 

° OKE. v. 22. Jan. 1879 (Günther I, 375). 
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Stelle ist vielmehr nur darin begründet, daß sie in der Praxis fast 
ausschließlich bei der Einrichtung von Nebengottesdiensten zur 
Anwendung kommen dürften. 

Von diesen Nebengottesdiensten sind in erster Linie von Be- 
deutung die außerordentlichen Zusammenkünfte zur christlichen 
Erbauung und Belehrung und zur näheren Kenntnis der Heiligen 
Schrift, welche der protestantischen Gesamtgemeinde des König- 
reichs It. ME. vom 3. Juli 1836! bewilligt wurden unter der Vor- 
aussetzung 

1. daß die betreffenden Versammlungen stets nur auf Grund 
erlangter Konsistorialbewilligung und unter Leitung des Ortspfar- 
rers bzw. dessen Vertreters Platz greifen; 

2. daß sie nur in der Kirche, in dem Schulzimmer oder im 
Ptarrhause, nie aber in Privatwohnungen abgehalten werden; 

3. daß den Pfarrgenossen vorher durch Verkündigung von 
der Kanzel Kenntnis gegeben werde; 

4. daß Zeit und Ort nach 8 76 lit. a Rel. Ba. durch die geist- 
liche und weltliche Behörde mittels Gesamtbeschlusses im allge- 
meinen festgesetzt und sofort Tag und Stunde jeder einzelnen 
Versammlung der örtlichen Polizeibehörde angezeigt, und endlich 

5. neben den obrigkeitlichen Personen jedem Mitgliede der 
Pfarrgemeinde der Zutritt gestattet werde. 

Der Synodalbescheid vom 31. Dez. 1890 brachte eine be- 
deutende Milderung dieser Vorschriften, indem die Bestimmungen 
unter Ziffer 3 und 5 vollständig außer Kraft gesetzt wurden, an 
Stelle der unter Ziffer 2 erforderten Versammlungsräume auch 


ı Döllinger VIII, 1722. 

: Weber XX, 506. — Die liturgische Gestaltung ist näher geregelt in 
der M.E. v. 3. Mai 1854 und den OKE. v. 7. April 1858 u. 24. Juni 1864. 
Lesegottesdienste sollen jedoch unter Berücksichtigung der bestehenden 
Verhältnisse vom Kantor oder Lehrer in der vorgeschriebenen Kleidung in 
der Regel am Lesepult abgehalten werden. Vgl. ferner Döllinger Vlll. 
1722, sowie die Entscheidungen des VGH. v. 16. Okt. 1895 (Schmidt 
a. a. O., I, 78), v. 18. Nov. 1903 (Samml. Bd. XXV, S. 59) und v. 13. Jan, 
1904 (Samml. Bd. XXV, S. 154), ferner Seeberger.a.a. O,., S. 659. 
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ein anderes angemessenes Lokal zur Verwendung kommen kann, 
und an Stelle der unter Ziffer 4 verlangten jedesmaligen Anzeige 
eine einmalige Anzeige an die Kreisregierung, K. d. I., gesetzt 
wurde. Durch Allerh. Entschl. vom 2. Dez. 1906! wurden diese 
Zusammenkünfte auch ohne geistliche Leitung nach Maßgabe der 
von der vereinigten Generalsynode in Bayreuth 1905 näher ge- 
troffenen Regelung gestattet. 

Nach der ME. vom 28. Febr. 1841? wurde die Anordnung 
eines regelmäßigen Passionsgottesdienstes für sämtliche proste- 
stantische Pfarrgemeinden des Königreichs genehmigt. Darnach 
soll unter Beachtung der näheren Ausführungen dieser Entschlie- 
£ung in jeder Woche tunlichst am Freitag ein Predigtgottesdienst 
gehalten werden, jedoch in der Art, daß der Passionsgottesdienst 
nicht über 4 Uhr nachmittags erstreckt wird. Die Benutzung 
der Sonntagsgottesdienste zu diesem Zweck ist ebensowenig statt- 
haft wie der Ersatz der Passionspredigt durch Vorlesung einer 
Passionsbetrachtung durch den Schullehrer. 


8 17. Gebete. 


Die Anordnung der während des Gottesdienstes zu verrichten- 
den Gebete ist als innere Kirchenangelegenheit grundsätzlich Sache 
der geistlichen Gewalt °. Die früheren Verordnungen, durch welche 
Gebetsformulare vorgeschrieben waren, müssen als im Widerspruch 
mit der Verfassung stehend für aufgehoben erachtet werden“. 


ı Weber XXXIV, 719. 

® Weber II, 369. Vgl hierüber Kraussold.a..a. O., S. 198 und 
Günther IV, 30, 

° Vgl. Art. XII, lit. g des Concordats: „praescribere vel indicare preces 
publicas, aliaque pia opera, cum id bonum Ecclesiae, vel Status, aut Po- 


puli postulet .. ..“ Für die prot. Kirche gilt $ 11 Prot.-Ed. Vgl. hiezu 


auch die M.E. v. 24. Dez. 1834 (Weber IH, 4) betr. die Synagogenordnung. 

* Vgl.Silbernagl, S. 625, Kraussold.a.a.O., S. 190. — Im Jahre 1640 
wurde angeordnet, daß alle Landesangehörigen sich Rosenkränze anzu- 
schaffen und dieselben fleißig zu gebrauchen hätten (vgl. Krinner a.a.O., 
S. 51). 


um) Abhandlungen. 


Der Regent kann jedoch auf Grund des & 55 Rel.Ed. bei 
feierlichen Anlässen in den verschiedenen Kirchen seines Staates 
durch die geistlichen Behörden öffentliche Gebete anordnen. Eine 
anderweitige Befugnis steht der weltlichen Gewalt auf Grund aus 
drücklicher Vorschrift der Verfassung nieht zu. Es handelt sich 
jedoch um ein althergebrachtes Ehrenrecht der Krone, das durch 
die Verfassung keineswegs preisgegeben werden wollte, wenn auch 
heute noch der Anspruch des Landesherrn auf das öffentliche 
Kirchengebet aufrecht erhalten wird. Wurde doch schon ım Jahre 
163 auf der Synode von Aschheim allen Priestern und Mönchen 
befohlen, nicht allein bei Abhaltung der Messe, sondern auch beı 
allen täglichen Andachtsübungen für das Wohl des herzoglichen 
Hauses und des ganzen Landes zu beten". 

Die Allerh. VO. vom 27. Febr. 1806 ° erachtet es „als Pflicht 
christlicher Untertanen, ihre Gesinnungen und Wünsche für das 
Wohl des Landesherrn durch öffentliche und religiöse Handlun sen 
zu beweisen“ und ordnet daher an. daß in allen katholischen 
Kirchen sämtlicher Erbstaaten bei dem feierlichen Gottesdienst 
das Kirchengebet „Domine salvum fac regem nostrum .. .* künftig 
entrichtet und dem gewöhnlichen allgemeinen Gebete nach der 
Pfarrpredigt an Sonn- und Feiertagen ein besonderes Gebet für 
den Regenten und die Kgl. Familie nach dem vorgeschriebenen 
Formular beigefügt werden soll. 

Auch in sämtlichen protestantischen Kirchen ist die vorge- 
schriebene Fürbitte für den König und das Kgl. Haus in das all- 
wemeine Kirchengebet am Schlusse der Predigt einzureihen ’°. 

Für den Deutschen Kaiser und das Deutsche Reich darf im 
allgemeinen Kirchengebet in den protestantischen Kirchen nach 


ı |. Canon des Aschheimer Konzils (Abhandlung der Churf. Bair. Akad. 
d. Wiss., Bd. ], 47), Schaller, Die rechtliche Stellung der Kirche ın 
Bayern zur Zeit der Agilolfinger, S. 48; Reinhard a. a O.,S. 6. 

? R.Bl. S. 109 ff. — Vgl. auch VO, v. 20. März 1806 (R.Bl. S. 122) betr. 
das Gebet für den König in der Karwoche. 

s M.E. v. 4. Februar 1829. Vgl. auch Seebergera. a. 0, 8. Sn. 
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dem Wunsche der Gemeinden bzw. dem Antrag der Kirchenvor- 
sände Fürbitte getan werden an Neujahr, am Buß- und Bettage, 
Weihnachten, Ostern, Pfingsten und am Reformationsfeste durch 
linschaltung der Worte: „Schütze auch unsern Kaiser und be- 
hüte in Gnaden das Deutsche Reich!“!. Außerdem kann in pro- 
testantischen Kirchen am 1. Sonntag nach Eröffnung der General- 
auyode? bzw. des Landtags? eine diesbezügliche Fürbitte in das 
algemeine Kircbengebet eingereiht werden. 

Der den Standesherrn und ihren Familien auf Grund des $ 4 
des Standesherrnedikts zustehende Anspruch auf das Kirchengebet 
ist durch das Gesetz vom 4. Juni 1848 gegenstandslos geworden. 
dagegen steht dieses Recht den Standesherrn auch heute noch wie 
den Gutsbesitzern überhaupt als Kirchenpatronen auf 
Grund des $ 24 der VI. Verf.Beil. im Falle des Herkommens zu‘. 


318. Predigt und Verkündigungen während des Gottesdienstes. 


Die Kanzelvorträge gehören dem rein geistlichen Wirkungs- 
kreis der Pfarrämter an®, die Pfarrer sind daher grundsätzlich zur 
Befolgung der ihnen von den Kreisstellen und Behörden, wenn 
auch zu großem Nutzen der Sache angesonnenen Predigttendenzen 
nieht gehalten, weshalb diesfallsige Ansinnen in der Regel an die 
höheren kirchlichen Stellen zu richten, in dringenden, mit Gefahr 
im Verzug verbundenen Fällen aber durch die Distriktspolizeibe- 
hörden in ansinnendem, nicht aber in befehlendem Tone an die 
Pfarrämter zu bringen sind ®. 


To 

ı M.E. v. 16. März 1887 mit OKE. v. 23. Mai 1879. — Vgl]. hiezu AHE. 
v. 27. Nov. 1806 und M.E. v. 10. Jan. 1826 (Seeberger S. 654). 

* AHE. v. 8. Aug. 1873 (M.Bl. S. 281) Ziff. II, 12. 

"AHE. v. 10. Sept. 1873 (Günther IV, 58) und OKE. v. 11. Okt. 1879. 

* Vgl Piloty-v. Sutner, S. 186, Anm. 1 zu $ 4, ferner $48 des 
Organ. Ed. v. 28. Juli 1808 (R.Bl. S. 1843), wonach im Kirchengebet keine 
auf die vormalige Regenteneigenschaft der mediatisierten Gutsherrn sich 
beziehenden Ausdrücke vorkommen sollen. 

® Vgl. Permaneder.a. a. O., S. 585, ferner zu folgendem Richter 
22% 0.,S. 914. 

"M.E. v. 6. März 1833 (Seeberger S. 494 ff.). 
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Dagegen kann die Staatsregierung auch heute noch auf Grund 
der Kurf. VO. vom 5. Juni 1801! anordnen, daß landesherrliche 
Verordnungen an Sonn- und Feiertagen von der Kanzel verkündet 
wer(en, wenn dies auch kaum mehr geschehen dürfte. 

Durch ME. vom 1. August 1855 wurde die Geistlichkeit auf- 
wefordert, „in Predigten usw. unablässig auf die Förderung der 
häuslichen Erziehung hinzuarbeiten, insbesondere auf die Notwen- 
digkeit einer strengeren Kindererziehung und die Nachteiligkeit 
des falsch verstandenen Humanitätsprinzips in der Erziehung auf- 
merksam zu machen und die Beseitigung dieser Uebelstände an- 
zustreben“?, 

Nach der AHE. vom 2. November 1882 ist wenigstens ein- 
mal im Jahre an einem geeigneten Sonntag der Meineid zum 
Gegenstand der Predigt zu machen?. 

Im übrigen unterliegt die Predigt als integrierender Bestand- 
teil des Gottesdienstes* der obersten Staatsaufsicht, die auf keinen 
(Gebiete der gottesdienstlichen Verwaltung auch heute noch 
große Daseinsberechtigung haben dürfte wie auf dem Gebiete der 
Kanzelvorträge. 

Das bayerische Strafgesetzbuch von 1813 bestimmte in Art. 
326: „Prediger, welche in öffentlichen Vorträgen oder Schriften 
durch Schmähungen oder gehässige Beschimpfungen zwischen den 
im Staate aufgenommenen oder geduldeten kirchlichen Parteien 
Religionshaß zu wecken oder zu unterhalten suchen, sollen ihres 
Amtes entsetzt werden“5. Die ME. vom 10. April 1868 besagt: 


! Vgl. Stingla. a. O., $ 321, ferner z.B. AVO. v. 5. Okt. 1801 (R. u. 
Int.Bl. S. 167), v. 9. Dez. 1801 (ebenda S. 237/38) u. a& Dagegen geziemt 
sich nach der vorbezeichneten M.E. v. 6. März 1833 die Promulgation 
weltlicher Erlasse nicht für die Kanzel. Ueber die kirchlichen Prokla- 
mationen der Brautleute s. Krick I, 278, Seeberger, S. 567 ff., ferner 
AHE. v. 24. Okt. 1872 (R.Bl. S. 2445 ff.). 

? Seebergera.a. O., S. 49. 

> Seeberger a. a. OÖ. S. 494. 

* Vgl. Permaneder.a. a. O., S. 585. 

5 Vgl. auch VO. v. 27. Juli 1809 (R.Bl. S. 1296) $ 38. 


Conrath, Die Stellung d. Gottesdienstes i. Bayer. Staatskirchenrecht. 263 


„Die Staatsregierung kann und darf nicht zugeben, daß ein öffent- 
liebes Amt dazu mißbraucht werde, um Regierungsmaßnahmen 
herabzuwürdigen oder in ganz entstellter Weise dem Publikum 
vorzuführen und auf solche Art die öffentliche Autorität zu unter- 
graben“ !. 

Der Verhütung eines derartigen Mißbrauchs der Kanzel dient 
jetzt der durch Gesetz vom 10. Dezember 1871 bzw. durch No- 
velle vom 26. Februar 1876 eingeführte $ 130a des RStr.GB.: 

Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher in Aus- 
übung oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufes öffent- 
lich vor einer Menschenmenge, oder welcher in einer Kirche oder 
an einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte 
vor Mehreren Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weise zum Gegenstand einer Verkündigung 
oder Erörterung macht, wird mit Gefängnis oder Festungshaft bis 
zu zwei Jahren bestraft. 

Gleiehe Strafe trifft denjenigen Geistlichen oder anderen Reli- 
gionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlassung der Aus- 
übung seines Berufs Schriftstücke ausgibt oder verbreitet, in wel- 
chen Angelegenheiten des Staats in einer den öffentlichen Frieden 
sefährdenden Weise zum Gegenstand einer Verkündigung oder 
Erörterung gemacht sind. 

Hierzu ist zu bemerken, daß eine „den öffentlichen Frieden 
gefährdende Weise“ schon durch Aufreizung gegeben sein kann, 
welche das Vertrauen ın den Bestand dieser Ordnungen innerlich 
untergraben®, auch muß nur die Gefahr einer Friedensstö- 
rung entstanden, nicht diese selbst nachgewiesen sein®. Macht 
sich aber ein Geistlicher in der Predigt einer Verletzung der ver- 
fassungsmäßig garantierten, wechselseitigen Achtungspflicht schul- 
dig, so können Beschwerden hiegegen niemals in das Gebiet der 
inneren kirchlichen Angelegenheiten gezogen werden, vielmehr ist 

ı Vgl. Weber VI, 217. 


: R.GE. v. 17. Dez. 1888 (Bd. XVII, 8. 314). 
® R.GE. v. 7. Febr. 1889 (Bd. XVII, S. 406). 
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zu deren Würdigung ausschließlich die Kreisregierung zuständig. 
In diesen Fällen kann die Regierung das Predigtkonzept requi- 
sitionsweise dureh die kirchliche Oberbehörde erholen. 

Dagegen sind Aeußerungen der geistlichen Gewalt innerhalb 
der Grenzen der Kirchenzucht nicht rechtsverletzend und daher 
auch nieht strafbar”. 

In solehen Fällen ist nach ME. vom 3. Juli 1860 der sog. 
Nominalelenchus, d. i. die namentliche Nennung der Disziplinierten 
von der Kanzel im Hinblick auf die Bestimmungen des 8 71 
Rel.Ed. und der AHE. vom 27. November 1856 Ziff. 5 zwar als 
nicht angemessen zu erachten, im übrigen aber kann dem betr. 
Geistlichen, falls er sich unwahrer Angaben nicht schuldig ge- 
macht hat, eine förmliche Zurücknahme von der Kanzel nicht zu- 
gemutet werden, auch kann eine strafbare Beleidigung darin nicht 
ohne weiteres erblickt werden®. Anderseits hat der Angegriffene 
gegen beleidigende Ausfälle des Geistlichen von der Kanzel ein 
Notwehrrecht, das er auch ausüben darf, wenn dadurch der Gottes- 
dienst gestört wird’. 

Selbstverständlich kann der Geistliche sich in der Predigt 
auch aller anderen strafbaren Handlungen, soweit dies ihrer Natur 
nach möglich ist, schuldig machen und genießt insoferne keines- 
wegs irgendwelche Immunität. 

ı M.E. v. 2. April 1836 u. 4. Mai 1839 (Weber III, 61, 286). 

2 SeydelI, 161. 

3 Vgl. hiezu Richter a. a. O., S. 915, wonach in der kath. Kirche 
wenigstens der Nominalelenchus zwar von der Kanzel, aber nicht in der 
Predigt, auch nicht während der Messe erfolgen darf. 

* Vgl. die vom OLG. München bestätigte Entscheidung der Strafkammer 
«les LG. Aschaffenburg v. 25. Sept. 1880 (Schmidt I, 588). 

5 RGE. v. 24. Nov. 1890 (Samml. Bd. XXI, 168). Interessant ist auch 
«die Entscheidung des Reichsmilitärgerichts v. 15. Juni 1912, wodurch die 
Offiziere, welche während der Predigt des Pfarrers Kratz in der Luisen- 
kirche in Charlottenburg die Mannschaften aus der Kirche führten, als 
dieser in der Predigt die Entscheidung der obersten Kirchenbehörde im Falle 
Jatho als ungerecht bezeichnete, freigesprochen wurden, da sie hiezu zur 


Vermeidung einer Gefährdung der Disziplin verpflichtet gewesen seien. Vgl. 
auch Sartor, Anm. 1, Abs. 5 zu $ 5 VerG. 
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$ 19. Kirchengesang und -Musik. 


Unterm 3. Dezember 1782 bzw. 22. Januar 1783 befahl der 
Kurfürst „die Abschaffung der sehr erbärmlichen Instrumental- 
musik und die Wiedereinführung der approbierten Kirchengesänge‘*, 
und auf seinen Befehl vom 27. August 1802 bzw. 1. Februar 1803 
wurde in den kleinen Provinzialstädten und Marktflecken der 
deutsche Kirchengesang eingeführt. Eine AVO. vom 9. September 
1830 befiehlt die Wiedereinführung des Chorgesangs und der Chor- 
musik vorzüglich in den Domkirchen. Gleichzeitig sowie durch ME. 
vom 19. Juni 1837 wurde zur Förderung von Kirchengesang und 
-musik die Einführung von Gesangbüchern und geeigneten Uebun- 
gen in den verschiedenen Lehranstalten verfügt. Die Vorbildung 
der Kantoren und Organisten, sowie der Gebrauch der Orgeln 
wurden in zahlreichen Erlassen eingehend geregelt !. 

Nicht mit gottesdienstlichen Handlungen verbundene Musik- 
produktionen in zum Gottesdienst bestimmten Räumen sind grund- 
sätzlich verboten, jedoch wurden solche streng kirchlichen Charak- 
ters für die protestantische Kirche diesseits des Rheins durch KVO. 
vom 17. August 1876? gestattet. Die Genehmigung und Aufsicht 
steht den Konsistorien zu, Eintrittsgeld darf an der Kirchentür 
nicht erhoben werden. 


ı Vgl Döllinger VII, 1068. und XXIII, 335/36, ferner KVO. v. 
26. Febr. 1815 (R.Bl. S. 169). Die in der prot. Kirche r. d. Rh. geltenden 
Vorschriften sind zusammengestellt bei Günther a. a. O., Bd. IV, S. 110 
bis 129. — Von einer Verpflichtung der Schüler zur Teilnahme an Kirchen- 
gesang und Musik kann nach Anschauung Seebergers (a. a. OÖ. S. 530) 
nicht die Rede sein. — Vgl. ferner KVO. v. 29. Sept. 1866 (R.Bl. S. 1421 ff.). 
Ueber die Regelung des niedern Kirchendienstes s. Wagner a. a. O,, 
8, 123 ff, Krick I, 503 ff., Stingl 422ff, Seeberger 418 ff, Girisch- 
Hellmuth-Pachelbel 336ff. Eine AHE. v. 7. Aug. 1836 (Weber VI, 
200) empfiehlt die Erhaltung und Förderung kirchlicher Musiken und Cho- 
räle von den Türmen in Städten und Märkten. 

° Vgl. hiezu Günther IV, 110—129, Seeberger 8. 530 ff. 
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8 20. Gottesdienstliches Geläute. 


Den Charakter eines Gebetszeichens und damit einer gottes- 
dienstlichen Verrichtung trägt das Geläute nur, wenn es zu einer 
Andacht ruft oder zur eigenen Verrichtung einer solchen auf- 
fordert. 

Dieses gottesdienstliche Geläute ist in Bayern ein Vorrecht 
— und zwar das einzige als solches ausdrücklich bezeichnete’ — 
der öffentlichen Kirchengesellschaften. 

Der Gebrauch der Glocken zu gottesdienstlichen Zwecken ge 
hört zu den gemischten Gegenständen, die nach $S 76 ff. Rel.Ed. 
zu behandeln sind, während die speziellen Anweisungen Sache des 
Kirchenvorstandes (rector ecclesiae) sind. 

Während die einseitige Anordnung gottesdienstlichen Geläutes 
seitens der weltlichen Obrigkeit früher durchaus keine Seltenheit 
war?, beschränkt sich die Regierung heute darauf, beim Ableben 
des Königs, der Königin oder der verwitweten Königin ein Trauer- 
geläute von dreiwöchentlicher, beim Ableben eines volljährigen 
Kronprinzen ein solches von einwöchentlicher Dauer anzuordnen. 

Zahlreicher sind dagegen die staatlichen Vorschriften ver- 
bietenden bzw. beschränkenden Inhalts. 

Durch die Kurf. VO. vom 14. Februar 1807® ist verboten: 


1 Vgl. zum folgenden Meurer inv. Stengel-Fleischmann, Wör- 
terbuch des deutschen Staats- u. Verw.rechts, 2. Aufl. II 558 ff., ferner vgl. 
KVO. v. 14. Febr. 1807 (R.Bl. S. 341) nebst Erläuterungen v. 20. Juni 1307 
(R.Bl. S. 1121); ferner Döllinger VII, 302 f., 1145 ff, XXIII, 76f., Li- 
powsky.a. a. O.,S. 26f., 8 11. 

? Rel.Ed. $ 35; vgl. auch Pr. Allg. LR., Teil II, Tit. 11, 8 24. 

3 Vgl. insbesondere die Anordnung des Gelüutes der „Türkenglocke“ 
um die Mittagszeit durch die Reichsabschiede v. 1522 (8 17), v. 1566 ($ . 
8 67), v. 1594 (8 21), abg. bei Moser a. a. O., II. Buch, XXI. Cap. S. 28, 
246. 

+ Ziff. II und VII der AVO. v. 12. Dez. 1912 (GVBl. S. 1266), durch 
welche die Bestimmungen der VO. v. 20. Juli 1827 (R.Bl. S. 505) aufgeboben 
wurden. 

5 S. Anm. 1. 
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1. alles Glockengeläute zur Nachtzeit — das ist zwischen dem 
Abend- und Morgengruße, 

(Davon ausgenommen ist das in protestantischen Gemeinden 
übliche Frühgebetläuten um 4 bzw. 5 Uhr, in den Klöstern das 
Geläute zum mitternächtlichen Chorgebete*, sowie das Geläute zur 
Christmette) 3, 

2. das Geläute der „Zügenglocke“ und bei Hochgewittern, 

3. das Läuten der Sterbeglocke (sog. „Himmelläuten‘)*, es 
sei denn, daß von der Familie des Sterbenden ein Antrag ge- 
stellt ist. u 

Im übrigen ist das Geläute an Werktagen zum Hauptgottes- 
dienste mit den kleinen Glocken nur 5 Minuten hindurch gestattet, 
an Sonn- und Feiertagen soll das übliche Geläute nie über eine 
halbe Stunde andauern, zu den Abend- und übrigen erlaubten 
Andachten soll nur ein einziges Zeichen nicht über 3 Minuten 
lang gegeben werden. 

Die Ortspolizei kann das Geläute für Sterbende oder Ver- 
storbene, wenn sie es für schädlich hält, z. B. bei epidemischen 
Krankheiten, auf unbestimmte Zeit verbieten. 

Bei päpstlichen Sterbefällen darf ebenso wie bei bischöflichen 
tur das bei den Kirchenzeremonien übliche feierliche Geläute, 
keineswegs aber das nur der Landesherrschaft zustehende stündige 
Läuten während einer bestimmten Zeit gestattet werden ’°. 


IME. v. 16. Januar 1810 (Döllinger VIII, 1715). 

"M.E. v. 11. Dez. 1840 (Döllinger XXIII, 361). 

"AHE. v. 9. Dez. 1825 (Döllinger VIII, 1109). 

‘Vgl. auch Verbote v. 14. Febr. 1807 und 7. Nov. 1807 (R.Bl. 1775, 
Döllinger VIII, 1109). 

° VO. v. 31. Mai 1803 (R.Bl. S. 355), AHE. v. 31. August 1823 (Weber 
Il, 204). — Ueber das Trauergeläute der standesherrlichen Familien s. & 4 
der IV. Verf.Beil. und M.E. v. 12. Juni 1833 (Weber II, 680). — Vgl. im 
übrigen noch Döllinger VIII, 1145—1160, Meyr a.a. O., 8.1485. Ueber 

Recht von Privatpersonen, sich gegen lästiges Glockengeläute zu wehren, 
bemerkt Meurer a. a. O., Bd. II, S. 558: „Das Geläute einer Kirche kann 
von der Nachbarschaft störend empfunden werden (Glockenprozeß in Neu- 
tadt am Rennweg 1903). Man wird sagen können: Diese Störung liegt in 


18* 
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$S 21. Oblationen und Kollekten während des Gottesdienstes. 


Von den verschiedenen Mitteln zur Aufbringung des gottes- 
dienstlichen Bedarfs interessieren an dieser Stelle besonders die 
Oblationen und Kollekten, insoferne sie während der Feier des 
Gottesdienstes selbst erhoben zu werden pflegen !. 

Ueber die Art der Erhebung gibt es im allgemeinen keine 
staatsrechtlichen Vorschriften, es bleibt hiebei vielmehr bei dem 
Herkommen, sei es, daß die Sammlung durch Herumreichen eines 
Klingelbeutels oder Opfertellers oder durch die Aufstellung von 
Opferstöcken u. dgl. bewerkstelligt wird. Nur für die feierliche 
Form des Opfergangs besteht eine Beschränkung insoweit, als 
diese während des Pfarrgottesdienstes nicht mehr wie einmal statt- 
haben darf ?. 

Die ME. vom 13. Juni 1812° bestimmt, daß auf den Samm- 
lungen in den Kirchen mittels des Klingelbeutels durchgehends 
bestanden werden müsse, Gemeinden und Individuen, welche die 
Vornahme verweigern würden, sollen hierzu teils durch Belehrung 
des Pfarrers, teils durch polizeilichen Zwang angehalten werden. 

Diese herkömmlichen Sammlungen fallen daher schon aus 
diesem Grunde nicht unter das Verbot des Art. 52 des Polizei- 
strafıresetzbuchs vom 26. Dezember 1871. Sie bedürfen vielmehr 
nur dann der Bewilligung der Kreisresierung, wenn sie sich über 
einen größeren Bezirk, der Allerh. Genehmigung aber, wenn sie 


der Einrichtung selbst, die vom Staate erlaubt ist. Nur bei Störungen, die 
auch bei Glocken als ungewöhnlich bezeichnet werden müssen, gibt es eine 
Klage nach BGB. 8 906. 

ı Vol. zu folgendem insbesondere Meurer, Bayerisches Kirchenrer- 
mögensrecht, Bd. I, S. 246 ff, SS 69. 70, bzw. S. 316 ff., $ 96. 

” VO. v. 15. Jan. 1805 (R.Bl. S. 105). 

® Döllinger XI, 1477 (Ziff. 1 u. 4. Vgl. auch Ziff. 5). — Auch ist es 
nach VO. v. 19. Jan. 1805 (RBl. S. 39) strengstens verboten bei Gottes 
diensten für die Verstorbenen auf jenen Altären, wo der Abgang an Prie- 
stern die verlangte Anzahl Messen gleichzeitig zu lesen nicht verstattet 
gleichwohl die Kerzen anzuzünden und die Opferteller aufzustellen, nur 
um das Opfer zu erhaschen. 
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sich über mehrere Regierungsbezirke erstrecken sollen (sog. Kol- 
lekten) !. 

Ist die erforderliche Genehmigung erteilt, so haben sieh die 
Kreisregierungen über den Vollzug mit den oberhirtlichen Stellen 
ıns Benehmen zu setzen, die Pfarrämter aber die Kollekten erst 
nach Anweisung durch die oberhirtlichen Stellen und die Distrikts- 
polizeibehörden vorzunehmen °. 


Dritter Teil. 


Die Handhabung des obersten Schutzrechtes auf dem 
Gebiete des Gottesdienstes. 


1. 


Gewährung des weltlichen Arms zum Schutze des Gottesdienstes 
gegen Störung und Hinderung. 


A. 
$ 22. Allgemeine Maßnahmen gegen Störung von außen. 


Solange die Kirchengewalt die Grenzen ihres eigentlichen 
Wirkungskreises nicht überschreitet, kann dieselbe gegen jede Ver- 
letzung ihrer Rechte und Gesetze den Schutz der Staatsgewalt an- 
rufen, der ihr von den königlichen einschlägigen Landesstellen 
nicht versagt werden darf. 

Als solche Ueberschreitungen, durch die der Anspruch auf 
polizeilichen Schutz verwirkt wird, sind alle Gesetzesverletzungen, 
z. B. die Nichteinholung des Plazet ($ 58), der Erlaß einseitiger 
Anordnungen in Gegenständen gemischter Natur ($$ 76, 77), die 

ı KVO. v. 20. Sept. 1862 (R.Bl. S. 2269), $ I u. 2. 

#2 Ebenda $ 3 u. 4. — Vgl. auch Krick I, 229. — Ueber die Verwen- 
dung vgl. Meurera.a. 0. 


® 8 51 Rel.Ed.; auch gegen Störung des Privatgottesdienstes ist die 
Anrufung polizeilichen Schutzes zulässig (Pechmann a. a. O., I, 334). 
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Anwendung von Zwang in Glaubenssachen, der Mangel der spe 
ziellen königlichen Bewilligung ($ 79), der polizeilichen Geneh- 
mirung (Art. 4 Vers.Ges.) zu erachten!. 

Liegen solche Anschließungsgründe nicht vor, so sind die 
Polizeibehörden ernstlich angewiesen „den Geistlichen aller Kon- 
fessionen in der Erfüllung ihrer Berufspflichten, zur Abwendung 
aller äußeren Störung des Gottesdienstes alle erforderliche Hilfe 
und Unterstützung angedeihen zu lassen“ ?. 

Der Erreichung dieses Zweckes dienen die umfangreichen Vor- 
schriften über die Heilichaltung der Sonn- und Feiertage, sowie 
die zum besondern Schutz des Pfarrgottesdienstes erlassenen Vor- 
schriften, die in den verschiedenen Reichs- und Landesgesetzen 
sowie in den ober-, bzw. distrikts- oder ortspolizeilichen Erlassen 
enthalten sind. 

Der ungestörten Verrichtung aller Gottesdienste dient vor allem 
$ 27 der Reichsgewerbeordnung in der Fassung vom 26. Juli 190, 
wonach die Ortspolizeibehörde bei Errichtung und Verlegung 
solcher Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräusch ver- 
bunden ist. wenn in der Nähe der Betriebsstätten Kirchen sind 
und durch den betreffenden Gewerbebetrieb an dieser Stelle deren 
bestimmungsgemäße Benutzung eine erhebliche Störung er- 
leiden würde, nach Empfang der vorgeschriebenen Anzeige die 
Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde darüber einholen 
muß, ob die Ausübung des Gewerbes an der gewählten Betrieb: 
stätte zu untersagen oder nur unter Bedingungen zu gestatten sei”. 
Auch bei Konzessionierung eines Lokals zum Schankbetrieb oder 
zur Gastwirtschaft ist tunlichst auf benachbarte Kirchen Rücksicht 
zu nehmen‘. 


ı Vgl. Piloty-v. Sutner, Anm. 1 zu $ 51. Der Anspruch auf straf- 
rechtlichen Schutz wird dadurch, soweit die anderen Voraussetzungen ge 
geben sind, selbstredend nicht berührt. 

? AHE. v. 15. Juni 1324. 

® Vgl. auch AVO. v. 29. März 1892, 8 8 (GVBl. S. 61). 

“ M.B. v. 30. Dez. 1909, $ 10, Reger IV, S. 19 und 118. 
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Schließlich ist es nach $ 83 Rel.Ed. Sache der weltlichen 
Staatspolizei, insoweit als die Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung zwischen verschiedenen Religionsparteien es erfordert, 
Vorschriften für äußere Handlungen, die nur zufällig Bezug zum 
kirchlichen Zwecke haben, zu geben. 

Auch die gottesdienstlichen Rechte verschiedener Religions- 
gesellschaften in Simultankirchen stehen unter staatlichem Schutz. 


B. 


Der Schutz der dem Gottesdienst besonders gewidmeten Zeiten. 


S$ 23. Die Sonn- und Feiertagsheiligung im allgemeinen. 


Den wirksamsten Schutz und das beste Mittel zur Vorbeugung 
gegen jede Störung des Gottesdienstes von außen bilden die ge- 
setzlichen Bestimmungen über die Heilighaltung der Sonn- und 
Festtage. 

Die allgemeine Sonntagsruhe war bereits in der „lex Baiuva- 
riorum“ statuiert? und schon in frühester Zeit wurden lärmende 
Hantierungen in der Nähe von Kirchen, besonders aber während 
des Gottesdienstes untersagt, auch waren zur würdigen Feier des- 
selben Wirtshäuser, Kramläden u. dgl. geschlossen zu halten und 
die Abhaltung von Lustbarkeiten erst nach Beendigung des Pfarr- 
gottesdienstes gestattet °. 

Heute bedroht $ 366 Z. 1 RStr@GB. mit Geldstrafe bis zu 
60 Mk. oder mit Haft bis zu 14 Tagen denjenigen, welcher den 
gegen die Störung der Feier der Sonn- und Festtage erlassenen 
Anordnungen zuwiderhandelt. 


ı Vgl. 8$ 90 ff. Rel.Ed. und Gesetz v. 8. August 1878, Art. 10, Z. 11 
und Art. 45. Vgl. auch die früheren VO. v. 31. Dez. 1811 (R.Bl. 1812, 
8. 194) und die M.E. v. 8. Mai 1850 (Weber IV, 114). 

» Tit. I, Cap. 14 u. Tit. VL, 82. — Vgl. Reinharda.a. O., 8.6, 
Lipowsky a. a. O., S. 3, Anm. *, Schaller a. a. O. S. 31. 

°® Vgl.G.K. Meyr.a.a. O.,S. 923, S. 1105ff., Sammlung von 1771, 
8. 535, Freyberg III, 159 ff., 167 ff, Lipowsky a. a. 0,8. 12#,8$ 7. 
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Von solchen ist für Bayern in erster Linie maßgebend 
die Allh. VO. vom 21. Mai 1897!. Danach sind an Sonn- und 
Festtagen ? ohne Unterschied, ob letztere als Festtage ım Sinne der 
Gewerbeordnung bestimmt sind oder nicht, alle geräuschvollen oder 
öffentliches Aergernis erregenden Arbeiten des Gewerbe-, Handels- 
und Fabrikbetriebes, der Land- und Forstwirtschaft, der Viehzucht, 
Berufsgärtnerei und Berutsfischerei überhaupt untersagt. Nur 
daselbst näher bestimmte unumgängliche Arbeiten sind gestattet. 
Auch die Abhaltung von Getreide- und Viehmärkten, von Treib- 
jagden und öffentlichen Versteigerungen ist an diesen Tagen ver- 
boten. Die offenen Verkaufsstellen sind am ersten Weihnachistag. 
am ÖOster- und Pfingstsonntag, ferner in katholischen Orten? am 
Fronleichnamstag, in protestantischen am Karfreitag grundsätzlich 
den ganzen Tag geschlossen zu halten. Im übrigen bemißt sich 
das Offenhalten der Verkaufsstellen und Marktbuden, sowie dıe 
Ausübung des Gewerbebetriebs im Umherziehen nach den Bestim- 
mungen der Gewerbeordnung und den hiezu erlassenen Anord- 
nungen *. 

In Ansehung der besonderen Feiertage eines Religionsteils 
sind die Bestimmungen des $ 82 Rel.Ed. maßgebend, wonach 


ı GVBl. 8. 197, KMBl. S. 209, dazu die MB. vom gleichen Tage 
(GVBl. S. 201, KMBl. S. 214, Weber XXIV, 565 ff). Die KVO. v. 30. Juli 
1862 (R.Bl. S. 2069) ist dadurch aufgehoben. 

2 Nach dem Gen.Mandat v. 14. Dez. 1772 (Meyr.a.a. O. S. 1105 ff.) 
mit dem päpstlichen Breve v. 16. Mai 1772 (ebenda S. 1107 ff.) und unter 
Berücksichtigung der MB. v. 12. Mai 1912 (GVBl. S. 627) sind außer den 
Sonntagen und den ohnchin auf solche fallenden Festtagen in Bayern als 
bürgerliche Feste zu begehen: Neujahrstag, Ostermontag, Christi Himmel- 
fahrt, Pfingstmontag, Weihnachtstag, Stefanstag; an kath. Orten ferner 
Erscheinung des Herrn oder Dreikönigstag, Fronleichnam, Peter und Paul, 
Mariä Himmelfahrt, Allerheiligen und Mariä Empfängnis, an prot. Orten 
Karfreitag. 

® Diese Unterscheidung ist nach Anschauung Seydels (Bd. VI, 13) 
vom Standpunkt der Verfassung ebenso bedenklich wie der Inhalt der Ver- 
ordnung selbst. 

* 8 2 der zit. VO. Eine ausführliche Zusammenstelluug der einschlä- 
gigen Vorschriften findet sich bei Rauck, Sonntagsruhe im Handelsge- 
werbe und in der Industrie. 
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kein Reiigionsteil schuldig ist, die besondern Feiertage des andern 
zu feiern und es ihm vielmehr freistehen soll, an solchen Tagen 
sein Gewerbe und seine Hantierung auszuüben, jedoch ohne Stö- 
rung des Gottesdienstes des andern Teils und ohne, daß die Ach- 
tung dabei verletzt werde, welche nach $ 80 jede Religionsgesell- 
schaft der andern bei Ausübung ihrer religiösen Handlungen und 
Gebräuche schuldig ist!. Insolange jedoch an gemischten Orten 
bezüglich der Einstellung der Arbeits- und Gewerbstätigkeit und 
der Schließung der Ortsläden an den einem Religionsteil eigentüm- 
lichen Feiertagen eine Vereinbarung besteht, ist sich hienach zu 
achten ?, 

Selbstverständlich müssen die staatlichen Behörden und Be- 
triebe mit gutem Beispiele vorangehen, weshalb alle nicht unbe- 
dingt notwendigen Verhandlungen der Behörden mit Parteien, 
Geriehtsverhandlungen, öffentlichen Versteigerungen und Verpach- 
tungen an Sonntagen zu unterlassen sind, desgleichen alle nicht 
unumgänglich notwendigen Arbeiten auf Rechnung und Anordnung 
des Staates* oder der Gemeinden. Die Eisenbahnbauverwaltung 
hat bei unumgänglicher Sonntagsarbeit der Distriktspolizeibehörde 
jederzeit Mitteilung zu machen — deren Zustimmung ist jedoch 
nicht erforderlich — und sich mit den beteiligten Pfarrämtern ins 
Benehmen zu setzen, um auf diese Weise etwaigen Anständen und 


' Wenn z. B. ein Protestant in einem „konfessionell gemischten“ Orte 
an einem besondern katholischen Feiertage Dünger von seinem Anwesen 
durch den Ort auf sein Feld fährt, ohne biedurch den Gottesdienst zu 
stören oder die andern Konfessionen schuldige Achtung zu verletzen, so 
handelt er nicht gegen die einschlägigen Vorschriften (OLG. München v. 
a. März 1888), dagegen macht er sich an einem „katholischen“ Ort durch 
dieselbe Handlungsweise nach $ 366 Z. 1 RStrGB. strafbar, auch wenn keine 
Störung eingetreten ist (Oberstrichterl. Erk. v. 4. Jan. 1866 u. 28. Dezbr. 
1867). Vgl. Schmidt I, 23. 

”AVO. v. 21. Mai 1897, S 8 (GVBl. S. 197). 

"AVO. v. 21. Juli 1818, M.E. v. 23. Jan. 1853 (Döllinger VIII, 1081, 
Weber IV, 559), 


: nn v. 22. März 1828 (M.Bl. S. 259). Vgl. auch Cheliusa.a. O., 
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Beschwerden im Voraus zu begegnen!. An Sonn- und Feiertagen, 
besonders auch an Fronleichnam und am Karfreitag sind Schwur- 
gerichtssitzungen überhaupt oder doch wenigstens bis zum Schlusse 
des Hauptgottesdienstes zu unterlassen. Notare dürfen im all- 
gemeinen nur letztwillige Verfügungen und andere wahrhaft unauf- 
schiebbare Geschäfte an diesen Tagen behandeln, glauben sie 
wegen Unaufschieblichkeit eine Ausnahme machen zu müssen, so 
haben sie die rechtfertigenden Tatsachen in einer von dem Notar 
und den Beteiligten zu unterzeichnenden besondern Vormerkung 
anzuführen®. Der Ankauf von Remonten ist nur in Dringlichkeits- 
fällen nach beendigtem Vormittagsgottesdienste gestattet*, die 
Musterung von Stuten und Privatbeschälhengsten darf an diesen 
Tagen überhaupt nicht stattfinden®, die Ausübung des Beschäl- 
geschäftes ist am Karfreitag, Oster- und Pfingstfeste sowie an 
Christi Himmelfahrt ganz untersagt®. Wochenmärkte sind tun- 
lichst auf Werktage zu verlegen, neue Jahrmarktsbewilligungen 
sollen für Sonn- und Feiertage nur noch im Einverständnisse mit 
den kirchlichen Behörden bewilligt werden’. Landwirtschaftliche 
Feste müssen so angeordnet werden, daß jede Beeinträchtigung 
der Kirchenfeier sorgfältig vermieden bleibt. Die Abhaltung 
öffentlicher Tanzmusik ist in der Advents- und Weihnachtszeit, 
sowie in der Fasten- und Osterzeit, desgleichen an hohen Festtagen 
und den Vorabenden dieser Tage allgemein verboten?. 

Sämtliche Distriktspolizeibehörden haben für eine stille und 
würdige Begehung der Karwoche Vorsorge zu treffen. Zur Er- 

ı ME. v. 11. Oktober 1869 (Weber VII, 381). Vgl. auch Landtags- 
abschied v. 28. April 1882 (GVBl. S. 211) $ 8. 

2 ME. v. 16. Juni 1849 (Weber IV, 36). 

8 ME. v. 13. März 1856 (vgl. Weber XXI, 136 u. XXVII, 453). 

* Kriegs-ME. v. 16. Mürz 1853 u. 15. Febr. 1855. 

5 ME. v. 26. August 1852 (Döllinger XXIII, 338). 

° ME. v. 1. Nov. 1854, 26. August 1852 (vgl. Krais III, 28). 

” Vgl. ME. v. 20. Juni 1869 (Krais III, 86). 

® ME. v. 21. Aug. 1851 (Weber IV, 293). 


® Näheres s. in der AVO. v. 18. Juni 1862 (R.Bl. S. 1391 ff, Weber, 
V, 764). 
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haltung und Belebung des religiösen Sinnes während derselben ist 
die Gestattung öffentlicher Vorstellungen von Schauspielern, Kunst- 
reitern, Seiltänzern, Marionettenspielern u. dgl. strengstens unter- 
sagt!. In protestantischen Orten sind am Buß- und Bettage die 
theatralischen Vorstellungen auf öffentlichen Bühnen ebenso ein- 
zustellen wie an hohen Festen’. In Gemeinden, wo der Grün- 
donnerstag und Karfreitag herkömmlich gefeiert werden, soll an 
diesen Tagen die polizeiliche Bewilligung zur Veranstaltung öffent- 
licher Lustbarkeiten nicht erteilt werden °. 


8 24. Der besondere Schutz des Pfarrgottesdienstes. 


Soweit sich eine allgemeine Feiertagsruhe aus Gründen des 
öffentlichen Wohls nicht durchführen läßt, hat die Gesetzgebung 
doch einen besondern Schutz des Pfarrgottesdienstes durchgeführt. 

So sind während des vor- und nachmittägigen Gottesdienstes 
lärmendes Zechen und Spielen, lärmende Zusammenkünfte und 
Lustbarkeiten in Wirtschaftslokalitäten, lärmende Unterhaltungen 
in der Nähe von Kirchen an Sonn- und Festtagen untersagt*; 
während des vormittägigen Pfarrgottesdienstes sind Scheiben- und 
Vogelschießen und andere öffentliche Lustbarkeiten, sowie Schau- 
und Vorstellungen? überhaupt verboten, in der Regel® auch das 
Austreiben und Hüten des Weideviehs sowie das Beschälgeschäft ”. 
Der Beginn öffentlicher Tanzmusik darf vor Beendigung des nach- 
mittägigen Pfarrgottesdienstes nicht gestattet werden®. Auch 


ı ME. v. 19. Okt. 1840 (Döllinger XXIII, 360). 

? ME. v. 6. Mai 1839 (ebenda). Ueber die Begriffe „protest. Ort“, 
„kath. Ort“ und „gemischter Ort“ vgl. Schmidt I, 23 ff. 

® Veber den bes. Schutz der Karwoche vgl. außer der zit. ME. vom 
19. Okt. 1840 auch die ME. v. 13. Nov. 1867 (Weber VII, 140). 

* AVO. v. 21. Mai 1897 (GVBl. 197 fi.) $ 4. 

585]. c. Art. 32, Abs. 1, Ziff. 1 u. 2, Art. 33, Abs. 1 PolStrGB. 

° Näheres $ 6 der zit. VO, 

7 ME. v. 7. Febr. 1856. 

8 AVO. v. 18. Juni 1862, $ 9 (R.Bl. S. 1391). 


276 Abhandlungen. 


dürfen die sonn- und festtägigen Predigten durch das Geräusch 
vorbeirasselnder Fuhrwerke nicht gestört werden!. 


& 25. Der strafrechtliche Schutz des Gottesdienstes. 


Den wirksamsten Schutz ın der Ausübung ihres Gottesdienstes 
finden die Glaubensgesellschaften in den gesetzlichen Bestimmungen 
des deutschen Reichsstrafrechts. 

Der ın $ 29 der II. Verfassungsbeilage den öffentlichen 
Glaubensgesellschaften für die zur Ausübung ihres Gottesdienstes 
bestimmten Gebäude garantierte besondere Schutz wird verwirk- 
licht durch Anwendung der SS 243, Z. 1, 304, 306 RStrGB., 
die aber auch den Schutz des Gottesdienstes der Privatkirchen- 
gesellschaften im Auge haben. 

Danach ist auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren zu erkennen, 
wenn aus einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude Gegen- 
stände gestohlen werden, welche dem Gottesdienste gewidmet sind. 

Mit Gefängnis bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 
1500 Mk. wird bestraft, wer vorsätzlich und rechtswidrig Gegen- 
stände der Verehrung einer im Staate bestehanden Religionsgesell- 
schaft oder Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind, beschä- 
digt oder zerstört. Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Der Versuch ıst 
strafbar. 

Mit Zuchthaus wird bestraft, wer vorsätzlich ein zu gottes- 
dienstlichen Versammlungen bestimmtes Gebäude in Brand setzt. 

Der Hintanhaltung unmittelbarer Angriffe auf den Goties- 
dienst dienen jetzt die $S 166, 167 RStrGB. 

Danach wird mit Gefängnis bis zu 3 Jahren bestraft, wer 
öffentlich eine der christlichen Kirchen oder eine andere mit Kor- 
porationsrechten innerhalb des Bundesgebiets bestehende Religions- 


ı Vgl. Cheliusa.a. O.S. 142. Gegen Störung ihres Pfarrgottes- 
dienstes durch vorbeiziehende laut singende oder betende Wallfahrtszüge 
können sich die prot. Gemeinden im Hinblick auf $ 80 ff. Rel.Ed. durch 
geeignete ortspol. Vorschriften schützen. 
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gesellschaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche beschimpft, 
ingleichen, wer in einer Kirche oder in einem andern zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orte beschimpfenden Unfug 
verübt. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher durch eine 
Tätlichkeit oder Drohung jemand hindert, den Gottesdienst einer 
im Staate bestehenden Religionsgesellschaft auszuüben !, ingleichen 
den, der in einer Kirche oder in einem andern zu religiösen Ver- 
sammlungen bestimmten Ort durch Erregung von Lärm oder Un- 
ordnung den Gottesdienst oder einzelne gottesdienstliche Verrich- 
tungen ? einer im Staate bestehenden Religionsgesellschaft vor- 
sätzlich verhindert oder stört ®. 

Bezüglich des diesen Strafgesetzen zugrunde liegenden Be- 
griffs „Gottesdienst“ hat das Reichsgericht * entschieden, daß dar- 
unter „die Vereinigung der Mitglieder einer Religionsgesellschaft ° 
zur religiösen Erbauung durch Verehrung und Anbetung Gottes 
in dem dazu bestimmten Raum nach den Vorschriften und Ge- 
bräuchen und in den Formen ihrer Gemeinschaft* zu verstehen 


sei®. Die Voraussetzungen dieses Rechtsbegriffs, der Ort, der 


ı Vgl. hiezu die Vorschrift des Codex lIuris Bavarici Crimi- 
nalis (de anno 1751) „Wer sich... an einem Priester in Verrich- 
tung des Gottesdienstes und Administrierung der hl. Sakramen- 
ten aus Spott und Verachtung derselben mit Schlagen, Stoßen, Werfen, 
Treten. Besudeln, Ausspeyen, Zerbrechen u. dgl. Tätlichkeiten fürsätzlich 
und wissentlich vergreift, wird gleich das erstemal mit dem Schwerdt von 
dem Leben zum Tod hingerichtet. (7. Kapitel), vgl. auch Zift. 16 der Geistl. 
Ratsordnung v. 1779 (Meyr.a. a. O., S. 1135). 

?2 Ueber den Unterschied des Gottesdienstes von der einzelnen gottes- 
dienstlichen Verrichtung und der Privatandacht s. Frank S. 296, vgl. 
auch RG. VII, 363 ff. u. XXIII, 199. 

s Aehnliche Bestimmungen enthielten $$ 50, 51 der VO. v. 27. Juli 
1809 (R.Bl. S. 1301). 

* RG. Entsch. v. 9. Juni 1885, Schmidt I, 507. 

S Vgl. Kricka.a. 0,1, 155 zuN. 43; Stingla.a. O., S. 206 zu 
N. 1. — Die Definition bei Wagner (a. a. O., S. 74) ist entschieden 
zu eng. 

® Ein „bestimmter“ Ort ist lediglich ein Tatbestandsmerkmal der 88 166 ff., 
nicht aber ein Begriffsmerkmal des Gottesdienstes im Sinne des Reichs- 
strafrechtes überhaupt. Vgl. auch Frank a.a. O. S. 295. Ein solcher 
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Zweck und die Bestimmung der Vereinigung und der in derselben 
vorgenommenen Verrichtungen sind wesentlich tatsächlicher Na- 
tur und die Entscheidung ihrer Existenz namentlich abhängig von 
den Gesetzen und Uebungen der einzelnen Konfessionen und Re- 
ligionsgesellschaften betreffend den Kultus und Ritus '. 

Zum Wesen des Gottesdienstes gehört namentlich auch, daß 
die Mitglieder der Religionsgesellschaft als solehe Zutritt haben 
und daß die betreffende Kultushandlung zu ihrer Andacht und 
Erbauung bestimmt ist, Erfordernisse, die nicht gegeben zu sein 
brauchen bei den einzelnen gottesdienstlichen Verrichtungen, wie 
bei Spendung der Sakramente usw. 

Es ist also jede Versammlung der Kirchengemeinde an einem 
beliebigen Ort um hier vereint religiöse Belehrung zu empfangen, 
die Sakramente entgegenzunehmen und sich unter Formen, welche 
sich je nach der Kirchengesellschaft verschieden gestalten, gegen- 
seitig zu erbauen *. 

Als Ausübung des Gottesdienstes ist demnach nicht nur eine 
der Gottesverehrung gewidmete Ritualhandlung einer kirchlichen 
Allgemeinheit, sondern auch eine nach der Lehre der betreffenden 
Religionsgesellschaft sakramentale Handlung einzelner anzusehen, 
nicht aber die Andacht eines einzelnen, noch auch die Haus- 
andacht ?. 

Eine gottesdienstliche Verrichtung erachtet das Reichsgericht 
dann nicht gegeben, wenn die betreffende Verrichtung nicht der 
Andacht und Erbauung, sondern dem Unterrichte dient; die Er- 
öffnung einer solchen Versammlung durch Gebet macht sie nicht 
zu einem Gottesdienste oder einer gottesdienstlichen Verrichtung, 
da Gebete auch reine Unterrichtsstunden einzuleiten pflegen *. 


„bestimmter“ Ort ist nicht der übliche Prozessionsweg (Franka. a. O. 
Anm. ]II). 

ı Vgl. bez. der kath. Kirche insb. Permanedera. a. O,, S. 142. 

® Vol. E.Mayera.a0. 

® Vgl. OppenhofS. 407, Anm. 2 zu $ 167. 

* Reger, Bd. VI, 266. 
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Nach dem Ritus der katholischen Kirche werden aber z. B. 
die sonntäglich für die reifere Jugend abzuhaltenden Katechesen 
(sog. Christenlehren) als ein Teil des Gottesdienstes betrachtet!. 
Der Umstand, daß die Katechisation zugleich und vielleicht in 
erster Linie auf Belehrung der jugendlichen Teilnehmer abzielt, 
steht der Charakterisierung als gottesdienstliche Handlung nicht 
entgegen. 

Schließlich ist das Vorliegen einer gottesdienstlichen Verrich- 
tung nicht etwa von einer aktiven Tätigkeit des dabei beteiligten 
Geistlichen bedingt oder etwa nur auf diejenigen Zeitabschnitte 
beschränkt, in welchen von diesem ein Akt eigener Tätigkeit vor- 
genommen wird ®. 


8 26. Aufrechterhaltung der Ordnung in der Kirche. 


Die Aufrechterhaltung der Ordnung während des Gottesdien- 
stes ist Gegenstand der inneren Kirchenpolizei, die gemäß $ 38e 
Rel.Ed. den kirchlichen Behörden zusteht. Von der weltlichen 
Obrigkeit können daher in dieser Richtung nur solche Anordnun- 
gen getroffen werden, welche durch die Rücksichten auf Leben 
und Gesundheit der Kirchenbesucher geboten sind, also Feuer-, 
Reinlichkeits-, Gesundheits- und baupolizeiliche Vorschriften *. 

Im übrigen ist die Handhabung der gottesdienstlichen Polizei 
Sache des rector ecclesiae, als welcher in der katholischen Kirche 
im allgemeinen der Pfarrer, in der protestantischen der Kirchen- 
vorstand zu erachten ist°. 


ı Vgl. Richter a. a. O.,$ 241. 

? RG. Entsch. v. 11. Nov. 1892 (Reger XIII, 299). 

® Vgl. Frank .a.a. O. S. 296, Anm. II. 

‘“M.E. v. 2. Dez. 1836 (Weber II, 79) u. 16. Nov. 1897 (GVBl. 197). 
Vgl. zu Folgendem Meurer iin v. Stengel-Fleischmanna. a. O.,. 
Bd. 1, S.553ff. Krick a. a. O., S. 128 ff, Stingla.a. O. S. 1024 #. 

® Der Pfarrer ist eo ipso rector ecclesiae der Pfarrkirche, dagegen nicht 
notwendig jeder andern in seinem Pfarrsprengel liegenden Kirche, vgl. 
darüber Stingla. a. O., S. 360 £. 
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Der Aufrechterbaltung der Ordnung und Ruhe während des 
Gottesdienstes dienen vor allem die Anordnungen über die Platz- 
verteilung!. 

Im allgemeinen dienen die Kirchenbetstühle allen Kirchenbe- 
suchern zur Benützung und für den konkreten Fall gilt bloß das 
jus primo occupantis *. 

Sind jedoch genügend Plätze vorhanden, so kann der Pfarrer 
den einzelnen Mitgliedern der Kirchengemeinde ihre Kirchenstuhl- 
plätze zuweisen. Hiebei ist jedoch, soweit die Raumverhältnisse 
es gestatten, jedem Mitelied der Kirchengemeinde ein Platz zu- 
zuweisen®. Die Zuteilung ist jedoch nur auf bestimmte Zeit 
statthaft *. 

Da diese auf Handhabung der Ordnung innerhalb der Kirche 
und auf Beseitigung der störenden Unruhe während des Gottes- 
dienstes abzielende Zuweisung von Sitzplätzen an die Kirchen- 
besucher in das Gebiet der inneren Kirchenangelegenheiten fällt 
und demzufolge dem Kirchenvorstande, bzw. dem Pfarrer zusteht, 
so sind Irrungen und Streitigkeiten, die anläßlich oder im Zusam- 
menhang mit einer solchen lediglich vom Gesichtspunkte der Kir- 
chenpolizei erfolgten, ihrer Natur nach widerruflichen Verleihung 
eines Kirchenplatzes sich ergeben, von den Kirchenbehörden zu 
entscheiden °. Wenn dagegen ein Recht auf die Benützung eines 
bestimmten Kirchenstuhles oder -platzes von einer Seite geltend 


ı M.E. v. 9. Okt. 1813 (Weber I], 443 ff.). 

?v. Kreittmayra. a. OÖ. Teil II, Kap. 1,8 2, n. 6. 

® M.E. v. 9. Okt. 1813 (Weber I, 443). — Ueber die Verteilung der 
Kirchenstühle durch den Kirchenvorstand (rector) bestehen in Bayern zu- 
nächst nur Bestimmungen für die Protestanten, welche jedoch laut M.E. 
v. 2. Sept. 1866 (Meurer I, 236, N.6) auf Katholiken analoge Anwendung 
finden. — Vgl. hierüber Meurer in v. Stengel-Fleischmanns 
Wörterbuch, Ba. 1I, S. 555. 

* Oberstrichterl. Erk. v. 25. Okt. 1858 (Schmidt III, 551). 

5 Vgl. VGU. E. v. 8. April 1904 (Reger Ill. Erg.Bd., S.195). — „Noch 
mehr als in der prot. Kirche ist die Platzanweisung in der katholischen 
Kirche ein Ausfluß der Gottesdienstordnung, welche dem Pfarrer zusteht‘ 
(Meurera. a. O., S. 236). 
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gemacht, von anderer Seite aber bestritten wird, so sind entweder 
die Verwaltungsbehörden, oder die Gerichte zur Entscheidung be- 


rufen, je nachdem der Anspruch aus dem öffentlichen oder aus 
dem Privatrecht abgeleitet wird ''. 


Ist der Inhaber eines Kirchenstuhls bei Beginn des Gottes- 
dienstes nicht zur Stelle und hat ein anderer seinen Platz einge- 
nommen, so kann er denselben nicht wegweisen, ohne sich wegen 
Störung des Gottesdienstes strafbar zu machen °. 

Im übrigen kann der Pfarrer auch hinsichtlich der Benutzung 
der einzelnen Räume der Kirche Anordnungen erlassen ; der Erlaß 
einer solchen Anordnung und deren Verkündiguag von der Kan- 
zel genügen um ihr durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
staatlicher Strafgewalt den nötigen Nachdruck zu verleihen °. 

So kann der Pfarrer vor allem das Verweilen im Musikchor, 
auf der Emporbühne, der Emporstiege, im Läutbaus, sowie vor 
der Kirchentür * während des Gottesdienstes untersagen und be- 


— 


ı Vgl. hiezu RG. E. v. 5. Mai 1882 (Reger III, 216). — Die landes- 
gesetzlichen Vorschriften über das Recht zur Benützung eines Platzes in 
einem dem öffentlichen Gottesdienst gewidmeten Gebäude bleiben durch 
das Bürgerliche Gesetzbuch unberührt (EG. z. BGB. A. 133 u. Bayr. AG. z. 
BGB. Art. 1. Danach gilt in Bayern die VO. v. 9. Oktober 1813 (Weber 
I, 448), VO. v. 31. Dez. 1831 u. 2. Sept. 1866. Für die Pfalz vgl. Dekret 
v. 18. Mai 1806 (abg. bei Chelius, a. a. O., S. 135), ferner Fabrikrats- 
dekret v. 30. Dez. 1809 (Geib II, S. 37), Art. 64 ff, 

2 Ueber die Zuteilung selbst, deren rechtliche Tragweite, Gebühren, 
Unterhaltungspflicht, vgl. Krick I, 135f., über bayr. Kirchenstuhlrecht 
Dr. Friedrich Uibeleisen in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht, 
Bd. VIII, 294, 337. Ueber die Kompetenz zur Entscheidung von Streitig- 
keiten vgl. Erk. des Ger.Hofs für Kompetenzkonflikte v. 4. Mai 1909 (GVBl., 
Beil. III zu 8. 25). 

® Erk. des OLG. München v. 23. April 1898 (Bd. X, 43). 

* Früher war auf Grund des Art. 106 des PolStrGB. v. 10. Nov. 1861 
der Erlaß eines allgemeinen Verbots des Herumstehens vor der Kirchen- 
tür möglich und Zuwiderhandlung gegen eine solche auch strafbar, wenn 
nicht mit einer Störung des Gottesdienstes verbunden, heute ist dies nur- 
mehr strafbar, wenn eine solche vorliegt ($ 167 RStrGB.) oder wenn die 
Kirche in einem umfriedeten Kirchhof liegt, zu welchem der Eingang ver- 
boten ist. 
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sonders der schul- und christenlehrpflichtigen Jugend einen be- 
stimmten Raum zuweisen, auch ohne Zustimmung der Kirchenrer- 
waltung!. Er kann auch, wenn er es zur Hintanhaltung von 
Störungen des Gottesdienstes für erforderlich hält, die eine oder 
andere Kirchentür absperren lassen, wenn dadurch die Sicherheit 
der Kirchenbesucher nicht beeinträchtigt wird oder gepen eine 
solche Beeinträchtigung Maßnahmen getroffen sind?. Dagegen 
kann der Pfarrer keinem Kirchengemeindemitglied das Betreten 
der Kirche überhaupt untersagen, denn jedes Kirchengemeinde- 
mitglied hat das Recht, dem öffentlichen Gottesdienste in der 
Pfarrkirche beizuwohnen. Dagegen darf die Kirche nicht von 
jedermann zu jeder beliebigen Zeit und zu jedem beliebigen Zwecke 
betreten werden °. 

Wohl aber ist die Kirchengesellschaft nach $ 43 Rel.Ed. be- 
fugt, einzelnen Mitgliedern, die durch öffentliche Handlungen eine 
Verachtung des Gottesdienstes und der Religionsgebräuche zu er- 
kennen geben, oder andere in ihrer Andacht stören, den Zutritt 
‘n ihre Versammlungen zu versasen. 

Dieses Recht dürfte auch dem Pfarrer insoweit zustehen. 
alser ungeziemendes Benehmen in der Kirche sowie Zuwiderband- 
lungen gegen seine Anordnungen nicht nur rügen, sondern auch 
die Ruhestörer zur Wiederherstellung der Ordnung aus der Kirche 


weisen kann ®. 


— 


ı Entsch. des OLG. München v. 30. April 1892 (Bd. VII, 122) und ©. 
23. April 1898 (Bd. x, 43); vgl. hiezu die M.E. v. 81. Dex. 1831 (Weber 
11, 601) und die ME. v. 28. Juni 1836 (Weber II, 65). 

8 Fintschl. der Reg. v- Niederbayern v. 4. Febr. 1897. 

3 Vgl. die zit. Entsch. des OLG. München v. 23. April 1898. 

* Entsch. des OLG. München v. 21. Mai 1895. — Früher waren. un 
Zucht and Ordnung im Gotteshause aufrecht zu erhalten, in allen Kirchen 
eigene Leute aufgestellt; durch Mandat v. 7. Juni 1765 wurde in den 
Hauptstädten Bayerns, dann zu Altötting in jeder Kirche ein eigener mit 
der kurfürstlichen Hoflivree ausgezeichneter Kirchendiener vom Hofkrief* 
rate angestellt. Diese, sowie Mesner und Gerichtsdiener hatten die mit- 
gebrachten Hunde zu fangen, Bettler, Ruhestörer und leichtfertig geklei- 
dete Weiber auszuschaflen und zur Bestrafung zu melden. Vgl. L ipowskY 
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Personen, welche sich einem Verbot zuwider in einer Kirche 
oder in einem für sie nicht zutrittsfreien Teil derselben wider- 
rechtlich aufhalten, oder der Aufforderung des Pfarrers einen 
anderen Platz einzunehmen keine Folge leisten, machen sich eines 
Hausfriedensbruches nach $ 123 RStrGB. schuldig; denn aus der 
Bestimmung des Kirchengebäudes als des Ortes, in welchem der 
herkömmliche Gottesdienst abgehalten wird, ergibt sich sofort, 
daß dasselbe nicht zu jedem beliebigen Zwecke betreten werden 
darf und da die Bestimmung des Gebäudes für jedermann erkenn- 
bar in die Erscheinung tritt, so handelt es sich um ein umfrie- 
detes Besitztum im Sinne des $ 123 RStr@B.!. 

Selbstverständlich finden die gesetzlichen Bestimmungen zur 
Hintanhaltung von Störungen des Gottesdienstes auf Störungen 
im Inneren der Kirche ebenso Anwendung wie auf solche von 
außen ?. 

Der Pfarrer darf die zur Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung während des Gottesdienstes betätigte Kirchendisziplin, 
nicht in Form körperlicher Züchtigung ausüben, auch nicht gegen- 
über Schulpflichtigen, denn ein Züchtigungsrecht steht ihm weder 
allgemein noch als „rector ecelesiae“, sondern nur als Lokalschul- 
inspektor zu®. Da ihm aber auch als solchem die Züchtigungen 
mit der bloßen Hand nicht gestattet sind, so sind solche schon 
aus diesem Grunde in der Kirche nicht angängig *. 


a. a. O., S. 10ff. and Mandat v. 20. Nov. 1742 (Freyberg a. a. O., Bd. III, 
171). 

ı Vgl. Entsch. des OLG. Karlsruhe v. 16. Okt. 1908 (Sörgel II, S.85) 
und Eintsch. des OLG. München v. 30. April 1892 (Bd. VII, 122), Schmidt 
l, 595. 

? Auch die Störung des Gottesdienstes der bischöflichen Methodisten 
in einem Wirtslokal fällt unter $ 167 RStrGB., desgleichen Schwätzen, 
Lachen und ungebührliches Benehmen (auch der relativ strafmündigen 
Schulkinder natürlich). Vgl. Entsch. des OLG. München v. 14. Nov. 1883 
(Bd. II. 569) und v. 13. Juni 1885 (Bd. III, 452). 

3 Vgl. M.E. v. 20. Mai 1815 (Weber I, 473). Vgl. hiezu Entsch. des 
OLG. München v. 4. April 1895 (Bd. VIII, 297), Schmidt I, 601. 

* Vgl. Urt. des RG. v. 14. 1. 1901 (Reger XXI, 193). 


19 * 
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Durch eine körperliche Züchtigung in seiner Eigenschaft als 
Kirchenaufsichtsbeamter macht sich ein Geistlicher daber nach 
$ 223 RStrGB. strafbar! und kann daher gegen ihn Strafanzeige 
erstattet werden. 

Im übrigen steht Parochianen. die sich durch Maßnahmen 
des Pfarrers beschwert fühlen, lediglich die Befugnis zu, bei den 
kirchlichen Obern um Aufhebung oder Abänderung derselben zu 
bitten. Fühlen sie sich durch deren Entscheidungen „gegen dıe 
festgesetzte Ordnung“ beschwert, so können sie allerdings hie- 
gegen den „Königlichen Landesfürstlichen Schutz“ gemäß $3 >? 
bis 54 ltel.Ed. anrufen. 


II. 


Gewährung des weltlichen Arms zur Förderung des Gottes- 
dienstbesuches. 


$ 27. Staatliche Maßnahmen zur Ermöglichung und Erleichterung 
der Teilnahme am Gottesdienst. 


Hat die Staatsgewalt bei der Rezeption einer Kirchengesell- 
schaft deren Satzungen, soweit dadurch die Mitglieder zur Teil- 
nahme an gewissen Gottesdiensten verpflichtet werden, anerkannt. 
so erwächst ıhr hieraus die Aufgabe, den jener Konfession an- 
gehörigen Untertanen die Erfüllung dieser Gewissenspflicht tun- 
lichst zu ermöglichen. Im allgemeinen ® kann jedoch der baye- 
rısche Staat dieser Aufgabe wegen der weit überwiegenden Melır- 
heit der drei öffentlichen christlichen Kirchen nur diesen gegen- 
über gerecht werden. 


! Urt. des OLG. München v. 4. April 1895 (VIII, 297). 

» 8 39 Rel.Ed., Entsch. des OLG. München v. 30. April 1892 (VII. 122). 
Vgl. auch oben $ 18, S. 264 über das ev. Notwehrrecht. 

® Den israelitischen Schülern kann jedoch Dispens vom Schulunterricht 
zum Zwecke der Teilnahme am Gottesdienst erteilt werden, M.E. v. 6. Jan, 
1836 (Weber III, 34). | 
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Von den zahlreichen gesetzlichen Bestimmungen, die größten- 
teils gleichzeitig die Wahrung der Sonn- und Festtagsruhe be- 
zwecken und daher bereits oben in $$ 23 und 24 aufgeführt wur- 
den, sind an erster Stelle die Vorschriften der Gewerbeord- 
nung für das Deutsche Reich zu nennen. 

So statuiert $ 105 a dieses Gesetzes allgemein das Verbot 
jeder zwingenden Verpflichtung zur Sonntagsarbeit!. Wo aber 
an Sonntagen überbaupt die Beschäftigung von Angestellten ge- 
stattet ist, da muß bei Festsetzung der sonntäglichen Arbeitsstun- 
den auf die für den öffentlichen Gottesdienst bestimmte Zeit 
Rücksicht genommen werden ($ 105b, Abs. II, Satz 4). Im Han- 
delsgewerbe ist am ersten Weihnachtstag, am Oster- und am 
Pfingstsonntag eine Beschäftigung Angestellter überhaupt verbo- 
ten?. In den Füllen, in denen nach Maßgabe des vorliegenden 
Gesetzes Feiertagsarbeit zulässig ist, ist den Arbeitern, wenn sie 
durch diese Arbeiten am Gottesdienst gehindert werden, jeder 2. 
bis 3. Sonntag nach Maßgabe des $ 105c Abs. III freizugeben?. 
Von diesen Bestimmungen darf gemäß Abs. IV ]. e. die untere 
Verwaltungsbehörde nur dispensieren, wenn die Arbeiter nicht am 
Besuche des Gottesdienstes gehindert werden. Diese Vorschriften 
der Gewerbeordnung sind durch $ 154 Z. 2 Gew.O. auch auf das 
Handelsgewerbe anwendbar erklärt. Ein besonderes Interesse 
wendet der Staat der Beteiligung Jugendlicher am Gottesdienst 
zu. So darf der Lehrherr dem Lehrling nach $ 127 Abs. II der 
Gew.O. die zum Besuch des Gottesdienstes an Sonn- und Feier- 
tagen erforderliche Zeit und Gelegenheit nicht entziehen, während 
die Beschäftigung von Kindern unter 16 Jahren gemäß $ 136 
Gew.O. und $$ 9, 13, Abs. III, des Reichsgesetzes betr. Kinder- 


— 


1 Dieses Verbot gilt nicht für Arbeiten, die nach den Bestimmungen 
der GewO. an Sonn- und Festtagen vorgenommen werden dürfen. 

28 105b Abs. I. — Eine vollständige Aufführung der komplizierten, 
umfangreichen Vorschriften an dieser Stelle ist nicht möglich, 

® Bez. der jüdischen Lehrlinge und Gesellen vgl. jedoch M.E. v. 20. März, 
1321 (Weber II, 59). 
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arbeit in gewerblichen Betrieben vom 30. März 1903 an Sonn- 
und Feiertagen generell verboten ist!. Den Handlungsgehilfen 
und -lehrlingen wird der Gottesdienstbesuch durch $ 76 Handels- 
GB. ermöglicht. In fast allen diesen Fällen sind wohl Ausnahmen 
vorgesehen, deren vollständige Wiedergabe an dieser Stelle un- 
tunlich erscheint. Erwähnt sei hier nur noch, daß gegen allzu 
weitgehende Bewilligung von Ausnahmen durch die Verwaltungs- 
behörden $ 105 f., Abs. III Garantie bietet, welcher den zustän- 
digen Behörden zur Pflicht macht, ein genaues Verzeichnis über 
die gewährten Dispensen zu führen, in dem auch jeweils die 
Gründe der Erlaubnis anzugeben sind. Verstöße gegen diese Vor- 
schriften sind mit empfindlichen Strafen (teilweise bis zu 2000 
Mark Geldstrafe, bzw. bis zu 6 Monate Gefängnis) bedroht ?. 

Für die Staatsdiener gilt jetzt außer den bereits oben in 
SS 23, 24 erwähnten Vorschriften insbesondere die Min.Bek. vom 
14. Juli 1909 (GVBl. S. 427), welche auf Grund des $ 22 Be- 
amtenges. von 1908 erging”. 


ı Vgl. auch $ 137a Abs. II. Diese Vorschriften finden auch auf eigene 
Kinder Anwendung. Das Austragen von Waren und Botengänge sind je- 
dogh im Rahmen des $ 8 Kinderschutz-G. gestattet, jedoch darf diese Be- 
schäftigung nicht in der letzten halben Stunde vor Beginn des Haupt- 
gottesdienstes und nicht während desselben stattfinden. Vgl. hiezu auch 
8 17 1. c., ferner Vollz.Vorschr. z. Kinderschutz-G. v. 20. Dez. 1903 (GVBl. 
S. 651) und MB. v. 18. April 1906 (Weber XXXIV, 324. — Das Vieh- 
hüten ist den Werktagsschülern an Sonn- und Feiertagen überhaupt, den 
Sonntagsschülern während des Gottesdienstes, der Christenlehre und des 
Unterrichts verboten, M.E. v. 10. April 1856 (Weber IV, 708). — Sonn- 
tagsschulunterricht u. dgl. sind, so sie dem Besuch des Pfarrgottesdienstes 
entgegenstehen, zu verlegen. Vgl. MB, v. 7. März 1906 (Weber XXXIV, 
232), GewO. $ 120, Berggesetz v. 20. Juli 1900, Art. 111; ferner Engl- 
mann S, 561. 

2 Vgl. auch die MB. v. 50. April 1895 (GVBl. S. 253) und die ME. v. 
14. März 1895 (Weber XXIII, 104). 

s Für den Justizdienst kommt noch in Betracht: MB. v. 29. Dez. 1902 
(Weber XXXII, 308), für den Postdienst: Post-O. v. 27. März 1900 $ 27 
bzw. $ 39, Nr. XXXVII u. XXXVIII (Weber XXIX, 447 u. 459). Auf den 
Staatsbahnen ist Vorsorge getroffen, daß die Bahnwärter alterierend den 
Sonntagsgottesdienst besuchen können; damit dieselben nun diese Dienst- 
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Danach ist die Heranziehung von Beamten zum Dienst an 
Sonn- und Feiertagen einschließlich der politischen Feiertage nur 
insoweit zulässig, als dies zur Erledigung unverschieblicher Ge- 
schäfte geboten ist. Läßt sich aus diesem Grunde ein Offenhalten 
von Gesehäftsräumen an diesen Tagen nieht umgehen, so ist nur 
das zur Erledigung der unverschieblichen Geschäfte notwendige 
Personal zum Dienste beranzuziehen und hiebei insbesondere auf 
die Freihaltung der Zeit desHauptgottesdienstes Bedacht zu nehmen. 
An Orten überwiegend protestantischer Bevölkerung ‚sind an den 
besonderen katholischen Feiertagen, an Orten mit überwiegend 
katholischer Bevölkerung an den besonderen protestantischen Feier- 
tagen die Geschäftsräumezwar offen zu halten, jedoch zum Dienste 
tunlichst nur die Beamten heranzuziehen, für deren Bekenntnis 
dieser Tag nicht als Feiertag gilt. 


S 28. Der Zwang zum Gottesdienstbesuch im allgemeinen. 


Die Stadt- und Marktinstruktion von 1748 faßte 
nur längst bestehende Vorschriften zusammen, wenn sie befahl, 
daß „der Rath und die Burgerschaft den heiligen Gottesdiensten, 
der Meß, und Predig, in specie dem pfingsttäglichen Umgang, 
als es das letzt hierinnfalls gnädigst erlassene General-Geboth 
ohnedem nachdrucksamst statuirt, mit Andacht beywohnen, die 
hochheilige Sacrament öfters gebrauchen, auch auf denen Gassen 
den Kindern, Ehehalten und andern unter dem Ave Maria, -Schi- 
dung- und Angstgeläut einigen Muthwillen nicht gestatten sol- 
len‘!. Das Mandat von 1738? aber bestimmte in einer an die 


— 


freiheit nicht mißbrauchen, haben sie ihre Dienstkleidung zu tragen und 
dürfen ohne Erlaubnis den Bahnmeistereibezirk nicht verlassen (!) M.E. v. 
l. Dez. 1851. Vgl. ferner hiezu M.E. v. 11. Okt. 1869 (Weber VIII, 382), 
$ 35 der Dienstvorschrift f. Gerichtsvollzieher v. 28. Dez. 1899 (Weber 
XXX, 1), M.E. v. 11. Juli 1900 (Weber XXX, 290), Dienstinstruktion f. 
d. Gendarmerie v. 1848 (Weber II, 597) usw. 

‘ Art. I, Meyr S. 558, Sammlung v. 1771; S. 488, Freyberg III, 
159 ff. 

®Sammlung V. 1771, S. 488. 
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Behörden gerichteten Anweisung: „Wann einer aus denen an- 
wesenden Unterthanen zwar nicht aus änderer zugemessener Ge- 
walt, sondern aus eigenem Muthwillen den katholischen Gottes- 
dienst verabsaumt, sollt ihr, wann und sobald ihr hievon eigenes 
Wissen habet, und solche Unterthanen nicht mehr für euch selbst 
zu Recht zubringen vermöchtet, solches unverlängt hierhero in 
Unserm geistlichen Rath berichtlich überschreiben, . . . alles bei 
Vermeidung Unserer höchsten Ungnad und ernstlicher unausbleib- 
licher Straf.“ Noch in einem Mandat vom 30. Juni 1779 ! wurde 
ernstlich befohlen, daß alle Untertanen den Gottesdienst besuchen. 
Kinder und Dienstboten aber dazu anhalten sollten?. Nützte eine 
Ermahnung seitens des Pfarrherrn nichts, so sollten sie der Obrig- 
keit angezeigt, und nicht „alleinig ernstlich bestraft, sondern Kin- 
der und Dienstboten selbst zu ihrer Prostitution auf Kösten der 
Eltern und Dienstherrn, dureh die Gerichtsdiener zu Besuchunr 
des Gottesdienstes gebracht werden“. Damit sollte „solange con- 
tinuiert werden bis die betreffenden sich gefügt hätten“. 

Da aber „umsonst vom Volke Andacht und öffentliche Relı- 
gionsübung verlangt werde, wenn nicht obrigkeitliche Personen 
mit einem Beispiele voranleuchten*, so erklärte es ein Mandat vom 
5. März 1701 als „Pflicht aller landesherrlichen Beamten, der stän- 
dischen Verwalter, Hofmarks- und Klosterrichter, dann der Magi- 
stratspersonen nicht nur dem Gottesdienste in den Pfarrkirchen 
an Sonn- und Feiertagen mit Erbauung beizuwohnen, sondern 
auch die Fronleichnamsprozession und diejenigen Prozessionen. 


ı Vgl. hiezu das Religionspatent v. 22. Sept. 1738 (Freyberz 
II. 159 ff.) und die Taglöhner- und Ehehaltenordnung v. Iırl 
(Meyr S. 965) insbes. Art. 39. 

2 Durch Mandat v. 1640 wurde befohlen, daß alle Landesangehörigen 
Rosenkränze anzuschaffen und fleißig zu gebrauchen hätten (Krinner 
a. a. O., S. 51). — Beim Gebetläuten, besonders beim Ertönen der „Türken- 
glocke* (vgl. oben $ 20, Anm. 3, S. 267) mußte jeder Untertan selbst auf 
offener Straße mit entblößtem Haupt so lange niederknien, bis er wenig- 
stens ein Vaterunser und ein Ave andächtig gebetet hatte (Gen. v. 15. März 
1598, Freyberg III, 159 ff.) — bei Vermeidung von Strafe (Mandat \- 
12. Dez. 1616, Freyberg III, 166). 
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welch alle Donnerstäge (!) in den Pfarrkirchen gehalten werden. 
zu begleiten“. Außerdem hatten sämtliche Beamten an hohen Fest- 
tagen mit ihren Frauen und Kindern nach dem gebührenden Ranı 
die Opfergänge mitzumachen, bei öffentlichen Gebeten ihre Bet- 
stunden einzuhalten, von ihrem Kanzleipersonal aber ein Gleiches 
zu verlangen. 

Ueber die Einhaltung aller dieser Vorschriften hatten außer 
den Beamten, Bürgermeistern und Ratspersonen die Viertelmeister. 
Dorfsführer und Gerichtsdiener zu wachen und Uebertretungen 
zur Bestrafung anzuzeigen?. Auch die Rentmeister hatten sich 
bei ihren Umritten „wegen Haltung des Gottesdienstes zu erkun- 
digen, item ob der Gottesdienst von Beamten und Unterthanen 
fleißig besucht werde“ ?. Sie hatten hierüber in ihren Umritts- 
protokollen, die übrigen Behörden „aufs wenigst einmal im Jahr. 
als auf S. Johannis des Taufers Tag, nichtnur obenhin und ins- 
gemein, sondern in specie ausführlich Rechenschaft zu geben“ *. 
Falls Ermahnungen nicht zum Ziele führten, wurde wie bereits 
erwähnt, zu oft sehr empfindlichen Strafen geschritten, insbeson- 
dere war nach dem Generale vom 13. März 1589? „jedermann. 
der sich während des Gottesdienstes auf den Kirchhöfen, Märk- 
ten, Plätzen und anderen Schwätzorten oder gar in Wirts- und 
Winkelhäusern finden ließ, entweder mit Geld oder mit Brechen. 
die solcher Leute halber bereits bei allen Kirchen aufgerichtet 
sınd, zu bestrafen“. Dem geringen Eifer der Beamten im Besuch 
des Gottesdienstes half man gelegentlich mit Gehaltsabzügen und 
„gnädigster Berücksichtigung bei der Beförderung“ nach ®. 


ı Vgl. auch Mandat v. 20. Juli 1729 u. 27. Juli 1792 (v. 30. April 159% 
u.am.(Lipowsky aa O.,S.7ff, Freyberg III, S. 159 ff.). 

3 Vgl. Lipowskya.a. 0,8.481. 

®Rentmeister-Instruktion v. 1669, 88 3und 4 (Sammlung 
v. 1771, S. 547), desgl. v. 1774 (Meyr S. 360). 

* Mandat v. 1738 (Sammlung v. 1771, S. 489). 

ö®Freyberg UI, 159. 

° Vgl. Mandat v. 2. Juli 1601 (Freyberg III, 160): „Räten, die bei 
Prozessionen nicht erscheinen, soll ein 8- oder 14-tägiges Ratum an ihren 


290 Abhandlungen. 


Begab sich ein bayerischer Untertan auf Reisen oder hatte er 
nach Ablegung des katholischen Glaubensbekenntnisses die Erlaub- 
nis erhalten sich auf Wanderschaft zu begeben, so mußte er sich 
zur Kontrolle seines religiösen Lebens, beim Pfarrer seines je- 
weiligen Aufenthaltsortes an- und abmelden. In konfessionell ge- 
mischten Orten, wohin er sich nur mit einem Vergunstzettel be- 
seben durfte, unterlag er in dieser Richtung der Kontrolle eigens 
hiezu bestellter kurfürstlicher Religionsagenten, bzw. der nächsten 
Regierungskommissärel. Die Communicantenordnung 
von 1605? aber bestimmte: Landeskinder, welche sich auswärts 
an Orten befinden, wo die katholische Religion nicht in freier 
Tebung ist, sollen binnen zwei Monaten bei arbitrarischer Strafe 
zurückgebracht werden und Landeskinder, die sich auswärts in 
Kondition befinden, wo neben der katholischen Religion die pra- 
testantische exerciert wird, sollen binnen Monatsfrist Zeugnis bei- 
bringen, daß sie in katholische Dienste getreten seien oder 
ihnen doch in Uebung ihrer Religion kein Hindernis bereitet 
werde. 

Alle diese zahlreichen Vorschriften, von denen hier nur einige 
besonders charakteristisch erscheinende aufgeführt werden konn- 
ten, müssen durch $ 9 des IV. Titels der Verfassungsurkunde 
aufgehoben erscheinen. 

Der in dieser Hinsicht nunmehr allein maßgebende Grund- 
satz (S$ 1 und 2 der II. Verfassungsbeilage) lautet: 

„Jedem Einwohner des Reichs ist durch den neunten Para- 
graph des IV. Titels der Verfassungsurkunde eine vollkom- 
mene Gewissensfreiheit gesichert.“ 


Besoldungen abgezogen werden“, und Kurf. Erl. v. 17. Juli 1790 (Döllıin- 
ger VIII, 1065), wonach den Beamten der Besuch des Gottesdienstes in 
Oratorien und Schloßkapellen an Stelle des vorgeschriebenen öffentlichen 
Hochamts und der Predigt in der Pfarrkirche ausdrücklich verboten wird. 
Vgl. auch „Neuverbesserte Hofratsordnung v. 1750. Art. 4 & 18. 

!ı Diese sehr ausführlichen und umfangreichen Vorschriften finden sich 
in dem Mandat von 1738 (Sammlung v. 1771, 8. 485 ff.). 

: Freyberg III, 164, erneut eingeschärft im obengen. Mandat v. 1735. 


Conrath, Die Stellung d. Gottesdienstes i. Bayer. Staatskirchenrecht. 291 


„Er darf demnach in Gegenständen des Glaubens und 
Gewissens keinem Zwange unterworfen werden.“ 

Man sollte nun glauben, daß nach diesen selten klaren Be- 
stıimmungen über die Möglichkeit staatlichen Zwangs zur Teil- 
nahme am Gottesdienst nicht der geringste Zweifel mehr bestehen 
könne, zumal doch niemand ernstlich bestreiten wird, daß der 
Gottesdienstbesuch „Gegenstand des Glaubens und Gewissens‘ ist. 

Die Praxis der bayerischen Regierung belehrt uns jedoch eines 
andern. 

Heute noch — bald mehr denn ein Jahrhundert nach Ein- 
führung der vollkommenen Gewissensfreiheit — leiht die baye- 
rische Staatsregierung der Kirche den weltlichen Arm, um die 
Untertanen zum Besuch des Gottesdienstes zu zwingen. Wir den- 
ken hier weniger daran, daß sie es z. B. den im Hof- und Staats- 
dienst befindlichen Untertanen zur „heiligen Pflicht“ macht, an 
den Allerhöchsten Geburts- und Namensfesten dem Gottesdienste 
anzuwohnen ! oder den Beamten der inneren Verwaltung die Fron- 
leichnamsprozession zu begleiten  — hier handelt es sich um alt- 
hergebrachte Ehrenrechte des Landesherrn einerseits, um mit dem 
Amt verbundene Repräsentationspflichten andererseits, die ihrer 
Tendenz wegen weniger als Gewissenszwang empfunden werden . 
dürften. Das gleiche gilt wohl von den militärischen Kirchen- 
paraden an solchen Tagen. Auch dann, wenn jemand kraft sei- 
ner Amtsstellung — als militärischer Vorgesetzter, Polizeibeamter, 
öffentlicher Lehrer u. dgl. — etwa zur Beaufsichtigung anderer 
beim Gottesdienst verbunden ist, erscheint ein verfassungswidriger 
Zwang nicht gegeben. Auch wenn Strafgefangene an dem Got- 


m 


' Vgl. M.E. v. 26. März 1853 (Weber IV, 564). 

2 M.E. v. 12. Juni 1833 (Weber Il, 6%). | 

> Nach M.E. v. 1853 sind z. B. „die an öffentlichen Schulen verwende- 
ten Lehrindividuen anzuhalten, daß sie an allen für die Schuljugend be- 
stimmten gottesdienstlichen Handlungen und Andachten jederzeit teilneh- 
men“, eine Vorschrift, die auffallenderweise nicht in das Normativ vom 
29. Sept. 1866 übergegangen ist (R.Bl. S. 1164 ff.). 
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tesdienst ihrer Konfession teilzunehmen gezwungen werden '', so 
kann man es bei dem Einwand, daß diese ihre persönliche Frei- 
heit für die Dauer der Strafzeit überhaupt verwirkt haben. be- 
lassen. 

Wenn der Staat aber heute noch nicht nur unmündige Kin- 
der, sondern bereits im verfassungsmäßigen Unterscheidungsalter 
befindliche Schüler und Soldaten zur Teilnahme an Gottesdiensten 
unter Strafandrohung zwingt, zu denen sie zum Teil nicht ein- 
mal vom rein kirchenrechtlichen Standpunkte aus verpflichtet sind. 
so bedarf die Frage, wie dieses Vorgehen der Staatsregierung mit 
dem klaren Wortlaut des obersten Verfassungsgrundsatzes in Eir- 
klang zu bringen ist, auch an dieser Stelle einer eingehenderen 
Untersuchung. 


$ 29. Der Teilnahmezwang an den öffentlichen Schulen’. 


Bevor in eine Erörterung dieser viel umstrittenen Frage ein- 
wetreten wird, seien kurz die heute geltenden einschlägigen Vor- 
schriften aufgeführt. 

Nach den wesentlich gleichlautenden Bestimmungen der ein- 
zelnen Schulordnungen sind die Schüler der humanistischen Gym- 
nasien, Progymnasien, Lateinschulen®, Realgymnasien *, Oberreal- 


ı Für die Strafanstalten gilt die KVO. v. 20. Sept. 1907 (GVBl. S. 64#:. 
SS 16/1V, 18/IT, 50, Al, 52, 54, 56 und 83/VII, VII, XXI. Diese Vorschriften 
finden gem. MB. v. 74. Jan. 1908 (GVBl. S. 45) auch auf Arbeitshäuser An- 
wendung. Für Festungsgefangene gibt es keinen Zwang (vgl. KVO. vom 
18. März 1593. GVBl. S. 77 ft. 

: Vgl. zu folgendem die zum gleichen Resultat führenden Ausführungen 
bei Eichelsbacher, Der Zwang zu religiöser Betätigung in Familie un!l 
Schule. Eine Studie aus dem bayerischen Staatskirchenrecht (Würzburg 
1911). Diese eingehende Abhandlung war dem Verfasser bei den folgenden 
Ausführungen leider unbekannt. 

3 Schul-O. v. 23. Juli 1891 (GVBl. 8. 253 ff.), $ 27. — Vgl. hiezu aucu 
die „Gesetze und Vorschriften für die Schüler der churbairischen Gymni- 
sien“ 8$ 37, 38, 39, 40 (R.Bl. 1803/194 u. 205), ferner $ 3 Z. 7 der Amt-- 
instruktion f. d. Rektorate an den höheren Unterrichtsanstalten v. 15. Se]t- 
1808 (R.Bl. S. 2481). 

* Schul-O. v. 3. Sept. 1891 (GVBl. S. 325) 8 27. 
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schulen und Realschulen’, (Industrieschulen)?, Schullehrersemi- 
narien® und der diesen Anstalten gleichgestellten Mittelschulen 
„gehalten, an allen Sonn- und Feiertagen * dem Gottesdienst ihrer 
Konfession beizuwohnen. Da, wo ein besonderer Schulgottesdienst 
eingerichtet ist, haben hiebei die Lehrer der Anstalt (abwechselnd) 
die Aufsicht über die Schüler zu übernehmen‘. 

Die Zöglinge der katholischen Schullehrerseminarien haben 
an diesen Tagen der Predigt und dem Hochamte, nachmittags der 
Vesper und einer sonst üblichen Andacht, die protestantischen 
Seminaristen dem Hauptgottesdienste, sowie dem etwaigen Nach- 
mittagsgottesdienste mit Ernst, Aufmerksamkeit und Andacht bei- 
zuwohnen. Im übrigen haben die katholischen Seminaristen täg- 
lich die hi. Messe, die protestantischen die Morgenandacht zu 
besuchen 5. 

Bezüglich der Volksschulen bestehen keine allgemein gültigen 
Vorschriften; gleichwohl hat die bayerische Regierung auch nach 
Erlaß der Verfassung noch den Zwang gegenüber den schulpflich- 
tigen Kindern zum Besuche des Religionsunterrichtes auch 
auf die Teilnahme der Volksschüler an den religiösen Uebungen, 
Empfang der Sakramente, Gottesdienst, Gebete, Bittgänge usw. 
ausgedehnt®. Die Durchführung des Zwanges ist auch heute für 
die einzelnen Regierungsbezirke noch verschieden geregelt. 

Während z. 7t. in der Pfalz und in München auch für die 


! Schul-O. v. 11. Sept. 1894 (GVBl. S. 549) $ 27. 

° Schul-O. v. 29. Juli 1900 (GVBl. S. 1023) $ 10. 

° KVO. v. 29. Sept. 1866 (RBl. S. 1461 ff.): Normativ, $ 42. 

* Eine von katholischer Seite ausgehende Anregung, auch den Besuch 
des werktägigen Gottesdienstes obligatorisch zu machen, wurde durch M.E. 
v. 28. März (bzw. 4. Okt.) 1889 (Weber XIX, 452) abgelehnt. 

> KVO. v. 29. Sept. 1866 (R.Bl. S. 1461 ff.), Haus- und Disziplinar-O., 
$ 23. — Vgl. auch M.E. v. 12. Febr. 1874 (MBl. S. 151), Nr. II, $ 7 u. 8. 

°Mühlona.a. 0.8.58 — Vgl. zu folg. insbes. Englmann- 
Stingl, Handbuch des Bayer. Volksschulrechts, Seeberger a. a. O. 
8.329. Stingl a. a. O. 8.448, Wand-Wagner a.a. 0, 8.416. — 
Vgl. auch M.E. v. 31. August 1844 (Weber III, 556), Z. 3; vgl. bez. der 
Teilnahme an Bittgängen u. dgl. Englmann, S. 673. 
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katholischen! Schüler der Zwang auf den Besuch des Sonn- und 
Feiertagsgottesdienstes beschränkt ist ?, ist für diese in den übrigen 
Landesteilen auch der werktägige Besuch der hl. Messe obligatorisch, 
eine Verpflichtung, die nicht einmal im katholischen Kirchenrecht 
selbst ihre Begründung findet. 

Für die einzelnen Regierungsbezirke ergeben sich folgende 
Besonderheiten: 

In Oberbayern? kann von der Ortsschulbehörde der täg- 
liche Besuch der hl. Messe mit Ausnahme der Monate November 
bis Mitte März angeordnet werden. : 

In Niederbayern‘ haben die Schulkinder täglich mit 
Ausnahme der Zeit von Mitte November bis Mitte März der hl. 
Messe beizuwohnen. 

In der Oberpfalz? gilt diese Verpflichtung grundsätzlich 
für das ganze Jahr mit der Maßgabe, daß während der Monate 
November mit Februar nur die unter 10 Jahre alten Kinder, die 
übrigen aber nur bei strengerer Kälte dispensiert werden können. 

Im wesentlichen gleichlautende Vorschriften bestehen für die 
übrigen Regierungsbezirke®. In Unterfranken sind Versäum- 
nisse des werktägigen Gottesdienstes ohne genügende Entschul- 
digungsgründe ausdrücklich mit Schulstrafen bedroht. 

Bei Beurteilung des Verhältnisses dieser Vorschriften zu den 
Grundsätzen der Verfassung mag ohne weiteres zugegeben werden, 


! Durch kgl. genehmigten Erlaß des Oberkonsistoriums v. 12. Juni 
1839 ist angeordnet, daß alle bereits konfirmierten prot. Schüler an Sonn- 
und Feiertagen dem Predigtgottesdienst mit Andacht beizuwohnen haben 
(Günther IV, 190). 

® Oberbayer. Reg.Entschl. v. 29. Juli 1872. 

® Oberbayer. Schul-O. v. 1890, Ziff. V, 1, 2. 

* RE. v. 2. März 1872, Ziff. 7a. 

5 RE. v. 30. Nov. 1869 u. 21. Okt. 1871, N. 12, 1. 2. 

° Für Oberfranken: RE. v. 31. Dez. 1869; für Mittelfranken RE. vom 
23. August 1869 (diese Entschließung erklärt den Gottesdienstbesuch als 
Ausfluß der Schulpflicht und daher für obligatorisch!), vgl. ferner die Lehr- 
O. v. 11. Mai 1877, VI, N, 38, Abs. 6; für Unterfranken: Disziplinar-O. v. 
7 Nov. 1870, II. 
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daß das Recht der freien religiösen Ueberzeugung und des Be- 
kenntnisses derselben (Gewissensfreiheit) für Personen, bei welchen 
vermöge des physischen Alters und der Nicehtvollendung der reli- 
giösen Erziehung eine Selbständigkeit der Ueberzeugung ausge- 
schlossen ist, nicht in Anspruch genommen werden kann'. So- 
lange die Eltern demnach mit den staatlichen Maßnahmen ihren 
Kindern gegenüber einverstanden sind, können sie sich in ihrer 
Gewissensfreiheit nicht beengt fühlen. Ist dies jedoch nicht der Fall, 
so sind sie insoferne einem durch $ 2 Rel.Ed. ausdrücklich ver- 
botenen Zwange unterworfen (— daß die religiöse Erziehung ihrer 
Kinder für die Eltern „Gegenstand des Glaubens und Gewissens“ 
ist, kann wohl nicht bestritten werden —) und dieser Zwang ließe 
sieh nur rechtfertigen, wenn in irgend einer verfassungsrechtlichen 
Bestimmung eine Ausnahme in dieser Richtung statuiert oder 
nachträglich eine solche unter Beobachtung des Titel X $ 7 der 
Verfassungsurkunde zustande gekommen wäre. 

Ein solches Gesetz ist für die schulpflichtigen Kinder nie erlassen 
worden? E. Mayer kommt auf Grund seiner Untersuchungen 
zu dem Ergebnis: „Von einer Pflicht des Kindes, die 
ein Ausfluß seiner Schulpflicht wäre, die religiösen Uebungen selbst 
vorzunehmen, also den Gottesdienst zu besuchen, ist 
nirgends die Rede. Dieselben können also durch Schul- 
strafen nur zur Erlernung der Religionslehre, nicht zur selbstän- 
digen Vornahme von Religionsübungen angehalten werden“ °. 

ı Eintsch. d. VGH. v. 15. Juni 1881 (Bd. II, 102, Schmidt ], 46 ff.). 

2 Vgl. zu folgendem E. Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs 
v. Bayern, 8. 212#., Reinhard a. a. O., S. 187ff., Vogel, Bayer. Staats- 
recht, S. 166, Seydeel VI, 149, Bärthlein, Die religiöse Kindererzie- 
hung in Bayern (1912), Geiger, Die religiöse Kindererziehung in gemisch- 
ten Ehen, insbes. Kap. XIV, Stangl, Die Religionsverhältnisse der Minder- 
jährigen n. d. bayer. Verfassungsurkunde, $. 30. 

s Mayer a. a.0., S. 212. — Das gleiche gilt für die Pflicht der Sonn- 
tagsschüler zum Besuch der Christenlehre auf Grund des Art. 58 PStGB. 
Vgl. auch die KVO. v. 4. Juni 1903 betr. die Schulpflicht (Weber XXXII, 


500) und die KVO. v. 7. März 1906 (Weber XXXIV, 232#.), wo immer 
nur von Religionsunterricht, nirgends von Goöttesdienstbesuch die Rede ist. 
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Gleichwohl sucht die Regierung die Fortexistenz dieses Iestes 
staatlicher Glaubenspolizei durch den Hinweis zu rechtfertigen. 
daß die Schulen nach der Ausdrucksweise zahlreicher Schulver- 
ordnungen „Unterrichts- und Erziehungsanstalten seien, 
sodaß der Schüler auch zur Erfüllung seiner christlichen Pflichten, 
die der Religionsunterricht der Schule ihm bekannt macht, durch 
die Schule angehalten werden könne, auch wenn kein ausdrück- 
liches Gesetz hierüber erlassen sei’. Dem gegenüber erklärt 
Mayer: „Wenn in der Praxis® behauptet wird, anzuhalten zum 
Besuch des Gottesdienstes und Genuß der Sakramente sei Sache 
der religiösen Erziebung und stehe darum der Schulbehörde zu, 
so vergißt man eben, daß das religiöse Erziehungsrecht der Schule 
durch den Lehrplan auf Unterricht in der Religionslehre be- 
schränkt ist“, und nur soweit staatlicher Unterrichtszwang besteht 
ist die elterliche Erziehungsgewalt öffentlich-rechtlich beschränkt *. 

Soweit kein staatlicher Unterrichtszwang besteht, sondern der 
Staat nur Unterrichtsanstalten zu freiwilliger Benützung darbietet, 
kann die Unterriehtsverwaltung nach Anschauung Seydels und 
der bayerischen Regierung die Bedingungen dieser Darbietung fest- 
stellen, sie kann unter diesen Bedingungen auch die Teilnahme 
am Gottesdienste und an sonstigen Glaubensbetätigungen setzen. 
„Zwang ist dies nicht; denn niemand braucht sich jener Anstalten 
zu bedienen.“ 

Dieser unbegreiflicherweise von Seydel aufgestellte und 
seither von der bayerischen Staatsregierung immer wieder zur Recht- 
fertigung ihres Vorgehens herangezogene Satz ist in seinen Kon- 
sequenzen bedenklich. Er kann einmal mit demselben Recht auf 
die Volksschulen angewandt werden; denn wir haben in Bayern 
keinen Schulzwang, sondern nur Unterrichtszwang: niemand 
„braucht sich daher der Volksschulen zu bedienen‘. Auch der 
ärmste Taglöhner kann in Bayern sich diesem Gewissenszwang 

t Mühlona.a. OS. 58, 59. 


2 Engelmann-StinglS. 671 ff. 
® Vgl. hiezu und zu folgendem Seydel VI, 148 ff. 
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entziehen, indem er seinen Kindern nicht nur die Vorbereitung 
der Volksschule, sondern sogar die zum Absolutorium einer Mittel- 
schule notwendigen Kenntnisse durch einen privaten Hauslehrer 
zukommen läßt. Erst, wenn der junge Bayer eine Hochschule 
beziehen will, könnte er Gefahr laufen in seiner Gewissensfreiheit 
beengt zu werden; denn diese muß er zur Ablegung gewisser 
Examina besuchen, andererseits handelt es sich aber um Unterrichts- 
anstalten, die der Staat zur freiwilligen Benutzung darbietet, für 
welche er also auch die Bedingungen der Darbietungen feststellen 
kann. „Zwang ist dies nicht; denn niemand braucht sich dieser 
Anstalten zu bedienen.“ Selbstverständlich könnte der Staat dann 
auch jetzt nach Einführung der Toleranz und Gewissensfreiheit 
den Besuch dieser Anstalten heute wiederum wie ehedem ebenso 
den Eintritt in den Militär- und Zivilstaatsdienst von der Ablegung 
des katholischen Glaubensbekenntnisses abhängig machen, denn 
niemand braucht sich dieser Einrichtungen zu bedienen. 

Wenn dann weiterhin von den Verfechtern des Kirchenzwangs 
behauptet wird, die staatlichen Vorschriften enthielten nur Be- 
stimmungen, zu deren Einhaltung der kirchentreue Anhänger des 
betreffenden Bekenntnisses in seinem Gewissen ohnehin verpflichtet 
sei, wer diesen kirchlichen Verpflichtungen aber nicht nachkommen 
wollte, solle durch den ihm jederzeit freistehenden Austritt die 
einzig richtigen Konsequenzen ziehen, so ist dem folgendes ent- 
gegen zu halten: Einmal trifft die Unterstellung hinsichtlich der 
Gewissensverpflichtung, soweit es sich um Protestanten handelt, 
überhaupt nicht, bei den Katholiken aber weder in bezug auf die 
werktägigen Gottesdienste, noch auf die sonntägigen zu einer ganz 
bestimmten Zeit und an einem ganz bestimmten Ort zu. Zweitens 
kann ein Vater, obne mit seinen kirchlichen Pflichten in Konflikt 
zu kommen, sehr wohl der Anschauung sein, daß der tägliche Be- 
such einer stillen hl. Messe nicht nur wegen des etwaigen weiten 
Wegs oder gesundheitsschädlicher Verhältnisse in der Kirche, son- 
dern wegen der damit bei der besondern Veranlagung mancher 


Kinder geradezu notwendig verbundenen moralischen und reli- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 2/3. 


298 Abhandlungen. 


giösen Abstumpfung nachteilig sei. Schließlich ist aber gerade 
den Vertretern dieser Begründung des Kirchenzwangs sehr wohl 
bekannt, daß der Kirchenaustritt in Bayern vorläufig noch mit 
so vielen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nachteilen ver- 
bunden ist, daß nicht leicht jemand zur Vermeidung des Kirchen- 
zwangs gegen seine Kinder diesen Weg beschreiten wird, den er 
vielleicht erst recht nicht mit seinem Gewissen vereinbaren kann. 
Da nun der Staat, wenn auch nicht theoretisch, so doch praktisch 
nahezu vollständig ein Bildungsmonopol hat, so „braucht sich ın 
Wirklichkeit jedermann jener staatlichen Anstalten zu be- 
dienen“, der sich eine Lebensstellung oder eine höhere Bildung 
verschaffen will, die er ohne diese Anstalten nicht zu erreichen 
vermag. Wenn aber die Voraussetzung, daß „sich niemand dieser 
Anstalten zu bedienen braucht“, nicht zutrifft, so ergibt sich aus 
den eigenen Worten Seydels und der bayerischen Regierungs- 
vertreter, daß es sich hier doch um verfassungswidrigen Zwang 
handelt’. 

„Von irgend einem Zwang in irgend einem Zweige der reli- 
giösen Erziehung“, sagt Muehlon auf Grund seiner eingehenden 
Untersuchungen, „kann seit der Verfassung keine Rede mehr sein‘. 
Er kommt bezüglich des Religionsunterrichts überhaupt zu dem 
Ergebnis, daß es sich höchstens darum handeln kann, daß die 


ı Von der Zweckmäßigkeit des zur Zeit angewandten Kirchenzwangs 
kann hier selbstverständlich nicht die Rede sein. In der ME. vom 28. Märs 
1889 (Weber XIX, 452) wird die ablehnende Haltung des Landesherrn 
gegen eine Erweiterung des Kirchenzwangs damit begründet, daß „der 
rechte Erfolg für das künftige Leben nur dann erzielt wird, wenn der 
Kirchenbesuch nicht auf einem mit dem Ende der Gymnasialstudien weg- 
fallenden Zwange, sondern auf freiem Entschlusse beruht“. — Wenn der 
Abg. Gerstenberger in der Sitzung der K. d. Abg. einwendete, es gebe 
auch Eltern, die keine Freunde des Turnens sind und ihre Kinder würden 
doch gezwungen daran teilzunehmen (Sten. Ber. Bd. II, S. 957), so muß 
dem entgegengehalten werden: Wo in der Verfassung uder einem sonstigen 
bayerischen Gesetze steht eine dem $ 2 Rel.Ed. analoge Bestimmung, dab 
ein Einwohner des Königreichs in Gegenständen der körperlichen Betäti- 
gung u. dgl. keinem Zwange unterworfen werden darf? 
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Kirchen, denen die Erlaubnis zu Erteilung von Religionsunterricht 
ın dn Schulen gegeben ist, jene Kinder, welche diesen Unter- 
richt besuchen, auf ihre kirchlichen Verpflichtungen zur Anteil- 
nahme an den religiösen Uebungen aufmerksam machen und, daß 
der Staat mit seinem Schulunterricht gewisse Rücksichten nehmen 
kann, welche die Erfüllung solcher religiöser Betätigungen für 
Kirche und Schüler erleichtern. 

Ob diese Ausführungen, soweit sie den Religionsunterricht 
betreffen, richtig sind, braucht hier nicht untersucht zu werden; 
soweit sie sich auf den Gottesdienstbesuch beziehen, werden sie 
von Seydel selbst bestätigt; denn abgesehen von seinen Aus- 
führuıngen hinsichtlich der Mittelschulen, wobei er von heute 
wenigstens nicht zutreffenden Voraussetzungen ausgeht, erklärt 
auch er ausdrücklich: „Im übrigen geht die Glaubenserziehung 
den Staat nichtsan. Teilnahme am Gottesdienst, Emp- 
fang kirchlicher Gnadenmittel usw. sind kein 
Gegenstand staatlichen Zwangs. Der Inhaber der 
elterlichen Erziehungsgewalt kann das Kind dazu nötigen, aber 
der Staat kann ihn zu dieser Nötigung nicht nötigen. Der Staat 
zwingt niemanden in die Kirche zu gehen und er zwingt ebenso 
niemanden einen Andern in die Kirche zu schieken. Der Satz, 
daß kein Einwohner des Königreichs in Gegenständen des Glau- 
bens und Gewissens einem Jwange unterworfen werden kann, gilt 
auch hier. Ueber die Richtigkeit dieser Sätze 
kann nicht der Schatten eines Zweifels be- 
stehen“!, 


mn on 


!Seydela.a. O., Bd. VI, S. 149. — Vgl. im übrigen die eingehende 
Erörterung dieser Frage in den Sitzungen der Kammer der Abgeordneten 
”. 4.125. Mai 1910 (Sten. Ber., Bd. XI, S. 207 ff.) und v. 10. Juni 1912 (Sten. 
Ber., Bd. II, S. 956 ff.). 


20 * 
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S 30. Der Zwang zur Teilnahme am Militärgottesdienst. 


Durch Armeebefehl vom 10. Februar 1825?! wurde bestimnt, 
daß die Mannschaften an allen Sonn- und Feiertagen von den 
Offizieren in die Kirche ihrer Konfession geführt werden müssen, 
in welcher der allgemeine Gottesdienst für die Gemeinde gehalten 
wird. Die Mannschaften jener Konfession, bei welcher kein Gottes- 
dienst am Standort besteht. seien nicht zur Kirchenparade anzu- 
halten. Als „selbstverständlich“ wurde hinzugefügt, daß bei den 
Kirchenparaden an den Allerhöchsten Geburts- und Namensfesten 
die sanze Garnison ohne Ausnahme (auch der Konfession) ın die 
Kirche zu rücken hat, wo das Hochamt mit Te deum gehalten wird. 

Durch Armeebefehl vom 3. April 1844? wurden diese Be- 
stimmungen dahin abgeändert, daß nunmehr Soldaten protestan- 
tischer Konfession nicht mehr zur Anhörung katholischen Gottes- 
dienstes geführt werden sollten und umgekehrt. Dagegen wurde 
dem protestantischen Oberkonsistorium auf seine Vorstellung, daß 
sich die protestantischen Soldaten in ihrem Gewissen verletzt fühl- 
ten durch die im Armeebefehl vom 14. August 1838? aufgestellte 
Verpflichtung, vor dem Hochwürdigsten der katholischen Kirche 
das Knie zu beugen, die ausweichende Antwort, daß es sich um 
eine rein äußerliche Salutationsform handle, die keinerlei Be- 
ziehung zu gottesdienstlichen Handlungen habe*. Jedoch wurde 
durch AB. vom 3. November 1844°, bzw. vom 5. Mai 1845 be- 
follen, daß nichtkatholische Soldaten zur Spalierbildung bei Pro- 
zessionen mit dem Sanktissimum nielıt mehr verwendet werden sollen. 
und schließlich durch AB. vom 13. Dezember 1845 die Kniebeuge, 
durch AB. vom 13. April 1848 die Stellung „zum Gebet!‘ 


ı Döllinger VIII, 1067. 

ı Döllinger XXIII, 334. 

° Döllinger XXIII, 6%. 

® AHE. v. 13. April 1845 (Döllinger XXIII, 66). 
® Döllinger XXIII, 66. 

° Döllinger XXIII, 67. 
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abgeschafft! und durch entsprechende Ehrenbezeigungen ersetzt, 
die von Soldaten jeder Konfession vor dem Sanktissimum zu er- 
weisen sind. 

Diese Ehrenbezeigungen sind auch heute noch von Abteilungen, 
einzelnen mit Obergewehr bewaffneten Unteroffizieren und Mann- 
schaften in der für Fürstlichkeiten und Offiziere bestimmten Form, 
von Posten durch „Stillstehen mit Gewehr über“ zu erweisen — 
ohne Rücksicht auf Konfessionszugehörigkeit?. 

Ebenso sollen nach $ 71 der Garnisonsdienstvorschrift vom 
30. Juni 1902 bei dem täglichen dreimaligen Gebetläuten (d. i. 
aber in der Regel nichts anderes als das Zeiehen zur Verrichtung 
des katholischen „Englischen Grußes“) die Wachen zum 
Gebet antreten, an welchem sich alle anwesenden Militärpersonen 
zu beteiligen haben. 

Bezüglich des gewöhnlichen sonn- und feier- 
tägigen Gottesdienstesist voneinemallgemei- 
nen Kirchenzwang in den neuen Vorschriften 
nicht mehr ausdrücklich die Rede, wenngleich ein 
solcher tatsächlich häufig noch Platz greift. Nach $ 162 der 
Garn.-Dienst-Vorschr. ist der Kirchenbesuch durch Vereinbarung 
nıt den Pfarrämtern so zu regeln, daß die Mannschaften an jedem 
Sonn- und Festtage „möglichst zahlreich“ zum Vor- 
mittagsgottesdienst geführt werden können. Der unerläßliche 
Dienst ist tunlichst so festzusetzen, daß die Mannschaften auch 
am freiwilligen Kirchenbesuch nicht gehindert werden. Die Ge- 
neralkommandos sind ermächtigt, nach Maßgabe der in den ein- 
zelnen Landesteilen zur anerkannten Geltung gelangten kirchlichen 
Gebräuche dem religiösen Bedürfnisse (!) der Mannschaften nötigen- 


ı Döllinger XXIII, 68. 

3 Vgl. die Ehrenbezeigungsvorschrift und $ 111 Garn.D.Vorschr. v. 1902. 
— Hiezu bemerkt Mayer (a. a. O., S. 148): — „Wenn nach dem noch 
Jetzt geltenden Reglement der Soldat vor dem Allerheiligsten der katho- 
lichen Kirche eine Ehrenbezeigung zu machen hat, so ist das einfach un- 
gesetzlich! —*. 
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falls in weiterem Maße Rechnung zu tragen und unter Umständen 
eine entsprechende Befreiung vom Dienste eintreten zu lassen. 
Soldaten jüdischen Gaubens sollen an den jüdischen Feiertagen 
möglichst vom Dienst befreit bleiben. 

In bezug auf die Kirchenparaden und Feldgottesdienste sei 
auf SS 167 ff. der zit. Garnisonsdienstvorschrift verwiesen. 
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Zum Uebergang einer freikirchlichen Gemeinde in 
eine Landeskirche. 


Mitgeteilt von 


W. Ch. Francke, OLGRat a. D. 


Von den französisch-reformierten Gemeinden, welche flüchtige 
Hngenotten in Norddeutschland gründeten, schlossen die zu 
Braunschweig, Celle, Hannover, Hameln, Göttingen, Münden und 
Bückeburg die von den Landesherrschaften als öffentliches Kirchen- 
wesen anerkannte heute noch bestehende „Niedersächsische Kon- 
föderation“. Die Gemeinde zu Hameln ist um 1800 einge- 
gangen, die zu Hannover von jeher mit Deutsch-reformierten 
durchsetzt, aber im Jahre 1901 in die „evangelisch-reformierte“ 
Kirche der Provinz Hannover eingetreten, welche 1882 von der 
Preußischen Regierung aus den reformierten Landeskirchen des 
Fürstentums Ostfriesland, der Grafschaft Bentheim, der Nieder- 
grafschaft Lingen, des Herzogtums Bremen und der Grafschaft 
Plesse gebildet worden ist. Diese Gemeinde zu Hannover be- 
schrieb 1912 zu ihrer Kirchensteuer auch den hier wohnhaften 
Reformierten X preußisch-unierter Herkunft. X erhob gegen 
seine Beschreibung zur Steuer Einspruch, behauptend, daß er 
nach Maßgabe des $ 72 der Kirchenordnung für die konföde- 
nierten Gemeinden vom 14. September 1839 deshalb gar nicht Mit- 
glied der reformierten Gemeinde zu Hannover sei, weil er weder 
in sie besonders aufgenommen worden, noch in ihr zum Abend- 
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mahl gegangen sei. Der Regierungspräsident zu Hannover stellte 
X auf erhobene Beschwerde 1913 auch dieserhalb von der Steuer 
frei, und das Öberverwaltungsgericht Berlin wies die hiegegen 
von der Gemeinde erhobene Klage am 3. Oktober 1913 ab. 

Der erwähnte $ 72, mit welchem der von den Mitgliedern 
der Gemeinde handelnde Abschnitt III der Kirchenordnung vom 
14. September 1839 beginnt, lautet dahin: 

„Als Mitglied der Gemeinde ist jeder anzusehen, der in 
der Stadt, wo die einzelne Kirche sich befindet, oder deren 
Umgegend seinen Wohnsitz hat, durch die Konfirmation oder 
auf eingereichtes Kirchenzeugnis in dieselbe aufgenommen 
worden ist und zu dem Tische des Herrn bei derselben sich 
hält.‘ 

X und die erkennenden Behörden erachten den $ 72 als noch 
in Geltung für die reformierte Gemeinde zu Hannover und sehen 
in ihm eine Bedingung aufgestellt für jedwede Gemeinde-Mitglied- 
schaft; die Gemeinde und der vom Preußischen Kultusminister 
zur Wahrnehmung des öffentlichen Interesses bei der genannten 
Provinzialkirche bestellte Kommissar erachten den $ 72 für die 
Gemeinde durch das in dieser Provinzialkirche mangels besonderer 
bezüglicher Bestimmungen ihrer Kirchenordnung (Preuß. G.S. v. 
1882 S. 285) als gültig anzusehende allgemeine deutsche Kir- 
chenrecht über Gemeinde-Mitgliedschaft ersetzt, sehen auch außer- 
dem in $ 72 nicht Bedingungen aufgestellt für jedwede Gemeinde- 
Angehörigkeit, sondern nur für die Zugehörigkeit zu einem be- 
sonders berechtigten und besonders verpflichteten Ausschnitt der 
Gemeinde. Nicht minder verschiedener Ansicht sind die Beteilig- 
ten darüber, ob in der bei dem Uebertritt der Gemeinde 1901 
ergangenen „Parochial-Unmigrenzungs-Urkunde“ nur eine Bestim- 
mung tiber die räumlichen Grenzen der Gemeinde oder auch eine 
Bestimmung über die Grenzen persönlicher Gemeindezubehörigkeit 
zu sehen sei. 

M. E. ist der Gemeinde Unrecht geschehen. Für die Aus- 
legung des 8 72 der Kirchenordnung vom 14. September 1839 möchte 
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wesentlich in Betracht kommen, dass die niedersächsische Kon- 
föderation eine Freikirche ist, die nicht, wie eine Landeskirche 
jeden in ihren Bezirken wohnhaften Angehörigen ihres Bekennt- 
nisses als ihr Mitglied anzusehen hat; die Kirchenordnung vom 
l4. September 1839 mußte deshalb als — wenn auch großenteils 
nur Altes neu fassendes — Grundgesetz der Konföderation, als 
welches sie sich gibt, u. a. auch aussprechen, wer und wodurch 
man ihr zugehöre, also wie man Mitglied einer ihrer Gemeinden 
werde. Ein anderer derartiger Ausspruch aber ist in der Kirchen- 
ordnung vom 14. September 1839 nicht vorhanden, und es würde 
daner auch wohl nicht mit dem Kommissar des Preußischen 
Kultusministers für erheblich zu erachten sein, wenn $& 72 in 
einer Bestimmung der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung 
vom 5. März 1835 sein Vorbild haben und diese Bestimmung 
wirklich nur einen engeren Kreis der Gemeinde bezielen sollte; 
die reformierten Gemeinden von Rheinland-Westfalen gehörten 
ja 1835 längst der Preußischen Landeskirche an. 

Aber mit dem Kommissar des Preußischen Kultusministers 
möchte $ 72 der Kirchenordnung vom 4. September 1839 durch den 
Eintritt der reformierten Gemeinde zu Hannover in die evan- 
gelisch-reformierte Kirche der Provinz Hannover als für diese 
außer Kraft gesetzt anzusehen sein. Wenn das Preußische 
Öberverwaltungsgericht, wie in dem auf S. 250 des 60. Bandes 
seiner Entscheidungen abgedruckten Urteil vom 6. Oktober 1911, 
so im Urteil vom 3. Oktober 1913 dafür hält, daß die reformierte 
Gemeinde zu Hannover durch ihren Eintritt in die evangelisch- 
reformierte Kirche der Provinz Hannover mit allen ihren 
bisherigen Ordnungen Mitglied eines dem Konsistorium 
zu Aurich unterstellten Gesamtverbandes geworden sei und daher 
auch den mehr gedachten $ 72 noch als eine ihrer Ordnungen 
habe, so möchte es nicht genügend beachtet haben, daß dieser 
Verband ausweislich seiner oben erwähnten Kirchenordnung in 
vollttem Maße eine Landeskirche ist, ein durch staatliche Ver- 
fügung in allen seinen äußeren Verhältnissen mittels 85 teils 
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recht langen Paragraphen geordnetes Kirchenwesen ist, und daß 
nach 8 48 dieser Kirchenordnung „besondere die Kirchengemeinde- 
Ordnung ergänzende, näher bestimmende oder modifizierende Ein- 
richtungen nur dann gelten, wenn sie nach Begutachtung der 
Bezirkssynode von der Generalsynode gutgeheißen und von der 
Kirchenbehörde bestätigt worden sind. Die Sorge des Staates 
für alle seine Angehörigen bringt es mit sich, daß er zu einem 
von ihm eingerichteten Kirchenwesen — einer Landeskirche — 
alle in deren Sprengeln wolnhaften Leute ihres Bekenntnisses 
gehören lüßt (besonderen Austritt vorbehältlich.. Nachdem die 
reformierte Gemeinde zu Hannover (die einzige reformierte 
hierorts) das Glied einer Landeskirche geworden war, wehörten 
daher m. E. alle hier wolnlaften Reformierten ihr ohne Weiteres 
an, und es kann der oben erwähnte Streit über die bezügrliche 
Tragweite der Parochial-Umgrenzungs-Urkunde von 1901 m. E. 
auf sich beruhen bleiben. So hat denn auch der Preußische 
Kultusminister vor einigen Jahren verfügt, daß von den aus der 
Preußischen Union nach der Stadt Hannover verziehenden 
Personen, welche nicht innerhalb eines Jahres sich einer anderen 
Gemeinde angeschlossen haben würden, einer der lutherischen 
Gemeinden der Stadt Hannover oder der einen reformierten 
Gemeinde derselben zugerechnet werden sollten, je nachdeın ihre 
Heimatsgemeinde ursprünglich lutherischen oder reformierten 
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Literaturbericht!. 
Von 


Professor Dr. Ruck, Basel. 


1. Evangelisches Kirchenrecht. 


EmilSehling, Geschichte der protestantischen 
Kirchenverfassung. Zweite Auflage. (Grundriß der Geschichts- 
wissenschaft, herausgegeben von Aloys Meister, Reihe II, Abteilung 8.) 
Leipzig-Berlin, Teubner, 1914. 50 S. 1.20 M. 

Sehlings vortrefflicher Grundriß ist den Lesern der Zeitschrift von 
der ersten Auflage her gewiß ein guter und geschätzter Bekannter. 
Daß er sich in neuer Auflage vorstellen darf, ist lebhaft zu begrüßen, 
nicht bloß weil es für den um die Erforschung der Verfassungsge- 
schichte der evangelischen Kirche hochverdienten Verfasser eine öffent- 
liche Anerkennung seiner Arbeit bedeutet, sondern auch weil es ein 
erfreuliches Zeichen ist von dem allmählich wachsenden Interesse an 
der Entstehung und dem Rechte der evangelischen Kirche. Dieses 
Interesse muß freilich noch stark gesteigert werden, es sollte zum 
mindesten selbstverständlich sein, daß jeder evangelische Theologe 
Sehlings Schrift in Händen hat. — Die zweite Auflage ist auf den 
neuesten Stand der Wissenschaft gebracht; die reiche seit 1907 er- 
schienene Literatur, die sich insbesondere mit Luthers Anschauungen 
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und dem vorreformatorischen Landeskirchentum befaßt hat, ist einge- 
arbeitet, ebenso das inzwischen gewonnene Quellenmaterial, an dessen 
Erschließung Sehling selbst das Hauptverdienst hat durch seine wert- 
volle Ausgabe der evangelischen Kirchenordnungen. 

Für die Meisterung des Stoffes schafft sich Sehling den festen 
Ausgangs- und Anhaltspunkt, indem er vorweg die Grundanschauungen 
der Reformatoren darlegt. Sie sind ihm mit Recht „nicht nur für das 
historische Werden von Bedeutung, sondern bilden auch die Leitsterne 
für moderne Bildungen“. Daran schließt sich die Schilderung der tat- 
sächlichen Entwicklung von den Anfängen der Verfassung (obrigkeit- 
liches Eingreifen, Visitationen, Ausübung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments) bis zu ihrem wesentlichen Abschluß im 16. Jahrhundert 
(das mit besonderer Sorgfalt dargestellte landesherrliche Kirchenregi- 
ment, Konsistorien, Superintendenten, Verfassung der (Femeinden, 
Betätigung des Laienelements). Um von hier aus das Verständnis für 
die Verfassung der Neuzeit zu schaffen, werden alsdann die treibenden 
Kräfte klar gelegt, die Lehren des Naturrechts und die reformierte 
Kirchenverfassung Calvins; sie leiten hinüber in die neuere Entwick- 
lung mit ihren Prinzipien des Kollegialismus, Konstitutionalismus und 
der Selbstverwaltung. Nach kurzer Darstellung der heutigen Verfas- 
sung äußert sich Sehling schließlich zu einigen großen Fragen der 
Kirchenpolitik. Er tritt ein für die Aufrechterhaltung der Verbindung 
von Staat und Kirche, insbesondere des landesherrlichen Kirchenregi- 
ments: „Da einerseits der Staat der Kirche aus angedeuteten Grün- 
den bedarf, und andererseits auch die Kirche den Staat nicht ent- 
behren kann, so sollen Staats- wie Kirchenfreundliche die Lösung 
dieses Verhältnisses, die seit zwei Jahrhunderten immer näher rückt 
und vielleicht nicht aufzuhalten ist, jedenfalls nicht zu beschleunigen 
versuchen. — Erst dann, wenn für die lutherische Kirche die Ge 
wißheit vorhanden wäre, daß in dem geltenden äußeren Rahmen Wort 
und Sakrament in ihrer Freiheit gehindert sind, wäre für sie die 
Pflicht gekommen, die Verfassungsfrage als Lebensfrage aufzurollen. 
— Zwar braucht die Verfassung der lutherischen Kirche nicht zu 
stagnieren; es liegt ja gerade eine Hauptstärke ihres Rechtes darin, 
daß es sich den Zeitverhältnissen anschmiegen und anpassen kann; 
aber diese Umgestaltung soll sie in ruhiger, stetiger, gesetzmäßiger 
Entwicklung vor sich gehen lassen; zu plötzlichen, und in ihrer Trag- 
weite unübersehbaren, gewagten Experimenten hat die Kirche weder 
die Zeit noch vielleicht auch die Kraft. Und sie soll stets bedenken: 
Nicht die juristische Form, sondern das Evangelium gründet die 
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Kirche“ (S. 47). Zu der Frage der finanziellen Zuschüsse des Staates 
lautet Sehlings Urteil: „Seine Leistungen an die evangelische Kirche 
erklären sich historisch aus der Entstehungsgeschichte der evangeli- 
schen Kirche und nicht bloß aus dem Territorialismus; sie finden für 
die Gegenwart in der Bedeutung der Kirche für den Staat und für 
das öffentliche Leben ihre innere Rechtfertigung und in der fortge- 
setzten, gewohnheitsrechtlichen Betätigung des Staates ihre formal- 
rechtliche Begründung“ (S. 46). Zum Schlusse berichtet Sehling über 
die Bestrebungen für einen engeren Zusammenschluß der evangelischen 
Landeskirchen und kommt zu dem Ergebnis: „Ist also die Frage des 
Zusammenschlusses der ev. Landeskirchen zu einer Konföderation — 
denn ein Weiteres erscheint ausgeschlossen — zurzeit von einer Lö- 
sung noch weit entfernt, so ist sie jedenfalls in Fluß gekommen. Zu- 
nächst gilt es zur Wahrung der über die einzelnen Landeskirchen 
binausreichenden gemeinsamen kirchlichen Interessen, insbesondere zur 
Vertretung nach außen hin unter Aufrechterhaltung der vollsten in- 
neren Selbständigkeit, insbesondere der Verfassung, des Konfessions- 
standes und der Kultusformen jeder einzelnen Landeskirche ein ge- 
meinsames Organ zu schaffen und mit der nötigen Machtfülle zu eigener 
Initiative und selbständigem Handeln auszurüsten“ (S. 50). 

In ebenso klarer Weise nimmt Sehling in der Verfassungsge- 
schichte zu den tiefer greifenden wissenschaftlichen Kontroversen Stel- 
lung, insbesondere zu dem Streit über die Anschauungen der Refor- 
matoren und zu dem Problem Recht und Kirche (die bekannte 
Sohmsche Auffassung wird abgelehnt. — Dazu ist noch zu zitieren 
die kürzlich erschienene, glänzend geschriebene Abhandlung: Rudolph 
Sohm, Weltliches und Geistliches Recht. Sonderabdruck aus der Fest- 
gabe der Leipziger Juristenfakultät für Dr. Karl Binding, München 
und Leipzig, Duncker u. Humblot, 1914). 

Wie viele Probleme unausgesprochen hinter den Zeilen lauern, 
und wie viele Arbeit in der Erforschung der evangelischen Kirchen- 
verfassungs- und -rechtsgeschichte noch zu tun ist, weiß niemand besser 
als Sehling selbst. Möchte sein Grundriß viele zum Mitforschen reizen, 
und möchte er in weite Kreise dringen vermöge seiner meisterhaften 
Konzentration auf das Wesentliche und seiner schönen Klarheit der 
Darstellung. 

Karl Eger und Julius Friedrich, Kirchenrecht 
der evangelischen Kirche im Großherzogtum Hes- 


sen. 1. Band von Julius Friedrich. Darmstadt, Johs. Waitz, 1914. 
XV, 474 S. 15,30 M. 
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Die treflliche, praktisch bewährte Darstellung des Hessischen 
Evangelischen Kirchenrechts von K. Köhler (1884) wurde durch die 
gesetzgeberische und wissenschaftliche Arbeit der letzten drei Jahr- 
zchnte mehr und mehr überholt, und sie war schließlich so veraltet, 
daß statt der ursprünglich geplanten Neubearbeitung ein neues Werk 
geschaffen werden mußte. Daß dabei das Köhlersche System im we- 
sentlichen beibehalten, und daß die Arbeitslast je nach der überwiegend 
geistlichen oder rechtlichen Bestimmtheit des Stoffes auf die Schultern 
eines Theologen und Juristen gelegt wurde, hat gewiß mitgeholfen zu 
dem schönen Gelingen des Werkes. Und von einem Gelungensein im 
Sinne einer sehr erfreulichen und über die hessischen Grenzen hinaus 
höchst dankenswerten Leistung darf füglich gesprochen werden, man 
muß sich nur vor Augen halten, daß nicht ein rein wissenschaftliches 
Unternehmen in Frage steht, sondern „ein Werk, das die Eigenschaften 
eines kirchenrechtlichen Lehrbuchs mit denen eines Handbuchs für den 
praktischen Juristen und Geistlichen vereinigen soll“. — Der zweite 
mehr theologisch orientierte Band Egers über das geistliche Amt und 
die Pfiege des geistlichen Lebens ist schon 1911 erschienen, ihm hat 
sich nun der erste Band des juristischen Mitarbeiters angeschlossen. 
Friedrich behandelt seinen Stoff in vier Abschnitten. Der erste (S.1 
bis 97) bringt eine gedrängte verfassungs- und quellengeschichtliche 
Einleitung. Die Entwicklungslinien sind im allgemeinen gut heraus- 
gearbeitet, es zeigt sich aber sehr deutlich, wie viel Arbeit in der 
hessischen Profan- und Kirchengeschichte noch zu tun ist; nicht ein- 
mal grundlegende Fragen wie die Vorgeschichte des landesherrlichen 
Kirchenregiments oder das Eigenkirchenwesen sind gelöst, von ande- 
rem zu schweigen. 

In der Beurteilung der Reformatio ecclesiarum Hassiae von 1526 
hält Friedrich an seiner früher vertretenen Auffassung fest, aber wenn 
sie auch durch die entgegengesetzten Ausführungen Walter Köhlers 
und anderer nicht als entkräftet betrachtet werden kann, so scheint 
mir doch Friedrich im Endergebnis zu weit zu gehen, wenn er die 
synodal-demokratische Kirchenverfassung der Reformatio als ein „uto- 
pisches Ideal“, ein „Ding der Unmöglichkeit“ bezeichnet (S. 27). — 
Der ständische Charakter der Generalsynode und überhaupt die Vor- 
stellung der „kirchlichen Stände“ in der Zeit Philipps des Großmüti- 
gen dürfte unterschätzt sein (S. 46). Ob dagegen die Bedeutung des 
Definitoriums nicht zu hoch angeschlagen ist? (S. 63). Die von Fried- 
rich mit Entschiedenheit vertretene Ansicht (S. 95 ff.), das geltende 
hessische Kirchenverfassungsedikt vom 6. Januar 1874 sei ein Kir- 
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chengesetz, möchte ich nicht teilen. Die Entstehungsart des 
Ediktes scheint mir dagegen zu sprechen. Der Großherzog veröffent- 
lichte durch Edikt vom 11. Juli 1870 einen Verfassungsentwurf mit 
der Anordnung, ihn einer außerordentlichen Synode zur Begutach- 
tung vorzulegen. Aus den Beratungen dieser gemäß dem Edikt 
gebildeten außerordentlichen Landessynode kam der Entwurf mit Ab- 
änderungen an den Großherzog zurück; dieser stimmte den Aende- 
rungen der Synode zu, änderte von sich aus noch Einiges und publi- 
zierte das Edikt in dieser Fassung im Regierungsblatt unter Gegen- 
zeichnung des Staatsministers. Wir haben also mindestens formell 
eine staatliche Verordnung vor uns. Aber auch materiell handelt es 
sich nicht um ein zwischen Großherzog und Synode vereinbartes Kir- 
chengesetz. Die außerordentliche Landessynode war gar nicht gesetz- 
gebendes Organ. Die konstitutionelle Beschränkung der landesherr- 
lichen Kirchengewalt hat erst Platz gegriffen kraft der vom Großherzog 
publizierten Verfassung. Jene Synode war lediglich ein durch Gründe 
der Zweckmäßigkeit bedingtes beratendes Organ, als solches be- 
zeichnet sie auch ausdrücklich das Edikt, dem sie ihr Dasein ver- 
dankte. Ein Beweis dafür, daß diese beratende Synode unversehens 
während der Beratung eine „beschließende, konstituierende“ geworden 
und „vom landesfürstlichen Summepiskopat als eine solche anerkannt 
worden“ sei, läßt sich nicht führen. Insbesondere ist es juristisch 
nicht angängig, Vorschriften der Verfassung für die Verfassungsent- 
stehung in Anspruch zu nehmen, wie das Friedrich tut (S. 96). 
Der Großherzog hatte rechtlich der außerordentlichen Landessynode 
gegenüber vollste Bewegungsfreiheit und konnte über sie hinweg aus 
eigener Machtvollkommenheit eine irgendwie geartete Kirchenverfas- 
sung erlassen. Tatsächlich hat er von dieser Freiheit Gebrauch ge- 
macht, indem er den Entwurf der Synode einseitig abänderte und in 
dieser Fassung publizierte, ohne die Synode nochmals gehört zu haben. 
Ob diese Aenderungen wesentlich oder unwesentlich waren, ist für die: 
rechtliche Beurteilung bedeutungslos. Wenn die Synode gesetzgeben- 
des Organ gewesen wäre, so hätte jedes Wort der Kircheuverfassung 
auf ihrer Mitwirkung beruhen müssen. So ist auch von hier aus be- 
trachtet die Friedrichsche Theorie abzulehnen. — Diese Ablehnung 
hat nun aber keineswegs die maßgebende Bedeutung, die Friedrich ihr 
beimessen will. Er meint, ein Abweichen von seiner Auslegung sei 
„von Belang bei Beantwortung grundlegender Fragen, z. B. inwieweit 
die „Trennung von Staat und Kirche“ im hessischen Kirchenverfas- 
sungsedikt durchgeführt ist, namentlich ob nach ihm der Staat noch 
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eigene Funktionen in kirchlichen Dingen ausübt, in welchem Tn- 
fange er der Kirche Autonomie gewährt hat, und wie groß das 
Bereich der Selbstverwaltung ist, welche vom Staat der Kirche 
eingeräumt worden ist“ (S. 172), ferner ob das landesherrliche Kirchen- 
regiment nur dem evangelischen oder auch einem andersgläubigen 
Landesherrn zustehen solle (S. 174, 175). Die damit behauptete we- 
sentliche Interpretationskraft der Verfassungsentstehung scheint mir 
zu weit zu geben, wie überbaupt für die moderne juristische (fesetzes- 
auslegung die Art der Gesetzesentstehung nicht von entscheidender 
Bedeutung ist. Im vorliegenden Falle ist zudem von Belang, daß der 
Großherzog den Landesherrn und Kirchenregenten in sich vereinigte, 
und daß er sich in malgebender Weise von Kirchenorganen hat be- 
raten lassen. So komme ich jedenfalls im wesentlichen für die ge 
nannten Fragen zu derselben Auslegung wie Friedrich. Insbesondere 
bin auch ich der Ansicht, daß nach Sinn und Wortlaut der Kircher- 
verfassung ($ 4: „Der evangelische Landesherr übt das ihm herkömnm- 
lich zustehende Kirchenregiment nach den Bestimmungen dieser Ver- 
fassung aus“) nur der evangelische Landesherr das Kirchenreg- 
ment haben soll. 

Im 2. Abschnitt handelt Friedrich über „Die evangelische Lan- 
deskirche, ihr Verhältnis zum Staate und die evangelischen Kirchen- 
gemeinden* (S. 98—171). Angesichts der Grundlagen und Grund- 
fragen, die hier zur Erörterung stehen, erscheint dieser Abschnitt als 
sehr spärlich; er ist der kleinste von allen, und steht mindestens außer 
allem Verhältnis zu dem mehr als doppelt so großen Abschnitt über 
das Vermögensrecht. Tiefergehende wissenschaftliche Untersuchungen 
sind wohl mit Rücksicht auf die praktische Bestimmung des Buches 
vermieden. Juandeskirche im allgemeinen wird definiert als „die recht- 
lich verfaßte und verwaltete, in Rechtsbeziehungen zu einem Staate 
stehende öffentliche Korporation zur Pflege christlichen Glaubens‘ 
{(S. 100). Dabei dürfte die Betonung der Rechtsbeziehungen zum 
Staate überflüssig sein, da diese sich bei der öffentlichen Korporation 
von selbst verstehen. — Das Verhältnis der hessischen Landeskirche 
zum Staat bringt Friedrich auf keinen festen Nenner. Es ist nichts 
anderes als das System der Kirchenhoheit, in das da und dort noch 
Reste des Staatskirchentums eingesprengt sind. Dementsprechend die 
bekannten privilegia favorabilia und odiosa in Gestalt des Schutzes 
und der Aufsicht des Staates, und anderseits die wenigstens grund- 
sätzliche Selbständigkeit der Kirche auf innerkirchlichem Gebiet, aus- 
genommen das stark verstaatlichte Vermögenswesen. 
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Der 3. Abschnitt unterrichtet über „Die Verfassung der evange- 
lischen Landeskirche und die evangelische Gemeindeverfassung“ (S. 172 
bis 279). Der Landesherr und die Organe seines Kirchenregiments 
(Oberkonsistorium, Superintendenten, Dekane), die synodalen Organe 
(Dekanats- und Landessynode) und die Gemeindeorgane (Gemeinde- 
versammlung, Gemeindevertretung, Kirchenvorstand) werden anschau- 
lich dargestellt. Es ist das typische Bild des Ineinander von Konsi- 
storial- und Synodal-Presbyterialverfassung. Zwischen die Regiments- 
und die Synodalorgane schiebt Friedrich die Erörterung des Patronats 
(S. 194—215). Die Systematik erscheint mir nicht als glücklich; sie 
wird von Friedrich prinzipiell damit begründet, das Patronatrecht und 
seine Ausübung seien keine Bedingungen der Verleihung des geistlichen 
Amtes (?), sondern der Patronat sei ein „Bestandteil des Verfassungs- 
rechts“, „eine von der ordentlichen Kirchenregimentsgewalt abge- 
zweigte, dem Inhaber unabhängig von seiner sonstigen Stellung in der 
Kirche oder zur Kirche zustehende außerordentliche Rechtsmacht 
(S. 174, 194). M. E. hat der Patronat nach seiner historischen Ent- 
stehung und seinem Hauptinhalt systematisch die richtige Stelle bei 
der Besetzung der Aemter. — Der Rechtscharakter des Patronates ist 
nicht klar herausgestellt, die vorliegende Mischung öffentlich- und 
privatrechtlicher Elemente wird nicht deutlich. Friedrich spricht seine 
eigene Ansicht nicht aus, er neigt aber anscheinend zu der privatrecht- 
lichen Auffassung und spricht von der möglichen Abschaffung der 
evangelischen Patronate durch „ein im Einvernehmen mit dem Kirchen- 
regiment ergehendes privatrechtliches Staatsgesetz“. Ich sehe im Pa- 
tronat eine öffentlichrechtliche Einrichtung, der privatrecht- 
liche Elemente anhängen. 

Der 4. Abschnitt hat zum Gegenstande „Das Vermögensrecht der 
evangelischen Landeskirche und der evangelischen Kirchengemeinden“ 
(5. 280—448). Dieser weitaus größte Abschnitt ist offenbar mit be- 
sonderer Liebe gearbeitet. Der Stoff ist nach einer geschichtlichen 
Vorbemerkung im Anschluß an das auch sonst als Vorbild genommene 
Kirchliche Finanzwesen Adolf Fellmaths in die drei Abteilungen Ver- 
mögensbedarf, Einnahmequellen und Vermögensverwaltung gegliedert. 
Im einzelnen kann darauf hier nicht eingegangen werden. Im ganzen 
sucht Friedrich die wirtschaftliche Seite mehr als üblich zu betonen. 
Das ist gewiß verdienstlich, nur durfte er darüber nicht die recht- 
lichen Gesichtspunkte so stark in den Hintergrund stellen, wie er es 
getan hat. Die staats- und verwaltungsrechtliche Forschung, die hier 
wie auch sonst von Friedrich mit Vorteil hätte verwendet werden 
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können, ist fast völlig außer Betracht geblieben. Das Kirchenrecht 
mul aber in seinem eigenen Interesse mit dem Staatsrecht und insbe- 
sondere mit dem modernen Verwaltungsrecht in enger Fühlung stehen. 
Für das Finanzrecht ist freilich zuzugeben, daß seine verwaltungs- 
rechtliche Bearbeitung noch sehr zu wünschen läßt. 

Die erhobenen und andere mögliche Einwände hindern nicht, das 
zu Beginn der Besprechung gespendete Lob auch für den von Fried- 
rich bearbeiteten Band gelten zu lassen. Möchte dieses hessische 
Kirchenrecht ein neuer Ansporn sein zu der Darstellung des evange- 
lischen Kirchenrechts in anderen Staaten. Seine Erforschung und 
wissenschaftliche Verarbeitung ist nachgerade eine Ehrensache der 
deutschen Kirchenrechtswissenschaft. 

Ernst Martens, Die hannoversche Kirchenkom- 
mission. Ihre Geschichte und ihr Recht. (Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen von Ulrich Stutz, 79. u. 80. Heft.) Stuttgart, Enke, 1915. 
XL, 3834 S. M. 16.—. 

Die Kirchenkommissionen, die überall in der evangelisch-lutber- 
schen und -reformierten Landeskirche der Provinz Hannover bestehen. 
sind Parallelerscheinungen des „gemeinschaftlichen Oberamts“ in Würt- 
temberg, der „Kircheninspektion“ in Sachsen, Thüringen und Schaum- 
burg-Lippe (vgl. dazu Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der 
evangelischen Landeskirchen, S. 181 ff... Es sind unterinstanzliche 
Organe, die aus geistlichen und weltlichen Mitgliedern bestehen, in 
Hannover aus dem Superintendenten und dem Landrat, eingeschoben 
zwischen Kirchenvorstände (= (emeinden) und Konsistorium, zuständig 
für die Vermittlung des Geschäftsverkehrs zwischen diesen, für die 
Beaufsichtigung und „obere Leitung“ des Kirchenvorstands, für die 
Entscheidung gewisser Streitigkeiten, für die Kirchenvisitation u. a. 
Diese historisch und juristisch interessante Einrichtung ist, soviel ich 
sehe, bisher nur für Sachsen wissenschaftlich untersucht worden (Hans 
Kuno Zimmermann, Die Entwicklung der Kircheninspektionen. DBei- 
träge zur sächsischen Kirchengeschichte. Heft 16, 1903). Dem stellt 
nun Martens in glücklicher T'hemawahl eine Darstellung der hannover- 
schen Kirchenkommission zur Seite unter Ausschluß der eigenartigen 
städtischen Kirchenkommissariate. Der erste und Hauptteil des Buches 
(S. 1—260) gibt eine „Geschichte der Kirchenkommission“. So lautet 
wenigstens die Ueberschrift. In Wahrheit liegt vor eine Art Grund- 
riß der hannoverschen Kirchengeschichte (nebenbei auch der Profan- 
geschichte) seit Ende des 15. Jahrhunderts. Die Kommission selbst 
ist in der ersten Zeit noch in weiter Ferne, spielt im weiteren Ver- 
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laufe der Darstellung eine recht bescheidene Rolle und tritt erst gegen 
den Schluß hin mehr in den Vordergrund. Der Verfasser sucht dieses 
schrankenlose Hinausschreiten über das Thema zwar zu rechtfertigen 
mit den geschichtlichen Zusammenhängen, den Wechselwirkungen der 
einzelnen Teile des Rechts und dem Dunkel der hannoverschen Kir- 
chenrechtsgeschichte. Aber wenn man ihm auch all das zugute hält, 
so bleibt trotzdem ein ganz offenkundiger Mangel an Konzentrations- 
fähigkeit und Selbstzucht auf den Stoff. Dies zusammen mit einer 
überaus breiten Darstellungsart hat bewirkt, daß Martens über die 
Geschichte der Kommission mindestens dreimal so viel schreibt als 
zur Sache gehört. Immerhin gewinnen diese Grenzüberschreitungen 
durch den Stand der Forschung über evangelisches Kirchenrecht ihre 
Lichtseite. Martens hat durch seine über das Thema hinausgehenden 
Untersuchungen zurhannoverschen Kirchenrechtsgeschichteeine verdienst- 
volle und dankenswerte Arbeit getan. — Im zweiten Teile über „Das 
Recht der Kirchenkommission* (S. 263—374) treten jene Mängel mehr 
zurück, er handelt in ziemlich geschlossener Darstellung von den recht- 
lichen Grundlagen, der Zusammensetzung, Organisation, kirchenregi- 
mentlichen Stellung, Zuständigkeit und rechtlichen Natur der Kom- 
Mission. 

Im ganzen stehen wissenschaftlich zwei Grundprobleme in Frage: 
die Entstehung und der Rechtscharakter der Kommission. Die Kom- 
mission ist nicht durch einen Organisationsakt geschaffen, sondern sie 
ist allmählich geworden, indem für eine Reihe einzelner Geschäfte 
durch Gewohnheit und obrigkeitliche Anordnung ein Nebeneinander- 
und dann ein Zusammenwirken des Superintendenten und Amtmanns 
entstand. Dabei handelte es sich wesentlich um rein innerkirchliche 
Angelegenheiten wie Kirchenzucht, Kirchenvisitation, Introduktion der 
Pfarrer u.a. Das macht die Beteiligung des staatlichen Beamten 
zum Problem. Seine Lösung unternimmt Martens in gründlicher, 
Wissenschaftlicher Weise, die zu klaren Ergebnissen führt. Aber ge- 
rade im Interesse dieser dürfte er der Versuchung nicht entgangen 
sein, neuzeitliche Anschauungen über die Unterscheidung staatlicher 
und kirchlicher Beamten, über Staat und Kirche überhaupt hereinge- 
tragen zu haben, die der Entstehungszeit der Kommission durchaus 
iremd sind. So erklärt sich auch der beherrschende Leitsatz Martens’, 
die Kommission sei anzusehen „als das Ergebnis eines jahrhunderte- 
langen Gegensatzes zwischen landesherrlichem Kirchenregiment und 
landesherrlichem weltlichem Beamtentum*“ (S. 6). Ich sehe in dieser 

ormel eine konstruktiv zugespitzte, historisch schiefe These. Soweit 
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von jenem Gegensatze gesprochen werden kann, hat er für die Kom- 
mission lange nicht die Rolle gespielt, die ihm Martens zuweisen will. 
In Wahrheit war für die Ausbildung der Kommission die bis in die 
neuere Zeit bestehende Einheit der weltlichen und geistlichen Gewalt 
entscheidend. Die Einheit von Staat und Kirche in Gestalt des 
Staatskirchentums, die umfassende Gewalt des Landesherrn ist die 
Grundlage, auf der die Kirchenkommission erwachsen ist. Die Tätig- 
keit der niederen weltlichen Obrigkeit innerhalb der Kirche, die Er- 
ledigung innerkirchlicher Angelegenheiten durch staatliche Beamte 
(S. 10), war ja schon in der Zeit vor der Reformation weithin ausge- 
bildet, nach der Reformation und bis zur Ueberwindung des absolu- 
tistischen Polizeistaates erscheint sie lediglich als ein Ausdruck des 
herrschenden Systems. Dem widerspricht auch nicht, daß in der zwei- 
ten Hälfte das Konsistorium den Amtmann unter seine Botmäßigkeit 
zu bringen suchte und hiezu die juristische Konstruktion ersann, Su- 
perintendent und Amtmann handeln vi commissionis consistori. Da- 
gegen hatte diese Konstruktion, wie Martens sehr treffend zeigt, die 
Zusammenfassung des Superintendenten und Amtmanns zu einem ein- 
heitlichen Rechtsinstitut zur Folge, für das sich bald die Namen Kir- 
chenkommissarıen, dann Kirchenkommissariat und Kirchenkommission 
fanden. Kann ich so und in manchen hier nicht verfolgbaren Einzel- 
heiten die historische Auffassung Martens’ nicht teilen, so scheint mir 
seine Darstellung des geltenden Rechtes in allen wesentlichen Punkten 
das Richtige zu treffen. Auf Grund des positiven Rechts läßt sich 
der Rechtscharakter der Kirchenkommission dahin bestimmen: sie ist 
ein rein kirchenregimentliches Organ, in dem der Landrat in Unter- 
ordnung unter das Konsistorium kirchliche Funktionen versieht, ohne 
Kirchenbeamter zu sein. 

Im ganzen ist das vorliegende Buch eine tüchtige und fleißige 
Leistung, die für weitere anscheinend beabsichtigte Studien des Ver- 
fassers alles (zute hoffen läßt. 

Edvard Rodhe, Schwedische Kirchenkunde (über- 
setzt von Rudolf Muuß). Kirchenkunde des evangelischen Auslandes 
IV. Gießen, Töpelmann, 1913. 81 S. 3M. (Studien zur praktischen 
Theologie herausgegeben von Karl Eger, 6. Band, Heft 2.) 

Die Schrift bietet eine gute kurze Einführung in Verfassung und 
Leben der schwedischen Kirche und ist bestimmungsgemäß wesentlich 
theologisch orientiert, aber auch der Kirchenrechtler wird sie mit Ge 
winn lesen, insbesondere den Abschnitt „Verfassung und Organisation‘. 
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In Schweden ist die evangelische Kirche Landeskirche mit dem König 
als Regenten an der Spitze. Er hat sich wie die Mitglieder des 
Staatsrates zur reinen evangelischen Lehre zu bekennen (Verfassung 
& 2: „Der König soll stets die reine evangelische Lehre haben, so 
wie sie in der augsburgischen Konfession und in dem Beschluß des 
Konzils von Upsala im Jahre 1893 angenommen und erklärt ist“), 
Zur Ausübung dieses landesherrlichen Kirchenregimentes besteht nicht 
eine Oberkirchenbehörde, vielmehr führt der König die Verwaltung mit 
Hilfe des Staatsrates (z. T. unter Gegenzeichnung des Kultusministers), 
für Maßnahmen, die mit Ausgaben verbunden sind und für Kirchen- 
gesetze bedarf es der Mitwirkung des Reichstags. Zudem ist für 
Kirchengesetze die Zustimmung einer Landessynode („Kirchenkongreß, 
Kyrkomötet“) erforderlich. Diese seit 1868 bestehende Synode tritt 
alle 5 Jahre zusammen, sofern sie nicht der König zu außerordent- 
lichen Sitzungen einberuft. Die Mitglieder (1913: 64), zur Hälfte 
Theologen, zur Hälfte Laien, abgesehen von den Bischöfen und dem 
Pastor primarius von Stockholm, die von Amts wegen Mitglieder, wer- 
den gewählt; jene von den theologischen Fakultäten in Upsala und 
Lund, von den Stiften und der Stockholmer Geistlichkeit, diese von 
Wahlmännern der einzelnen Gemeinden. Den Vorsitz in der Synode 
führt von Amts wegen der Erzbischof von Upsala, der auch sonst im 
Vergleich zu den 12 Bischöfen als primus inter pares erscheint. Erz- 
bischof und Bischöfe stehen je an der Spitze eines der 13 Stifte, in 
welche die schwedische Kirche geteilt ist. Sie werden bei der Ver- 
waltung der Stifte von Domkapiteln (häufig Konsistorien genannt) 
unterstützt. Die Bestellung der Bischöfe erfolgt durch Wahl mit 
nachfolgender königlicher Ernennung. Wahlberechtigt sind die Mit- 
glieder des Domkapitels und die in ordentlichen Pfarrstellen sitzenden 
Pastoren des Stifts. 

Auf den Stimmzetteln sind drei Namen zu nennen. Die drei 
Kandidaten mit der höchsten Stimmenzahl werden vom Domkapitel 
dem König vorgeschlagen, der einen von ihnen ernennt. Das ent- 
sprechende Verfahren gilt für die Wahl des Erzbischofs, wahlberech- 
tigt sind Geistlichkeit und Domkapitel des Stiftes Upsala (1 Stimme) 
und die übrigen Domkapitel des Reiches (je 1 Stimme). 

Jene Stifte zerfallen in 188 „Kontrakte* (Propsteien), diese wie- 
derum in 1397 Pfarrbezirke (Pastorate), die oft mehrere der 2558 Ge- 
meinden (Församling) einschließen. Der Pastor wird von der Gemeinde 
aus einem Dreiervorschlag des Domkapitels gewählt; doch kann sich 
die Gemeinde auch auf einen vierten Kandidaten ihrer eigenen Wahl 
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einigen. Als Gemeindeorgane wirken unter dem Vorsitze des Pastors 
die Gemeindeversammlung (Kyrkestämma) und der Kirchenrat (Kyr- 
kerad). In jener haben alle, auch die Frauen, Sitz und Stimme, so- 
fern sie das kommunale Wahlrecht besitzen und sich nicht zu einem 
anderen Glauben bekennen oder ihren Austritt aus der Landeskirche 
angemeldet haben. Der Kirchenrat ist der geschäftsführende Ausschuß 
der Gemeindeversammlung; er besteht aus mindestens 5 Mitgliedern 
(Männern oder Frauen) und wird von der Gemeindeversammlung aus 
ihrer Mitte gewählt; die Einzelheiten der interessanten rechtlichen Ge- 
staltung der schwedischen Kirche müssen hier außer Betracht bleiben; 
im ganzen scheint sich die Vereinigung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments mit Bischofs- und Synodalverfassung zu bewähren. Ein 
wesentlicher Grund dafür dürfte wohl auch darin liegen, daß trotz der 
Verbindung von Staat und Kirche die Religionsfreiheit in Recht und 
Praxis gewährleistet ist. So wird auf Antrag jede christliche Be- 
kennerschaft (die Mormonen gelten nicht als solche) vom König aner- 
kannt und genießt alle wünschenswerte Kultusfreiheit, und die Mit- 
glieder aller Bekennerschaften, auch der jüdischen, sind ohne Unter- 
schied zum Reichstag und allen Staatsämtern außer dem Staatsrat 
zugelassen. Immerhin ergeben sich aus dem schwedischen kirchen- 
politischen System gewisse Beschränkungen. So kann gemäß $ 28 der 
Verfassung zu geistlichen Aemtern oder anderweitigem Dienst, mit dem 
die Aufgabe des Religionsunterrichts verbunden ist, oder zum theolo- 
gischen Professor nur ernannt werden, wer die „reine evangelische 
Lehre“ bekennt, und ebenso dürfen nur Mitglieder der Landeskirche 
als Richter oder sonstige Beamte Fragen behandeln und entscheiden, 
die Religionspflege, Religionsunterricht oder Beförderungen innerhalb 
der schwedischen Kirche betreffen. Eine weitere Beschränkung ergibt 
sich aus dem Standpunkt der Dissidentengesetzgebung, daß jeder einer 
Glaubensgemeinschaft angehöre. Dem entspricht, daß der aus der 
Landeskirche Austretende mit seiner Austrittsabsicht dem Geistlichen 
auch mitzuteilen hat, zu welcher Sekte er überzutreten beabsichtige. 
Praktisch hat diese Gesetzesbestimmung heute rein formale Bedeu- 
tung: beim Austritt aus der Landeskirche genügt die Nennung der in 
Aussicht genommenen Sekte, ein Zwang zum tatsächlichen Eintritt in 
diese Sekte wird nicht geübt. 

Das Sektenwesen ist auf Grund einer großen, pietistisch grerich- 
teten religiösen Erweckung in der Mitte des letzten Jahrhunderts in 
die Höhe gekommen, und spielt durch seine Verbindung mit dem po- 
litischen Liberalismus in der allgemeinen Politik und der Kirchen- 
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politik eine große Rolle. Dabei ist beachtenswert, daß die Mitglieder 
der Sekten in ihrer großen Mehrzahl nach wie vor der Landeskirche 
angehören. Sie hat nach Rodhe „so tiefe Wurzeln im Volksleben und 
Staatsleben, daß man glaubt, nicht mehr das volle Bürgerrecht zu 
haben, wenn man aus der Kirche ausgetreten ist, obgleich man es 
juristisch durchaus hat“. Immerhin erhebt sich gerade aus diesen 
Kreisen besonders stark die Forderung der Trennung von Staat und 
Kirche. Ihre Verwirklichung steht für absehbare Zeiten kaum in 
Frage, wohl aber eine Lockerung des Bandes zwischen Staat und 
Kirche, wie sie jetzt schon im Schulwesen zu verzeichnen ist. 


2. Katholisches Kirchenrecht. 


Paulus Fridolinus Kehr, Regesta Pontificum Ro- 
manorum (Iubente regia societate (Grottingensi). Italia Pontificia 
Vol. VI Liguria sive Provincia Mediolanensis. Pars I. Lombardia. 
Berlin, Weidmann, 1913. 419 S. 15 M. 

Ueber die Bedeutung des Kehrschen Regestenwerkes bedarf es 
keiner Worte mehr. Der nach bewährtem System gearbeitete 6. Band 
erscheint wegen der Fülle des Stoffes als Doppelband. Der vorlie- 
gende erste Teil bezeugt aufs neue die unermüdliche Arbeitskraft und 
die souveräne Archiv- und Stoffbeherrschung des Herausgebers. 

Albert Werminghoff, Verfassungsgeschichte der 
deutschen Kirche im Mittelalter. Zweite Auflage. (Grund- 
ribB der Geschichtswissenschaft, herausgegeben von Aloys Meister, 
Il. Reihe, Abteilung 6.) Leipzig-Berlin, Teubner, 1913. 2388. 5M. 

Die im Jahre 1907 erschienene erste Auflage der Werminghoff- 
schen Verfassungsgeschichte ist vielen ein guter Freund und Führer 
gewesen. Sie ist in der neuen Auflage nach Umfang und Inhalt nicht 
wieder zu erkennen. Werminghoff hat geradezu ein neues Werk ge- 
schaffen. Das ist höchst erfreulich. Aber angesichts des ersten 1905 
erschienenen Bandes seiner „Geschichte der Kirchenverfassung Deutsch- 
lands im Mittelalter“ bedaure ich lebhaft, daß der Verzicht auf die 
Fortsetzung dieses Werkes den Preis für jenen Gewinn darstellt. 
Dieser Gewinn ist nun freilich sehr groß. Wir haben statt des Ab- 
Tisses von einst ein ausgezeichnetes, ungemein reichhaltiges Buch, das 
als hervorragende wissenschaftliche Leistung anzusprechen ist. Der 
mächtige Stoff mit seinen zahllosen Problemen füllt vom 5.—15. Jahr- 
hundert strömend den weiten Raum von tausend Jahren. Ueber seine 
systematische Meisterung soll hier nicht gerechtet werden. Werming- 
hoffs System zeigt drei Abschnitte. Der eine geht vom 5.—9. Jahr- 
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hundert (I. Die arianischen Sonderkirchen. II. Die Organisation der 
Kirche in Gallien. III. Die Kirche im Reiche der Merovinger und 
Karolinger), der andere vom 10.—15. Jahrhundert (A. Staat und 
Kirche in Deutschland. B. Die Kirche in Deutschland. ©. Das Papst- 
tum. D. Die Konzilien des Mittelalters), vorangestellt ist ein erster 
kurzer Abschnitt über die Grundlagen der Kirchenverfassung. 

Daß in diesem weiten Bereiche viele Streitfragen bestehen und 
noch viele Gebiete der wissenschaftlichen Spezialforschung harren, 
braucht kaum gesagt zu werden. Es muß hier die Feststellung ge 
nügen, daß Werminghoff zu den Kontroversen in klarer, wohl begrün- 
deter Weise Stellung nimmt, und daß er die noch ungenügend er- 
forschten Strecken vorsichtig auf zunächst gangbaren Pfaden durch- 
mißt. Immerhin sei nicht verschwiegen, dal ich vom juristischen 
Standpunkte aus manches anders sehe und anders disponiert hätte. 
Jedenfalls aber hat sich Werminghoff um den aufzuführenden Bau der 
kirchlichen Rechtsgeschichte große Verdienste erworben und die Kır- 
chenrechtler zu lebhaftem Danke verpflichtet. 

Erwin Jacobi, Der Prozeß im Decretum Gratiani und 
bei den ältesten Dekretisten. Sonderabdruck aus der Zeit- 
schrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte, Band XXXIV, 1913, 
Kanonistische Abteilung III, S. 223—343. 

Es darf als wissenschaftlich festgestellt gelten (vgl. am besten 
Richard Schmidt, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts :, 1906, 
S. 71f.), daß der kanonische Prozeß wie so manches kirchliche Recht 
nicht originärer Natur ist. Er ist vielmehr eine Nachbildung des ita- 
lienischen Territorialprozesses. Daraus folgt, daß für die Prozeb- 
rechtsgeschichte nicht mehr wie früher die Papstdekretalen als Haupt- 
erkenntnisquellen gelten dürfen, sondern die Statuten der italienischen 
Stadtstaaten und die Schriften der Legisten und auch der Kanonisten. 
Eine solche kanonistische Prozeßschrift ersten Ranges stellt das De- 
cretum Gratiani dar (um 1140), das vermöge seiner gesetzesähnlichen 
Kraft und als Grundlage der folgenden ebenfalls weithin prozeßrecht- 
lichen Dekretistenliteratur von grundlegender Bedeutung ist. Ueber 
Gratian und die Dekretisten haben wir bekanntlich gute wissenschaft- 
liche Arbeiten, die sich auch auf das Prozeßrecht erstrecken. Aber 
eine ins einzelne gehende, modern-wissenschaftlich gearbeitete Mono- 
graphie über dieses Prozeßrecht hat bis jetzt gefehlt. Jacobi hat sich 
in dankenswerter Weise der Aufgabe unterzogen, in mühseliger, fleibi- 
ger Arbeit diese Lücke zu füllen, indem er — anscheinend mit aller 
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wünschenswerten Vollständigkeit — die das Prozeßrecht betreffenden 
Stellen bei Gratian und den vier ältesten bekannten Dekretisten Pau- 
capalea, Rolandus Bandinelli, Rufinus, Stephanus Tornacensis heraus- 
stellte und systematisch ordnete. Nach einer allgemein orientierenden 
Einleitung folgen Vorbemerkungen über Zivil- und Strafprozeß, zu- 
treffender Nachweis des Zivilprozesses bei Gratian, Prozeß- und 
Schiedsverfahren, dann I. die Prozeßsubjekte (Gericht, Parteien, Par- 
teivertreter und -gehilfen), II. das Prozeßverfahren erster Instanz 
(Akkusationsprozeß mit Verhandlungsprinzip als die normale Prozeß- 
art, daneben mit Offizialmaxime das Verfahren bei Notorietät, das Pur- 
gations- und das Denunziationsverfahren), schließlich III. das Rechts- 
mittelverfahren. In allem einzelnen müssen die sich Interessierenden 
auf die klar geschriebenen Ausführungen .Jacobis verwiesen werden. 
Es fragt sich hier nur noch, ob die Abhandlung der zu lösenden Auf- 
gabe wissenschaftlich voll gerecht wird. Die Frage bringt einen Re- 
zensenten, der alle menschenmögliche Gerechtigkeit walten lassen will, 
in gewisse Schwierigkeit. Er sieht einerseits eine von guter Stoffbe- 
herrschung zeugende Sammlung, Gliederung und auch Erklärung des 
prozeßrechtlichen Materials, er vermißt aber anderseits die tiefere 
wissenschaftliche Fundierung. Von etlichen kurzen Ausführungen ab- 
gesehen operiert Jacobi nur mit Gratian und den Dekretisten, sie 
bilden die Grundlage, von der aus die Erklärung des Inhaltes, die 
Lösung der Unbestimmtheiten und Widersprüche der Quellen versucht 
wird. Dieser Versuch ist zu einem Teile gelungen, zum andern Teile 
nicht oder jedenfalls nicht in überzeugender Weise. Abgesehen davon, 
daß schon die Beschaffenheit der Quellen als solcher da und dort statt 
der sicheren Feststellungen Jacobi zu einem unentschieden oder un- 
entscheidbar drängt, scheint mir die Untauglichkeit des Versuchs da- 
her zu rühren, daß Jacobi seinen Stoff ohne die nötige weitgehende 
Berücksichtigung der historischen Zusammenhänge meistern will. Ich 
hätte bei der Lösung viel mehr nach rückwärts und vorwärts geschaut, 
und nachdem die Entstehung des kanonischen Prozesses aus dem ita- 
lienischen Territorialprozeß festgestellt ist, wäre ich unbedingt fort- 
laufend auf diesen als Erkenntnisquelle zurückgegangen. Nur so hätte 
ich geglaubt, die erforderliche breite Operationsbasis zu gewinnen. 
Trotzdem zolle ich Jacobi Anerkennung und wünsche lebhaft, er 
möchte seinen „Anfang zur Aufarbeitung der Dekretistenliteratur“ in 
Bälde weiter ausbauen. Wer in dem erörterten Gebiete arbeiten oder 
sich unterrichten will, darf an Jacobis Abhandlung nicht vorbeigehen. 
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Das gilt auch von einem in derselben Zeitschrift erschienenen 
Aufsatze: 

Friedrich Heyer, Die Dekretalensammlungen des 
12. Jahrhunderts. Sonderabdruck aus der Zeitschrift der Savigar- 
stiftung für Rechtsgeschichte, Band XXXIV, 1913, Kanonistische Ab- 
teilung III, S. 615—642. 

Er gibt in dem bescheidenen Rahmen einer Literaturbesprechung 
zu Heinrich Singer („Neue Beiträge über die Dekretalensammlungen 
vor und nach Bernhard von Pavia“, Wien 1913) eine sehr reichhaltige, 
gute „kritische Uebersicht“ über die genannten Sammlungen. Sie führt 
zu manchen recht beachtenswerten Berichtigungen der bisherigen Li- 
teratur, und sie ist auch deshalb zu begrüßen, weil es an einer solchen 
Uebersicht bisher gefehlt hat. 

Außerdem ist in diesem Zusammenhange zu verweisen auf einen 
weiteren Aufsatz: 

Franz Gillmann, Die Abfassungszeit der Dekret- 
summe Hugucecios. Archiv für katholisches Kirchenrecht, Band 
94, 1914, S. 233— 251. 

Gillmann trifft neben anderen bemerkenswerten Ausführungen die 
gut begründete Feststellung, daß Huguccios Summe frühestens im 
Jahre 1188 vollendet worden ist. 

Franz Xaver Seppelt, Kirchengeschichtliche Fest 
gabe, Anton de Waal zum goldenen Priesterjubiläum dargebracht 
(Römische Quartalschrift, Supplementheft XX). Freiburg i. B., Her- 
der, 1913. XI, 4888. 16 M. 

Eine schöne mit dem wohlgelungenen Bilde des Gefeierten ge 
schmückte Festschrift, die dem verdienten Rektor des Campo Santo 
Teutonico in Rom aufs neue die höchste Verehrung und Dankbarkeit 
seiner Freunde bezeugt. Den Inhalt bilden 17 Abhandlungen; sie 
sind ihrem Gegenstande wie ihrer wissenschaftlichen Bedeutung nach 
sehr verschieden. Auf sie einzugehen, ist hier nicht möglich. Zudem 
jst die Ausbeute für die kirchliche Rechtsgeschichte ziemlich klein, 
da nur einige Beiträge nach dieser Richtung orientiert sind. So be- 
richtet Emil Göller über das bisher verloren geglaubte alte Archiv 
der päpstlichen Pönitentiarie (S. 1—19). Die vielen Register scheinen 
zwar gemäß der ganzen Praxis der Pönitentiarie in der Hauptsache 
nur Suppliken zu enthalten, doch bergen sie gewiß wertvolles histori- 
sches Material. Immerhin scheint mir Göller ihre Bedeutung für die 
Wissenschaft zu überschätzen; es soll mich freuen, wenn eine Publi- 
kation die Richtigkeit seiner Meinung bestätigt. 
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Im folgenden Beitrage (S. 20—36) handelt Franz Egon Schneider 
über die Entstehungsgeschichte der römischen Rota als Kollegialge- 
richt. Er kommt zu dem Ergebnis, „daß das Urteil der Rota nach 
außen hin zwar als das eines Einzelrichters erscheint, als die Ent- 
scheidung des Auditors, der mit der Fällung der Sentenz beauftragt 
war, daß dieser aber seinem Erkenntnis die consilia zugrunde legen 
mußte, die seine Mitauditoren bzw. ein bestimmter Kreis derselben auf 
Grund des von ihm erstatteten Referates abgegeben hatten. Tatsäch- 
lich also war die Entscheidung ein Kollegialurteil und zwar läßt sich 
diese Kollegialität zum wenigsten schon für das Ende des 13. Jahr- 
hunderts nachweisen“ (8. 34). Trotz der für diese Auffassung heran- 
gezogenen Quellen ist es gewagt, die Rota schon für das 13..Jahr- 
hundert als Kollegialgericht zu bezeichnen. Eine gesetzliche Grund- 
lage fehlt, wir stehen vielmehr vor einer allmählichen durch Gerichts- 
gebrauch vollzogenen Entwicklung zur Kollegialität. Der mit der Ur- 
teilsfällung beauftragte Auditor holte — ursprünglich wohl nur bei 
schwierigen Rechtsfragen und nach seinem Ermessen — Gutachten von 
Rechtsgelehrten ein, „consilium peritorum“. Aus naheliegenden Grün- 
den wandte sich der Auditor bald mehr und mehr an seine Kollegen, 
neben die Rechtsgelehrtengutachten und sie verdrängend trat das 
„consilium auditorum“. Dieses war zunächst auch nur gutächtlicher 
Natur, und eben wann aus diesem beratenden consilium ein beschlie- 
bendes geworden ist, läßt sich nach dem bisher vorliegenden Quellen- 
material nicht mit Sicherheit entscheiden. Zu beachten ist auch, daß 
in einer von Schneider besonders hervorgehobenen Rota-Entscheidung 
in den decisiones antiquae (S.33) der von ihm nicht weiter beachtete 
Passus steht: „Sciendum est quod si aliquis auditor sacri palatii habet 
causam sibi commissam spiritualem, vel prophanam in aliqua servatis 
terminis sacri palatii, debet ferre sententiam diffinitivam, in qua nul- 
lum dubium habeat cum sit clara pro iustitia ministranda. Nec est 
necessarium, quod ponantur consilia* Also war die Kollegialität 
mindestens nicht rein durchgeführt, sondern der zum Urteil berufene 
Auditor konnte selbständig die nach seinem Ermessen spruchreifen 
Fälle entscheiden, Auch hier flüssige Grenzen. — Schließlich ist dar- 
auf hinzuweisen, daß, soviel ich sehe, alle Quellen, mit denen Schnei- 
der das beschließende consilium für das 13. Jahrhundert be- 
weisen will, über den Gerichtsgebrauch im vierzehnten Jahrhun- 
dert berichten. 

Nach allem dürfte vorläufig, will sagen bis zu einem überzeugen- 
den Quellenbeweis die wissenschaftliche Vorsicht zu einer Ablehnung 


324 Literaturübersicht. 


der Schneiderschen These führen. Nach meiner Ansicht kann bei 
dem heutigen Stande der Forschung nur soviel als erwiesen angenom- 
men werden, daß die Rota als Kollegialgericht unter Johann XXII 
(1316—1334) entstanden ist. 

Richtig betont Schneider, daß es sich bei der kollegialen Gestal- 
tung der Rota und der geistlichen Gerichte in den Diözesen nicht um 
„originelle Neuschöpfung“ handelt, sondern um einen Anschluß an die 
Verfassung der weltlichen Gerichte (S. 35, 36). Diese Kopierung er- 
scheint sonderbar angesichts der kategorischen Behauptung Schneiders: 
„Die Heranziehung mehrerer Richter zur Entscheidung eines Rechts- 
streites entspricht dem Geiste des kanonischen Rechts“ (S. 34). Wenn 
dem so wäre, so hätte die Kirche doch wohl originär eine kollegiale 
Verfassung ihrer Gerichte geschaffen? Tatsächlich ist jene Behaup- 
tung so allgemein nicht haltbar. 

Des weiteren berichtet Paul Maria Baumgarten im Rahmen einer 
Stellungnahme zu Breßlaus Handbuch der Urkundenlehre „über einige 
päpstliche Kanzleibeamte des 13. und 14. Jahrhunderts* (S. 37—102). 
Heinrich Zimmermann schreibt über „die päpstliche Legation zu Be- 
ginn des 13. Jahrhunderts im Dienste der Kreuzpredigt, Inquisition 
und Kollektorie* (S. 103—119); er macht dabei zutreffend an Bei- 
spielen besonders darauf aufmerksam, daß in Sachen der Kreuzpredigt 
„Mitglieder des Ordensklerus, sowie andere, direkt von der Kurie be- 
stellte Prediger, zum Teil eine hervorragende Bedeutung erlangt und 
Machtvollkommenheiten gehabt haben, die sie den offiziellen Legaten 
des Papstes verwandt erscheinen lassen, ohne daß sie deren Öffizium 
innegehabt haben“ (S. 103). 

Schließlich sei noch besonders verwiesen auf die letzte Abhand- 
lung des Buches, in der Joseph Schmidlin unter dem Titel „Rom und 
die Missionen“ (S. 411—488) eine anregende, aber leider sehr kurso- 
rische Schilderung gibt über „den a Anteil Roms am 
katholischen Missionswerk“. 

Karl Rueß, Die rechtliche Stellung der päpstlichen 
Legaten bis Bonifaz VIII. 

Von der katholisch - theologischen Fakultät Tübingen gekrönte 
Preisschrift. 

(örres-Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen 
Deutschland. — Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 13. Heft. 
Paderborn, Schöningh, 1912. XIII, 252 S. 

Das Buch ist nicht, wie der Titel vermuten läßt, eine juristisch 
gearbeitete rechtshistorische Forschung, sondern eine rein historische 
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Arbeit unter Berücksichtigung des kirchlichen Rechts. Der Verfasser 
sieht seine Aufgabe wesentlich darin, den „geschichtlichen Rahmen für 
die kirchliche Gesetzgebung unter Benützung des vorhaudenen reichen, 
gedruckten Quellenmaterials zu konstruieren“. Und es sei voll aner- 
kannt, daß er diese Konstruktion mit schöner Quellen- und Literatur- 
kenntnis und mit großem Fleiße unternommen hat. Daß dabei etliche 
Linien schief gezogen, manche wissenschaftlichen Schwierigkeiten nicht 
gesehen oder unterschätzt wurden, darf einer Erstlingsschrift zugute 
gehalten werden, zumal wenn sie wie die vorliegende einen mächtigen, 
durch 1000 Jahre flutenden Stoff zum Gegenstande hat. Aber eben 
daraus ergab sich auch, daß die selbständige wissenschaftliche Bedeu- 
tung des Buches nicht groß ist. Bei dem Stande der Literatur konnte 
ohne Entdeckung ungedruckter Quellen im wesentlichen bloß von einer 
Zusammenfassung die Rede sein. Anders nur bei juristischer 
Behandlung des Themas oder bei Beschränkung auf das 13. Jahrhun- 
dert, das für eine Monographie noch freies Feld bot. (Nun hat hier 
Heinrich Zimmermann eingesetzt mit einem bei der Redaktion nicht 
eingelaufenen Buche über „die päpstliche Legation in der ersten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts“, 1913. Vgl. auch desselben Autors Artikel 
„Die päpstliche Legation zu Beginn des 13. ‚Jahrhunderts im Dienste 
der Kreuzpredigt, Inquisition und Kollektorie“ in Supplementheft XX 
der Römischen Quartalschrift, 1913, S. 103 ff.) Damit soll Rueß’ 
Verdienst um Mitteilung und Klarstellung beachtlicher Einzelheiten, 
auch um die systematische Verarbeitung des Stoffes, nicht geleugnet 
werden. Diese erfolgt in zwei Teilen. Der erste behandelt die älte- 
ren Formen des päpstlichen Legateninstitutes bis ca. 1050 (die für ein- 
zelne Fälle vorübergehend abgeschickten Gesandten, die an Ort und 
Stelle aufgestellten Vikare und Missionslegaten).. Der zweite unter- 
richtet über die Entwicklung der päpstlichen Legatengewalt von den 
Reformpäpsten bis Bonifaz VIII. (Tätigkeit der Legaten im allge- 
meinen, rechtliche Stellung der Legaten, Legati nati und angebliche 
Legation weltlicher Herrscher). Solche Zweigliederung kann man an- 
erkennen, wenn auch das 11. Jahrhundert nicht als tiefer Einschnitt 
gelten darf, sondern nur als bemerkenswerter Markstein in der orga- 
nischen Ausgestaltung des päpstlichen Gesandtschaftswesens. Diese 
Ausgestaltung erfolgte leicht begreiflich parallel der Steigerung der 
päpstlichen Macht in und außer der Kirche, und insofern erscheint die 
Ausbildung des Primates als ursachliche Grundlage. Aber Rueß geht 
weiter. In einer Einleitung über den Ursprung des päpstlichen Ge- 
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sandtschaftsrechtes vertritt er mit Entschiedenheit die These, das Ge- 
sandtschaftsrecht sei aus dem Primat hervorgegangen. 

Das führt notwendig zu einer petitio principii und zur Welt des 
Glaubens, zu der sich Rueß an anderer Stelle (S. 30) bekennt: „Die 
Bischöfe von Rom waren von jeher die Inhaber des Primats“. Diese 
Meinung ist wissenschaftlich nicht haltbar. Wir wissen heute, die Bi- 
schöfe von Rom haben den Primat allmählich erlangt als Frucht einer 
zielbewußten, zähen und tatkräftigen Politik und dank dem ihrem 
Streben günstigen Gang der Geschichte. Und einer der feinen Schach- 
züge in dieser Politik war die Einstellung der Gesandten. Sie sind 
mit die besten Werkzeuge gewesen zur Verwirklichung des Primat- 
planes; ihre historische Ableitung aus dem Primat ist somit Verwechs- 
lung von Ursache und Wirkung. Zu alledem wissen wir, daß auch 
andere Kirchenfürsten vor oder neben den römischen Bischöfen das 
Gesandtschaftsrecht in Anspruch genommen haben; ich erinnere an 
die Patriarchen des Orients und den Erzbischof von Ravenna, und 
schließlich ist die Einrichtung römisch - kirchlicher Gesandtschaften 
überhaupt keine selbständige Schöpfung der römischen Bischöfe. Der 
historisch geschulte Blick erkennt hier vielmehr die Rezeption des 
Gesandtschaftsrechts, das die römischen Bischöfe ın der orientalisch- 
griechischen Kirche und im römischen Staate vor sich sahen. In diesem 
Punkte wie in vielen andern wird die Wissenschaft immer mehr zu der 
Erkenntnis führen, daß die kirchlichen Einrichtungen in ihrem Ur- 
sprunge viel weniger originär sind, als man gemeinhin meint. 

Julius Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die 
Archidiakone im Bistum Würzburg (Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen von Ulrich Stutz, 82. Heft). Stuttgart, Enke, 1914. XXI. 
284 Ss. 12 M. 

Der Archidiakonat ist in der letzten Zeit wiederholt zum Gegen- 
stande der Forschung gemacht worden; ich erinnere an die bekanuten 
Arbeiten von Hilling, Baumgartner, Lölır, Bastgen, Glasschröder und 
verweise auf den kürzlich erschienenen guten Aufsatz von Ebers über 
Münster’sche ÄArchidiakonalstreitigkeiten im 16. und 17. Jahrhundert 
(Z. f. RG.®, 1913, S. 364—414). Krieg erstreckt die Forschung in 
dankenswerter Weise auf den bisher zu wenig untersuchten Konkur- 
renzkampf zwischen Bischöfen und Archidiakonen; er beschränkt sich 
dabei auf das Bistum Würzburg, für das ihm reiches ungedrucktes 
Quellenmaterial zur Verfügung stand. Danach läßt sich in Würzburg 
der Archidiakon seit der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts fest- 
stellen. Es ist der eine (?) Archidiakon, als „Haupt der Diakone Ver- 


Katholisches Kirchenrecht. 39237 


walter des Vermögens der Bischofskirche und Gehilfe des Bischofs in 
der Leitung der Diözese“. Der folgende Ausbau des Instituts bis zu 
der die Bischofsgewalt bedrohenden Vormachtstellung der Archidiakone 
geschieht im wesentlichen nach bekannter Weise wie in anderen Diö- 
zesen. Jener Archidiakon wird in der ersten Hälfte des 12. Jahrhun- 
derts ersetzt durch eine Mehrzahl von Archidiakonen, die durch die 
Ausstattung mit der niederen geistlichen Gerichtsbarkeit („Send“) von 
vornherein auf einer breiten Machtfläche stehen, und in ihren Amtsbe- 
zirken, den Archidiakonaten, als Richter, Notare und Verwaltungsbe- 
amte eine weitreichende Gewalt betätigen. Diesen Archidiakonen ge- 
lingt es, mehr und mehr Verwaltungsbefugnisse an sich zu bringen, 
ihre Macht steigert sich fortlaufend auf Kosten der Bischöfe, die über 
weltliche Aufgaben und Interessen in der Kirchenverwaltung säumig 
sind. Diese Entwicklung geht ungehemmt bis in die erste Hälfte des 
13. Jahrhunderts. Hier liegt die Glanzzeit der Archidiakone, hier ist 
aber auch der Wendepunkt. Die Bischöfe sahen sich durch die Ueber- 
macht und die Uebergriffe der Archidiakone in ihrer Gewalt beengt 
und bedroht, sie traten den Archidiakonen entgegen, und so kam es 
zu einem etwa drei Jahrhunderte währenden Ringen zwischen Bi- 
schofsmacht und Archidiakonsgewalt. Der Sieg blieb den Bischöfen. 
Nachdem die Archidiakone im ersten Jahrhundert des Kampfes eine 
kräftige Gegenwehr geführt hatten, kamen sie mehr und mehr ins Hinter- 
treffen und schon Ende des 14. Jahrhunderts war ihre Niederlage ihm 
großen Ganzen entschieden. Der weitere Kampf ging um einzelne 
Rechte und um die Sicherung gegen erneute Uebergriffe der Archi- 
diakonen. Krieg verfolgt den ganzen Kampf eingehend während der 
Regierung jedes Bischofs und kommt für die Wende des 15. und 
16. Jahrhunderts zu dem Ergebnis: „Weder blieb im Wandel der 
Jahrhunderte die alte Macht und Herrlichkeit der Archidiakone ganz 
erhalten, noch war beim Beginn der Neuzeit ihr kirchenregimentlicher 
Einfluß ganz gebrochen, vielmehr hatten sie besonders als Sendvisita- 
toren und als geistliche Richter immer noch eine hohe Macht“ (S. 178). 
— Aber dabei blieb die Entwicklung nicht stehen. Jener Kampf fand 
gewissermaßen seine Fortsetzung in der Beseitigung der Archidiakone. 
Seit dem zweiten Jahrzehnt des 16. Jahrhunderts gehen die Bischöfe 
dazu über, die durch Tod erledigten Archidiakonate nicht mehr zu 
besetzen. Diese Politik trifft zunächst die Diakonate, in denen Bauern- 
krieg und Reformation der Kirchenregierung den Boden entzogen hat- 
ten, später wird sie allgemein: um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
sind die Archidiakone verschwunden und 1584 werden durch Rural- 
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statuten des Bischofs Julius Echter von Mespelbrunn auch die Archi- 
diakonate beseitigt. Diese Ergebnisse Kriegs sind insofern noch be- 
sonders interessant, als nach ihnen Würzburg als erste deutsche Diö- 
zese und unabhängig vom Trienter Konzil die Beseitigung der Archi- 
diakone in eigenartiger Weise bewirkt hätte, während sie in den 
anderen Diözesen, soweit bekannt, erst infolge des Tridentinums 
und der von den Bischöfen weitergeführten Kassierung der archidia- 
konalen Amtsbefugnisse eingetreten ist. 

Sehen wir von manchen Fragezeichen im einzelnen ab (z. B. ob 
die Ansicht über die Benefizialtheorie und den Ursprung der archi- 
diakonalen (Gewalt so unbedingt richtig ist (S. 4, 5)? Ob sich der 
Archidiakon „älterer Ordnung“ so einfach und bestimmt von den 
Archidiakonen „jüngerer Ordnung“ scheiden läßt (S. 8 ff.), und ob 
erst diesen, die doch nach Krieg erst im 12. Jahrhundert auftauchen, 
die niedere geistliche Gerichtsbarkeit übertragen wurde? u. a.), so 
drängt die wissenschaftliche Beurteilung auf die Kardinalprobleme: 
Ergebnis des Kampfes, Beseitigung der Archidiakone. In der Fest- 
stellung des Kampfergebnisses scheint mir Krieg nicht das Richtige 
getroffen zu haben. Er schätzt die Macht, welche die Archidiakone 
aus dem Kampf gerettet haben, zu hoch ein (s. 0. S. 327 Z. 32). Die Bi- 
schöfe hatten gewiß kein Interesse daran, den mühsam niedergerunge- 
nen Konkurrenten aufs neue eine „hohe Macht“ zu gewähren. Soviel 
ich sehe, waren diese nach dem Kampfe wenigstens im wesentlichen 
auf die streitige geistliche Gerichtsbarkeit beschränkt. Die freiwillige 
Gerichtsbarkeit verloren sie anscheinend völlig, und in der mehr beim 
Bischof konzentrierten Verwaltung hatten ihre materiellen Befugnisse 
keine große Bedeutung mehr. So erklärt sich auch zwanglos, was 
Krieg trotz Bauernkrieg und Reformation nicht befriedigend erklären 
kann, daß die Beseitigung der Archidiakone nachher so leicht und 
anstandslos vor sich gehen konnte. Diese Beseitigung dürfte gemäß 
den Quellen mit Krieg in die erste Hälfte des 16. Jahrhunderts zu 
legen sein. Wie reimt sich das zu der Tatsache, daß bis gegen die 
Mitte des 17. Jahrhunderts die Bischöfe in den Wahlkapitulationen 
die Rechte der Archidiakone garantieren und in den Induktionsman- 
daten ausdrücklich von der Vakanz des Archidiakonats die Rede ist? 
Krieg meint, es handle sich dabei um eine Mitschleppung formelhaf- 
ter, veralteter Zusätze (S. 203, 207). Diese Erklärung befriedigt nicht. 
Es scheint mir beachtenswert, daß das Amt des Archidiakons und die 
Archidiakonate rechtlich nicht aufgehoben worden waren. .Jene 
Ruralstatuten von 1584 haben zwar eine neue Kapitelseinteilung ge- 
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bracht, aber wenn sie sich dabei über die Archidiakonate ausschwie- 
gen, so bedeutet das rechtlich noch nicht soviel wie ihre Beseitigung, 
es entsprach nur der tatsächlichen Lage. Daß aber über die tatsäch- 
liche Gestaltung hinaus die Rechtsauffassung lebendig blieb, Archi- 
diakone und Archidiakonate gehören zum Bestand der Diözese, ist 
angesichts der historischen Entwicklung leicht erklärlich; auch kann 
nicht ohne weiteres die Möglichkeit verneint werden, daß die Würz- 
burger Bischöfe sich zunächst nicht schlüssig waren, ob sie den Archi- 
diakonat endgültig beseitigen oder in neuer, ungefährlicher Gestalt 
wieder ins Leben rufen sollten. Jedenfalls dürfte Jdie betonte Ausein- 
 anderhaltung des Tatsächlichen und Rechtlichen eine einwandsfreiere 
. Lösung des Problemes bieten, als die Meinung Kriegs. — 

Das Buch ist klar geschrieben, es zeigt aber in der immer er- 
. neuten Feststellung des Festgestellten, in seinem Schematismus und 
Stil eine schulmeisterliche Art, die mir wenigstens nicht zusagt. 

Karl Schmitz, Ursprung und Geschichte der Devo- 
tionsformeln bis zu ihrer Aufnahme in die fränkische 
Königsurkunde (Kirchenrechtliche Abhandlungen von Ulrich Stutz, 
91. Heft). Stuttgart, Enke, 1913. XVII, 192 S. 8M. 

Eine sorgfältig und fleißig gearbeitete philologisch - historische 
Studie,‘ die die Devotionsformeln von ihren ältesten östlichen Spuren 
im vorchristlichen Altertum bis auf die Zeit der ersten Karolinger 
verfolgt. In der Hauptsache geht die Untersuchung auf die demütigen 
Titulaturen geistlicher Personen, nur der Schlußabschnitt (S. 154 
bis 180) ist den Devotionsformeln in der Titulatur weltlicher Herrscher 
gewidmet. Die Schrift hat für die kirchliche Rechtsgeschichte unmit- 
telbar keine große Bedeutung, weil jene Titulaturen in der behandel- 
ten Zeit noch nicht wie später rechtliche Verhältnisse der Abhängig- 
keit oder Unabhängigkeit zum Ausdruck bringen. Immerhin scheint 
ınir diese Verbindung doch schon hereinzuspielen, und auf jeden Fall 
müssen den Kirchenrechtler zwei berühmte Formeln interessieren: 
„Dei gratia* und „Servus Servorum Dei“. — Die Worte „Dei gratia“ 
(8. 140 ff.) können zurückverfolgt werden bis auf den Apostel Paulus: 
„'(sratia Dei sum id quod sum, et gratia eius in me vacua non fuit, 
sed abundantius illis omnibus laboravi: non ego autem, sed gratia 
Dei mecum“ (1. Kor. XV, 10). Dem schlossen sich andere Briefe an 
(Apostelbriefe, Clemensbrief an die Korinther, Ignatiusbriefe u. a.), 
insbesondere werden die Worte vom Konzil zu Nizäa (325) schon ge- 
radezu als Formel verwandt und als sie vollends etwa 50 Jahre nach- 
her von Gregor von Nyssa anscheinend als erstem mit dem Bischofs- 
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amt verknüpft wurde („Gregorius divina gratia Nisenae sedis episco- 
pus“), war ihr die weiteste Verbreitung im Orient und Okzident ge- 
sichert, auch bei den Päpsten findet sie Eingang neben der anderen 
Formel Servus servorum Dei (8. 120 ff.). Diese hat Gregor der Große 
in das Titelwesen der päpstlichen Kanzlei eingeführt, er hat sie als 
erster unter den Päpsten gebraucht, wohl unter dem Einfluß Augu- 
stins, und im Anschluß au die zuvor von Bischöfen und Priestern ge- 
brauchte Formel „servorum Christi (Dei) famulus“. Der maßgebende 
Grund zur Annahme des Titels dürfte für Gregor wohl darin gelegen 
haben, über den „servus Dei“ hinaus, der er als Mönch gewesen war, 
seine Dienstbereitschaft für alle gläubigen Menschen zu proklamie- 
ren (ähnlich Schmitz im Anschluß an Ewald). Damit ist abgelehnt 
die ım Anschluß an Johannes Diaconus von H. Grisar vertretene 
Theorie, es handle sich bei der Annahme des Titels um einen Protest 
Gregors in seinem Streit mit dem Bischof von Konstantinopel, Johan- 
nes Nesteutes, der sich den Titel „patriarcha universalis* angemaßt 
hatte. Abgesehen davon, daß diese Hypothese schon bei Diaconus 
nicht den nötigen Rückhalt findet, wird sie dadurch widerlegt, dab 
Gregor den Titel servus servorum Dei schon vor jenem Streite geführt 
hat. — Im Anschluß an Gregor wird dann der Titel bei den Päpsteu 
üblich, er dringt aber außerdem zunächst in weitere Kreise und wird 
auch von den Bischöfen, ja auch von anderen Klerikern und vereinzelt 
sogar von Laien geführt. Seine Monopolisierung zugunsten des 
Papstes war einer späteren Zeit vorbehalten. 

Hans Dix, Das Interdikt im ostelbischen Deutsch- 
land. Marburg i. H., Schaaf, 1913. XVI, 121 8. 

Die Schrift bietet in ihren theoretischen Grundlagen nichts Neues; 
über sie haben Hinschius, Kober, Krehbiel, Werminghoff das Wort. 
Ihren Eigenwert trägt die Arbeit in ihrem Abstellen auf die vom 1l. 
bis 16. Jahrhundert geübte Praxis: auf Grund fast allen gedruckten 
Quellenmaterials untersucht und beschreibt Dix die praktische An- 
wendung des Interdikts in den Bistümern Lübeck, Schwerin, Ratze- 
burg, Kammin, Magdeburg, Havelberg, Brandenburg, Lebus, Merse- 
burg, Naumburg, Meißen und Breslau. Die Ursachen der Interdikts- 
verhängung in diesen (sebieten waren sehr verschiedenartig: Angrifle 
auf Kleriker und Kirchengut, Verletzung geistlicher Privilegien und 
kirchlicher Vorschriften, Verweigerung von Zehnten und Geldforde- 
rungen, politische Kämpfe. Im ganzen „stellt sich ein starkes Ueber- 
wiegen der Gründe rein weltlicher Art heraus. Die geistlichen Mo- 
tive treten ihnen gegenüber ganz in den Hintergrund. Die Zahl der 
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Fälle, in denen das Interdikt angewandt wurde, um schweres ethisches 
oder religiöses Unrecht unter Strafe zu stellen und die Gläubigen zur 
Erfüllung ihrer kirchlichen Pflichten anzuhalten, ist sehr gering. Un- 
gleich häufiger war der Gesichtspunkt ausschlaggebend, die hierarchi- 
schen Interessen zu fördern und das Ansehen der Geistlichen aufrecht 
zu erhalten. Die weltliche Stellung der Kirche und die aus ihr ab- 
geleiteten Ansprüche waren es, die immer wieder zur Verhängung des 
Interdikts drängten“ (S. 24, 25). — In der Interdiktsverhängung 
konkurrierten die bekannten iudices ordinarii und delegati, doch ge- 
lang es den Bischöfen, die Diözesanorgane, insbesondere die Archidia- 
kone zurückzudrängen und das Interdikt für sich zu reservieren; da- 
gegen mißlang ihnen das entsprechende Streben gegenüber den Päpsten, 
die selbst und noch mehr durch ihre Organe, insbesondere die Legaten 
von ihrem Recht der Interdiktsverhängung ausgiebigen Gebrauch 
machten. Und neben diesen Eingriffen finden die Bischöfe gegen Ende 
des Mittelalters eine weitere Schranke in den landesherrlichen An- 
sprüchen auf Mitwirkung beim Interdikt. — Seine räumliche Aus- 
dehnnung und zeitliche Dauer ist: wie anderwärts sehr verschieden. 
Bezüglich seiner Aufnahme bei Klerus und Laien ist bemerkenswert, 
daß die Kleriker sich im allgemeinen dem Interdikte fügten. Eine 
Ausnahme machten die Bettelmönche, die häufig als „eifrige Inter- 
diktsbrecher* wirkten, wohl vermöge ihres alten Gegensatzes zum 
Pfarrklerus und ihrer auf dieser und wirtschaftlicher Grundlage er- 
wachsenen „Waffenbrüderschaft* mit den Laien. Diese selbst beugten 
sich vielfach unter das Interdikt, aber „mindestens ebenso zahlreich 
wie die Beispiele demutvoller Ergebenheit sind die Fälle, in denen 
das Vorgehen des Klerus mit Gewalttaten und Gegenmaßregeln be- 
antwortet wurde* (S. 60, 61). Immerhin kann Dix feststellen, dal 
das Interdikt „von dem größten Teile der Bevölkerung als eine Strafe, 
als ein lästiger Druck empfunden“ wurde (S. 69). Zu dieser gewoll- 
ten Wirkung traten aber auch nachteilige Folgen der Interdiktsver- 
hängung, die außerhalb des Strafzweckes lagen: finanzielle und per- 
sönliche Opfer der Laien und Kleriker, Schädigung des städtischen 
Wirtschaftslebens, dazu geistige Schäden wie das Sinken des Kleriker- 
standes und die Entkirchlichung des Volkes. Eben diese Nachteile 
bewirkten zusammen mit der Reformation, daß das Interdikt seit dem 
16. Jahrhundert mehr und mehr außer Uebung kam. 

Dix hat seine Ergebnisse gut in den Quellen verankert. Immer- 
hin erstreckt sich seine Untersuchung nur auf 135 Interdiktsfälle. 
Zweifellos ist aber das Interdikt in den genannten Bistümern sehr 
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viel häufiger zur Anwendung gelangt. Jene 135 Fälle sind nur der 
kleinere Bruchteil. Das nötige Quellenmaterial ist entweder noch 
nicht gedruckt oder verloren gegangen oder von Dix nicht aufgefun- 
den worden. Mit Rücksicht hierauf möchte ich seinen Feststellungen 
doch nicht die Allgemeingültigkeit beimessen, die er für sie in An- 
spruch nimmt. 

Realschematismus der Diözese Paderborn. Her- 
ausgegeben und verlegt vom bischöflichen General-Vikariate. 1913. 
Druck und Kommissionsverlag der Bonifaziusdruckerei, Paderborn. 
98, 500 S., geb. 4,60 M. 

Unter dem häßlichen Worte Realschematismus verbirgt sich ein 
Kirchenhandbuch des Bistums nach Art der Hof- und Staatshand- 
bücher der Staaten, nur daß es für Praxis und Theorie von größerer 
Bedeutung ist als diese. Wer die Paderborner Diözese genau kennen 
lernen will, wird ohne dieses verdienstliche Buch nicht auskommen. 
Es bietet vorweg einen kurzen Abriß der Geschichte des Bistums und 
seiner 62 Bischöfe von St. Hathumar 806 (807)—815 bis zu dem heu- 
tigen regierenden Karl Joseph v. Schulte. Daran schließt sich ein 
dürftiger Abschnitt über die jetzige Verwaltung der Diözese; er bringt 
kaum das Nötigste über Bestellung und Funktionen der Diözesanor- 
gane und -institute. (Bischof, Weihbischof, Domkapitel, Generalvika- 
riat, Offizialat, Examinatoren und Konsultoren, Prüfungskommissionen, 
bischöfliche Kommissariate in Heiligenstadt, Erfurt und Magdeburg, 
Diözesaninstitute wie Priesterseminar, theologisches Konvikt, Gym- 
nasialkonvikte und Knabenseminar, Waisenhaus, Bibliothek, Museum.) 
Den Hauptbestand bildet die sehr ins einzelne gehende Beschreibung 
der Diözese nach Dekanaten und Pfarreien. Es ergibt sich, daß die 
geistliche Versorgung der dem Bischof unterstellten 1625698 Katho- 
liken (neben 5261889 Andersgläubigen) erfolgt in 52 Dekanaten, 545 
Pfarreien und 248 Filialen. Interessant ist, zu erfahren, daß in der 
Diözese 314 klösterliche Niederlassungen bestehen. Die männlichen 
Genossenschaften sind vertreten durch Dominikaner (15), Franziskaner 
(176), Missionare vom heiligsten Herzen Jesu (85), Redemptoristen 
(16), barmherzige Brüder vom hl. Johannes von Gott (99). Dazu kom- 
men 23 weibliche Genossenschaften mit einer großen Zahl von Schwe- 
stern, Novizinnen und Postulantinnen ; ich zähle allein an Schwestern 
über 3500. Warum der Schematismus bei den klösterlichen Genossen- 
schaften die Statistik nicht zur Feststellung der Gesamtsumme der 
männlichen und weiblichen Mitglieder durchführt, ist nicht einzusehen. 
Wünschenswert wäre auch gewesen eine Statistik der in jeder Pfarrei 
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gebildeten Bruderschaften und Vereine. Die Systematik der ersten 
Abteilung des Buches mit ihrem Durcheinander von Geschichte und 
geltendem Recht ist nicht haltbar. Es sollte eine klare Zweiteilung 
Platz greifen; zum mindesten ist für die Darstellung der jetzigen Ge- 
staltung und Verwaltung der Diözese die Ueberschrift „geschichtliche 
Einleitung“ nicht die richtige. 

Fritz Vigener: Die Mainzer Dompropstei im 14. 
Jahrhundert. Aufzeichnungen über ihre Besitzungen, Rechte und 
Pflichten aus den Jahren 1364—1367. Quellen und Forschungen zur 
hessischen Geschichte, herausgegeben von der historischen Kommission 
für das Großherzogtum Hessen. Darmstadt, Großherzoglich hessischer 
Staatsverlag 1913, LIX, 186 S. 6 M. 

Eine mit guter Einleitung und erläuternden Anmerkungen ver- 
sehene Publikation aus den Schätzen des Vatikanischen Archivs. Sie 
bietet Aufzeichnungen aus den Jahren 1364—-1367, die der vom Dom- 
propst Raimund von Oanilhae (Kardinalbischof von Palestrina) bestellte 
Provisor Bertrand de Macello über die Besitzungen, Rechte und Pflich- 
ten der Dompropstei niedergeschrieben hat. Die Publikation gewährt 
interessante Einblicke in die finanzielle und rechtliche Stellung der 
Propstei und des Kapitels, und bildet so eine dankenswerte Vorarbeit 
für eine Geschichte der Propsteiverwaltung und des Mainzer Dom- 
kapitels überhaupt. 

Freilich scheint mir, daß der Abdruck der ganzen, weitläufigen 
und vielfach nebensächlichen Aufzeichnungen nicht nötig gewesen wäre. 
Es hätten wohl größere Auszüge und Inhaltsangaben genügt. 

Bei dieser Gelegenheit sei die Bemerkung erlaubt, daß eine groß 
angelegte Geschichte des Mainzer Domkapitels nachgerade als drin- 
gende Ehrenpflicht der deutschen Wissenschaft erscheint. Die histo- 
rische Kommission für das Großherzogtum Hessen könnte sich ein 
schönes Denkmal setzen, wenn sie hier Hand anlegen wollte. 


3. Allgemeines. 


Girisch-Hellmuth-Pachelbel, Handwörterbuch 
des Bayerischen Staatskirchenrechtes. Zweite Auflage. 
München, Berlin und Leipzig, J. Schweizer (Arthur Sellier), 1914. 
527 S. 

Daß das 1912 erschienene Buch jetzt schon in zweiter, vermehrter 
Auflage herauskommt, spricht für seine Güte und praktische Brauch- 
barkeit. Sie eignen der neuen Auflage in erhöhtem Maße dank tüch- 
tiger Durcharbeitung mancher Artikel und dank Fortführung des Gan- 
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zen auf den neuesten Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung. 
Insbesondere ist die für das bayerische Staatskirchenrecht grundlegende 
bayerische Kirchengemeindeordnung vom 24. September 1912 in gründ- 
licher Weise hereingearbeitet worden. Freilich wissenschaftlich 
ist noch vieles nicht so sicher ausgemacht, wie es nach dem Hand- 
wörterbuch scheinen könnte. Aber wenn auch in dem auf die Praxis 
und weitere Kreise eingestellten Buche von wissenschaftlichen Unter- 
suchungen nicht die Rede sein konnte, so ruht doch das Ganze auf 
guter wissenschaftlicher Grundlage, und wer in dieser Richtung weiter 
will, findet vermöge der Literaturangaben leicht den Weg. 

In diesem Sinn wird der Stoff nach Lexikonart in einer Menge 
alphabetisch geordneter Artikel gemeistert. Unangenehm berührt, daß 
die moderne Verweisungssucht in dem Buche ihre Triumphe feiert. 
Durchschnittlich bei jedem zweiten Stichwort sieht sich der Sucher an 
eine andere Stelle geschickt, und dann vielfach an große Artikel, in- 
nerhalb deren er wieder auf die Suche gehen muß. Ich nenne als 
Beispiel den Artikel Pfründe mit seinen 31 Seiten, auf den von allen 
Seiten her verwiesen wird, man mag Weihbischof aufschlagen oder 
Domdekan, Koadjutor, Generalvikar, Kanonikate, Kollation, Dom- 
propst, Institution, Indultum usf. 

Aehnlich bei andern großen Artikeln, wie Ortskirchenbedürfnisse 
(25 S.), Fassion (16 S.), Baupflicht (16 S.), Kirchenverwaltung (14 S.) 
usw. Solche Artikel liegen gewiß im Interesse der systematischen Ver- 
arbeitung des Stofles, aber sie scheinen mir weder dem Umfang des 
Buches, noch seinem Zwecke, einer raschen, zuverlässigen Orientierung 
zu entsprechen. Aus ihrer Aufnahme und wohl auch aus dem Zusam- 
menarbeiten dreier Herausgeber folgt zudem eine gewisse Ungleich- 
mäßigkeit der Bearbeitung; ich nenne Artikel wie Bildungsanstalten 
(starke !/2 Seite), Bistum (1 schwache Seite), Konkordat (1 starke 
Seite), (ewissensfreibeit (5 Reihen), Kultusfreiheit ist nicht einmal als 
Stichwort anerkannt u. a. 

Schließlich sind auch viele Stichworte nicht gut gewählt, weil sıe 
nicht auf die Sache abstellen; ich denke an Stichworte wie Ende, 
Beendigung, Beginn, Einrichtung, Erledigung, Umbildung, ständig. 
öffentlich, freiwillig, Entziehung, Leistungen u. a. 

Trotzdem und trotz mancher sachlicher Bedenken muß das Ge- 
samturteil über das Buch günstig lauten, und es ist zu wünschen, dab 
das Staatskirchenrecht anderer Staaten in ähnlicher Weise bearbeitet 
werde. 

Das öffentliche Urkundwesen der europäischen 
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Staaten, herausgegeben vom ständigen Ausschusse des internatio- 
nalen Notarkongresses. Leipzig und Wien, Carl Fromme 1913. 433 8. 
WM. 

Das Werk verdankt seine Entstehung dem ständigen Ausschuß 
des internationalen Notarkongresses, der bei seiner Schöpfung im Jahre 
1%7 damit beauftragt wurde, die grundlegenden Fragen des Notariats- 
und Urkundenrechts von internationaler Bedeutung in der ihm geeignet 
scheinenden Art und Form wahrzunehmen. Als notwendige Voraus- 
setzung dieser Wirksamkeit erkannte der Ausschuß die genaue Kennt- 
nis des öffentlichen Urkundwesens in Europa; und so beschloß er 
1910 die Herausgabe des vorliegenden Buches. Die Darstellungen sind 
mit wenigen Ausnahmen von sachverständigen Angehörigen der ein- 
zelnen Staaten geschrieben und verbürgen so bis zu einem gewissen 
Grade die richtige Mitteilung des ausländischen Rechtes. 

In solcher wesentlich auf die Praxis zugeschnittenen Berichter- 
stattung erschöpfen sich freilich die Beiträge der Mitarbeiter. Der 
ihnen gewährte enge Raum schloß von vornherein wissenschaftliche 
Erörterungen aus. Es scheint mir bedauerlich, daß das an sich be- 
grüßenswerte Werk in so kleinem Stil unternommen worden ist. Im- 
merhin ermöglicht es einen Ueberblick und bietet für die Bestrebungen 
des internationalen Notarkongresses und für weitere Arbeiten eine 
feste Grundlage, und wenn das Buch keinen streng wissenschaftlichen 
Charakter an sich trägt, so hat, es doch auch für die Wissenschaft 
durch die Lieferung wertvollen Vergleichsmaterials seine Bedeutung. 

WarneyersJahrbuch der Entscheidungen. A. Zivil-, 
Handels-, Prozeßrecht. XXII, 525 S. B. Strafrecht und Strafprozeß. 
XX, 233 8. 7. Jahrgang. Leipzig, Roßberg 1912. 

Warneyers Jahrbücher sind allgemein bekannt und anerkannt. Es 
genügt, zu sagen, daß sich die neuen Bände den früheren mindestens 
gleichwertig anreihen und für Praktiker wie Theoretiker eine reiche 
Fundgrube an Entscheidungen und Literatur bieten. Der unermüdliche 
Fleiß des Herausgebers verdient alle Anerkennung. 

H.Wäschket, Anhaltische Geschichte. 3 Bände. Kö- 
then, Otto Schulze, 1912/1913. 

In drei Bänden bietet der hochverdiente Leiter des Zerbster Staats- 
archivs die Frucht langjähriger Studien dar: eine erschöpfende Ge- 
schichte der Anhaltinischen Lande bis auf die Gegenwart. 

Man kann an diesem Werk wieder einmal sehen, welch eine glück- 
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liche Fügung es ist, wenn ein Verfasser ständig am Sitze der Quellen 
sich befindet, täglich mit ihnen in Berührung kommt, ihre Sprache 
vernimmt und ihren Geist atmen darf. So ist denn auch hier ein 
Werk entstanden, welches in jeder Beziehung als ein vortreffliches 
bezeichnet werden muß. Tiefste Wissenschaftlichkeit verbindet sich 
mit einer reizvollen, leicht verständlichen Darstellung. Nur wer selbst 
auf dem betreffenden Quellengebiet gearbeitet hat, wird die unsagbare 
Kleinarbeit richtig zu würdigen verstehen, die hier geleistet werden 
mußte, um zu den Ergebnissen zu gelangen, die dem Leser nun in 
der angenehmsten Form dargeboten werden. Zu den Streitfragen nimmt 
der Verfasser stets in vornehmer, sachlicher Weise Stellung. 

Begreiflicherweise hat mich der II. Band, der das Retormations- 
Jahrhundert behandelt, und der sich innig mit meinen eigenen Studien 
(u. a. in Evangel. Kirchenordnungen Bd. Il) berührt, am meisten in- 
teressiert, wie er denn auch derjenige Teil ist, der für die Leser 
unserer Zeitschrift in erster Linie in Betracht kommt. Bei der großen 
Bedeutung, welche den Fürsten Anhalts und der kirchenrechtlichen 
Entwicklung Anhalts für die Gesamtentwicklung der evangelischen 
Kirche Deutschlands zukommt, kann ich nur meine ganz besondere 
Freude darüber zum Ausdruck bringen, daß wir für dieses J,and und 
für diese Epoche jetzt eine so gediegene systematische Darstellung 
besitzen. 

Möge es der unermüdlichen Tatkraft des Verfassers beschieden 
sein, auch die in Aussicht gestellten ergänzenden Arbeiten in nicht zu 
ferner Zeit der dankbaren Gelehrtenwelt darzubieten und dadurch sein 
Werk zu krönen. 

Richard Scholz, Marsilius von Padua Defensor 
Pacis. Quellensammlung zur deutschen Geschichte, herausgegeben 
von E. Brandenburg und (x. Seeliger. Leipzig-Berlin, Teubner 1914. 
VIII, 131 S. M. 2.20 (kartoniert). 

Scholz darf das Verdienst für sich in Anspruch nehmen, als erster 
eine für VUebungszwecke geeignete Ausgabe des hochbedeutsamen Wer- 
kes des Marsilius darzubieten. Dazu war er von vornherein vermöge 
seiner anderen Studien zur Sache besonders berufen, immerhin bot 
gewiß auch ihm die Frage nach Art und Umfang der notwendigen 
Kürzung des Originals manche Schwierigkeiten. Sie dürfen im allge 
meinen als glücklich überwunden betrachtet werden. Aller überflüssige 
Ballast des Marsilius, wie Zitaten- und Beweisbäufungen, Wiederho- 
lungen, Zusammenfassungen, Dispositionen ist über Bord geworten, 
die vielen weitschweifigen Ausführungen und die theologischen Teile 
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sind gekürzt oder mit Inhaltsabgaben abgetan. Trotz alledem hat 
Scholz es verstanden, den gedanklichen Aufbau des ganzen Werkes 
zu wahren, überall fließt die Gedankenfolge ohne Störung. Und wer 
sich schon mit den vorhandenen altertümlichen, unhandlichen Drucken 
des Defensor gemüht hat (die Monumenta Germaniae bereiten eine 
kritische Ausgabe vor), wird noch besonders angenehm berührt, weil 
dank den Streichungen und dem neuen Drucke die Grundgedanken 
samt der systematischen Gliederung des Werkes schärfer hervortreten 
und ohne Entzifferungsbrille studiert werden können. 

Alfred von Weissenbach, Quellensammlung zur 
Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit. 1. Bd. 
Leipzig, Köhler, 1913. XII, 225 S. 5.75 Mk. 

Das mit einem ersten, handlichen Bande sich vorstellende Unter- 
nehmen ist zu begrüßen als erfreuliches Glied in der Kette der Be- 
strebungen, die Studierenden und weitere Kreise über den Wust der 
Literatur hinweg zu den Quellen zu führen. Der vorliegende Band 
bietet die wichtigsten Urkunden und Auszüge aus Quellenschriftstellern 
über die Anfänge des Christentums, die germanische Vorzeit und das 
Mittelalter bis zum Ende der Kreuzzüge. Die Stücke sind in der 
großen Mehrzahl nach den neuesten und besten Quellendrucken wie- 
dergegeben, grundsätzlich in der Ursprache, und ohne Erläuterungen. 
Ueber die getroffene Auswahl kann freilicb da und dort in guten 
Treuen gestritten werden, im ganzen ist sie aber mit glücklicher Hand 
erfolg. Als Mangel erscheint mir insbesondere die Nichtbeachtung 
des Decretum Gratiani und des liber extra. Daneben ist aber gerade 
die ziemlich starke Berücksichtigung von Kirchenrechtsquellen sehr 
zu begrüßen. Ob sie sich aus dem Plan des ganzen Werkes oder nur 
aus der im 1. Bande bearbeiteten Zeit ergibt, ist nicht ersichtlich. 
Es sei daher für die weiteren Bände noch besonders der Wunsch aus- 
gesprochen, daß die Quellen zur kirchlichen Rechtsgeschichte weit- 
gehende Beachtung finden mögen. 

Wolfgang Kowalski, Die deutschen Königinnen 
und Kaiserinnen von Konrad III. bis zum Ende des 
Interregnums. Weimar, Böhlaus Nachfolger, 1913. VI, 146 S. 
Mk. 3.20. 

Im Anschluß an Hellmanns Abhandlung über „Die Heiraten der 
Karolinger“ (Festgabe für Heigel 1903, S. 1 ff.) ist eine Reihe histo- 
rischer Arbeiten über Eheschließung und Leben deutscher Herrsche- 
rinnen entstanden. (Jorg Plischke, Die Heiratspolitik der Liudol- 
finger, 1809; Arnold Mardus, Die Eheschließungen in den deutschen 
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Königsfamilien von Lothar Ill. bis Friedrich II. hinsichtlich ihrer 
politischen Bedeutung, 1909; Bernhard Gerken, Die Eheverbindungen 
in den deutschen Königshäusern von Konrad II. bis Heinrich V. bin- 
sichtlich ihrer politischen Bedeutung, 1911; Max Kirchner, Die deut- 
schen Kaiserinnen in der Zeit von Konrad I. bis zum Tode Lothars 
von Supplinburg, 1910; Franz Rodeck, Beiträge zur Geschichte des 
Eherechts deutscher Fürsten bis zur Durchführung des Tridentinums, 
1910; Paul Krull, Die Salbung und Krönung der deutschen Köni- 
ginnen und Kaiserinnen im Mittelalter, 1911.) Diese Richtung der 
historischen Forschung ist um so erfreulicher, als sie auf ein interes- 
santes und wichtiges Gebiet geht, das seit dem alten und veralteten 
Werke von J. Heumann (Uommentarii de re diplomatica imperatricum 
augustarum ac reginarum (rermaniae — 1749) ohne monographische 
Bearbeitung geblieben war. — Die hier vorliegende Schrift von Ko- 
walski ist eine Fortführung der beim Tod Lothars von Supplinbure 
endigenden Arbeit Kirchners bis zum Schluß des Interreenums und 
beschäftigt sich wie diese neben der Heiratspolitik besonders mit dem 
Verlobungs- und Hochzeitszeremoniell, mit der Krönung, mit dem 
öffentlichen und privaten Leben der hohen Frauen. Wir erfahren da- 
bei notwendig manches Bekannte und Feststehende, und auch im 
übrigen bleiben viele Fragen offen, zumal da die Quellen häufig spär- 
lich fließen. Jedenfalls aber ist die gut geschriebene Darstellung 
gründlich gearbeitet und zeugt von der Quellen- und Literaturbe- 
herrschung des Verfassers. Freilich dürfte er der durch das Versagen 
der Quellen, insbesondere durch die fehlende urkundliche Festlegung 
der verfassungsrechtlichen Stellung der Frauen bedingten Gefahr 
zu rascher und weitgehender Verallgemeinerung nicht immer ent- 
gangen sein. Dagegen darf als quellenmäßig belegt betrachtet werden 
die besonders hier interessierende Feststellung üher den Einfluß der 
Päpste auf die Eheschließungen: „Der Papst trachtete danach, durch 
Verhinderung der einen und das Zustandebringen einer anderen Ehe 
für die kuriale Politik Nutzen zu ziehen. Fast bei allen Verhand- 
lungen, die wegen einer kaiserlichen Heirat gepflogen wurden, hatte 
der Papst seine Hand im Spiele“ (S. 69). 
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Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. im 
evangelischen Kirchenrecht. 


Von 


Konsistorialrat Dr. Gebser in Breslau. 


—— 


Aus dem Jahr 1913 sind zunächst folgende Gesetze und Ver- 
ordnungen bemerkenswert: 
I. In Preußen erging für den Konsistorialbezirk Kassel das 


Kirchengesntz vom 31. März 1913 betr. Umzugskosten der 
Geistlichen. 


81. 

Die im Konsistorialbezirke Kassel fest angestellten Geist- 
lichen erhalten bei der mit einem Wechsel des bisherigen Wohn- 
ortes verbundenen Versetzung in ein anderes Pfarramt aus der 
Gesamtsynodalkasse eine Vergütung für Umzugskosten. 


$ 2. 
Als Vergütung werden neben einem festen Betrag von 300 Mark 
8 Mark für je 10 km des Beförderungsweges gewährt. Als 
Beförderungsweg gilt die kürzeste fahrbare Straßenverbindung. 
Jede angefangene Strecke von 10 km wird für volle 10 km ge- 
rechnet. 
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Geistliche ohne Familie erhalten die Hälfte der in Absatz 1 
festgesetzten Vergütung. 

Zur Familie gehören: 

a) die Ehefrau, 

b) Verwandte und Verschwägerte sowie Pflegekinder, falls 
der Geistliche ihnen in seinem Haus Wohnung und Unterhalt auf 
Grund einer gesetzlichen oder sittlichen Unterstützungspflicht ge- 
währt. 

5 3. 

Ein Anspruch auf Vergütung von Umzugskosten steht dem 
Geistlichen nicht zu, wenn die Versetzung gemäß $ 11 des Kirchen- 
gesetzes vom 18. September 1895, betreffend die Dienstrergehen 
der Kirchenbeamten (Kirchliches Amtsblatt S. 79), zur Strafe er- 
folgt. Doch kann ihm eine vom Konsistorium unter Mitwirkung 
des Gesamtsynodalausschusses festzusetzende Vergütung aus der 
Gesamtsynodalkasse bis zur Höhe der Sätze des $ 2 gewährt 
werden. 


8 4. 


Geistlichen, die ein Pfarramt im Konsistorialbezirk Kassel 
nicht bekleiden, kann im Falle der Berufung in ein solches vom 
Konsistorium unter Mitwirkung des Gesamtsynodalausschusses eine 
nach Grundsätzen der Billigkeit zu bemessende Beihilfe zu den 
Umzugskosten aus der Gesamtsynodalkasse bewilligt werden. 


Ferner wurden für die evangelisch -lutherische Kirche der 
Provinz Schleswig-Holstein unter demselben Datum die 
folgenden fünf Kirchengesetze erlassen: 


1. Kirchengesetz, betreffend die Abänderung des $ 17 des Pfarr- 
besoldungsgesetzes für die evangelisch - lutherische Kirche der 
Provinz Schleswig-Holstein vom 26. Mai 1909 (Kirchliches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 49\. Vom 10. Mai 1913. 
Einziger Artikel. 
Das Pfarrbesoldungsgesetz für die evangelisch - lutherische 
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Kirche der Provinz Schleswig-Holstein vom 26. Mai 1909 (Kirch- 
liches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 49) wird abgeändert wie 
folgt: 

In das Gesetz wird hinter $ 17 Abs. 1 folgende Bestimmung 
eingeschaltet: 

„Die nach Absatz 1 verbleibenden jährlichen Ueberschüsse des 
landeskirchlichen Hilfsfonds können zur Gewährung von Beihilfen 
für kirchliche Neubauten an leistungsfähige Kirchengemeinden 
verwendet werden.“ 


2. Kirchengesetz, betreffend Umzugskosten der Geistlichen der 
evangelisch -lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein. 
Vom 10. Mai 1913. 


8 ı. 


Jeder fest angestellte Geistliche der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein erhält bei Versetzung in 
eine außerhalb seines bisherigen Wohnortes gelegene Kirchen- 
gemeinde der genannten Landeskirche aus der Gesamtsynodalkasse 
eine Vergütung für Umzugskosten. 


8 2. 

Die Vergütung beträgt für Geistliche mit Familie an all- 
gemeinen Kosten 300 Mark, an Transportkosten für je 10 km 
8 Mark. Bei Berechnung der Entfernung ist die kürzeste fahr- 
bare Straßenverbindung zugrunde zu legen. Jede angefangene 
Strecke von 10 km wird für volle 10 km gerechnet. 

Geistliche ohne Familie erhalten die Hälfte der in Abs. 1 
festgesetzten Vergütung. 

Unter Familie im Sinne dieser Bestimmungen sind nicht nur 
Ehefrau, Kinder oder Eltern, sondern auch andere nahe Ver- 
wandte oder Verschwägerte und Pflegekinder zu verstehen, sofern 
der Geistliche ihnen in seinem Hausstande Wohnung und Unter- 
halt auf Grund einer gesetzlichen oder sittlichen Unterstützungs- 
verbindlichkeit. gewährt. 
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S 3. 

Bei der erstmaligen Anstellung eines Geistlichen im Pfarr- 
dienste der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein kann demselben aus besonderen Billigkeitsgründen eine 
durch das Konsistorium unter Zustimmung des Gesamtsynodal- 
ausschusses festzusetzende Vergütung für Umzugskosten aus der 
Gesamtsynodalkasse gewährt werden. 

S 4. 

Vereinbarungen zwischen Kirchengemeinde und dem anziehen- 
den Geistlichen wegen Vergütung von Umzugskosten über die nach 
Maßgabe dieses Kirchengesetzes zu gewährenden Ansprüche hin- 
aus bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Konsisto- 
riums. 

858. 

Ein Anspruch auf Vergütung der Umzugskosten steht dem 
Geistlichen nicht zu: 

1. wenn er auf seiner bisherigen Stelle nicht mindestens 
fünf Jahre angestellt gewesen ist, 

2. wenn die Versetzung gemäß $ 11 des Kirchengesetzes 
vom 15. September 1889, betreffend die Dienstvergehen der 
Kirchenbeamten und die unfreiwillige Versetzung derselben ın 
den Ruhestand (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 67) 
zur Strafe geschieht. 

Doch kann dem Geistlichen auch in diesen Fällen aus be- 
sonderen Gründen eine von dem Konsistorium unter Zustimmung 
des Gesamtsynodalausschusses festzusetzende Vergütung aus der 
Gesamtsynodalkasse bis zur Höhe der Sätze $ 2 gewährt werden. 

5 6. 

Die nach bestehendem Recht den Geistlichen anläßlich eines 
Umzuges oder Amtsantrittes gegen die Kirchengemeinde zustehen- 
den Ansprüche werden aufgehoben. 

Auf besonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte 
beruhende Verpflichtungen Dritter gegenüber dem Geistlichen oder 


= | 


ut 


ag 
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der Kirchengemeinde zur Gewährung von Umzugs- oder Antritts- 
kosten bleiben bestehen. Die auf Grund solcher Verpfliehtungen 
zu leistenden Beträge werden auf die aus der Gesamtsynodalkasse 
zu gewährende Vergütung in Anrechnung gebracht. 


57. 
Alle den Vorschriften dieses Kirchengesetzes entgegenstehen- 
den Bestimmungen werden aufgehoben. 


S 8. 
Das Konsistorium wird mit der Ausführung dieses Kirchen- 
gesetzes beauftragt. 


3. Kirchengesetz, betreffend Abänderung der Ruhegehaltsordnung 

für die Geistlichen der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 

Schleswig-Holstein vom 26. Mai 1909 (Kirchliches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 63 ff... Vom 10. Mai 1913. 


Artikel 1. 


Die Ruhegehaltsordnung für die Geistlichen der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein vom 26. Mai 
1909 (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 63 ff.) wird 
abgeändert, wie folgt: 

1. In $3 werden hinter Abs. 4 folgende Bestimmungen ein- 
geschaltet: 

Die Klosterprediger ın Preetz und in Schleswig erhalten, 
solange mit ihren Stellen die nebenamtlichen Funktionen eines 
Studiendirektors des Predigerseminars in Preetz bzw. der Seel- 
sorge an der Provinzial-Irren-, Taubstummen- oder Idioten- 
Anstalt ın Schleswig verbunden bleiben, im Falle ihrer Ver- 
setzung in den Ruhestand aus dem KEmeritierungsfonds ein 
Ruhegehalt nach Maßgabe der Satzungen, betreffend die Ruhe- 
gehaltskasse für evangelische Geistliche. Dabei ist für sie, 
sofern ihr Einkommen den Betrag von 5999 M. übersteigt, die 
Bestimmung in $ 11 Abs. 3 der Ruhegehaltsordnung maßgebend. 

Treten sie in ein zur Ruhegehaltskasse zugelassenes Pfarr- 
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amt der evangelisch - lutherischen Landeskirche der Provinz 
Schleswig-Holstein über, so erhalten sie im Falle ihrer Ver- 
setzung in den Ruhestand neben dem gesetzlichen Ruhegehalte, 
welches sie aus der Ruhegehaltskasse beziehen, den Ausfall an 
Ruhegehalt, welchen sie dadurch erleiden, daß bei Bemessung 
dieses Ruhegehalts ihre Dienstzeit als Klosterprediger und weitere 
nach $ 20 der Satzungen anrechnungsfähige Dienstzeiten, für 
welche sie die gesetzlichen Nachzahlungen an den Emeritie- 
rungsfonds geleistet haben, nicht berücksichtigt werden, aus 
dem Emeritierungsfonds ersetzt. 
2. Der $ 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Für die nicht bei der Alterszulagekasse versicherten Pfarr- 
stellen tritt an die Stelle der Pfarrbeiträge und der Pfründen- 
abgaben eine jährliche Stellenabgabe nach Maßgabe der an- 
liegenden Tabelle Durch diese Abgabe darf das Dienst- 
einkommen nicht unter denjenigen Betrag sinken, den der 
Stelleninhaber, stände er ın der Gehaltsklasse IX des $ 2 des 
Pfarrbesoldungsgesetzes, nach seinem Dienstalter zuzüglich eines 
bei Anwendung des $ 4 des Pfarrbesoldungsgesetzes bis zum 
Betrage von 600 Mk. zu gewährenden Grundgehaltszuschusses 
beziehen würde. Die Festsetzung des Diensteinkommens erfolgt 
nach Anhörung des Stelleninhabers und des Propstei-(Kreis-) 
Synodalausschusses durch das Konsistorium ohne Anrechnung 
des Wertes der Dienstwohnung oder der Mietsentschädiwung. 

3. Dem $ 12 wird am Schlusse folgende Bestimmung hinzu- 
gefügt: 

g) bei Festsetzung des Diensteinkommens in den Fällen 
des $ 11 Abs. 3, sofern dabei die entsprechende Anwendung 
des $ 4 des Pfarrbesoldungsgesetzes in Frage kommt. 

Artikel II. 
Die Bestimmungen des Artikel I Ziffer 2 finden auf die beim 
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes im Amte befindlichen Geist- 
lichen, solange sie auf ihrer bisherigen Stelle bleiben, keine An- 


wendung. 
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Artikel III. 

Auf die im $3 Abs. 2 der Ruhegehaltsordnung bezeichneten 
bereits zur Ruhegehaltsklasse zugelassenen Geistlichen finden die 
Vorschriften des Artikels I Ziffer 2 dieses Kirchengesetzes An- 
wendung; kommt eine neue Vereinbarung innerhalb sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes mit den Beteiligten nicht 
zustande, so bleiben die bisher getroffenen Vereinbarungen in 


Kraft. 


Artikel IV. 

Auf die Inhaber der Klosterpredigerstellen in Preetz und 
Schleswig finden die Bestimmungen des Artikels I dieses Kirchen- 
gesetzes nur dann Anwendung, wenn diese Geistlichen sich binnen 
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes oder 
nach dem Tage ihrer Einführung in diese Stelle dem (Gesetze 
freiwillig unterwerfen. 

Artikel V. 

Das Konsistorium wird mit der Ausführung dieses Kirchen- 
gesetzes beauftragt. 

Artikel VI. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Kirchengesetz in Kraft 
tritt, wird durch königliche Verordnung bestimmt. 

Siehe Tabelle S. 346. 

Bei 8500 M. Pfründeneinkommen und darüber beträgt die 
Stellenabgabe 8 % des auf volle hundert Mark nach unten ab- 
gerundeten Einkommens. 


4. Kirchengesetz, betr. die Sterbe- und Gmnadenzeit in der evange- 
lisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein. 
Vom 10. Mai 1913. 

8 1. 

Wenn ein Geistlicher, welcher in einem Pfarramt unter Be- 
stätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angestellt ist, in 
diesem Amte verstirbt, so sind während des Sterbemonats und 
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ne ee rn 


Das zurBesteuerung| Jahresbeitrag 
zugrunde gelegte | der Stellenab- 


Pfründen-Einkommen | Prozentsatz |*bgerundete Pfrün-| gabe, auf volle 


deneinkommen Mark abge- 
beträgt rundet 

M oh M M 
6000 —6099 2 6000 120 
6100—6199 2lla 6100 137 
6200—6299 21/2 6200 155 
63006399 23, 6300 173 
6400—6499 3 6400 192 
6500-6599 31a 6500 211 
6600 — 6699 31/a 6600 231 
6700—6799 3° 6700 251 
6800—6899 4 6800 272 
6900—6999 Alfı | 6900 293 
7000—7099 41/s 7000 315 
7100—7199 4P/s 7100 337 
7200 — 7299 h) 7200 360 
73007399 su | 7300 383 
7400— 7499 51/a 7400 407 
7500—7599 5/4 7500 431 
7600-7699 6 | 7600 456 
7700-7799 6! | 7700 481 
78007899 61/2 | 7800 507 
79007999 6° 7900 533 
8000—8099 7 8000 560 
8100—8199 Tl 8100 587 
8200— 8299 la 8200 615 
83008399 Tel 8300 643 
8400— 8499 8 8400 672 


des darauf folgenden Monats (Sterbezeit) die Erben, nächst diesen 
sowie während einer weiteren Gnadenzeit von fünf Monaten die 
Hinterbliebenen zur Fortsetzung des Nießbrauchs der Stelle be- 
rechtigt. 

Bei denjenigen Pfarrstellen, welehe den Vorschriften des 
Pfarrbesoldungsgesetzes vom 26. Mai 1909 (Kirchliches Gesetz- 
und Verordnungsblatt $. 49 ff.) unterliegen, stehen im Falle einer 
Sterbe- oder Gnadenzeit den Erben oder Hinterbliebenen die Fort- 
setzung des Nießbrauchs der Dienstwohnung und des Hausgartens 
bzw. die Mietsentschädigung, sowie das Grundgehalt der Stelle, 
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die Alterszulagen, die Zuschüsse und die nach $$ 29, 31 Abs. 2 
der Satzungen dem Geistlichen gewährte Entschädigung zu. So- 
weit die Ausnahme des $ 12 des Pfarrbesoldungsgesetzes Platz 
greift, treten die Erben und Hinterbliebenen bis zum Ablaufe der 
Sterbe- und Gnadenzeit in die Rechte und Pflichten des Stellen- 
inhabers ein. 

Bei denjenigen Pfarrstellen, welche den Vorschriften des 
Pfarrbesoldungsgesetzes nicht unterliegen, erstreckt sich die Fort- 
setzung des Nießbrauchs auch auf den Bezug von Stolgebühren 
und die dem verstorbenen Geistlichen für seine Amtszeit aus 
Mitteln der Gemeinde oder aus örtlichen kirchlichen Fonds be- 
willigten Zulagen, sofern nicht bei der Bewilligung das Gegenteil 
festgesetzt worden ist. 

Die zum Genusse der Sterbe- und Gnadenzeit Berechtigten 
haben alle auf der Pfarrstelle ruhenden Lasten, soweit sie sonst 
von dem Verstorbenen zu tragen gewesen wären und auf die 
Sterbe- und Gnadenzeit entfallen, zu übernehmen, so daß die 
Auseinandersetzung mit dem Nachfolger im Pfarramt in der Weise 
erfolgt, als wenn der Pfarrinhaber am Schlusse der Sterbe- oder 
Gnadenzeit aus dem Amte geschieden wäre. 

Der Genuß der Sterbe- und Gnadenzeit erstreckt sich nicht 
auf die Einkünfte des von dem Verstorbenen etwa bekleideten 
kirchenregimentlichen Amtes. Solange jedoch die Superintendentur 
des Kreises Herzogtum Lauenburg mit dem Hauptpastorat in 
Ratzeburg verbunden bleibt, behält die Witwe des Superinten- 
denten für die Dauer der Sterbe- und Gnadenzeit auch die Ein- 
künfte der Superintendentur. 

82. 

Als Hinterbliebene im Sinne dieses Gesetzes sind bezugs- 
berechtigt, soweit sie nicht rechtmäßig enterbt sind, die Witwe 
sowie die ehelichen Nachkommen, Stiefkinder und an Kindesstatt 
angenommenen Kinder des verstorbenen Geistlichen, welche während 
der Sterbe- oder Gmnadenzeit berechtigt gewesen wären, ihren 
Unterhalt von ihm zu empfangen. 

23* 
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Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht vorhanden, so ist 
das Konsistorium unter Mitwirkung der Mitglieder des Gesant- 
synodalausschusses befugt, den Eltern, Geschwistern und Ge- 
schwisterkindern des verstorbenen Geistlichen, welche wegen Mangels 
eigener Mittei von ihm ihren Unterhalt empfangen haben, in 
besonderen Fällen eine Gnadenzeit bis zu zwei Monaten nach 
Ablauf der Sterbezeit zu gewähren. 

83. 

Das Konsistorium bestimmt, an wen die Bezüge der Sterbe- 
und Gnadenzeit zu zahlen sind. Ist eine Witwe vorhanden, so 
sind die Gnadenbezüge in der Regel an sie auszuzahlen. 


5 4. 

In allen Fällen, in welchen der Eintritt von Rechten und 
Verpflichtungen nach den bisher geltenden Bestimmungen von dem 
Ablauf einer Gnadenzeit abhängig ist, erfolgt er in Zukunft mit 
dem Ablaufe der in den $$ 1 und 2 festgesetzten Gnadenzeit. 


S 5. 
Der an die Witwe aus der Gesamt-Synodalkasse zu zahlende 
einmalige Betrag ist mit 2000 M. zu bemessen. 


8 6. 

Die Erben und Hinterbliebenen bzw. die nach $ 2 Abs. 2 
Berechtigten sind verpflichtet, auf ihre Kosten denjenigen Geist- 
lichen, welche während der Sterbe- und Gnadenzeit mit der Wahr- 
nehmung der Geschäfte der Pfarrstelle beauftragt werden. Be- 
herbergung und Beköstigung zu gewähren. 

In betreff der Verpflichtung zur Beförderung der vikarierenden 
Geistlichen behält es bei dem bestehenden Recht sein Bewender. 


57. 

Auf die Erben und Hinterbliebenen der beim Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes im Dienste der schleswig - holsteinischen 
Landeskirche bereits fest angestellten Geistlichen findet dieses 
Gesetz nur dann Anwendung, wenn diese sich binnen Jahresfrist 
nach dem Inkrafttreten dem Gesetz ausdrücklich unterwerfen oder 
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nach dem Inkrafttreten des Gesetzes auf eine andere Pfarrstelle 
versetzt werden. 
8 8. 

Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen, ins- 
besondere des $ 3 des Kirchengesetzes, betreffend die Verhältnisse 
der Geistlichen in denjenigen schleswigschen Gemeinden, in wel- 
chen dänisches Kirchenrecht gilt, vom 3. Mai 1890 (Kirchliches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 49), des Kirchengesetzes, be- 


treffend die Gnadenzeit in der evangelisch-lutherischen Kirche der 


.: Provinz Schleswig-Holstein, vom 21. März 1892 (Kirchliches 


Gesetz- und Verordnungsblatt S. 49 ff.) werden aufgehoben. 
89. 


Das Konsistorium wird mit der Ausführung dieses Kirchen- 


. gesetzes beauftragt. 


$ 10. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Kirchengesetz in Kraft 
trıtt, wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 


5. Kirchengesetz, betreffend das Ruhegehalt der nichtgeistlichen 


Kirchenbeamten und die Fürsorge für ihre Hinterbliebenen in der 
evangelisch - lutherischen Kirche der Provinz Schleswig - Holstein. 
Vom 10. Mai 1913. 


Artikel 1. 
Geltungsbereich des Kirchengesetzes. 


Die Kirchengemeinden sind berechtigt, in einer innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bzw. bei 
Neuerrichtung von Stellen binnen sechs Monaten nach der Er- 
richtung der Stelle dem Konsistorium abzugebenden schriftlichen 
Erklärung zu beschließen, daß die Vorschriften des Kirchen- 
gesetzes Anwendung finden auf die Stellen der als Organisten, 
Kantoren und Küster in ihrem Dienste fest angestellten Beamten, 
deren kirchliches Amt mit einem Schulamte nicht vereinigt ist, 
wenn sie in dem Amte ihre hauptsächliche Beschäftigung finden 
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und mit demselben ein Diensteinkommen von mindestens 1200 M. 
verbunden ist (Artikel II $ 3). 

Auf Antrag einer Kirchengemeinde findet dieses Gesetz auch 
Anwendung auf die Stellen anderer nichtgeistlicher Kirchenbeanten. 
wenn sie in dem Amte ihre hauptsächliche Beschäftigung finden 
und mit einem Diensteinkommen von mindestens 1200 M. fest 
angestellt sind. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes bzw. bei Neuerrichtung von Stellen 
innerhalb eines Jahres nach der Errichtung der Stelle beim Kon- 
sistorium zu stellen. 

Die Entscheidung darüber, ob der Kirchenbeamte in dem 
Kirchenamte seine hauptsächliche Beschäftigung findet, steht ledig- 
lich dem Konsistorium zu. 

Das Konsistorium kann auf Antrag einer Kirchengemeinde 
genehmigen, daß dieses Kirchengesetz auch auf eine Organisten- 
und Kantorenstelle Anwendung findet, in welcher der Kircher- 
beamte nicht seine hauptsächliche Beschäftigung findet, oder mit 
welcher ein Diensteinkommen von weniger als 1200 M. verbunden 
ist, wenn die Verwaltung des Amtes eine besondere künstlerische 
Vorbildung voraussetzt. 

Auf die Stellen der in Abs. 1 bezeichneten Kirchenbeamten, 
welche an einer Personalgemeinde ($ 112 der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung vom 4. November 1876) angestellt sind, 
findet dieses Gesetz nur dann Anwendung, wenn der Vorstanl 
derjenigen Korporation, welche für die Bedürfnisse der Personal- 
gemeinde aufzukommen hat, durch eine innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes bzw. bei Neuerrichtung von 
Stellen innerhalb eines Jahres nach der Errichtung der Stelle 
dem Konsistorium abzugebende schriftliche Erklärung die Ver- 
pflichtung übernimmt, sowohl für den nach Artikel II $ 23 zu 
leistenden Sonderbeitrag aufzukommen, als auch diejenigen Bei- 
träge dauernd zu leisten, welche nach Artikel II die Kirchen- 
gemeinden zu leisten haben ($$ 25 und 26), und wenn das Kon- 
sistorium unter Annalıme dieser Erklärung die Anwendung des 
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Gesetzes auf die Kirchenbeamten der betreffenden Personalgemeinde 
genehmigt. 

Parochialverbände und andere kirchliche Körperschaften stehen 
im Sinne dieses Gesetzes den Kirchengemeinden gleich. 


Artikel II. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Die Stellen der Organisten, Kantoren, Küster und anderen 
nichtgeistlichen Kirchenbeamten, die nach Artikel I unter dieses 
Gesetz fallen, sind den folgenden Bestimmungen unterworfen: 

I. Bestimmungen über die Gewährung von Ruhegehalt. 


81. 
Die Kirchenbeamten erhalten ein lebenslängliches Ruhegehalt, 
wenn sie nach einer Dienstzeit von mindestens zehn Jahren infolge 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer körperlichen 


; oder geistigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd 


unfähig sind und deshalb in den Ruhestand versetzt werden. 

Ist die Dienstunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Ver- 
wundung oder sonstigen Beschädigung, welche der Kirchenbeamte 
bei Ausübung seines Dienstes oder aus Veranlassung desselben 
ohne eigene Verschuldung sich zugezogen hat, so tritt die Ruhe- 


‚ gehaltsberechtigung auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienst- 


zeit ein. 


Den Kirchenbeamten, welche, abgesehen von dem Falle des 


n vorhergehenden Absatzes, vor Vollendung des zehnten Dienstjahres 


denstunfähig und deshalb in den Ruhestand versetzt werden, 
kann von dem Konsistorium bei vorhandener Bedürftigkeit ein 
Ruhegehalt entweder auf bestimmte Zeit oder lebenslänglich be- 
Willigt werden. 

Die feste Anstellung der Kirchenbeamten unterliegt der Ge- 
nehmigung des Konsistoriums. 

Die Anstellung auf Probe, auf Kündigung oder sonst auf 
Widerruf darf für Organisten und Kantoren nicht länger als fünf 
Jahre, für die sonstigen Kirchenbeamten nicht länger als zehn 
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Jahre dauern. Mit Ablauf dieses Zeitraums wird die Anstellung 

eine endgültige, falls das Konsistorium die Genehmigung dazu 

erteilt. Andernfalls ıst der Kirchenbeamte aus der Stelle entlassen. 
8 2. 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Versetzung in den Ruhe- 
stand nach vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften 
Dienstjabre erfolgt, ?°/so, und steigt von da ab mit jedem weiter 
zurückgelegten Dienstjahre bis zum vollendeten 30. Dienstjahre 
um !/so, von da ab um !/ıao bis zum Höchstbetrage von °/, des 
ruhegehaltsfähigen Diensteinkommens ($ 3). 

Das Ruhegehalt soll in diesen Fällen nicht unter 500 M. 
und nicht über 1800 M. betragen. 

In dem Falle des $ 1 Abs. 2 beträgt das Ruhegehalt ?%/., 
in dem Falle des $ 1 Abs. 3 höchstens ?°/so des Diensteinkommens». 

In dem Falle des $ 12 Abs. 2 des Kirchengesetzes, betreffend 
die Dienstvergehen der Kirchenbeamten, vom 15. September 1839 
(Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 67 ff.), darf das be- 
willigte Ruhegehalt die Hälfte der Teilsätze des Abs. 1 und den 
Betrag von 600 M. nicht übersteigen. 

Ueberschießende Teile einer Mark werden zu einer vollen 
Mark aufgerundet. 

$ 3. 

Als ruhegehaltsfähiges Diensteinkommen gilt das mit der 
Stelle mit Genehmigung oder nach Festsetzung des Konsistoriums 
dauernd verbundene Diensteinkommen an Geld, an freier Wohnung 
bzw. Mietentschädigung sowie an Naturalien und Erträgen von 
Dienstländereien. 

Der Wert der freien Wohnung bzw. die Mietentschädigung 
wird mit dem festen Betrage von 300 M. angerechnet. Der Wert 
der Geldbezüse, welche ihrem Betrage nach schwankend sind, 
ferner der Naturalien und Erträge der Dienstländereien wird mit 
dem mit Genehmigung des Konsistoriums festgesetzten Betrage 
und in Ermangelung eines solchen nach Festsetzung des Kon- 
sistoriums in Anrechnung gebracht. 
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Im Falle der gleichzeitigen festen Anstellung in mehreren 
der in Artikel I bezeichneten Kirchenämter derselben Kirchen- 
gemeinde, oder mehrerer unter einem gemeinschaftlichen Pfarr- 
amte verbundener Kirchengemeinden, wird das Ruhegehalt nach 
dem Gesamtdiensteinkonmmmen dieser Aemter und nach dem Höchst- 
betrage der in einem derselben zurückgelegten anrechnungsfähigen 
Dienstzeit bemessen. 


S 4. 

Für die Berechnung der Dienstzeit kommt in Anrechnung 
die gesamte Zeit, in welcher der Kirchenbeamte nach vollendetem 
21. Lebensjahre im Dienste einer deutschen evangelischen landes- 
kirchlichen Gemeinde oder ım Dienste einer Kirchenbehörde, eines 
Synodal- oder Parochialverbandes oder einer Anstalt einer deut- 
schen evangelischen Landeskirche hauptamtlich angestellt gewesen 
ist. Ebenso kommt in Anrechnung die Zeit des aktiven Militär- 
dienstes nach vollendetem 21. Lebensjahre. 

858. 

Mit Genehmigung des Konsistoriuns kann seitens der Kirchen- 
gemeinde die Dienstzeit angerechnet werden, während welcher der 
Kirchenbeamte nach vollendetem 21. Lebensjahre im Dienste des 
Reiches, des Staates oder einer öffentlichen Schule im Gebiete 
des Staates, oder im Dienste der innerhalb der Landeskirche mit 
Korporationsrechten versehenen Anstalten und Vereine der äußeren 
und inneren Mission gestanden hat. 


5 6. 

Die Bestimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte 
dem Antrage des Kirchenbeamten auf Versetzung in den Ruhe- 
stand stattzugeben ist, erfolgt nach Anhörung des Kirchenvor- 
standes oder des Vertreters der sonstigen beteiligten Körperschaft 
durch das Konsistorium. 


87. 
Die Versetzung in den Ruhestand tritt, sofern nicht auf An- 
trag oder mit ausdrücklicher Zustimmung des Kirchenbeamten ein 
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früherer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablaufe desjenigen 
Kalendervierteljahrs ein, welches auf dasjenige folgt, in welchem 
demselben die Entscheidung des Konsistoriums über seine Ver- 
setzung in den Ruhestand und die Höhe des ihm etwa zustehen- 
den Ruhegehalts zugestellt worden ist. 


88. 

Das Recht auf den Bezug des gesetzlichen Ruhegehalts er- 
lischt, wenn dem Ruhegehaltsberechtigten strafrechtlich die bürger- 
lichen Ehrenrechte aberkannt sind. 

Dasselbe ruht, wenn der Ruhegehaltsberechtigte 

1. die deutsche Reichsangehörigkeit verliert, bis zur etwaigen 
Wiedererlangung derselben; 

2. infolge anderweitiger Anstellung in einem öffentlichen 
Amte ein Diensteinkommen bezieht, soweit der Betrag desselben 
zusammen mit dem Ruhegehalt das zuletzt bezogene Dienst- 
einkommen übersteigt. 


8 9. 


Ein in den Ruhestand versetzter Kirchenbeamter, welcher in 
eine an sich zu einem Ruhegehalte berechtigende Stellung im 
Dienste einer Kirchengemeinde wieder eingetreten ist, erwirbt für 
den Fall des Zurücktretens in den Ruhestand den Anspruch auf 
Gewährung eines neuen Ruhegehalts nur dann, wenn die neue 
Dienstzeit mindestens ein Jahr betragen hat. 

Bei der Versetzung ın den Ruhestand aus einer neuen Stelle 
ist dem Kirchenbeamten für jedes nach der früheren Versetzung 
in den Ruhestand zurückgelegte Dienstjahr, das vor Vollendung 
einer Gesamtdienstzeit von 30 Jahren liegt, ein Ruhegehalt von '/n 
für alle ferneren Dienstjahre ein Ruhegehalt von je "/ıso seines 
neuen Diensteinkommens zu gewähren. 

Insoweit der Betrag des neuen Ruhegehalts und eines auf 
Grund dieses Gesetzes früher bewilligten Ruhegehalts zusammen 
®/, des höchsten Diensteinkommens, von welchem eines dieser 
Ruhegehälter berechnet ist, oder den Höchstbetrag von 1800 M. 
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übersteigen würde, fällt das Recht auf den Bezug des früher be- 
willigten Ruhegehalts hinweg. 


S 10. 


Hinterläßt ein auf Grund dieses Gesetzes in den Ruhestand 
versetzter Kirchenbeanter eine Witwe oder eheliche oder ihnen 
rechtlich gleichstehende Nachkommen, so wird den Hinterbliebenen 
das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden drei 
Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im vor- 
aus in einer Summe. 

Sind Personen, welchen das Gnadengehalt gebührt, nicht vor- 
handen, so kann das Konsistorium die Zahlung desselben auch 
dann anordnen, wenn der Verstorbene Verwandte der aufsteigen- 
den Linie. Geschwister, Geschwisterkinder oder Pflegekinder, in 
Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, 
um die Kosten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu 
decken. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus 
nicht erhobenen und die nach Abs. 1 und 2 zu leistenden Beträge 
gültig zu zahlen sind, bestimmt das Konsistorium. 

II. Bestimmungen über die Fürsorge für die Hinterbliebenen. 


s 11. 

Die Witwen und die hinterbliebenen, noch nicht 18 Jahre 
alten ehelichen oder ihnen rechtlich gleichstehende Kinder der 
Kirehenbeamten, welchen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund der darin enthaltenen Bestimmungen bei Versetzung in 
den Ruhestand der Anspruch auf ein Ruhegehalt zustehen würde, 
oder welche zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt beziehen, 
erhalten nach Ablauf der Gnadenzeit ($ 10) ein Witwen- und 
Waisengeld. 

In dem Falle des $ 1 Abs. 3 wird ein Witwen- und Waisen- 
geld nicht gewährt. 


8 12. 
Das Witwengeld besteht in Vierzig vom Hundert des Ruhe- 
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gehalts, zu welchem der verstorbene Kirchenbeamte berechtigt 
war oder, wenn er am Todestage in den Ruhestand versetzt ge- 
wesen sein würde, berechtigt gewesen wäre. 

S 13. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verstorbene, 
so wird das nach Maßgabe des 8 12 berechnete Witwengeld für 
jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über 15 bis ein- 
schließlich 25 Jahre um '/ao gekürzt. 

Nach fünfjähriger Dauer der Elıe wird für jedes angefangene 
Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage '/o des nach 
Maßgabe des $ 12 zu berechnenden Witwengeldes so lange hinzu- 
gesetzt, bis der volle Betrag erreicht ist. 


5 14. 

Keinen Anspruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die 
Ehe mit dem verstorbenen Kirchenbeamten innerhalb dreier Mo- 
nate vor seinem Ableben abgeschlossen war, und das Konsistorium 
durch einen nach Anhörung des Kirchenvorstandes zu fassenden 
Beschluß die Ueberzeugung ausspricht, daß die Eheschließung zu 
dem Zwecke erfolgt sei, um der Witwe den Bezug des Witwen- 
geldes zu verschaffen. 


8 15. 

Das Waisengeld beträgt 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes 
des Kirchenbeamten zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt 
war, 100 M. für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit 
des Todes des Kirehenbeamten zum Bezuge von Witwengeld 
nicht berechtigt war, 150 M. für jedes Kind. 

$ 16. 

Der Gesamtbetrag des den Waisen eines Kirchenbeamten zu 
zahlenden Waisengeldes darf im Falle des $ 15 Ziffer 1, 400 M. 
im Falle des $ 15 Ziffer 2 und wenn beide Fälle zusammentreffen. 
600 M. nicht übersteigen. 


Be 
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Bei Anwendung dieser Beschränkung wird das Waisengeld 
verhältnismäßig gekürzt. 
$ 17. 


Weder die Waisengelder noch das Witwen- und Waisengeld 
zusammen dürfen den Betrag des Ruhegehalts übersteigen, zu 
welchem der Verstorbene berechtigt war oder berechtigt gewesen 
sein würde, wenn er am Tage des Todes in den Ruhestand ver- 
setzt worden wäre. 

Bei dem Ausscheiden eines Witwen- oder Waisengeldberech- 
tirten erhöht sich das Witwen- und Waisengeld der verbleibenden 
Berechtigten von dem nächstfolgenden Kalendervierteljahr an in- 
soweit, als sie sich noch nicht im vollen Genusse der ihnen nach 
8 15, 16 gebührenden Beträge befinden. 

Keinen Anspruch auf Witwen- und Waisengeld haben die 
Witwe und die hinterbliebenen Kinder eines Kirchenbeamten aus 
einer Ehe, welche erst nach dessen Versetzung in den Ruhestand 
geschlossen ist. 


8 18. 


Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waisengeldes 
erlischt: 
I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahres, 

1. in welchem er sich verheiratet oder stirbt; 

2. in welchem ihm der Anspruch wegen unwürdigen Wan- 
dels nach Anhörung des Kirehenvorstandes oder des Vertreters 
der sonstigen beteiligten Körperschaft durch das Konsistorium 
entzogen wird; bei nachhaltiger Besserung darf der entzogene 
Anspruch auf Antrag des Kirchenvorstandes oder des Vertreters 
der sonstigen beteiligten Körperschaft durch das Konsistorium 
wieder verliehen werden; 

II. für jede Waise außerdem mit Ablauf des Monats, in wel- 
chem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 
Ill. Gemeinschaftliche Bestimmungen über die Gewährung von 
Ruhegehalt und die Fürsorge für die Hinterbliebenen. 
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$ 19. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Ruhegehalts und des 
Ginadengeldes, sowie des Witwen- und Waisengeldes auf Grund 
dieses Gesetzes liegt dem für den Bereich der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein zu bildenden landes- 
kirchlichen Fonds für nichtgeistliche Kirchenbeamte ob. 


$ 20. 

Die Verwaltung des Fonds erfolgt durch das Konsistorium. 

Die von dem Konsistorium (vgl. $ 319) abgenommenen Rech- 
nungen über die Verwaltung des Fonds sind der Gesamtsynode 
mitzuteilen. 

S 21. 

Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird 
der Bedarf des Fonds nach dem Stande der am 1. Oktober des 
Vorjahres obliegenden Verpflichtungen unter Hinzuziehung der 
voraussichtlichen Verwaltungskosten berechnet. 

Einen etwaigen Mehrbedarf ist das Konsistorium aus der 
Gesamtsynodalkasse vorschußweise zu decken ermächtigt. 


8 22. 
Die Einnahmen des Fonds bestehen aus: 
1. den Sonderbeiträgen der Personalgemeinden ($& 23), 
2. den Nachzahlungsbeiträgen ($ 24). 
3. den Beiträgen der Gemeinden ($ 25 Abs. 1 und $ 26), 
4. dem Zuschuß aus der Gesamtsynodalkasse ($ 25 Absatz 2 
und $ 26), 
5. den Zinsen des Reservefonds ($ 25 Abs. 3 und $ 26). 


S 23. 

Von jedem gemäß Artikel I Abs. 5 Rechte auf Ruhegehalt 
gewährenden Amte eines Kirchenbeamten einer Personalgemeinde 
ist ein jährlicher Sonderbeitrag zum Fonds zu leisten, der auf 
drei vom Hundert des auf Hunderte von Mark nach unten ab- 
gerundeten, jeweiligen ruhegehaltsfähigen Diensteinkommens ($ 3) 
festgesetzt wird. Die Beiträge sind für jedes Kalendervierteljahr 
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an dessen erstem Tage fällig und portofrei an das Konsistorrum 
einzuzahlen. 
8 24. 

Kirehenbeamte, welche bei dem künftigen Eintritt in ein 
nach Artikel I Rechte auf Ruhegehalt gewährendes Amt bereits 
eine für die Berechnung ihres künftigen Dienstalters in Betracht 
kommende Dienstzeit haben ($$ 4 und 5), sind verpflichtet, für 
einen dieser Dienstzeit gleichkommenden Zeitraum Nachzahlungs- 
beiträge zu entrichen. Der Beitrag wird bemessen nach der Höhe 
des auf Hunderte von Mark nach unten abgerundeten Dienst- 
einkommens ($ 3), welches der Beamte zur Zeit seines Anschlusses 
an den Fonds bezieht, und beträgt bei einem Diensteinkommen 
unter 1500 M. ein Prozent, von 1500 bis 2000 M. ausschließlich 
eineinhalb Prozent, darüber hinaus zwei Prozent. 

Die Nachzahlungsbeiträge sind nach näherer Bestimmung des: 
Konsistoriums in halbjährlichen, am ersten Tage des Halbjahres 
fälligen Teilbeträgen in der Art portofrei einzuzahlen, daß der 
ganze Betrag längstens innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren 
und jährlich mindestens in der Höhe eines Jahresbeitrages (Abs. 1) 
zu entrichten ist. 

Die zur Zeit der Versetzung des Kirchenbeamten in den 
Ruhestand noch nicht geleisteten Nachzahlungen werden nach 
Ermessen des Konsistoriums bar oder durch Verrechnung auf das 
Ruhegehalt eingezogen. 

Im Falle des Todes des Beitragspflichtigen erstreckt sich der 
Anspruch des Fonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen 
Beträge. 

S 28. 

Von denjenigen Gemeinden, in welchen an den landeskirch- 
lichen Fonds angeschlossene Kirchenbeamtenstellen vorhanden sind, 
ist ein jährlicher Beitrag von drei Prozent an den Fonds zu leisten. 
Der Beitrag wird bemessen nach dem auf Hunderte von Mark 
nach unten abgerundeten Diensteinkommen ($ 3), welches am 
1. April eines jeden Jahres dem jeweiligen Inhaber der Stelle zu- 
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steht oder bei Nichtbesetzung der Stelle mindestens zustehen 
würde. Gehaltssteigungen, die nach dem 1. April im Laufe des 
Jahres zu erwarten sind, werden nicht mitgerechnet. 

Aus der Gesamtsynodalkasse wird alljährlich ein gleich hoher 
Zuschuß wie der nach Abs. 1 von den Gemeinden zusammen auf- 
zubringende Betrag an den Fonds abgeführt. 

Ueberschüsse des Fonds in den einzelnen Jahren sind zu 
einem Reservefonds anzusammeln. 


S 26. 

Haben in einem Rechnungsjahre die Einnahmen des Fonds 
nicht ausgereicht, um die Ausgaben des Fonds zu decken, so ist 
der Fehlbetrag im folgenden Jahre erforderlichenfalls durch er- 
höhte Beiträge der Gemeinden und entsprechend erhöhten Zu- 
schuß aus der Gesamtsynodalkasse zu decken. 

Die Erhöhung des Beitrags der Gemeinden erfolgt nur immer 
in vollen Prozentsätzen. Ueberschüsse, die hierdurch im einzelnen 
Jahre erzielt werden, fließen dem Reservefonds zu. 

Ob für ein Jahr mehr als drei Prozent an Beiträgen erhoben 
werden soll, wird vom Konsistorium beschlossen. 

Ueber die in jedem Jahre von den Gemeinden zu zahlenden 
Beiträge wird vom Konsistorium ein Verteilungsplan festgestellt. 

Soweit der hiernach den Kirchengemeinden obliegende 
Deckungsbeitrag die Höhe von fünf Prozent der Jahressumme des 
ruhegehaltsberechtigten Diensteinkommens übersteigen würde, ıst 
er auf die Gesamtsynodalkasse zu übernehmen. 


$ 27. 

Die in dem Verteilungsplan festgesetzten Beiträge werden 
von den Gemeinden in jährlichen Vorauszahlungen eingezogen. 

Nachträgliche Aenderungen des Verteilungsplanes werden bei 
der nächsten Verteilung berücksichtigt. 

Das Konsistorium ist ermächtigt, Kirchengemeinden im Falle 
ihrer Leistungsunfähigkeit eine Beihilfe aus der Gesamtsynodal- 
kasse zu gewähren. 
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$ 28. 

Die Entscheidung darüber, ob und welches Ruhegehalt den 
Kirchenbeamten bei der Versetzung in den Ruhestand, sowie 
darüber, ob und welches Gnaden- bzw. Witwen- und Waisengeld 
nach ihrem Tode den Hinterbliebenen auf Grund dieses Gesetzes 
zusteht, erfolgt durch das Konsistorium. 


$ 29. 

Gegen diese Entscheidung steht, abgesehen von den Fällen 
des $1 Abs. 3, und $2 Abs. 4, $S10 Abs. 2 und 3, $ 14 und 18 
Ziffer 2, den Kirchenbeamten bzw. deren Hinterbliebenen sowie 
der Kirchengemeinde die Beschreitung des Rechtsweges offen. 
Die Klage muß bei Verlust des Klagerechts innerhalb sechs Mo- 
naten nach Zustellung der Entscheidung des Konsistoriums er- 
hoben werden. 

Bis zur endgültigen Erledigung der Klage ist das Ruhegehalt 
bzw. das Gnaden-, Witwen- und Waisengeld nach Maßgabe der 
Festsetzungen des Konsistoriums an die Bezugsberechtigten vor- 
schußweise zu zahlen. 

Für die Ansprüche der Kirchenbeamten sind die auf Grund 
dieses Gesetzes erfolgten Festsetzungen über das Diensteinkommen 
der Stelle und die Dienstzeit maßgebend. 


8 30. 

Die Zahlung der Bezüge erfolgt vierteljährlich im voraus. 
Der Anspruch auf die Leistung des einzelnen Teilbetrages erlischt, 
wenn er während vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem der Teilbetrag fällig geworden ist, nicht abgehoben ist. 

An wen die Zahlung zu erfolgen hat, bestimmt das Konsi- 
storium. 


s 3ı. 

Die Mitglieder des Ausschusses der Gesamtsynode haben in 
der in $ 95 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
4. November 1876 bezeichneten Weise an den Entschließungen 
des Konsistoriunis teilzunehmen bei nachfolgenden Entscheidungen: 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIV. 2/3. 24 
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a) über die Anwendung dieses Gesetzes in den Fällen des 
Artikel I Abs. 4 und 5; 

b) über die Höhe des Ruhegehalts in den Fällen des $ | 
Abs. 3; 

e) über die Berechnung der Dienstzeit ım Falle des $ 5: 

d) über eine Beschlußfassung, dureh welche die Ueber- 
zeugung des Konsistoriums ausgesprochen wird, daß die Ehe- 
schleßung zu dem Zweck erfolgt sei, um der Witwe den Bezus 
des Witwengeldes zu verschaffen (3 14); 

e) über die Entziehung des Anspruchs auf Witwen- und 
Waisengeld wegen unwürdigen Wandels ($ 18); 

f) über die Wiederbewilligung des Anspruchs auf Witwen- 
und Waisengeld, wenn dieser dem Berechtigten wegen un- 
würdigen Wandels entzogen worden ist ($ 18); 

g) über Dechargierung der Reelnungen der landeskirch- 
‚lieben Fonds für nichtgeistliche Kirchenbeamte, Organisten und 
andere Kirchenbeamte ($ 20); 

h) über Erhöhung des Beitrages der Gemeinden über drei 
Prozent hinaus ($ 26 Abs. 3) und über Bewilligung vom Bei- 
bilfen (8 27 Abs. 3). 


IV. Uebergangsbestimmungen. 


$ 32. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes in einem Kirchenamte mit oder ohne 
Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde festangestellten 
Kirchenbeamten nur dann Anwendung, wenn sie dies innerhalb 
sechs Monaten beantragen und dabei gemäß $ 24 zur Uebernahne 
von Nachzahlungen für eine frühere Dienstzeit sich verpflichten. 
Die Frist läuft von dem Zeitpunkt an, mit welchem die Stelle 
ruhegehaltsberechtigt geworden ist. 

Innerhalb derselben Frist haben sie mit Zustimmung des 
Kirchenvorstandes die Genehmigung zur Anrechnung einer nach 
$ 5 anrechnungsfähigen Dienstzeit nachzusuchen. 
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Steht auf Grund besonderen Rechtstitels dem Kirchenbeamten 
ein Anspruch auf Ruhegehalt und seinen Hinterbliebenen ein 
Anspruch auf Witwen- oder Waisengeld gegenüber der Kirchen- 
gemeinde zu, so kann dieselbe in den Fällen des Abs. 1 und 2 
innerhalb der Frist des Abs. 1 beschließen, daß jene Bezüge auf 
die nach Maßgabe dieses Gesetzes zu gewährenden Beträge bis 
zur Höhe der letzteren anzurechnen sind. 


8 33. 
Hat ein Kirchenbeamter (Artikel I Abs. 1 bis 4) vor dem 


» Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes mindestens zehn Jahre ein 


Kirehenamt in derselben Kirchengemeinde bekleidet, so ist eine 
Kündigung nicht mehr zulässig. 

Für die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes 
nicht festangestellten Kirchenbeamten (Artikel 1 Abs. 1 bis 4) 
läuft die fünfjährige Frist des $ } vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ab. 

Soweit sie vor oder mit Ablauf dieser Frist die feste An- 
stellung erlangt haben, finden die Bestimmungen des $ 32 An- 
wendung. Die sechsmonastige Frist beginnt in diesem Falle mit 
dem Tage der festen Anstellung. 


8 94. 

Wird nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Organisten-, 
Kantoren- oder Küsterstelle ruhegehaltsberechtigt, so finden die 
Bestimmungen des 8 24 über die Nachzahlungspflicht und des 8 32 
Abe. 2 tiber die Berechmung der Dienstzeit sinngemäß Anwendung. 
Die Frist des $ 1 Abs. 5 läuft in diesem Falle von dem Zeitpunkt 
an, mit welchem die Stelle ruhegehaltsberechtigt geworden ist. 


8 35. 

Es bleibt den Kirchengemeinden bzw. den nach Maßgabe des 
Kirchengesetzes vom 3. Juni 1907 (Kirchliches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 38) gebildeten Verbänden unbenommen, aus ihren 
Mitteln den Kirchenbeamten ein höheres Ruhegehalt oder eine 
weitergehende Fürsorge für ihre Hinterbliebenen, bzw. eine Er- 

24* 
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leichterung der ihnen nach diesem Gesetze obliegenden Leistungen 
zu gewähren. 
Artikel II. 
Schlußbestimmungen. 

Alle diesem Kirchengesetz entgegenstehenden Bestimmungen 
werden aufgehoben. 

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Verfügungen 
werden von dem Konsistorium erlassen. 

Der Zeitpunkt, mit welehem dieses Gesetz in Kraft tritt, wird 
durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Die ın den vorstehend abgedruckten Gesetzen in Bezug ge- 
nommene Allerhöchste Verordnung lautet: 


Allerhöchste Verordnung über das Inkrafttreten von Kirchen- 
gesetzen für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz Schles- 
wig-Holstein. Vom 10. Mai 1913. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen usw., 
verordnen, daß die Kirchengesetze vom heutigen Tage, 

1. betreffend Abänderung der Ruhegehaltsordnung für die 
Geistlichen der evangelisch -lutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein vom 26. Maı 1909, 

2. betreffend die Sterbe- und Gnadenzeit in der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, 

3. betreffend das Ruhegehalt der nicht geistlichen Kirchen- 
beamten und die Fürsorge für ihre Hinterbliebenen in der 
evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein 
je am 1. Juli dieses Jahres in Kraft treten. 

II. Im Königreich Sachsen wurden 1913 zwei wichtige 
Kirchengesetze erlassen. 


1. Kirchengesetz, den Haushalt der evangelisch - lutherischen 
Kirchengemeinden betreffend. -Vom}10. Juli 1913. 
Die in Evangelicis beauftragten Staatsminister haben mit 
Zustimmung der evangelisch-Iutherischen Landessynode beschlossen 
und verordnen, was folgt: 
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8 ı. 


1. Das beim Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandene Stamm- 
vermögen der Kirchen, Kirchgemeinden, kirchlichen und geist- 
lichen Lehen, kirchlichen Stiftungen und Anstalten an Grund- 
stücken, Kapitalien und nutzbaren Rechten ist im Gesamtbestande 
unvermindert zu erhalten. Ausnahmen hiervon dürfen nur aus 
dringenden Gründen und vorbehältlich der staatlichen Aufsichts- 
rechte (Verfassungsurkunde $ 60) von dem Evangelisch-Iutherischen 
Landeskonsistorium bewilligt werden. 

2. Außerordentliche Einnahmen durch Vermächtnisse, Schen- 
kungen usw. wachsen, insoweit nicht andere stiftungs- oder 
schenkungsmäßige Bestimmungen getroffen sind, dem Stamm- 
vermögen zu. 

3. Die auf ein Kirchenvermögen bereits gewiesenen fest- 
bestimmten Ausgaben für Schulzwecke sollen auch fernerhin aus 
dem Kirchenvermögen bestritten werden, solange die oberste 
Kirchenbehörde nicht für nötig findet, es zu sicherer Erreichung 
seines eigentlichen Zweckes davon zu befreien. 

Letzteres kann jedoch, insoweit die Ausgabe seit unvordenk- 
licher Zeit gleichmäßig erfolgt ist, ohne Zustimmung der Be- 
teiligten nicht geschehen. 

$ 2. 

1. Zur Aufnahme von Kirchgemeindeschulden ist vorgängige 
Genehmigung der Kircheninspektion erforderlich, wenn die Schulden- 
vermehrung innerhalb Jahresfrist bei einer Seelenzahl unter 1000 
mehr als 300 M., bei größerer Seelenzahl mehr als 300 M. auf 
je 1000 Seelen beträgt. Dabei ist die durch die jeweilig letzte 
Volkszählung ermittelte Seelenzahl der Kirchgemeinde maßgebend. 

2. Jede Schuld der Kirchgemeinde ist zu tilgen. Die Art 
der Tilgung ist durch einen Tilgungsplan festzustellen, der der 
Genehmigung der Kircheninspektion, dafern aber ausnahmsweise 
weniger als jährlich 1?/, vom Hundert der Schuldsumme unter 
Hinzurechnung der Zinsersparmnis getilgt werden soll, der Ge- 
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nehmigung des Evangelisch-lutherischen Landeskonsistoriums be- 
darf. 

3. Wird die neue Schuld binnen Jahresfrist zurückgezahlt, 
so ist die Genehmigung der Kircheninspektion nicht erforderlich. 
83. 

(1) Die Kirchgemeinden haben gemäß ihrem Berufe (Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung $ 1) insbesondere die Aufgabe, 
unter Beobachtung der allgemeinen kirchlichen Vorschriften 

1. die zum Gottesdienste und zu sonstiger Kultusübung er- 
forderlichen Räume zu beschaffen, insbesondere die in der Parochie 
befindlichen Kirchen und sonstigen kirchlichen Anstalten, nament- 
lich auch die kirchlichen Gottesäcker zu unterhalten und, soweit 
erforderlich, zu erneuern und zu erweitern; 

2. die erforderlicken Stellen für Geistliche, sowie für Beamte 
und sonstige Bedienstete der Kirchgemeinde zu errichten und zu 
unterhalten, insbesondere mit angemessenem Einkommen an Gehalt 
und Wohnung oder Wohnungsentschädigung auszustatten, auch 
ım Bedarfsfalle Hilfskräfte zu unterhalten; 

3. alle sonstigen zur Erhaltung und Förderung des kirchlichen 
Lebens ın der Gemeinde, insbesondere auch den Zwecken christ- 
licher Nächstenliebe dienenden Einrichtungen zu treffen und zu 
unterhalten. 

Sie können es sich ferner zur Aufgabe machen: 4. auch 
außerhalb ihres eigenen Bereiches die Zwecke der christlichen 
Nächstenliebe, die Arbeiten zur Erhaltung und Ausbreitung des 
Evangeliums und sonstige allgemeine kirchliche Bestrebungen zu 
unterstützen. 

2. Der Aufwand, der durch die Erfüllung dieser Aufgabe, 
durch die Amtsführung der Geistlichen, Beamten und sonstigen 
Bediensteten der Kirchgemeinde, sowie durch die Amtsführung 
des Kirchenvorstandes erwächst, ist von der Kirchgemeinde durch 
Kirchensteuern aufzubringen, soweit er nicht von den kirchlichen 
Stiftungen (Aerarien, geistlichen Lehen, besonderen Stiftungsfonds) 
zu bestreiten ist oder durch die zur Kirchgemeindekasse fließen- 
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den Gebühren oder durch sonstige Einnahmen der Kirchgemeinde 
gedeckt oder vom Staate oder von anderer Seite getragen wird. 
Zur Bestreitung der laufenden Ausgaben ist ein angemessener 
Betrag verfügbar zu halten, der mindestens dem voraussichtlichen 
Bedarfe eines Monats entspricht. 


S 4. 

1. In vereinigten Kirchspielen, das heißt solchen, welche 
einen gemeinschaftlichen Geistlichen haben, ist bei Verteilung der 
Leistungen für alle Kirchenbedürfnisse unter die mehreren Kirch- 
gemeinden den etwa bestehenden Verträgen und rechtskräftigen 
Entscheidungen nachzugehen. 

2. Liegen aber solche Verträge oder Entscheidungen nicht 
vor und kommt eine Vereinbarung, welche die Aufsichtsbehörde 
zu versuchen hat, nicht zustande, so sind folgende Bestimmungen 
anzuwenden: 

3. Jede Kirchgemeinde hat ihre Kirche allein zu unterhalten 
und zum Bau der anderen nichts beizutragen. 

4. Die Wohn- und Wirtschaftsgebäude der für mehrere Kirchen 
vereinigter Kirchspiele angestellten Kirchendiener haben diejenigen 
Gemeinden, für deren Kireben sie angestellt sind, gemeinsehaftlich 
zu bauen und zu unterhalten. 

5. Liegen dem einen oder anderen Kirchendiener nur in einer 
dieser Kirchen Amtsverrichtungen ob, so fällt der Bau und die 
Unterhaltung der ihm angewiesenen Wohn- und Wirtschafts- 
gebäude auch nur der in diese Kirche gehörigen Gemeinde zur 
Last. 

6. Ebenso sind die Kosten der Anstellung und Unterhaltung 
der Kirchendiener nach Verschiedenheit ihrer Wirksamkeit für 
eine oder mehrere Kirchen und andere kirchliche Leistungen auf- 
zubringen. 

7. Ist ein Kirchendiener zugleich Lehrer und das Kirchspiel 
in mehrere Schulbezirke geteilt, so haben nur diejenigen Ein- 
gepfarrten, welche die Kirchschule benutzen, dessen Wohn- und 
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Wirtschaftsgebäude samt den dazu gehörigen Anlagen zu bauen 
und zu unterhalten. | 
$ 5. 

1. Alljährlich ist vom Kirchenvorstande über die Einnahmen 
und Ausgaben bei dem Kirchenvermögen, bei den mit diesem 
verbundenen Kassen und bei der Kirchengemeindekasse, sowie der 
Besoldungskasse ein Hausbaltplan (Voranschlag) aufzustellen. 

2. Die Voranschläge für das Kirchenvermögen und für die 
mit diesem verbundenen Kassen bedürfen der Genehmigung der 
Kircheninspektion. Ausgaben, welche den genehmigten Voran- 
schlag überschreiten, bedürfen, soweit die Ueberschreitung nicht 
aus bereits verfügbaren Kirchengemeindemitteln gedeckt wird, der 
vorgängigen besonderen Genehmigung der Kircheninspektion. In 
unvorhergesehenen dringlichen Fällen kann die Genehmigung aus- 
nahmsweise nachträglich eingeholt werden. 

3. Die Voranschläge der Kirchgemeindekassen und der Be- 
soldungskassen bedürfen der Genehmigung der Kircheninspektion 
nur, wenn zur Deckung des Bedarfes Kirchensteuern erhoben wer- 
den sollen. 

4. Ueberschüsse des Jahreshaushaltes gegenüber dem Vor- 
anschlage sind, soweit sie nicht das Betriebsvermögen der Kirch- 
gemeinde bilden oder zur außerordentlichen Schuldentilgung ver- 
wendet werden, anzusammeln und zinsbar anzulegen. Sie sind 
zur Bestreitung des Aufwandes für Errichtung und wesentliche 
Erneuerung kirchlicher oder geistlicher Gebäude, von Gottesäckern, 
Gemeindehäusern usw. und Erwerbung dazu nötigen Baulandes 
bestimmt. Doch können die Erträgnisse der Rücklage auch zu 
jährlichen laufenden Zahlungen für Verzinsung und Tilgung hierzu 
aufgenommener Darlehen mit verwendet werden. In der Regel 
sollen auch aus den laufenden Einnahmen jährliche Beiträge zur 
Verstärkung der Rücklage für kirchliche Bauten bestimmt werden. 

S 6. 

Unterläßt eine Kirchgemeinde die ihr obliegenden und im 

kirchlichen Interesse nötigen Leistungen und Einrichtungen, ins- 
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besondere die Beschaffung der dazu erforderlichen Mittel, so ist 
die Aufsichtsbehörde ermächtigt, sie dazu anzuhalten, nach Be- 
finden und wenn die deshalb erlassenen Verfügungen ohne Erfolg 
bleiben, das Nötige auf Kosten der Kirchgemeinde auszuführen. 
auch die erforderlichen Mittel als Ausgabe in den Haushaltsplan 
einzutragen und die Aufbringung derselben anzuordnen und voll- 
ziehen zu lassen. | 


8 7. 

Die Regelung des Kassen- und Rechnungswesens, insbeson- 
dere die Anstellung der hierzu etwa erforderlichen Beamten, er- 
folgt, soweit nicht allgemeine landeskirchliche Vorschriften ge- 
troffen sind, durch den Kirchenvorstand. 


$ 8. 

Die Vorschriften in $ 22 Abs. 4 bis 6 der Kirchenvorstands- 

und Synodalordnung werden aufgehoben. 
S 9. 

1. Dieses Kirchengesetz tritt mit der Verkündigung staats- 
gesetzlicher Genehmigung derjenigen Bestimmungen desselben, 
welche deren bedürfen, und gleichzeitig mit dem Kirchensteuer- 
gesetze in Kraft. 

2. Ueber seine Einführung in der Oberlausitz bleibt beson- 
dere Bekanntmachung vorbehalten. 

3. Das Evangelisch-lutherische Landeskonsistorium wird mit 
der Ausführung dieses Kirchengesetzes beauftragt. 


In Gemäßheit dieser letzten Bestimmung erging folgende 


Bekanntmachung wegen Einführung des Kirchengesetzes, den 
Haushalt der evangelisch-lutherischen Kirchgemeinden betreffend, 
vom 10. Juli 1913 in der Oberlausitz. Vom 11. Juli 1913. 


Das Kirehengesetz, den Haushalt der evangelisch-lutherischen 
Kirchgemeinden betreffend, vom 10. Juli 1913 (Ges.- u. Verordn.- 
Blatt vom Jahre 1913 S. 279) gelangt, nachdem die Provinzial- 
stände der Oberlausitz dazu ihre Zustimmung erteilt haben, gleich- 
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zeitig auch in der Oberlausitz zur Einführung, was gemäß dem 
Vorbehalt in $ 9 des Gesetzes hiermit bekannt gemacht wird. 
Dresden, den 11. Juli 1913. 
Evangelisch-lutherisches Landeskonsistorium 
D. Dibelius. 


2. Kirchensteuergesetz. Vom 11. Juli 1913. 


Einleitende Bestimmungen. 
$ 1. 

1. Die Kirchengemeinden sind berechtigt, zur Deckung ihres 
Bedarfes Besitzwechselabgabe, Einkommensteuer, Grundsteuer, 
sowie unter den Voraussetzungen des $ 16 Kopfsteuer zu er- 
heben. 

Ueber ihre Einführung und Ordnung ist innerhalb der durch 
die Reichs- und Landesgesetze gezogenen Grenzen zu beschließen. 

2. Kirehgemeinden im Sinne dieses Gesetzes sind die evan- 
gelisch-lutherischen Kirchgemeinden des Landes und die römisch- 
katholischen Kirchgemeinden der Oberlausitz sowie von Schirgis- 
walde. 

8 2. 

l. Die Kirchgemeinden dürfen von der Berechtigung des $ I 
nur insoweit Gebrauch machen, als ihre sonstigen Einnahmen. 
insbesondere aus dem Kirchenvermögen, an Gebühren, Staatsent- 
schädigungen usw., zur Deckung der Ausgaben einschließlich 
etwaiger Rücklagen nicht ausreichen. 

2. Der Steuerbedarf jeder Kirchgemeinde ist alljährlich durch 
den Haushaltplan (Voranschlag) festzustellen. Dieser bedarf, wena 
Kircheusteuern erhoben werden sollen, der Genehmigung durch 
die Kirchenaufsichtsbehörde ($ 33). Bei Beschlüssen, die die 
Kirchgemeinde außergewöhnlich belasten und nur unter Aufnahme 
einer Anleihe durchzuführen sind, ist die bürgerliche Gemeinde? 
vor Durchführung des Beschlusses zu hören. 

3. Die kirchlichen Vorschriften, die den Haushalt der Kirch- 
gemeinden, insbesondere die Heranziehung der Erträge des kıreh- 
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lichen Vermögens zu den laufenden Ausgaben, die Belastung des 
Haushaltes mit Schuldzinsen und Schuldentilgung, sowie das Recht 
der Kirchenaufsichtsbehörden zur zwangsweisen Durchführung des 
Haushaltsplanes regeln, bedürfen der staatlichen Genehmigung, 
soweit sie nicht bloß Ausführung- oder Ordnungsvorschriften sind. 


Ss 3. 

Andere Befreiungen von Kirchensteuern, als die in diesem 
Gesetze oder in anderen Gesetzen oder Staatsverträgen geordneten, 
finden nicht statt und können weder durch Verjährung entstehen, 
noch auf Grund eines anderen Rechtstitels erworben werden. 

84. 

1. Der König und die Königin, ingleiehen die Königlichen 
Witwen sind für ihre Person und abgesehen vom Grundbesitze 
von Kirehensteuern befreit. 

2. Befreiung von Kirchensteuern steht überdies den staat- 
lichen Grundstücken und Gebäuden zu, die auf Grund von $ 17 
der Verfassungsurkunde dem Könige zur freien Benutzung über- 
lassen sind, sowie den zum Königlichen Hausfideikommiß gehöri- 
gen, aus der Zivilliste erworbenen Gebäuden und Grundstücken. 

$ 9. 

Für die Besteuerung der Militärpersonen, der ehemaligen 
Milit&rpersonen und der Hinterbliebenen beider bewendet es bei 
den bestehenden reichs- und landesgesetzlichen Vorschriften, so- 
weit nicht in & 9, 1c etwas anderes bestimmt ist. 


1. Abschnitt. 
Von den einzelnen Steuerarten. 


A. Besitzwechselabgabe. 


8 6. 
1. Kirchliche Besitzwechselabgabe kann bei dem Wechsel des 
Eigentümers eines Grundstückes und bei dem Wechsel des In- 
habers einer veräußerlichen Berechtigung, für die ein Grundbuch- 
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blatt angelegt ist oder angelegt werden kann, erhoben werden. 
Sie darf, unter Hinzurechnung der Abgabe an die bürgerliche und 
an die Schuliemeinde, nicht mehr als 2°/, des Wertes betragen. 
Wird diese Grenze überschritten und beträgt die Abgabe an die 
Kirchgemeinde mehr als °/s °/, des Wertes, so ist sie entsprechend. 
wenn nötig, bis auf diesen Betrag herabzusetzen. 

2. 88,1, 3 und 4 des Gemeindesteuergesetzes gilt ent- 
sprechend. 

7. 

1. Von der kirchlichen Besitzwechselabgabe sind befreit: 

a) natürliche Personen, die nicht dem Bekenntnisse der Kırch- 
wemeinde angehören und als Mitglieder einer anderen Kirche oıler 
RReligionsgemeinschaft, die im Königreiche Sachsen durch das 
Gesetz das Recht zur Erhebung öffentlicher Steuern erhalten hat, 
von dieser zur Besitzwechselabgabe herangezogen werden. 

Ist eine Mehrheit natürlicher Personen beitragspflichtig und 
befinden sich darunter solche, die nach der vorstehenden Bestin- 
mung von der Besitzwechselabgabe befreit sind, so bleibt der Teil 
der Abgabe unerhoben, der auf die befreiten Personen nach ihren 
Anteilen am Eigentum oder an der Berechtigung entfällt. In 
Zweifelsfällen oder wenn ein Rechtsverhältnis zur gesamten Hanl 
besteht, bleiben die auf die befreiten Personen entfallenden Kort- 
teile unerhoben; 

b) solche juristische Personen und Personenvereine, die un- 
mittelbar den religiösen Zwecken eines anderen Bekenntnisses als 
desjenigen der Kirchgemeinde dienen oder, was die Personen- 
vereine betrifft, sich satzungsgemäß nur aus Mitgliedern eine: 
anderen Bekenntnisses als desjenigen der Kirchgemeinde zusan- 
mensetzen und ausschließlich die Unterstützung der Angehörigen 
des Bekenntnisses der Vereinsmitglieder bezwecken. 

2. Ueberdies gelten die Bestimmungen in $$ 10 bis 12 dr. 
Gemeindesteuergesetzes. 


"n 


„nm 
-...' 
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B. Einkommensteuer. 
S 8. 
1. Beitragspfliehtig zur kirchlichen Einkommensteuer sind: 
a) alle dem Bekenntnisse der Kirchgemeinde angehörigen 
natürlichen Personen, die im Kirchgemeindebezirke ihren Wohn- 


». sıtz haben oder ein Grundstück besitzen oder ein Gewerbe be- 


treiben; 
b) die in $ 23, 3 bis 5 des Gemeindesteuergesetzes genann- 


.. ten juristischen Personen, Personenvereine und Vermögensmassen, 


1" 


sowie der sächsische Staatsfiskus in dem dort bestimmten Um- 
fange. 

2. Die $$ 24, 29 und 30 des Gemeindesteuergesetzes gelten 
entsprechend. 

$ 9. 

l. Von der kirchlichen Einkonimensteuer sind befreit: 

a) solche juristische Personen, Personenvereine und Vermö- 
gensmassen, die unmittelbar den religiösen Zwecken eines anderen 
Bekenntnisses als desjenigen der Kirchgemeinde dienen oder, was 


““ die Personenvereine betrifft, sich satzungsgemäß nur aus Mit- 
-"" gliedern eines anderen Bekenntnisses als desjenigen der Kirch- 


gemeinde zusammensetzen und ausschließlich die Unterstützung 
der Angehörigen des Bekenntnisses der Vereinsmitglieder be- 
zwecken; 

b) die vor dem 1. April 1892 angestellten Geistlichen und 
Lehrer, soweit sie nicht nach diesem Zeitpunkte in eine andere 
Stelle übergegangen sind oder Gehaltszulagen angenommen haben: 

c) die sämtlichen ın $ 38 unter A und C des Reichsmilitär- 
gesetzes vom 2. Mai 1874 (Reichsgesetzblatt S. 45) erwähnten, 
zum aktiven Heere gehörenden Personen, wenn sie Mitglieder 
einer selbständigen Militärgemeinde sind, oder wenn einer Parochie 
ihres Standortes für Benützung der kirchlichen Anstalten oder 
für Wahrnehmung der Militärseelsorge Abfindung seitens der 
Militärverwaltung gewährt wird. Diese Befreiung gilt auch für 
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die Ehefrauen und Kinder der vorerwähnten Heeresangehörigen. 
soweit sie mit letzteren ın häuslicher Gemeinsehaft leben, erstreckt 
sich aber nicht auf Einkommen aus Grundbesitz und Gewerbe- 
betrieb; 

d) die bürgerlichen und die Schulgemeinden, die mit der 
Kirchgemeinde ganz oder teilweise zusammenfallen, sowie Kirch-, 
Geistlichen und Schullehen. 

2. Weiter gelten die im Gemeindesteuergesetze in $$ 20, & 
b bis e, 26a, c und d und 27a bestimmten Befreiungen, und 
zwar die in $S 20 und 25b und c erwähnten allenthalben, soweit 
es sich nicht um Einkommen aus Grundbesitz und Gewerbebetrieb 
innerhalb des Kirchgemeindebezirkes handelt. Auch unterliegt 
der kirchlichen Einkommensteuer micht das Einkommen aus Grund- 
stücken, soweit diese nach $ 13 von der kirchlichen Grundsteuer 
befreit sind. 

3. Insoweit festes Diensteinkommen nur zu */, zur kirchlichen 
Emkommensteuer herangezogen wird, bewendet es hierbei, so lange 
nicht in der Kirchensteuerordnung ($ 17) etwas anderes be- 
stimmt ist. 


$ 10. 


Die Gemeinden sind berechtigt, bis zu 85°/, des kirchlichen 
Steuerbedarfes durch Erhebung von Einkommensteuer zu decken. 


8 11. 


Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei Heranziehung 
zur kirchlichen Einkommensteuer in Sachsen und einem anderen 
deutschen Bundesstaate ist das Ministerium des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts ermächtigt, nach Gehör der obersten Kirchen- 
bekörde ım Einvernehmen mit dem Finanzmmisterium Verein- 
berungen zu treffen und Anordnungen zu erlassen, durch welche 
dae Steuerpflicht unter Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitig- 
keit aueh abweichend von den in Sachsen oder in einzelnen Ge- 
meinde geltenden Vorschriften geregelt wird. 
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©. Grundsteuer. 
$ 12. 

Der kirchlichen Grundsteuer unterliegen die in der Parochie 
belegenen bebauten und unbebauten Grundstücke, sowie veräußer- 
hehe Berechtigungen, für die ein Grundbuchblatt angelegt ist 
oder angelegt werden kann, mit Ausnahme der verliehenen Berg- 
baurechte, der Kohlenbergbaureehte und Abbaurechte. 

1. Von der kirchlichen Grundsteuer sind befreit: 

a) die in $ 49, 1 des Gemeindesteuergesetzes unter e und d 
bezeichneten Grundstücke, und zwar die unter c erwähnten ohne 
die in $ 49, 2 desselben angeführte Beschränkung. 

b) Grundstücke im Eigentume natürlicher Personen, die nicht 
dem Bekenntnisse der Kirehgemeinde angehören, jedoch Mitglie- 
der emer Kirche oder Religionsgemeinschaft sind, die im König- 
reiche Sachsen durch Gesetz das Recht zur Erhebung öffentlicher 
Steuern erhalten hat und diese Grandstücke ihrerseits ihrerseits 
zur Grundsteuer heranzieht. Die Vorsehrift in 8 7, 1a Abs. 2 


‚ ist anzuwenden; 


c). Grundstücke ım Bigentume der ın $ 7, Ib genannten 
juristischen Personen und Personenvereine; 

4) Kireben, Schulen und’ zu Dienstwohnungen von Geistlichen 
und Lehrern, sowie zum unmittelbaren Gebrauehe milder Stiftun- 
gen bestimmte Gebäude (einschließlich der Arrmenhäuser), allent- 
halben nebst Zubehör; 

e) Grundstücke und Gebäude, die im Eigentum der bürger- 


‘ liehen oder der Schulgemeinde oder milder Stiftungen stehen und 


TRENNT 


ößentlichen oder gemeinnützigen Zwecken gewidmet sind. Diese 
Bestimmung ist auf: Grundstücke, die sich im. Eigentume von 
Verbänden der genannten Gemeinden oder von Kirchgemeinde- 
verbänden befinden, entspreehend anzuwenden; 

f), Grundstücke, die eine inzwischen nicht wieder erloschene 
Befreiung von Kirchensteuern durch ausdrücklichen Vertrag oder 
rechtskräftige Entscheidung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlangt haben, soweit nicht Vertrag und Entscheidung eine bloße 
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Anerkennung des Herkonmens oder früherer gesetzlicher Befrei- 
ung darstellen. Die Kirchgemeinden bleiben zur einseitigen Ab- 
lösung dieser Befreiung berechtigt; 

g) Grundstücke und Gebäude, die unmittelbar öffentlichen 
Zwecken des Staates dienen, soweit sie von der Grundsteuer der 
bürgerlichen Gemeinde befreit sind, ingleichen Grundstücke und 
Gebäude der Kirchen-, Geistlichen- und Schullehen ; 

h) Staatswaldungen einschließlich der dazu gehörigen Nicht- 
holzbodenflächen. Den Staatswaldungen sind diejenigen der Uni- 
versität und der Landesschule Grimma gleich zu achten. 

2. $ 50 des Gemeindesteuergesetzes gilt entsprechend. 

$ 14. 

1. Die Befreiung in $ 13h erstreckt sich nicht: 

a) auf Waldgrundstücke, die zu einem Kammergute gehören: 

b) auf Grundstücke, die erst nach dem Inkrafttreten dieses 
Giesetzes Bestandteile von Staatswaldungen werden, es sei denn. 
daß sie bis zu ihrer Hinzuschlagung zum Staatsforstbesitze von 
der Kirchengrundsteuer befreit waren; 

ec) auf Grundstücke, die zur Zeit des Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bereits kirchensteuerpflichtig waren; 

d) auf Gebäude, die auf befreiten Grundstücken errichtet 
sind, samt dem etwa zum Dienstgenusse der Bewohner dieser 
Häuser bestimmten Grund und Boden. 

2) Die unter 1d bezeichneten Gebäude samt Zubehör sind. 
soweit dies noch nicht geschehen, einem benachbarten Kirchge- 
meindebezirke zuzuweisen. 

3) Für Grundstücke der unter 1b und e erwähnten Art, die 
nicht mehr zu dem Bezirke einer bürgerlichen Gemeinde gehören. 
kann zwischen dem Staatsfiskus und der Kirchgemeindevertretung 
gänzliche Befreiung von Kirchensteuern gegen Gewährung einer 
Abfindungssumme vereinbart werden, die dem unvermindert zu 
erhaltenden Stammvermögen der Kirchgemeinde zuzuschlagen ist. 
Die Vereinbarung bedarf der schriftlichen Form und der Genelı- 
migung der obersten Kirchenbehörde. 
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| $ 15. 

1. Von dem nach $ 10 durch andere Steuern als die Ein- 
kommensteuer zu deckenden Bedarfe ist mindestens die Hälfte 
ım Wege der Grundsteuer aufzubringen. 

2. Wird keine kirchliche Einkommensteuer erhoben, so sind 
mindestens 30°/, des gesamten Steuerbedarfes durch die Grund- 
steuer zu decken. | 


D. Kopfsteuer. 
S 16. 


1. Insoweit in zusammengesetzten Kirchgemeinden mit ein- 
heitlicher Steuererhebung (vgl. $ 19, 1a) Kopfsteuer erhoben 
wird, kann es hierbei, dafern die Gesamteinkommen unter 400 M. 
von der kirchlichen Einkommensteuer freigelassen werden, bis 
mit Ende des Jahres 1918 bewenden. Von diesem Zeitpunkt 
ab ist die Erhebung von Kopfsteuern in zusammengesetzten 
Kirchgemeinden mit einheitlicher Steuererhebung nicht mehr zu- 
lässig. 

2. Insoweit in den übrigen Kirchgemeinden (vgl. $$ 19. 1b, 
20, 2 und 3 und 21) die Deckung des Steuerbedarfes mit durch 
Kopfsteuer erfolgt, kann es hierbei bewenden, so lange auch in 
der bürgerlichen Gemeinde Kopfsteuer erhoben wird. 

3. Die Kirchenaufsichtsbehörde kann jederzeit Kopfsteuer 
zur Beseitigung einer unverhältnismäßigen Belastung einzelner 
Klassen von Steuerpflichtigen herabsetzen und im Falle unter 1 
auch aufheben. Gegen die Anordnung, durch welche Herabsetzung 
oder Aufhebung angeordnet wird, ist Rekurs an die oberste 
Kirchenbehörde zulässig, die endgültig entscheidet. 

4. Personen, die von der kirchlichen Einkommensteuer be- 
freit sind, können auch nicht zur kirchlichen Kopfsteuer heran- 
gezogen werden. 
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II. Abschnitt. 
Von den Steuerberechtigten. 


A. Steuerverordnungen. 
$ 17. 


1. Die Beschlußfassung über die Regelung der Kirchensteuern 
steht den Vertretungen der zur Kirchgemeinde gehörigen bürger- 
lichen Gemeinden naeh Gehör der Kirchengemeindevertretung zu. 
Die Beschlüsse sind in die Form einer Steuerordnung oder eines 
Nachtrages dazu zu bringen und bedürfen der Genehmigung der 
Kirchenaufsichtsbehörde. Bezüglich der Besitzwechselabgabe steht 
die Genehmigung der Kirchensteuerordnung der obersten Kirchen- 
behörde zu. Die Genehmigung kann auch auf Widerruf oder auf 
Zeit erteilt werden. 

2. Wird die Genehmigung der Kirchensteuerordnung von der 
Kirchenaufsichtsbehörde versagt oder nur auf Widerruf oder Zeit 
erteilt, so entscheidet auf Rekurs die oberste Kirchenbehörde end- 
gültig. 


B. Zusammengesetzte Kirchgemeinden. 
$ 18. 


1. Zusammengesetzte Kirchgemeinden im Sinne dieses Ge- 
setzes sind solche, deren Bezirk sich über die Bezirke mindestens 
zweier bürgerlicher Gemeinden erstreckt. 

2. Gehören zu einer Kirchgemeinde Teile einer bürgerlichen 
Gemeinde, für die durch kirchliches Ortsgesetz keine besondere 
Vertretung im Kirchenvorstande vorgesehen ist, so sind diese in 
Ansehung des Kirchensteuerwesens nit dem Bezirke einer benach- 
barten bürgerlichen Gemeinde, die zum Kirchengemeindebezirke 
gehört, zu vereinigen und gelten nicht als Bestandteile der Kırch- 
gemeinde im Sinne der Bestimmung unter 1, sowie der $$ 19 und 
20, 2 und 3. Die Vereinigung ist in der Kirchensteuerordnung 
zu regeln. Würde die kirchliche Steuerordnung für den Teil einer 
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bürgerlichen Gemeinde, der im Kirchenvorstande keine besondere 
Vertretung hat, besondere Härten enthalten, so kann die Kirchen- 
aufsichtsbehörde die Genehmigung der kirchlichen Steuerordnung 
widerrufen. 


8 19. 


1. In den Steuerordnungen für zusammengesetzte Kirchge- 
meindebezirke kann | 

a) entweder das Aufbringen für die ganze Kirchgemeinde ein- 
heitlich geordnet, oder | 

b) ein Maßstab, nach dem dieser Bedarf auf die einzelnen 
Bestandteile der Kirchgemeinde zu verteilen ist, festgesetzt wer- 
den. 

2. Auf Antrag der Vertretung einer bürgerlichen Gemeinde 
kann, dafern die nach 1a und b getroffenen Bestimmungen infolge 
Veränderung der örtlichen Verhältnisse einen oder mehrere Be- 
standteile des Kirchgemeindebezirkes erheblich benachteiligen, die 
Kirchenaufsichtsbehörde die Genehmigung der Kirchensteuerord- 
nung widerrufen, auch wenn der Widerruf nicht ausdrücklich 
vorbehalten war. Gegen den Widerruf ist Rekurs an die oberste 
Kirchenbehörde zulässig, die endgültig entscheidet. 


8 20. 

1. Im Falle des $ 19, 1a gelten die Bestimmungen der 
85 14 bis 18, 24, 28, 31 bis 44 und 51 bis 53 des Gemeinde- 
steuergesetzes für die kirchliche Einkommensteuer und die kirch- 
liche Grundsteuer entsprechend. Abweichungen vom Staatssteuer- 
tarife im Sinne von $ 33, 2 des Gemeindesteuergesetzes bedürfen 
der Genehmigung der obersten Kirchenbehörde. 

2. Besteht keine Regelung nach $ 19, 1a oder b, so ist der 
gesamte Steuerbedarf auf die einzelnen Bestandteile der Kirchge- 
meinde je zu einem Drittel nach der Zahl der über 14 Jahre alten 
Einwohner des Bekenntnisses der Kirchgemeinde, den Staatsgrund- 
steuern der kirchensteuerpflichtigen Grundstücke und dem bei Er- 
hebung kirchlicher Einkommensteuer zu berücksichtigenden Auf- 

25 * 
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kommen der Staatseinkommensteuer umzulegen. Doch kann auf 
Antrag der Vertretung einer bürgerlichen Gemeinde, dafern dieser 
Verteilungsmaßstab einen oder mehrere Bestandteile des Kirch- 
gemeindebezirkes erheblich benachteiligt, die Kirchenaufsichts- 
behörde entweder einen anderen Verteilungsmaßstab vorschreiben 
oder das Aufbringen für die ganze Kirchgemeinde einheitlich 
ordnen. Gegen die Entschließung der Kirchenaufsichtsbehörde 
auf einen derartigen Antrag ist Rekurs an die oberste Kirchen- 
behörde zulässig, die endgültig entscheidet. 

3. Bei Verteilung des Steuerbedarfes auf die einzelnen Be- 
standteile der Kirchgemeinde (vgl. $ 19, 1b und den vorstelien- 
den Absatz) gelten für die Aufbringung der Bedarfsanteile in den 
einzelnen Bestandteilen der Kirchgemeinde die Vorschriften des 
S 21. 


C. Sonstige Kirchgemeinden. 
S 21. 

1. Für Kirchgemeinden, die als zusammengesetzte im Sinne 
von $ 18 nicht anzusehen sind, ist in der Kirchensteuerordnung 
die Höhe der etwaigen Besitzwechselabgabe zu bestimmen (vgl. 
8 6, 1). 

2. Im übrigen sind die Kirchensteuern — unbeschadet der 
Vorsehriften in $8 7, 9, 10, 13, 15 und 16, 4 — nach den gesetz- 
lichen und örtlichen Bestimmungen aufzubringen, die für die Be- 
sitzwechselabgabe, die Einkommensteuer, die Grundsteuer und — 
unter der Voraussetzung des $ 16,2 — auch die Kopfsteuer der 
bürgerlichen Gemeinde gelten. Dabei sind Abweichungen von 
den örtlichen Bestimmungen in folgenden Punkten zulässig: 

a) Ist in der Steuerordnung der bürgerlichen Gemeinde das 
Aufkommen der Grundsteuer zu dem Aufkommen der Einkommen- 
steuer oder sonstiger Steuern in ein bestimmtes Verhältnis ge- 
bracht, so kann in der Kirehensteuerordnung das Verhältnis des 
Aufkommens der kirchlichen Grundsteuer zu dem der Einkommen- 
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steuer und etwaiger Kopfsteuer anders als in der Steuerordnung 
der bürgerlichen Gemeinde, festgesetzt werden. 

b) Ist nach der Steuerordnung der bürgerlichen Gemeinde die 
Grundsteuer unabhängig von dem Aufkommen der übrigen Steuern 
nach festen Sätzen zu erheben, so können in der Kirchensteuer- 
ordnung die Steuersätze für die Grundsteuer der Kirchgemeinde 
abweichend von der Steuerordnung der bürgerlichen Gemeinde be- 
stimmt werden. 

D. Rittergüter. 
$ 22. 

1. Die Besitzer der Rittergüter haben zu den Kirchenlasten 
der Kirchgemeinde, zu der das Rittergut gehört, so viel beizu- 
tragen, als sich bei Umlegung des Bedarfes zur Hälfte nach der 
Kopfzahl der über 14 Jahre alten Personen, zur anderen Hälfte 
auf den beitragspflichtigen Grundbesitz nach Maßgabe der Staats- 
grundsteuer ergibt. 

2. Zu demjenigen Teile des Aufwandes, der nach der Kopf- 
zahl beizubringen ist, hat der Rittergutsbesitzer nur für sich und 
seine Familienangehörigen, soweit sie auf dem Rittergute wohnen, 
beizutragen. Unter Familienangehörigen sind nur die Ehegatten 
und die unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder zu verstehen. 
Die übrigen Bewohner der Rittergutsgebäude werden zur Kopf- 
zahl des Gemeindebezirkes gerechnet und sind wie die im Ge- 
meindebezirke wohnenden Kirchensteuerpflichtigen beitragspflichtig. 

3. Vereinbarungen mit den Vertretungen der beteiligten bür- 
«erlichen Gemeinden über einen anderweiten Verteilungsmaßstab 
oder einen Anschluß an die Kirchensteuerordnung — sei es hin- 
sichtlich der Besitzwechselabgabe, sei es überhaupt — sind zu- 
lässig. Sie bedürfen der schriftlichen Form, sowie der Genehmi- 
gung der Kirchenaufsichtsbehörde und können so geschlossen 
werden, daß sie auch Nachbesitzer binden. Wird die Genehmi- 
gung von der Kirchenaufsichtsbehörde versagt, so entscheidet auf 
Rekurs sämtlicher Beteiligter die oberste Kirchenbehörde end- 
gültig. 
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$ 23. 

l. Die Beitragspflicht für die einzelnen Bestandteile des 
Rittergutes ist während der ersten fünf Jahre nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in der Parochie, in die der Rittergutshof 
eingepfarrt ist, nach Ablauf dieses Zeitraumes jedoch in der 
Parochie zu erfüllen, in der die Bestandteile liegen. 

2. Gehören zu den Rittergütern vormals nicht steuerfreie 
Grundstücke, so sind die letzteren ebenso zur Beitragsleistung 
heranzuziehen, wie die Grundstücke der im Gemeindebezirke woh- 
nenden Kirchensteuerpflichtigen. 

3. Völlige oder teilweise Befreiungen, die Rittergütern vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Vertrag oder rechtskräf- 
tige Entscheidung zugestanden worden sind, bleiben aufrecht er- 
halten, insoweit nicht Vertrag und Entscheidung eine bloße An- 
erkennung des Herkommens oder früherer gesetzlicher Befreiung 
darstellen. 


8 24. 


1. Die Vorschriften in $$ 22 und 23 gelten für Rittergüter. 
die einen selbständigen Gutsbezirk bilden. 

2. Den Rittergütern sind auch alle anderen, mit Rittergut:- 
eigenschaft nicht versehenen Güter, insofern sie zu der Kirchge- 
meinde in gleichem Verhältnisse wie jene stehen, sowie die 
Kammergüter gleich zu achten. Die Bestimmung in $ 23, 2 ıst 
entsprechend anzuwenden. 

3. Insoweit Rittergüter sich der Besitzwechselabgabenordnung 
der Kirchgemeinde, zu der sie gehören, nicht angeschlossen haben, 
bleibt bei Feststellung ihres Anteiles an dem durch Kirchensteuern 
zu deckenden Bedarfe der Ertrag der Besitzwechselabgabe unbe- 
rücksichtigt. 

4. Soweit Güter der unter 1 und 2 erwähnten Art nach den 
$S$ 13, 1 h und 14 von der kirchlichen Grundsteuer befreit sind, 
können sie auch nicht zu Steuern nach $$ 22 und 23 herange- 
zogen werden. 
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E. Minderheitskirchgemeinden. 


S 25. 

1. Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auch auf die Deckung 
dieses Bedarfes der Minderheitskirchgemeinden der Oberlausitz, 
sowie von Schirgiswalde anzuwenden. Beitragspflichtig sind, so- 
weit ın Abs. 2 nicht etwas anderes bestimmt ist, nur die Mit- 
glieder der Minderheitskirchgemeinden und ihre Grundstücke. 

2. Wo die Angehörigen der konfessionellen Minderheit eines 
Ortes einer Nachbarparochie ihres Bekenntnisses zugewiesen wor- 
den sind, sind sie in dieser beitragspflichtig, so lange diese Zu- 
weisung dauert. 


F. Katholische Kirchen der Erblande. 


$ 26. 

1. Der Bedarf für die katholischen Kirchen der Erblande, so- 
weit solcher nicht aus deren eigenem Vermögen oder aus Zu- 
flüssen und Fonds, die für sie bestimmt sind, gedeckt werden 
kann oder nicht aus der Staatskasse bestritten wird, ist von den 
römisch-katholischen Glaubensgenossen in den Erblanden aufzu- 
bringen. 

2. Die Aufbringung der Steuerbeträge hat nach dem Maß- 
stabe der Staatseinkommensteuer und der Staatsgrundsteuer zu 
erfolgen. Auch kann die Erhebung von Besitzwechselabgaben vor- 
geschrieben werden. 

3. Die näheren Vorschriften hierüber, insbesondere über Be- 
freiung von der Beitragspflicht und über die Erhebung der Kirchen- 
steuer, werden soweit möglich im Anschlusse an die übrigen 
Vorschriften dieses Gesetzes vom Ministerium des Kultus und’ 
öffentlichen Unterrichts durch Verordnung getroffen. 


G. Steuererhebung. 


& 27. T 
1. Die Erhebung der Kirchensteuern — Aufzeichnung der 
Steuerpflichtigen (Kataster, Heberegister), Veranlagung, Ausschrei- 
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bung, Vereinnahmung und Einleitung der Zwangsvollstreckung 
wegen der Steuerrückstände — erfolgt durch die in 8 63 des Ge 
meindesteuergesetzes bestimmten Organe der bürgerlichen Ge 
meinde. 

2. Die hiemit verbundenen Mühewaltungen sind den bürger- 
lichen Gemeinden von den Kirchgemeinden mit fünf vom Hundert 
des Isteinganges der Steuer zu vergüten, soweit die bürgerlichen 
Gemeinden nicht darauf verzichten. 

3. Gehört eine bürgerliche Gemeinde einer Mehrheits- und 
einer Minderheitskirchgemeinde an, so darf sie auf die Gebühr 
nur in gleichem Maße für beide Kirchgemeinden verzichten. 

4. Die Steuerbeträge der Rittergüter sind in die Kirchge- 
meindekasse unmittelbar abzuführen, sofern nicht in einer Ver- 
einbarung nach $ 22, 3 etwas anderes bestimmt ist. 

5. Die Vorschrift in $ 64 des Gemeindesteuergesetzes gilt 
auch für die Kirchensteuern. 

6. Vereinbarungen nach $ 62, 1 Satz 1 des Gemeindesteuer- 
gesetzes können mit Zustimmung der Kirchgemeindevertretung 
und Genehmigung der Kirchenaufsichtsbehörde auch auf die Kır- 
chensteuern erstreckt werden. Die Vorschrift in $ 62, 3 des 
Gemeindesteuergesetzes gilt entsprechend. 


TII. Abschnitt. 


Von den Steuerpflichtigen. 


8 28. 


1. Bezüglich des Beginnes und Endes der Steuerpflicht gelten 
die Vorschriften in $ 65 des Gemeindesteuergesetzes. 

2. Bestehen im Bezirke einer bürgerlichen Gemeinde mehrere 
Kirchgemeinden desselben Bekenntnisses, so sind juristische Per- 
sonen, die am Orte ihren Sitz haben, ohne daß ein bestimmter 
Kirchgemeindebezirk als Sitz bezeichnet werden kann, zur kirch- 
lichen Einkommensteuer in der Kirchgemeinde heranzuziehen. 
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innerhalb deren sich der Hauptsitz der Gemeindeverwaltung be- 
findet. 

3. Auch kann in der Kirchenstenerordnung solcher bürger- 
lichen Gemeinden bestimmt werden, daß ein Beitragspflichtiger, 
der zur kirchlichen Einkommensteuer für einen bestimmten Kirchen- 
gemeindebezirk veranlagt worden ist, für das Jahr, auf das die 
Veranlagung erfolgt ist, nur in diesem Bezirke beitragspflichtig 
bleibt, auch wenn er in einen anderen Kirchgemeindebezirk am 
Orte verzieht. 


8 29. 


1. Bezüglich der Rechtsmittel gegen die Heranziehung zu 
Kirchensteuern, der Zuständigkeit und des Verfahrens dabeı gelten 
die Vorschriften der $$ 66 bis 72 und 83 des Gemeindesteuer- 
gesetzes. 

2. Wenn im Rechtsmittelverfabren die Befreiung von der 
Kirchensteuer aus Gründen gefordert wird, die nicht auch die 
Befreiung von der Gemeindesteuer rechtfertigen würden, so ist 
vor der Entscheidung über den Einspruch wie über den Rekurs 
die Kirchgemeindevertretung zu hören. Wird solchenfalls in der 
Entscheidung über den Einspruch entgegen dem Willen der Kirch- 
gemeindevertretung das Rechtsmittel ganz oder teilweise beachtet, 
so ist die Entscheidung auch der Kirchgemeindevertretung zuzu- 
stellen, der dagegen das Rechtsmittel des Rekurses offen steht. 

3. Die Rekursentscheidung ist, wenn das Rechtsmittel des 
Beitragspflichtigen ganz oder teilweise beachtet wird, der Kirch- 
gemeindevertretung in jedem Falle zuzustellen. 

4. Soweit Rittergüter ihre Beiträge in die Kirchgemeindekasse 
unmittelbar abführen ($ 27, 4), entscheidet bei Streitigkeiten die 
Kirchenaufsichtsbehörde und auf Rekurs gegen deren Entschei- 
dung die oberste Kirchenbehörde. Gegen die Entscheidung der 
obersten Kirchenbehörde findet Anfechtungsklage nach dem Gesetze 
über die Verwaltungsrechtspflege vom 19. Juli 1900 (Ges.- u. 
Verordn.-Blatt S. 486 ff.) statt. 
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$ 30. 
Die zwangsweise Einziehung der Kirchensteuerrückstände er- 
folgt nach den Vorschriften über die Zwangsvollstreckung wegen 
Geldleistungen in Verwaltungssachen. 


8 3. 

Ueber Gesuche um ganzen oder teilweisen Erlaß der Kirchen- 
steuer entscheidet die Kirchengemeindevertretung. Doch kann ın 
der Kirchensteuerordnung mit Zustimmung der Kirchgemeinde- 
vertretung die Erlaßbefugnis dem hierfür in der bürgerlichen 
(iemeinde zuständigen Organe übertragen werden. 


IV. Abschnitt. 
Nachzablungsverfahren, Verjährung und Strafbestimmungen. 


$ 32. 

Die Vorschriften des Gemeindesteuergesetzes über das Nach- 
zahlungsverfahren und die Verjährung in $$ 73, 74, 75a und 76, 
sowie die Strafbestimmungen desselben Gesetzes in $$ 77 bis 82 
gelten auch für die Kirchensteuern entsprechend mit der Maßgabe. 
daß Geldstrafen, die wegen Hinterziehung solcher Steuern von 
(semeindebehörden endgültig festgesetzt worden sind, in die Kas:e 
der Kirchgemeinde fließen. 


V. Abschnitt. 
Schluß- und Uebergangsbestimmungen. 


S 33. 

1. Für die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden bildet 
im Sinne dieses Gesetzes: 

a) die Kirchgemeindevertretung der Kirchenvorstand. 

b) die Kirchenaufsichtsbehörde die Kircheninspektion, in der 
Oberlausitz, jedoch mit Ausnahme der Vierstädte, für welche das 
Nähere durch Verordnung geregelt wird, die Kreishauptmannschaft 
Bautzen als Konsistorialbehörde, 

€) die oberste Kirchenbehörde das Evangelisch-lutherische 
Jandeskonsistorium. 
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2. Für die römisch-katholischen Kirchgemeinden erfolgt die 
entsprechende Feststellung durch Verordnung des Ministeriums des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts. 


S 34. 

Zur Gewährung von angemessenen Beihilfen an bedürftige 
evangelisch-lutherische Kirchgemeinden, die in ihrer Leistungs- 
fähigkeit durch die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Be- 
steuerung des Grundbesitzes zu Kirchenzwecken wesentlich be- 
einträchtigt werden, ıst dem Evangelisch-lutherischen Landeskon- 
sistorium zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes einmalig ein 
Kapital von 600 000 M. aus der Staatskasse zu überweisen. 


$ 35. 

1. Alle Rechte, die Andersgläubigen auf Mitbenutzung oder 
Mitverwaltung der kirchlichen Anstalten der Parochie bisher noch 
zustanden, insbesondere das Patronats- und Kollaturrecht, das 
Recht auf Kirchstuhlnutzung u. dergl., fallen weg, soweit nicht 
dieses Gesetz etwas anderes bestimmt. 

2. Das mit einem Grundstücke verbundene Privatpatronat- 
oder Kollaturreeht ruht, einschließlich der Ehrenrechte, solange 
der Eigentümer des Grundstücks nicht dem Bekenntnisse der 
Kirchengemeinde angehört. 

3. Soweit im Parochialbezirke für Andersgläubige ein beson- 
derer kirchlicher oder auch ein kommunaler Friedhof nicht vor- 
handen ist, ist das Begräbnis auf dem Parochialgottesacker nicht 
zu versagen. Die Erhebung einer erhöhten Gebühr für solche 
Fälle wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 

4. Die Rechte auf Mitbenutzung von Erbbegräbnissen werden 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt. 

8. In Kraft bleiben die auf Vereinbarung der Organe der 
verschiedenen Konfessionen beruhenden Festsetzungen über simul- 
tanen Gebrauch kirchlicher Anstalten (Kirchen, Gottesäcker). 

.6. Unter Andersgläubigen im Sinne dieses Paragraphen sind 
sowohl die nicht dem Bekenntnisse der Kirchgemeinde angehöri- 
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gen natürlichen Personen, wie solehe juristische Personen zu ver- 
stehen, die den religiösen Zwecken eines anderen Bekenntnisse: 
als des der Kirchgemeinde dienen. 


S 36. 


1. Die kirchlichen Bedürfnisse, soweit sie von der Kirchr« 
meinde zu tragen sind, dürfen durch Naturralleistungen mittel; 
Spann- oder Handdienste nicht aufgebracht werden. 

2. Die Verpflichtung zur Abentrichtung der auf dem öffert- 
lichen Rechte beruhenden Geldgefälle, die unter verschiedenen 
Bezeichnungen, wie Opfer- und Häuslergeld, Dezemgeld, Orgel- 
geld. Walpurgis- oder Michaelisgeld u. dergl. (vgl. Verordnung 
vom 26. Januar 1852 unter Nr. 3 bis 7, Ges.- u. Verordn.-Blatt 
S. 14), bisher noch erlıoben worden sind, fällt mit dem Inkratt- 
treten dieses Gesetzes weg. 

$ 37. 

Haben Besitzer von Rittergütern, die bis zum Erlasse «4. 
(Gesetzes vom 8. März 1838 frei von Kirchensteuern waren, ver 
möge einer früher gemachten Stiftung oder anderen freien Be 
willigung, ohne daß eine Gegenleistung dafür bedungen worden. 
regelmäßig Beiträge für Kirchenzwecke zu entrichten, so sind sie 
berechtigt, diese Beiträge bei demjenigen Teile der Steuern, der 
zu dem nämlichen Zwecke von ihnen erhoben wird, jedesmal ab- 
zurechnen. 


8 38. 

Aufgehoben werden nachgenannte Gesetze und mit ständı- 
scher Ermächtigung erlassene Verordnungen, soweit sie sich anf 
die Kirchensteuern beziehen und nicht bereits erledigt sind: 

a) das Gesetz, einige Bestimmungen über die Verpflichtung 
der Kirchen- und Schulgemeinden zur Aufbringung des für ihre 
Kirchen und Schulen erforderlichen Aufwandes betreffend, von 
8. März 1838 (Ges.- u. Verordn.-Blatt S. 266 f.); 

b) Erläuterungsgesetz dazu vom 21. März 1843 (Ges.- u. 
Verordn.-Blatt S. 18f.): 
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c) Abänderungs- und Erläuterungsgesetz vom 12. Dezember 
1855 (Ges.- u. Verordn.-Blatt S. 659 £.); 

d) 8$ 2 bis 7 des Gesetzes, die Publikation der Kirchenvor- 
stands- und Synodalordnung betreffend, vom 30. März 1868 (Ges.- 
u. Verordn.-Blatt S. 201 £.); 

e) Verordnung vom 24. Mai 1877 (Ges.- u. Verordn.-Blatt 
S. 228); 

f) Verordnung vom 7. Mai 1887 (Ges.- u. Verordn.-Blatt 
S. 72); 

g) Abschnitt IV des Gesetzes, einige durch die Reform der 
direkten Steuern bedingte Abänderungen gesetzlicher Vorschriften 
betreffend, vom 2. August 1878 (Ges.- u. Verordn.-Blatt S. 211 f.), 

sowie alle sonstigen mit den Vorschriften dieses Gesetzes 
im Widerspruche stehenden Bestimmungen. 


8 39. 

1. Das Steuerwesen der Kirchgemeinden ist mit den Vor- 
schriften des neuen Gesetzes bis zum Zeitpunkte von dessen In- 
krafttreten ($ 42) in Uebereinstimmung zu bringen und in eine 
Steuerordnung zusammenzufassen. 

2. Kommt die zuständige Gemeindevertretung dieser Verpflich- 
tung nicht nach, so kann die Kirchenaufsichtsbehörde unter Frist- 
setzung die Regelung anordnen und sie nach erfolglosem Ablaufe 
der Frist oder Erschöpfung des Rechtsmittelweges selbst mit ver- 
bindlicher Kraft vornehmen. 

3. Gegen die auf Grund des vorigen Absatzes ergehenden 
Verfügungen der Kirchenaufsichtsbehörde ist Rekurs an die oberste 
Kircbenbehörde zulässig, die endgültig entscheidet. 

4. Die Verfügung der Kirchenaufsichtsbehörde ist wieder auf- 
zuheben, wenn die Gemeindevertretung nachträglich ihren Ver- 
pfliehtungen nachkommt. 


S 40. 
Der nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zulässige Rekurs 
ist nur gültig, wenn innerhalb zwei Wochen nach Eröffnung der 


390 Aktenstücke. 


Entscheidung, gegen Jdie er sich richtet, schriftlich entweder bei 
der Rekursbehörde oder derjenigen Behörde angebracht wird, deren 
Entscheidung angefochten wird. 


8 41. 
In besonderen Fällen kann das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts auf Befürwortung der obersten Kirchen- 
behörde Ausnahmen von Vorschriften dieses Gesetzes bewilligen. 


$ 42. 

1. Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird das Ministerium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts beauftragt. 

2. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1915 in Kraft. 
Wegen Einführung des Gesetzes in der Oberlausitz ergeht be- 
sondere Bekanntmachung. 

Diese „Bekanntmachung“ lautet: 

Verordnung zur Einführung des Kirchensteuergesetzes vom 11. Juli 
1913 in der Oberlausitz. Vom 12. Juli 1913. 

Mit Zustimmung der Provinzialstände der Oberlausitz wir 
folgendes verordnet: 

1. Das Kirchensteuergesetz vom 11. Juli 1913 gelangt mit 
dem 1. Januar 1915 auch in der Oberlausitz zur Einführung. 

2. Kirchenaufsichtsbehörde für die evangelisch-lutherischen 
Kirchgemeinden in den Vierstädten nach & 33, 1b des Kirchen- 
steuergesetzes ist die gemäß der Verordnung des evangelisch- 
lutherischen Landeskonsistoriums vom 7. Juli 1913 gebildete 
Kircheninspektion. 

3. Für die römisch-katholischen Kirchgemeinden der Ober- 
lausitz, sowie von Schirgiswalde bilden im Sinne des Kırchen- 
steuergesetzes (vgl. $ 33): 

a) die Kirchgemeindevertretung die nach dem Provinzial- 
statute vom 26. Mai 1852 (Ges.- u. Verordn.-Blatt S. 97) geord- 
nete Vertretung dieser Kirchgemeinden ; 

- b) die Kirchenaufsichtsbehörde das Domstiftliche Konsistorium 
St. Petri zu Bautzen; 
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c) die oberste Kirchenbehörde das Vikariatsgericht zu Dresden. 
Dresden, den 12. Juli 1913. 
Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 


Il. InWürttemberg sind 1913 die beiden theologischen 
Prüfungen neu geregelt worden. Es erging 

1. Die Verfügung des Ministeriums des Kirchen- und Schul- 
wesens, betr. die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung. 
(Prüfungsordnung I) Vom 3. April 1913. 

Für die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung wird 
mit Allerhöchster Genehmigung Seiner. Königlichen Majestät vom 
1. April 1913 im Einverständnis mit dem Evangelischen Konsi- 
storium nachstehendes verfügt. 


8 1. 
Die erste Dienstprüfung wird in der Regel zweimal im Jahr 
vorgenommen. 


8 2. 

Die Prüfung findet am Sitz der Landesuniversität statt. Dem 
Prüfungsausschuß gehören an der Vertreter des Evangelischen 
Konsistoriums, die Mitglieder der evangelisch-theologischen Fa- 
kultät, der Ephorus des evangelisch-theologischen Seminars in 
Tübingen, auch wenn er nicht Mitglied der Fakultät ist. Die 
Oberkirchenbehörde kann ein weiteres ihrer Mitglieder in den 
Ausschuß abordnen. Den Vorsitz führen das dienstälteste Fakul- 
tätsmitglied und der Vertreter des Konsistoriums gemeinsam. 
Stellvertreter für verhinderte, nicht der Oberkirchenbehörde ange- 
hörige Mitglieder des Ausschusses bestellt das Konsistorium im 
Benehmen mit dem Ausschuß oder dessen Vorsitzendem. 


83. 
(1) Der Meldung zur Prüfung sind beizulegen: 
1. eine Darlegung der persönlichen Verhältnisse des Kandi- 
daten und seiner Eltern, sowie des Lebens- und Bildungsgangs 
des Kandidaten; | 
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2. ein Auszug aus dem Geburtsregister und ein Taufschein: 

3. der Nachweis der deutschen Reichsangehörigkeit, wenn 
der Kandidat nicht dem niederen oder höheren Seminar angehört 
hat; 

4. das Reifezeugnis eines deutschen Gymnasiums oder ein 
gleichstehendes Zeugnis (vgl. $ 14 der Min.-Verf., betr. die Reife- 
prüfung an den neunklassigen höheren Schulen für die männliche 
Jugend, vom 16. Mai 1911, Reg.-Bl. S. 168); wenn das Reife- 
zeugnis kein Zeugnis im Hebräischen enthält, der Nachweis der 
Erstehung der hebräischen Nachprüfung ; 

5. der Naclıweis eines mindestens dreijährigen Studiums der 
evangelischen Theologie auf einer deutschen Universität: das 
Studium an einer evangelisch-theologischen Fakultät einer Uni- 
versität im deutschen Sprachgebiet außerhalb des deutschen Reiches 
kann hierbei dem Studium an einer reichsdeutschen Universität 
gleichgestellt werden; die Semester des einjährigen Militärdienste: 
werden für die Mindestdauer des Studiums nicht mitgerechnet: 
mindestens drei theologische Semester müssen an der Landesuni- 
versität verbracht sein; zwischen dem Abgang von der Universität 
und der Meldung zur Prüfung sollen nicht mehr als zwei Jahre 
liegen: 

6. das Abgangszeugnis des akademischen Rektoramts; wenn 
der Kandidat zur Zeit der Meldung von der Landesuniversität al 
cegangen ist, ein Leumundszeugnis der Gemeindebehörde des Ge- 
burtsorts, wenn innerhalb Württembergs gelegen, andernfalls des 
Aufenthaltsorts; 

7. eine von einer Behörde beglaubigte Darlegung der Militär- 
verhältnisse des Kandidaten. 

(2) Bei den Kandidaten, die Zöglinge des evangelisch-theo- 
logischen Seminars sind, legt der Ephorus die ärztlichen Unter- 
suchungsbogen dem Konsistorium vor; bei anderen Kandidaten 
kann das Konsistorium die Untersuchung der Gesundheitsverhält- 
nisse durch einen von ihm bezeichneten Sachverständigen veran- 


lassen (vgl. $ 4 Abs. 2) 
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(3) Von den Erfordernissen in Abs. 1 Nr. 4 und 5 kann beim 
Vorliegen besonderer Verhältnisse auf Antrag des Konsistoriums 
Befreiung durch das Ministerium eintreten. 


8 4. 

1. Das Evangelische Konsistorium entscheidet über die Zu- 
lassung und lädt die zugelassenen Kandidaten vor. 

2. Wegen unwürdigen Verhaltens kann einem Kandidaten die 
Zulassung versagt werden. Auch setzt die Zulassung voraus, daß 
der Kandidat nicht aus besonderen Gründen, wozu unter Umstän- 
den auch ein für die Ausübung des Amtes hinderliches Gebrechen 
und körperliche Entstellung zu rechnen sind, ungeeignet erscheint, 
im Kirchendienst verwendet zu werden. 

3. Den Kandidaten, die nicht zugelassen sind, wird der Grund 
der Abweisung mitgeteilt. 

$ 5. 

1. Die Prüfung zerfällt in einen wissenschaftlichen und einen 
praktischen Teil. 

2. Die wissenschaftliche Prüfung umfaßt folgende Prüfungs- 
fächer: 

1. Altes Testament, 
2. Neues Testament, 
. Kirchen- und Dogmengeschichte, 
4. Dogmatik und Symbolik, 
5. Ethik; 
sie ist teils schriftlich, teils mündlich. 

3. Die praktische Prüfung besteht in der Ablegung einer 
Predigt und einer Katechese. 

4. Die Predigten und Katechesen sind öffentlich, die übrigen 
Teile der Prüfung nicht. 


e) 


S 6. 

Kandidaten, die unerlaubte Hilfsmittel in den Prüfungsraum 
mitbringen oder eine sonstige Täuschung versuchen oder anderen 
hiezu behilflich sind, werden, wenn dies im Verlauf der Prüfung 
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entdeckt wird, durch den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
von der Prüfung ausgeschlossen. Erfolgt die Entdeckung erst 
später, so wird dem Kandidaten kein Prüfungszeugnis ausgestellt 
oder das schon ausgestellte Zeugnis zurückgezogen. 

87 

1. Wer ohne triftige Entschuldigung zur Prüfung nicht er- 
scheint oder sie ohne solche Entschuldigung vor ihrem Abschluß 
verläßt, wird erst nach einem Jahr wieder zugelassen. Ist ein 
Kandidat mehrmals, wenn auch mit Entschuldigung, bei der Prü- 
fung ausgeblieben oder vor ihrem Ende zurückgetreten, so kann 
ihm die fernere Zulassung versagt werden. 

2. Wer bei der Prüfung nicht für befähigt erklärt oder auf 
Grund des $ 6 von ihr ausgeschlossen oder des Zeugnisses ver- 
lustig erklärt worden ist, kann auf ein Jahr von der Wieder- 
holung der Prüfung ausgeschlossen werden. 

8. Tritt bei erneuter Zulassung einer der in Abs. 2 genanı- 
ten Fälle ein, so wird der Kandidat nicht weiter zugelassen. 

58. 

l. Die Kandidaten, die die Prüfung bestanden haben, erhal- 
ten ein Zeugnis, worin ihre Leistungen im ganzen und in den 
einzelnen Fächern nach den Stufen 

I, vorzüglich, 
Ila, recht gut, 
IIb, gut, 
llla, befriedigend, 
Illb, genügend 
bezeichnet werllen. 

2. Ihre Namen werden amtlich veröffentlicht. 

3. Eine bestandene Prüfung zur Erlangung eines besseren 
Zeugnisses zu wiederholen, ist nicht zulässig. 

| s 9. 

Hinsichtlich des Eintritts der Kandidaten, die die Prüfung 
bestanden haben, in den unständigen Kirchendienst trifft das Kon- 
sistorium Verfügung. 
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8 10. 

Die staatliche Zulassung zu einem württembergischen Kirchen- 
amt ist durch die Erstehung der ersten Dienstprüfung bedingt; 
von dieser Bestimmung kann das Ministerium auf Antrag des 
Konsistoriums Befreiung erteilen. 


8 11. 

l. Die Ausführungsbestimmungen zu dieser Prüfungsordnung 
werden mit Genehmigung des Ministeriums von dem Konsistorium 
erlassen. 

2. Nach vorstehenden Bestimmungen wird die erste Dienst- 
prüfung erstmals im Sommer 1913 abgehalten. 

3. Die bisherigen Bestimmungen über die evangelisch-theo- 


.. logischen Dienstprüfungen 


(Verordnung über die Dienstprüfungen der evangelischen 
Kirchendiener vom 21. Januar/21. Februar 1829, Reg.-Bl. 
S. 113, Instruktion für die mit der Kandidatenprüfung be- 
auftragte Prüfungskommission vom 14. August 1829, Reg.- 
Bl. S. 332, Min.-Verf., betr. die Anstellungsprüfung vom 
28. März 1831, Reg.-Bl. S. 176, Min.-Verf., betreffend die 
erste evangelisch-theologische Dienstprüfung vom 11. März 
1907, Reg.-Bl. S. 132) 
treten mit der Einführung dieser Prüfungsordnung sowie der von 
dem Evangelischen Konsistorium erlassenen Ordnung, betreffend 
die zweite evangelisch-theologische Dienstprüfung (zu vgl. Erlaß 
des Konsistoriums vom 3. April 1913, Kons.-Abl. XVI S. 281), 
außer Kraft. 
2. Die zweite theologische Prüfung wird geregelt durch den 


Konsistorialerlaß, betr. die zweite evangelisch-theologische Dienst- 
prüfung (Prüfungsordnung Il). Vom 3. April 1913. 


Mit allerhöchster Ermächtigung Seiner Königlichen Majestät 
vom 1. April 1913 wird hinsichtlich der zweiten evangelisch- 
theologischen Dienstprüfung nachstehendes verfügt. 

26 * 
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Sl. 
Die Erstehung der zweiten Dienstprüfung bildet die Voraus 
setzung der Anstellung im ständigen Kirchendienst. 


82. 

1. Die Prüfung wird in der Regel einmal im Jahr vorge 
nommen; sie findet in Stuttgart statt. 

2. Der Prüfungsausschuß besteht aus den theologischen Mit- 
gliedern des Konsistoriums und den von diesem nach Bedürfnis 
weiter zugezogenen Theologen. Für einzelne Teile der Prüfung 
können besondere Sachverständige berufen werden, welche bei 
der Feststellung der betreffenden Zeugnisse stimmberechtigt mit- 
wirken. Den Vorsitz führt das vom Konsistorium beauftragte 
Mitglied des Konsistoriums. 


838. 

(1) Zur zweiten Dienstprüfung können diejenigen Kandidaten 
zugelassen werden, die 

1. mindestens zwei Jahre vor Beginn der zweiten die erst: 
Dienstprüfung bestanden, 

2. einen Fortbildungskurs für Predigtamtskandidaten gemäß 
der dafür bestehenden Einrichtung mitgemacht und 

3. mindestens eineinhalb Jabre in unständiger Verwenduns 
befriedigende Dienste getan haben. Die Zeit des Fortbildungs- 
kurses wird hiebei eingerechnet. 

(2) Von der Forderung der Teilnahme an einem Fortbildungs- 
kurs kann von dem Konsistorium aus dienstlichen Gründen ab- 
gesehen werden. 

(3) Im übrigen gilt $ 4 der Verfügung des Ministeriums de 
Kirchen- und Schulwesens, betreffend die erste theologische Dienst- 
prüfung vom 3. April 1913 (Reg.-Bl. S. 121, Abl. XVIS. 277) 
— P. 0. I — auch für die zweite Dienstprüfung. 

84. 

1. Kandidaten einer anderen Landeskirche, die die erste Dienst- 

prüfung nach der Ordnung ihrer Heimat bestanden haben, können. 
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wenn dies das dienstliche Interesse wünschenswert macht, zur 
zweiten Dienstprüfung in Württemberg zugelassen werden, wenn 
sie einen Bildungsgrad nachweisen, der als Ersatz für das in $ 3 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 der PO. I Vorgeschriebene gelten kann. Vor 
der Zulassung haben sie mindestens ein halbes Jahr sich als Lehr- 
vikar in Württemberg verwenden zu lassen. Außerdem gelten 
auch für sie die Bestimmungen in $ 3 Nr. 1 und 3. 

2. Ausnahmsweise können in anderer geeigneter Weise vor- 
gebildete Männer, deren Gewinnung für das geistliche Amt er- 
wünscht erscheint, z. B. ordinierte Missionare, die in längerem 
Missionsdienst sich das Zeugnis tüchtiger Leistungen erworben 
haben, auf Grund mindestens einjähriger Erprobung im württem- 
bergischen unständigen Kirchendienst zu der zweiten Dienstprüfung 
unter Befreiung von den Erfordernissen des $ 3 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 der PO. I zugelassen werden. 

3. Die Zulassung zur zweiten Dienstprüfung ohne Erstehung 
der ersten Dienstprüfung setzt voraus, daß das Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens Befreiung von der ersten Dienstprüfung 
erteilt hat. 

S 5. 

1. In den Meldungen haben die Kandidaten ihre persönlichen 
Verhältnisse darzulegen, sowie unter Anfügung etwaiger Belege 
die Erfüllung der Voraussetzungen der Zulassung ($ 3) nachzu- 
weisen. 

2. Kandidaten, welche auf Grund des $ 4 um Zulassung 
zur zweiten Dienstprüfung nachsuchen, haben, soweit es nicht 
bei ihrem Gesuch um Aufnabme in den württembergischen Kirchen- 
dienst schon geschehen ist, die in $ 3 der PO. I Nr. 1 bis 3, 6, 
? bezeichneten Schriftstücke vorzulegen. 

8 6. 

(1) Die Prüfung zerfällt in einen wissenschaftlichen und einen 
praktischen Teil. 

(2) Gegenstände der wissenschaftlichen Prüfung sind: 

1. Exegese und Theologie des Alten Testaments, 
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2. Exegese und Theologie des Neuen Testaments, 
3. Kirchen- und Dogmengeschichte, 
4. Dogmatık, 
9. Praktische Theologie, 
6. Kirchenrecht. 
(3) Fächer der praktischen Prüfung sind: 
1. Predigt, 
2. Katechese, 
3. Kirchenmusik. 

Von der Prüfung in Kirchenmusik werden Kandidaten, denen 
die musikalische Befähigung fehlt, befreit. Diese Befreiung kann 
auf begründeten Antrag auch schon vor der Zulassung zur zwei- 
ten Dienstprüfung erteilt werden. 

(4) In besonders gearteten Fällen kann die wissenschaftliche 
Prüfung ganz als mündliche vorgenommen und auf die nach dem 
Ermessen des Prüfungsausschusses erforderlichen Fächer beschränkt 
werden. 

57. 

8 6 und 8 der PO. I gelten auch für die zweite Dienstprü- 
fung. 

8 8. 

1. Ist ein Kandidat mehrmals, wenn auch mit Entschuldigung. 
bei der Prüfung ausgeblieben oder vor ihrem Ende zurückgetreten. 
so kann ihm die fernere Zulassung versagt werden. 

2. Wer bei der Prüfung nicht für befähigt erklärt oder ge- 
mäß $ 7 in Anwendung des $ 6 der PO. I von ihr ausgeschlossen 
oder des Zeugnisses verlustig erklärt worden ist, kann nur noch 
einmal zur Prüfung zugelassen werden. 

$ 9. 

Nach vorstehenden Bestimmungen wird die zweite Dienst- 

prüfung erstmals im Jahr 1915 abgehalten. 


(Schluß folgt.) 
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948 deutsche Juristen und aus der Justiz hervorgegangene Reichs- und 


Verwaltungsbeamte sind bis 28. November 1914 nach der 3. Verlustliste der 


Deutschen Juristen-Zeitung nach amtlichem Material im Kriege gefallen; 
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u. a. 6 Rechtslehrer, 212 Regierungs- und Verwaltungsbeamte, Richter, 
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178 Rechtsanwälte, 260 Assessoren, 292 Referendare usw. 
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ltungen der Juristen-Zeitung überlassenen Material, zeigt, wie 


der Krieg gerade unter den Juristen reiche Ernte hält. 
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